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0. Vorbericht 

0.1 Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt 
Detmold  

0.1.1 Managementübersicht 

Als Ergebnis der überörtlichen Prüfung der Stadt Detmold stellt die gpaNRW nachfolgend die 

Haushaltssituation sowie die wesentlichen Handlungsmöglichkeiten der einzelnen Handlungs-

felder dar. 

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Die überörtliche Prüfung der gpaNRW erfolgte zum Zeitpunkt der Corona-Pandemie. Die ver-

hängten Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie haben Auswirkungen auf zahlreiche Le-

bens- und Gesellschaftsbereiche und auch auf die Kommunen. Sie belastet die kommunalen 

Haushalte und beeinflusst unter anderem auch die Arbeit der in dieser überörtlichen Prüfung 

betrachteten Jugendämter und Bauaufsichten. Soweit möglich, haben wir diese Auswirkungen 

in den Teilberichten thematisiert. 

Die Haushaltssituation hat sich seit der letzten überörtlichen Prüfung verbessert. Die Stadt 

Detmold erzielte in den Jahren 2016 bis 2020 positive Jahresergebnisse. Mit den Jahresüber-

schüssen hat die Stadt das Eigenkapitel gestärkt und eine Ausgleichsrücklage in Höhe von rund 

20,4 Mio. Euro aufgebaut. Dadurch konnte die Stadt Detmold einen Puffer für zukünftige nega-

tive Jahresergebnisse schaffen.  

So weist der aktuelle Haushaltsplan für 2022 und 2025 zwar geringfügige Überschüsse aus. Für 

2023 und 2024 plant Detmold jedoch mit Haushaltsdefiziten. Alle Plan-Ergebnisse enthalten au-

ßerordentliche Erträge zur Isolierung der Pandemie-bedingten Haushaltsbelastungen. Ohne 

diese rein buchungstechnischen Erträge würden in allen Planjahren negative Jahresergebnisse 

anfallen. Zusätzlich unterliegen die Plan-Daten allgemeinen Risiken, die sich unter anderem 

aus der zukünftigen Entwicklung der Pandemie und der Konjunktur ergeben. 

Die Eigenkapitalausstattung der Stadt Detmold ist trotz der Jahresüberschüsse der vergange-

nen Jahre weiterhin vergleichsweise niedrig. Positiv ist jedoch, dass die Gesamtverbindlichkei-

ten niedriger sind als der mittlere Wert der großen kreisangehörigen Kommunen.  

Die Altersstruktur der Gebäude und Straßen ist ausgewogen. Insoweit ist zurzeit kein Risiko 

stark steigender Reinvestitions- und Finanzierungsbedarfe mit entsprechenden Auswirkungen 

auf die Verschuldung erkennbar. 

Zum einen ist die erfreuliche Entwicklung der Haushaltssituation Ergebnis der umgesetzten 

Konsolidierungsmaßnahmen der Stadt Detmold. Zum anderen hat die bis zum Beginn der Pan-
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demie gute konjunkturelle Entwicklung mit steigenden Steuererträgen hierzu beigetragen. An-

gesichts der teilweise negativen Plan-Ergebnisse der kommenden Jahre und der Risiken sollte 

die Stadt Detmold die Haushaltskonsolidierung fortführen. 

Die Stadt Detmold hat ein gut aufgestelltes Finanzcontrolling und Berichtswesen. Dadurch 

verfügen Verwaltung und Politik unterjährig über wesentliche Informationen zur Haushaltsbe-

wirtschaftung und -steuerung. 

Bei der Stadt Detmold werden Haushaltsermächtigungen im konsumtiven und im investiven 

Bereich generell nicht ins Folgejahr übertragen, sondern im Bedarfsfall neu veranschlagt. Dies 

fördert die Transparenz in der Haushaltsplanung. Die Planansätze für investive Auszahlungen 

werden im Durchschnitt nur zu etwas mehr als 50 Prozent in Anspruch genommen. Wir empfeh-

len möglichst nur Investitionsmaßnahmen in den Haushaltsplan aufzunehmen, deren Umset-

zung im Planjahr realistisch möglich ist. 

Fördermittel können die Haushaltskonsolidierung erheblich unterstützen. Die Stadt Detmold 

sollte strategische Regelungen zum Umgang mit Fördermitteln und deren Akquise treffen. Wir 

empfehlen zudem eine zentrale Datei oder Datenbank einzurichten, um jederzeit einen umfas-

senden Überblick über die Förderprojekte zu gewährleisten. Die Stadt sollte zudem ein Förder-

mittelcontrolling und –berichtswesen einrichten. Dadurch könnte sie u.a. das Risiko verringern, 

Fördergelder zurückzahlen zu müssen. 

Die Hilfen zur Erziehung haben bei den Kommunen einen großen Anteil am Haushalt. Die Auf-

wendungen der Stadt Detmold für Hilfen zur Erziehung je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre 

liegen etwas über dem mittleren Wert der Vergleichskommunen. Das liegt zum einen an einer 

hohen Falldichte. Zum anderen sind die Aufwendungen je Hilfefall überdurchschnittlich. Das 

hängt mit vergleichsweise hohen Aufwendungen für stationäre Hilfen je Hilfefall zusammen. 

Hier wirkt sich nach Aussagen des Jugendamtes unter anderem aus, dass die bedarfsgerechte 

Unterbringung von Kindern und Jugendlichen in Heimerziehung zunehmend schwieriger wird. 

Bei den ambulanten Hilfen gehört Detmold dagegen zu dem Viertel der Kommunen mit den 

niedrigsten Aufwendungen je Hilfefall. 

Belastend wirkt sich zudem der vergleichsweise geringe Anteil ambulanter Hilfefälle im Verhält-

nis zu den stationären Fällen aus. Aufwendungen für stationäre Hilfefälle sind grundsätzlich hö-

her als für ambulante Hilfefälle.  

Innerhalb der stationären Hilfen stellt die Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII die günstigste Form 

der Hilfe dar. Der in Detmold niedrige Anteil der Fälle Vollzeitpflege an den stationären Fällen 

insgesamt führt deshalb zu tendenziell höheren Aufwendungen je Hilfefall. 

Die Steuerung der Hilfen zur Erziehung ist in Detmold bereits gut aufgestellt. Wir empfehlen der 

Stadt Detmold, das Finanzcontrolling durch zusätzliche Kennzahlen weiter auszubauen. Denk-

bar sind unter anderem Kennzahlen zu den Aufwendungen je Hilfefall in den einzelnen Hilfear-

ten, zum Anteil der ambulanten Hilfefälle und zur Vollzeitpflegequote. 

Das Jugendamt hat bereits ein fallübergreifendes Fachcontrolling eingerichtet. Dieses soll zu-

künftig zur Weiterentwicklung und Sicherung der Qualitätsstandards beitragen. Das Jugendamt 

sollte das Fachcontrolling auch nutzen, um die zum Teil stark gestiegenen Aufwendungen je 

Hilfefall bei einzelnen Hilfearten zu untersuchen. 
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Das Hilfeplanverfahren folgt vorgegebenen Standards. Die vorhandenen Prozessbeschreibun-

gen bieten eine gute Grundlage für eine qualifizierte und einheitliche Sachbearbeitung. Wir 

empfehlen der Stadt Detmold, die Prozesse wie geplant noch differenzierter zu beschreiben 

und die Qualitätsstandards laufend weiterzuentwickeln.  

Die Stadt Detmold bezieht die Wirtschaftliche Jugendhilfe früh und umfassend in das Hilfeplan-

verfahren ein. Das sichert einen reibungslosen Ablauf bei der Leistungsgewährung und Refi-

nanzierung. Das Jugendamt sollte zusätzlich für die Prozesse in der Wirtschaftlichen Jugend-

hilfe schriftliche Verfahrensstandards entwickeln.  

Die Stadt Detmold hat in den Jahren 2016/2017 eine Zustandserfassung und –bewertung ihrer 
Verkehrsflächen durchführen lassen. Danach zeigt sich ein ausgewogenes Bild: Mehr als die 

Hälfte der Straßen befindet sich in einem mittleren, guten oder sehr guten Zustand.  

Die Unterhaltungsaufwendungen liegen unterhalb der für eine wirtschaftliche Unterhaltung emp-

fohlenen Richtwerte. Zudem waren die Reinvestitionen in das Straßenvermögen in den vergan-

genen Jahren insgesamt niedriger als die Abschreibungen. Die Straßenzustände zeigen jedoch, 

dass die Unterhaltungsaufwendungen und Reinvestitionen bisher ausgereicht haben, die Stra-

ßen angemessen zu erhalten. 

Dauerhaft können durch niedrige Reinvestitionen und zu geringe Unterhaltungsaufwendungen 

jedoch Risiken für den Erhalt der Verkehrsflächen entstehen. Die Stadt Detmold sollte dieses im 

Blick behalten.  

Die Stadt Detmold hat bereits die wesentlichen Grundlagen für die Steuerung der Verkehrsflä-

chenflächenerhaltung geschaffen. Wir empfehlen hierauf ein strategisches und langfristig aus-

gerichtetes Erhaltungskonzept aufzubauen. So würde eine Differenzierung nach Straßenarten 

und den verschiedenen Erhaltungsmaßnahmen eine genauere Analyse und einen zielgerichte-

ten Einsatz der zur Verfügung stehenden Mittel ermöglichen.  

Wesentliche Voraussetzung hierfür ist die in Detmold bereits vorhandene Straßendatenbank. 

Wir empfehlen der Stadt, die Kosten für die Erhaltung der Straßen und die Daten aus dem Stra-

ßenbauprogramm in die Datenbank zu integrieren.  

In der Bauaufsicht der Stadt Detmold sind die Gesamtlaufzeiten der einfachen und der norma-

len Baugenehmigungsverfahren kürzer als bei vielen Vergleichskommunen. Häufig verwendet 

die Stadt für die Vervollständigung der Antragsunterlagen mehr Zeit auf als für die eigentliche 

Genehmigungsprüfung. Eine vollständige digitale Bearbeitung könnte die Verfahren weiter be-

schleunigen. 

Die Bauaufsicht der Stadt Detmold bearbeitet die Bauanträge noch mittels der Papierakte. Die 

Stadt beabsichtigt eine neue Fachsoftware einzuführen, die auch die Annahme von digitalen 

Bauanträgen zulässt. Damit soll das Genehmigungsverfahren vollständig digital abgewickelt 

werden. So können beispielsweise Beteiligungsverfahren gleichzeitig und sternförmig durchge-

führt werden. Die Archivierung der Bauakten und ein späterer Zugriff werden erheblich erleich-

tert. 

Digitalisierte und beschleunigte Verfahren könnten zudem die Sachbearbeitung entlasten. Die 

Bauaufsicht der Stadt Detmold hat im Vergleich der großen kreisangehörigen Kommunen ein 
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hohes Fallaufkommen je Vollzeit-Stelle. Die Anzahl der unerledigten Fälle hat in den Jahren 

2019 und 2020 zugenommen. 

Wir empfehlen der Stadt Detmold, die Entscheidungsprozesse durch Checklisten und Arbeitshil-

fen zu unterstützen, um einheitliche und rechtssichere Genehmigungsprozesse zu gewährleis-

ten. Die bereits vorhandenen Checklisten können dazu als Grundlage dienen. Die einzelnen Ar-

beitsschritte sollten in die eingesetzte Fachsoftware integriert werden.  

Die Stadt Detmold hat eine zentrale Bauberatungsstelle eingerichtet, die mit vergleichsweise 

geringem Personaleinsatz eine umfassende Beratung der Bauwilligen bietet. Dieses gute Infor-

mationsangebot trägt zu einer geringen Zahl zurückgenommener Bauanträge bei. 

Die Kosten für die Informationstechnik (IT) sind in Detmold vergleichsweise hoch. Der Anteil 

der Personalkosten ist gering, die Sachkosten dagegen sind hoch. Zu den Sachkosten gehören 

insbesondere die Kosten für das Kommunale Rechenzentrum als IT-Dienstleister. Dem hohen 

Ressourceneinsatz der Stadt Detmold steht jedoch auch ein großer Nutzen durch die IT gegen-

über. So ist die Stadt Detmold zum Beispiel bei der IT-Sicherheit gut aufgestellt. 

Aktuell führt die Stadt Detmold ein verwaltungsweites Dokumentenmanagementsystem (DMS) 

ein. Darauf aufbauend kann sie zukünftig die Digitalisierung ihrer Prozesse weiter vorantreiben. 

So ermöglicht zum Beispiel ein neues Finanzverfahren einen technisch weiterentwickelten, effi-

zienteren Rechnungsworkflow. 

Auch das Prozessmanagement der Stadt Detmold bietet eine gute Grundlage für eine zuneh-

mende Digitalisierung. Wir empfehlen der Stadt Detmold, dem weiteren Aufbau des Prozessma-

nagements eine hohe Priorität einzuräumen. 

Die örtliche Rechnungsprüfung bietet die Chance, über Beratungen und interne Prüfungen zu 

einer sicheren, sachgerechten und wirtschaftlichen IT-Bereitstellung beizutragen. Bei der digita-

len Transformation ihrer Verwaltung sollte die Stadt Detmold berücksichtigen, dass prüfungsre-

levante Datensätze für die örtliche Rechnungsprüfung digital verfügbar sind und über Fachver-

fahren ausgewertet werden können. 

Die Stadt Detmold hat einen sehr guten systematischen Steuerungsprozess für die IT-Ausstat-

tung ihrer Schulen implementiert und erreicht damit im interkommunalen Vergleich eine sehr 

gute Positionierung. 

0.2 Ausgangslage der Stadt Detmold 

0.2.1 Strukturelle Situation 

Das folgende Balkendiagramm zeigt die strukturellen Rahmenbedingungen der Stadt Detmold. 

Diese prägen die Ausgangslage der Kommune. Die Strukturmerkmale ermitteln wir aus allge-

mein zugänglichen Datenquellen1. Das Diagramm enthält als Y-Achse den Median der Kommu-

nen im jeweiligen Prüfsegment, hier der großen kreisangehörigen Kommunen. Eine Ausnahme 

 

1 IT.NRW, Bertelsmann-Stiftung, Gesellschaft für Konsumforschung (GfK) 
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bildet das Merkmal Bevölkerungsentwicklung. Hier ist der Indexwert der heutige Bevölkerungs-

stand der abgebildeten Kommune. 

Strukturmerkmale der Stadt Detmold 2020 

 

Die strukturellen Rahmenbedingungen der Stadt Detmold haben sich gegenüber der überörtli-

chen Prüfung im Jahr 2016 nicht wesentlich verändert. Sie wirken sich sowohl entlastend als 

auch belastend aus: 

Detmold hat rund 74.100 Einwohner (Stand 31.12.2020). Nach den derzeitigen Prognosen wird 

die Bevölkerung bis 2040 zwar leicht sinken. Die tatsächliche Entwicklung könnte jedoch positi-

ver verlaufen. So ist die Einwohnerzahl in den vergangenen sechs Jahren um rund 500 gestie-

gen. Zudem hat Detmold unter den 35 großen kreisangehörigen Kommunen nahezu den höchs-

ten Anteil von Einwohnern unter 21 Jahren. Der Anteil der über 65-Jährigen liegt im mittleren 

Bereich.  

Die Indikatoren zur Wirtschaftskraft zeigen ein unauffälliges Bild. Sowohl das Bruttoinlandspro-

dukt je Erwerbstätigen als auch die Kaufkraft je Einwohner bewegen sich im Bereich der Mittel-

werte der großen kreisangehörigen Kommunen. 

Mit der überdurchschnittlichen SGB II-Quote gehen jedoch Herausforderungen in verschiede-

nen Leistungsbereichen und Belastungen für den städtischen Haushalt einher. 

Bei den allgemeinen Deckungsmitteln als finanzielle Grundausstattung sind keine besonderen 

Belastungen oder Entlastungen gegenüber den Vergleichskommunen erkennbar. Die Erträge 

der Stadt Detmold aus Steuern und dem Finanzausgleich bewegen sich nah am Mittelwert. 
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0.2.2 Umgang mit Feststellungen und Handlungsempfehlungen aus 
vergangenen Prüfungen 

Die gpaNRW stellte die Ergebnisse der letzten überörtlichen Prüfung im März 2017 in einer ge-

meinsamen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses und des Rechnungsprüfungsaus-

schusses vor. Die jeweils zuständigen Verwaltungsbereiche befassten sich anschließend mit 

den Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW und gaben hierzu Stellungnahmen ab. Die 

Stellungnahmen wurden dem Rechnungsprüfungsausschuss und dem Rat zugeleitet. Die Stadt 

Detmold bezog die Feststellungen und Empfehlungen in die Haushaltsberatungen ein und be-

handelte verschiedene Punkte in den Fachausschüssen. 

Umgesetzt hat die Stadt unter anderem Empfehlungen zu den Gebührenkalkulationen im Fried-

hofswesen und zur Unterhaltung und Pflege des Straßenbegleitgrüns. 

0.3 Interkommunale Zusammenarbeit 

Im strategisch bedeutsamen Handlungsfeld „Interkommunale Zusammenarbeit (IKZ)“ erhebt die 

gpaNRW landesweit die interkommunalen Aktivitäten im gesamten Segment der großen kreis-

angehörigen Kommunen. IKZ bietet sich z. B. für eine wirtschaftlichere Aufgabenerfüllung durch 

Nutzung von Synergieeffekten und Größenvorteilen an. Vor allem aber der demografische Wan-

del und der damit einhergehende Fachkräftemangel werden dazu führen, dass die Aufgabener-

füllung zumindest teilweise nur mithilfe von IKZ gesichert werden kann. Unsere Zielsetzung ist 

es daher, das Bewusstsein und das Interesse für vorhandene und denkbare Möglichkeiten der 

IKZ zu stärken. Zudem wollen wir zusätzliche Impulse für einen erfolgreichen Ausbau der örtli-

chen IKZ-Aktivitäten geben. 

Über einen Online-Fragebogen sowie ein standardisiertes, ergänzendes Interview sammeln wir 

die örtlichen Erfahrungen und Praxisbeispiele. Die gpaNRW wertet die Informationen aus und 

bereitet sie auf. Wenn alle Rückmeldungen vorliegen, fassen wir die Ergebnisse in einem Ab-

schlussbericht zusammen. Wir werden zum Ende der Prüfungsrunde für das gesamte Segment 

der großen kreisangehörigen Kommunen landesweit darstellen, wo die Aufgabenschwerpunkte 

liegen und wo wir noch Perspektiven und Entwicklungsmöglichkeiten im Bereich der interkom-

munalen Zusammenarbeit sehen.  

Unabhängig hiervon geben wir bereits zum aktuellen Zeitpunkt der Prüfung der Stadt Detmold 

nachfolgend einen ersten, vorläufigen Überblick über die bisher gewonnenen Erkenntnisse und 

leiten daraus ggf. weitere Handlungsmöglichkeiten und/ oder -perspektiven ab.  

0.3.1 IKZ - Zwischenergebnisse  

Bisher haben wir 24 Kommunen geprüft und stellen nachfolgend die Zwischenergebnisse der 

Bestandsaufnahme dar. In unseren Auswertungen sind die Rückmeldungen der Kommunen als 

Prozentanteile dargestellt. Zu beachten ist, dass mögliche Mehrfachnennungen in einigen der 

nachfolgenden Grafiken zu einem höheren Wert als 100 Prozent führen.  
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0.3.1.1 Aktuelle Aufgabenfelder bereits umgesetzter IKZ-Projekte 

Der nachfolgenden prozentualen Auswertung liegen als Basis die Rückmeldungen der bislang 

befragten Kommunen zu den Aufgabenfeldern, in denen aktuell bereits IKZ-Projekte umgesetzt 

worden sind, zugrunde. 

Aktuelle Aufgabenfelder IKZ 2021 

 

Die befragten Städte setzen IKZ-Projekte sowohl zu internen Querschnitts- als auch Fachthe-

men um. Dabei dominieren interkommunale Kooperationen in den Aufgabengebieten IT und E-
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Government sowie im Bereich Kultur und Wissenschaft. Neben formell vereinbarten Grundla-

gen zur dauerhaften gemeinsamen Aufgabenerfüllung bilden auch einzelne, teils zeitlich befris-

tete Projekte, die Basis einer Kooperation. 

Eher untergeordnete Bedeutung haben nach den bisherigen Auswertungen gemeinschaftliche 

Aufgabenwahrnehmungen im Bereich der straßenverkehrsrechtlichen Aufgaben, des Bürger- 

und Telefonservices, der Postleistungen, der Straßen und des ÖPNV, den ausländerrechtlichen 

Angelegenheiten, im Sportbereich und in den Bereichen Bauhof und Standesamtsaufgaben. 

0.3.1.2 Aufgabenfelder künftig geplanter IKZ-Projekte 

Geplante Aufgabenfelder IKZ  

 

Auffällig ist, dass die großen kreisangehörigen Kommunen deutlich mehr Möglichkeiten der IKZ 

für die Zukunft sehen, als dies bei den mittleren kreisangehörigen Kommunen der Fall ist. Die 
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Ergebnisse der mittleren kreisangehörigen Kommunen hat die gpaNRW, im Rahmen ihrer Prü-

fungen, ebenfalls erhoben. 

Bei den geplanten Aufgabenfeldern sind die Bereiche Beschaffung und Vergabe sowie Feuer-

wehr und Rettungsdienst dominierend. Als weitere wesentliche Aufgabenfelder wurden die Be-

reiche Bauen, Wohnen, Denkmalschutz, Ver- und Entsorgung sowie Kultur und Wissenschaft 

genannt. 

Auch die Bereiche IT und E-Government werden weiterhin als wichtige mögliche Kooperations-

möglichkeiten eingestuft. Dies überrascht nicht, da mittlerweile doch alle Kommunen gefordert 

sind, die Digitalisierung ihrer Verwaltungen aktiv voranzutreiben. Diesbezüglicher Handlungsbe-

darf hat sich aktuell auch in der Pandemie-Situation offenbart. Da dies die einzelne Kommune 

oftmals vor große Herausforderungen stellt, sind vermehrt Bestrebungen, beispielsweise auch 

auf Kreisebene, wahrnehmbar, gemeinsame Lösungen zu entwickeln (z.B. gemeinsame, kreis-

weite E-Governmentstrategie). Auch im Bereich der internen Dienstleistungen eröffnet die Digi-

talisierung neue, ortsunabhängige Möglichkeiten zur interkommunalen Zusammenarbeit und 

zum schnellen Datenaustausch. Viele Kommunen sehen hier noch Effizienzpotenziale, gerade 

in Zeiten des zunehmenden Fachkräftemangels. Zu den meistgenannten Aufgaben gehören 

hier u.a. die Bereiche Beschaffung/ Vergabe, Personal, Finanzen, aber auch das Archivwesen. 

0.3.1.3 Kooperationspartner  

Die nachfolgende Grafik bildet die unterschiedlichen Konstellationen interkommunaler Partner-

schaften ab. Die Ergebnisse bzw. die prozentuale Verteilung basieren auf den Rückmeldungen 

der bislang befragten Kommunen.  

Kooperationspartner IKZ 2021 

 

Die großen kreisangehörigen Kommunen arbeiten weit überwiegend mit Partnern aus dem 

kreisangehörigen Raum und den Kreisen zusammen. Die Größenunterschiede scheinen hier 

nur eine untergeordnete Rolle zu spielen.  
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0.3.1.4 Rechtsformen  

Die Kommunen arbeiten im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit in unterschiedli-

chen Rechtsformen zusammen. Die nachfolgende Auswertung bzw. die prozentuale Verteilung 

basieren auf den Rückmeldungen zur Anzahl der bislang umgesetzten IKZ-Projekte bzw. der 

hierfür jeweils gewählten Rechtsformen2. 

Rechtsformen IKZ 2021 

 

Für etwa ein Drittel aller Kooperationen sind kommunale Arbeitsgemeinschaften gebildet wor-

den. Ein weiteres Drittel der interkommunalen Zusammenarbeit basiert auf öffentlich-rechtlichen 

Vereinbarungen. Zusammen mit der Gründung eines Zweckverbandes sind dies die rechtlichen 

Grundlagen für rund drei Viertel aller IKZ-Projekte. Mit diesen Rechtsformen sind ganz offen-

sichtlich praktikable formelle Konstruktionen geschaffen worden, die sich in der Praxis etabliert 

und bewährt haben. Gerade in der kommunalen Arbeitsgemeinschaft und der öffentlich-rechtli-

chen Vereinbarung sehen die Kommunen offenbar größere Gestaltungsmöglichkeiten sowie 

den weiteren Vorteil, dass kein neuer Aufgabenträger geschaffen werden muss, der überdies 

zusätzliche Kosten und Gremienstrukturen verursacht. 

 

2 Wir beschränken uns bei dieser Erhebung auf die unterschiedlichen Formen der formellen Zusammenarbeit (öffentlich-rechtliche Ver-
einbarungen, Kommunale Arbeitsgemeinschaften, Zweckverbände, gemeinsame Kommunalunternehmen, privatrechtliche Verträge). 
Formen der informellen Zusammenarbeit (z.B. Arbeitsgruppen, Arbeitskreise) sind nicht abgefragt worden. 
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0.3.1.5 Aufgabendurchführung 

Die nachfolgende Grafik macht deutlich, wer in vereinbarten IKZ-Partnerschaften für die kon-

krete Aufgabenwahrnehmung zuständig ist. Die Grafik bildet die prozentuale Verteilung der An-

zahl der jeweiligen Durchführungsvarianten der bislang befragten Kommunen ab. 

Aufgabendurchführung IKZ 2021 

 

Bemerkenswert ist aus unserer Sicht, dass in etwa 40 Prozent der Kooperationsprojekte die be-

teiligten Kommunen die Aufgaben gemeinsam durchführen. Denn dies setzt insbesondere eine 

gute behördenübergreifende Aufgabenverteilung und -abgrenzung sowie klare Prozess- und 

Schnittstellenregelungen voraus. Bei deutlich weniger Kooperationen mit einem Anteil von ins-

gesamt 21 Prozent liegt die Aufgabendurchführung entweder komplett bei der Stadt selbst oder 

vollständig bei der/ den beteiligten Kommune/n. Immerhin gut ein Viertel der Kommunen setzt 

bei der Aufgabendurchführung auf Organisationseinheiten und –modelle außerhalb der klassi-

schen Behördenstruktur. Der Anteil der Kreise, die in vereinbarten IKZ-Partnerschaften für die 

Aufgabenwahrnehmung zuständig sind, ist demgegenüber deutlich geringer.  

0.3.1.6 Ziele zur Initiierung und Umsetzung von IKZ-Projekten 

Abgebildet sind nachfolgend die unterschiedlichen, genannten Zielsetzungen zur Initiierung und 

Umsetzung von IKZ-Projekten.  
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Ziele IKZ 

 

Nahezu alle Beteiligten zielen mit ihren IKZ-Aktivitäten auf eine Verbesserung der Wirtschaft-

lichkeit ab. 

Die Verbesserung sowohl der Qualität der Aufgabenerfüllung als auch der Service- und Bürger-

orientierung sowie die Sicherung der Aufgabenerfüllung sind weitere wesentliche Ziele, die 

Kommunen mit der Initiierung und Umsetzung ihrer IKZ-Projekte verfolgen.   

0.3.1.7 Erfolgsfaktoren  

Nach einem vereinbarten Zeitraum ist zu evaluieren, ob und inwiefern die erwarteten Ziele auch 

alle erreicht wurden. Dies gilt insbesondere, wenn mit der IKZ wirtschaftliche Effekte erwartet 

wurden. Die Frage, ob eine IKZ für die Beteiligten erfolgreich war, hängt - wie die bisherigen 

Rückmeldungen zeigen –  von mehreren Erfolgsfaktoren ab.  

Die gpaNRW hat nachfolgend speziell ausgewertet, welche Erfolgskriterien die Kommunen je-

weils für sich priorisiert und konkret den Rängen 1 bis 3 zugeordnet haben. 
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Erfolgsfaktoren IKZ 

 

Gegenseitiges Vertrauen und klare Zielvorgaben sind für mehr als die Hälfte aller Kommunen 

wichtigstes Erfolgskriterium für eine erfolgreiche interkommunale Zusammenarbeit. Der gleich-

gelagerte Handlungsdruck ist ebenfalls für viele Kommunen ein wesentlicher Erfolgsfaktor.  

Auch die Art der Erledigung ist ein wichtiger Erfolgsfaktor. So sehen viele Kommunen eine Ko-

operation auf Augenhöhe und den unbedingten Rückhalt durch die Verwaltungsführung als 

wichtige Grundlage für eine erfolgreiche Zusammenarbeit. Offene und ehrliche Zusammenar-

beit mit den Partnern, aktiv gestützt und gefördert durch die Verwaltungsspitze sind aus Sicht 

der befragten Städte somit notwendige entscheidende Voraussetzungen für das Gelingen inter-

kommunaler Kooperationen. 

Bemerkenswert ist dabei, dass die Kooperation auf Augenhöhe, das gegenseitige Vertrauen 

und die Unterstützung der Verwaltungsspitze besonders wichtig erscheint, aber nur etwa ein 

Fünftel der Kommunen die Rolle der Politik bzw. deren Bereitschaft zur interkommunalen Zu-

sammenarbeit erfolgskritisch sieht.  

Auffällig ist auch, dass - zumindest zum jetzigen Stand der Umfrage - die Akzeptanz durch die 

Bürgerschaft kaum von Bedeutung für eine erfolgreiche Umsetzung von IKZ-Projekten ist. 

0.3.1.8 Hindernisse 

Die Kommunen, die IKZ-Projekte zwar geprüft, aber nicht umgesetzt haben, haben wir nach 

den Hindernissen gefragt, die in der Regel für das Scheitern von IKZ-Projekten verantwortlich 

sind.  
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Hindernisse IKZ  

 

Korrespondierend zur Zielpriorität (vgl. Abschnitt 0.3.1.6) ist hier der meistgenannte Hinde-

rungsgrund zur Umsetzung von IKZ die offensichtlich mangelnde Wirtschaftlichkeit.  

Auffällig ist, dass von mehr als der Hälfte der befragten Kommunen interne Widerstände als 

Hemmnis für die erfolgreiche Realisierung von IKZ-Vorhaben genannt wurden. Bei den befrag-

ten mittleren kreisangehörigen Kommunen lag dieser Wert deutlich niedriger. Ebenso verhält es 

sich mit den politischen Widerständen und den rechtlichen Hindernissen. Auch hier ist der Anteil 

höher als bei den mittleren kreisangehörigen Kommunen. 

Neben den vorgenannten Hemmnissen sind auch organisatorische Probleme und unterschiedli-

che Organisationsstrukturen Problematiken, die einer erfolgreiche Umsetzung von IKZ-Projek-

ten entgegenstehen. 

0.3.2 Situation und Handlungsperspektiven für die Stadt Detmold 

Für die Stadt Detmold ist interkommunale Zusammenarbeit bereits seit vielen Jahren eine wich-

tige und fest etablierte Form kommunaler Aufgabenerfüllung. 

Wie viele andere Kommunen strebt die Stadt Detmold an, dadurch die Aufgaben wirtschaftlicher 

und mit einer höheren Qualität zu erledigen, die Service- und Bürgerorientierung zu verbessern 

und das Entwicklungspotenzial in der Region ausschöpfen zu können. 

Entsprechend des landesweiten Trends liegen in Detmold die Schwerpunkte der örtlichen inter-

kommunalen Aktivitäten 

 in den internen Dienstleistungsbereichen (Beihilfesachbearbeitung, Ausbildung, Archiv, 

Beschaffung, Informationstechnik, Digitalisierung) und  

 im klassischen Bereich der Daseinsvorsorge (Volkshochschule, Musikschule, Standes-

amt, Winterdienst Straßen, Abfallbeseitigung, Instandhaltung Sportplätze, Feuerwehr, 

ausländerrechtliche Angelegenheiten, Soziales, Denkmalschutz, Tourismus). 
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Aktuell plant die Stadt Detmold beim kommunalen Ordnungsdienst mit der Stadt Horn-Bad 

Meinberg zusammenzuarbeiten. Die Stadt Detmold wird die Aufgaben des Ordnungsdienstes 

für Detmold und Horn-Bad Meinberg wahrnehmen. 

Aus Sicht der Stadt Detmold bieten sich für Kooperationen vor allem kommunale Leistungen an, 

die gleichförmig und nur wenig individuell geprägt sind. Dazu gehört beispielsweise der Bil-

dungsbereich (Volkshochschulen, Angebot von Bildungsabschlüssen).   

Als Erfolgsfaktoren nennt die Stadt Detmold unter anderem die Zusammenarbeit auf Augen-

höhe, ein gegenseitiges Vertrauen und einen gleichen bzw. ähnlichen Handlungsdruck. Mitunter 

schwierig zu realisieren seien deshalb Kooperationen, bei denen eine Kommune Aufgaben ein-

seitig abgebe. Die abgebende Kommune befürchte, zu wenig Einfluss nehmen zu können. 

Chancen für neue IKZ-Projekte eröffnen sich aus Sicht der Stadt Detmold durch finanzielle An-

reize (z.B. Förderrichtlinie IKZ), die Klärung rechtlicher Unsicherheiten (insbesondere der Um-

satzsteuerproblematik), den Ausbau der Digitalisierung und die Standardisierung von Verwal-

tungsabläufen und von Fachverfahren. 

0.4 Überörtliche Prüfung 

0.4.1 Grundlagen 

Zu den Aufgaben der gpaNRW gehört es zu prüfen, ob die Kommunen des Landes NRW recht-

mäßig, sachgerecht und wirtschaftlich handeln. Die finanzwirtschaftliche Analyse steht dabei im 

Vordergrund. Grund dafür ist die äußerst schwierige Finanzlage der Kommunen und die gesetz-

liche Vorgabe, den kommunalen Haushalt stets auszugleichen3. Schwerpunkt unserer Prüfung 

sind Vergleiche von Kennzahlen. Die Prüfung stützt sich auf § 105 der Gemeindeordnung Nord-

rhein-Westfalen (GO NRW). 

Bei der Auswahl der Prüfungsschwerpunkte lässt sich die gpaNRW von ihren Zielen leiten, ei-

nen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung zu leisten, die strategische und operative Steuerung 

zu unterstützen sowie auf Risiken hinzuweisen. Dabei sind wir bestrebt, einerseits die ganze 

Bandbreite der kommunalen Aufgaben und andererseits deren finanzielle Bedeutung zu berück-

sichtigen. Die Auswahl der Prüfungsschwerpunkte stimmt die gpaNRW vor der Prüfung mit 

kommunalen Praktikern ab. 

Der Prüfungsbericht richtet sich an die Verantwortlichen der Kommunen in Rat und Verwaltung. 

Er zielt darauf ab, diesen Personenkreis - insbesondere in Haushaltskonsolidierungsprozessen 

- zu unterstützen und so einen Beitrag zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit der Kommune zu 

leisten. 

 

3 § 75 Abs. 2 Satz 1 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
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0.4.2 Prüfungsbericht 

Der Prüfungsbericht besteht aus dem Vorbericht, den Teilberichten und dem gpa-Kennzahlen-

set: 

 Der Vorbericht informiert in der Managementübersicht über die wesentlichen Ergebnisse 

der Prüfung. Zudem enthält er Informationen über die strukturellen Rahmenbedingungen 

der Kommune, eine Übersicht über die in der überörtlichen Prüfung getroffenen Feststel-

lungen und Empfehlungen, zum Prüfungsablauf sowie zur Prüfungsmethodik. Als 

Schwerpunktthema haben wir ein Kapitel zur Interkommunalen Zusammenarbeit mit in 

den Bericht aufgenommen. 

 Die Teilberichte beinhalten die ausführlichen Ergebnisse der einzelnen Prüfgebiete. 

 Das gpa-Kennzahlenset enthält eine Zusammenstellung aller wesentlichen Kennzahlen 

und eine Erläuterung, wie das Kennzahlenset aufgebaut ist.  

Die in dem Bericht genannten Rechtsgrundlagen haben wir in der Fassung angewendet, die 

zum Zeitpunkt des geprüften Sachverhaltes galten. 

In den verschiedenen Handlungsfeldern berechnet die gpaNRW Personalaufwendungen auf 

Basis von KGSt-Durchschnittswerten4. Soweit die gpaNRW in einzelnen Handlungsfeldern da-

von abweicht, weisen wir im Teilbericht darauf hin. 

0.4.2.1 Struktur der Berichte 

Der Aufbau unserer Teilberichte folgt einer festen Struktur: 

Wertung: Einleitend treffen wir eine wertende Aussage zu unserem Prüfungsergebnis innerhalb 

eines Abschnitts. Wertungen, die eine Stellungnahme nach § 105 Abs. 6 und 7 GO NRW der 

Kommune notwendig machen, bezeichnen wir als Feststellung.  

Sollvorstellung: Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und das Prüfungsziel im folgenden Ab-

schnitt dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Kommunen gültig, z. B. auf Ba-

sis der aktuell geltenden Gesetzeslage. Die Sollvorstellung ist kursiv gedruckt. 

Analyse: Im Anschluss an die Sollvorstellung analysiert die gpaNRW die individuelle Situation 

in der geprüften Kommune. 

Empfehlungen: Letztlich weisen wir dann die bei der Prüfung erkannten Verbesserungspoten-

ziale als Empfehlung aus. 

Feststellungen, die eine Stellungnahme der Kommune während des Prüfungsverfahrens erfor-

dern (z. B. ein festgestellter Rechtsverstoß) werden im Prüfungsbericht mit einem Zusatz ge-

kennzeichnet.  

 

4 KGSt-Bericht Nr.13/2019 „Kosten eines Arbeitsplatzes“ (2019/2020) und Nr. 07/2020 „Kosten eines Arbeitsplatzes“ (2020/2021) 
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0.4.2.2 Verfahren nach Prüfungsabschluss 

Die Kommune nimmt zu allen Feststellungen und Empfehlungen des Prüfungsberichts nach  

§ 105 Abs. 6 und 7 GO NRW Stellung. 

Die Berichte der überörtlichen Prüfungen werden auf der Internetseite der gpaNRW veröffent-

licht. 

0.5 Prüfungsmethodik 

0.5.1 Kennzahlenvergleich 

Der Kennzahlenvergleich ist die prägende Prüfungsmethodik der gpaNRW. Dazu errechnen wir 

Kennzahlen in den Kommunen und vergleichen diese landesweit. Für den Vergleich ist eine 

einheitliche Ausgangsbasis erforderlich. Es gibt jedoch keine landeseinheitliche Festlegung un-

terhalb der Produktbereichsebene, so dass die Produktgruppen häufig unterschiedliche Pro-

dukte und die Produkte unterschiedliche Leistungen enthalten. Daher ist der Vergleich nicht un-

mittelbar aus den Daten der Jahresrechnungen heraus möglich. Wir haben deshalb Aufgaben-

blöcke mit den dazu gehörenden Grunddaten einheitlich definiert und erheben diese vor Ort. 

Die Kommune soll ihren Kennzahlenwert gut einordnen können. Deshalb stellen wir folgende 

Werte dar:  

 die Extremwerte, also das Minimum und das Maximum, und 

 drei Viertelwerte.  

Viertelwerte teilen eine nach Größe geordnete statistische Reihe in vier Viertel. Der erste Vier-

telwert teilt die vorgefundenen Werte so, dass 25 Prozent darunter und 75 Prozent darüber lie-

gen. Der zweite Viertelwert entspricht dem Median und liegt in der Mitte der statistischen Reihe, 

d.h. 50 Prozent der Werte liegen unterhalb und 50 Prozent oberhalb dieses Wertes. Der dritte 

Viertelwert teilt die vorgefundenen Werte so, dass 75 Prozent darunter und 25 Prozent darüber 

liegen. 

Ebenfalls nennen wir die Anzahl der Werte, die in den Vergleich eingeflossen sind. In den inter-

kommunalen Vergleich hat die gpaNRW die Werte aller großen kreisangehörigen Kommunen 

einbezogen.  

Im Prüfgebiet Finanzen erfassen und analysieren wir die wichtigsten materiellen und formellen 

Rahmenbedingungen der Haushaltswirtschaft. Wir machen den haushaltsbezogenen Hand-

lungsbedarf transparent. Die Prüfung setzt dabei auf den Ergebnissen der örtlichen Prüfung auf. 

Nicht immer kann eine Kommune alle Grundzahlen erheben. Ebenso sind aus unterschiedlichs-

ten Gründen einzelne Kennzahlen nicht mit den Kennzahlen anderer Kommunen vergleichbar. 

In beiden Fällen kennzeichnet die gpaNRW in Grafiken und Tabellen den Wert der Kommune 

mit „k.A.“. Sollte die Kennzahl der Kommune nicht mit den Kennzahlen der Vergleichskommu-

nen vergleichbar sein, so erläutert die gpaNRW textlich den Grund hierfür. Die Angabe „k.A.“ 

deutet somit nicht automatisch auf eine mangelnde Datenlieferung der Kommune hin. 
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0.5.2 Strukturen 

Die Haushaltswirtschaft in den Kommunen hängt von verschiedenen externen und internen Ein-

flussfaktoren ab. Diese können zum Teil unmittelbar gesteuert werden. Es gibt jedoch auch Ein-

flüsse, die struktureller Natur und somit nicht oder nur langfristig beeinflussbar sind. Unter 

Strukturmerkmalen versteht die gpaNRW verschiedene, von außen auf die Kommune ein-

wirkende, Einflussfaktoren. Faktoren, die Ergebnisse kommunalpolitischer Beschlüsse sind, 

zählen nicht dazu, da diese ausdrücklich der Willensbildung unterliegen. Dennoch beeinflussen 

sie das Gesamtbild einer Kommune. Wir gehen darauf - soweit möglich und erforderlich – in 

den Teilberichten sowie unter „Ausgangslage der Kommune“ ein. 

0.5.3 Konsolidierungsmöglichkeiten 

Die gpaNRW macht den unterschiedlichen Ressourceneinsatz durch den Vergleich der Kom-

munen transparent und zeigt Ansätze für Veränderungen auf. 

Der in den Kommunen festgestellte Ressourceneinsatz ist im interkommunalen Vergleich sehr 

unterschiedlich. Die gpaNRW zeigt in einzelnen Handlungsfeldern auf, wie dieser reduziert wer-

den kann. Orientierung bieten Richtwerte oder der Überblick über die Streuung der Werte, ins-

besondere im Vergleich zu den Viertelwerten.  

Der Prüfung liegt keine vollständige Betrachtung von Kernverwaltung, Sondervermögen und 

Beteiligungen zugrunde. Es ist daher möglich, dass in anderen Bereichen weitere Verbesse-

rungsmöglichkeiten bestehen, die über in diesem Prüfungsbericht beschriebene Handlungs-

möglichkeiten hinausgehen. 

0.5.4 gpa-Kennzahlenset  

Steuerungsrelevante Kennzahlen der von der gpaNRW betrachteten kommunalen Handlungs-

felder stellen wir im gpa-Kennzahlenset dar. Die Übersicht enthält Kennzahlen aus Handlungs-

feldern, die in vorangegangenen Prüfungen betrachtet wurden. Ergänzt wird das gpa-Kennzah-

lenset durch Kennzahlen, die wir erstmalig in der aktuellen Prüfung der großen kreisangehöri-

gen Kommunen erhoben haben. 

Die Fortschreibung der örtlichen Kennzahlen sowie der interkommunalen Vergleichswerte er-

möglicht den Kommunen eine aktuelle Standortbestimmung. Zusammen mit den aus früheren 

Prüfungen bekannten Analysen, Handlungsempfehlungen sowie Hinweisen auf mögliche Kon-

solidierungsmöglichkeiten können die Kommunen diese für ihre interne Steuerung nutzen. 

0.6 Prüfungsablauf 

Die Prüfung in der Stadt Detmold hat die gpaNRW vom März 2021 bis Februar 2022 durchge-

führt.  

Zunächst hat die gpaNRW die erforderlichen Daten und Informationen zusammengestellt und 

mit der Stadt Detmold hinsichtlich ihrer Vollständigkeit und Richtigkeit abgestimmt. Auf dieser 

Grundlage haben wir die Daten analysiert. 
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Für den interkommunalen Vergleich verwenden wir in der Stadt Detmold überwiegend die Da-

ten des Jahres 2020. 

Neben den Daten früherer Jahre haben wir ebenfalls aktuelle Entwicklungen und Besonderhei-

ten der Stadt Detmold berücksichtigt, um Aussagen für die Zukunft machen zu können. 

Geprüft haben: 

Leitung der Prüfung   Lutz Kummer 

Finanzen    Jürgen Schwanitz 

Informationstechnik   Martina Passon 

Hilfe zur Erziehung   Okka Dini Abbas 

Bauaufsicht    Andreas Pickhard 

Verkehrsflächen   Marie-Kristin Klincker 

Das Prüfungsergebnis haben die Prüfenden mit den beteiligten Beschäftigten in den betroffe-

nen Organisationseinheiten erörtert. Zudem hat das Prüfteam die Ergebnisse dem Gesamtvor-

stand am 08. März 2022 vorgestellt. 

 

Herne, den 02. Mai 2022 

Im Auftrag Im Auftrag 

gez. gez. 

Dagmar Klossow Lutz Kummer 

Abteilungsleitung Projektleitung 
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0.7 Anlage: Ergänzende Tabellen  

Tabelle 1: Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2021 

Feststellung Empfehlung 

Haushaltssteuerung 

F1 

In den abgeschlossenen Haushaltsjahren kann die Stadt Detmold die gestiegenen 
Aufwendungen insbesondere durch die ab 2016 umgesetzten Konsolidierungsmaß-
nahmen nennenswert kompensieren. Dies gelingt ihr nach dem Haushaltsplan 
2022 für die Zukunft nicht mehr. 

E1 

Die Stadt Detmold sollte im Hinblick auf die Planungen und bestehenden Risiken an 
der Haushaltskonsolidierung festhalten und eine dauernde Aufgabenkritik betreiben. 
Hiermit kann die städtische Handlungsfähigkeit gestärkt und der Haushalt unabhängi-
ger von konjunkturell beeinflussten Ertragspositionen werden. 

F2 

Die Stadt Detmold überträgt grundsätzlich keine Ermächtigungen für Auszahlungen 
und Aufwendungen ins Folgejahr. Dieses fördert die Haushaltsgrundsätze der 
Transparenz und Klarheit. Von dieser Praxis weicht die Stadt nachvollziehbar ein-
malig ab.  
Die Ansätze für investive Auszahlungen werden durchschnittlich zu etwas mehr als 
50 Prozent in Anspruch genommen. 

E2 
Das Ziel der Stadt Detmold sollte es sein, nur Investitionsmaßnahmen in den Haus-
haltsplan aufzunehmen, die die Anforderungen des § 13 KomHVO NRW erfüllen und 
deren Umsetzung im Planjahr realistisch möglich ist. 

F3 
Bei der Stadt Detmold ist die Fördermittelakquise dezentral organisiert. Es beste-
hen bislang keine strategischen Vorgaben zur Fördermittelakquise. Zudem gibt es 
keine standardisierten Prozesse zur Prüfung möglicher Fördermittel. 

E3 
Die Stadt Detmold sollte grundlegende Vorgaben zum Umgang mit Fördermitteln und 
deren Akquise formulieren. Die Prüfung von potenziellen Fördermöglichkeiten sollte 
grundsätzlich ein standardisierter Bestandteil in jeder Planung werden. 

F4 
Ein Fördermittelcontrolling und Berichtswesen gibt es bei der Stadt Detmold nicht. 
Die Fördermittelbewirtschaftung findet dezentral in den einzelnen Fachbereichen 
statt. Die Stadt musste vereinzelt Fördermittel zurückzahlen. 

E4.1 

Die Stadt Detmold sollte eine zentrale Datei oder Datenbank einrichten, in der sie die 
wesentlichen Informationen aller Förderprojekte einpflegt. Diese würde einen schnel-
len, umfassenden und personenunabhängigen Wissensstand zu den Förderprojekten 
erleichtern. 

  E4.2 
Die Entscheidungsträger, wie Verwaltungsleitung, Fachausschüsse und Rat, sollten 
regelmäßig über den Stand wichtiger Förderprojekte informiert werden. Die Berichte 
können sich anlassbezogen am Projektfortschritt orientieren. 
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Feststellung Empfehlung 

Informationstechnik 

F1 
Die Stadt Detmold kommt den rechtlichen Anforderungen des E-Government-Ge-
setzes nach. Das Online-Angebot der Stadt Detmold kann der Intention der Digitali-
sierung allerdings noch besser gerecht werden. 

E1 

Die Stadt Detmold sollte ihr Online-Angebot noch stärker darauf ausrichten, struktu-
rierte Datensätze zu erhalten, um diese medienbruchfrei verarbeiten zu können. Ih-
ren Weg zur Umsetzung des Online-Zugangsgesetzes sollte sie verbindlich in einer 
Roadmap abbilden 

F2 
Die Stadt Detmold hat bereits einen Rechnungsbearbeitungsprozess implementiert, 
der in weiten Teilen technisch unterstützt wird. Dennoch bestehen konkrete Ansatz-
punkte, den Workflow weiter zu optimieren. 

E2 

Die Stadt Detmold sollte aktuell noch manuell oder papierbasiert durchgeführte Bear-
beitungs- und Prüfschritte weiter reduzieren. Dazu sollte sie insbesondere prüfen, wie 
sie den Bestellvorgang mit der Rechnungsbearbeitung verknüpfen kann. Weitere An-
satzpunkte bieten automatisierte Datenergänzungen und elektronische Bearbeitungs-
hinweise. 

F3 
Das Prozessmanagement der Stadt Detmold bietet bereits eine gute Grundlage für 
die Digitalisierung der Verwaltungsleistungen. Gleichwohl gibt es Ansatzpunkte, um 
den Nutzen für die digitale Transformation noch zu erhöhen. 

E3 

Die Stadt Detmold sollte eine verbindliche, verwaltungsweite Strategie für das Pro-
zessmanagement formal beschließen. Auf dieser Grundlage sollte sie ihre bereits 
identifizierten Verwaltungsprozesse priorisieren sowie den erforderlichen Personalbe-
darf bemessen. Zudem sollte sie das Prozessmanagement zur Abrundung ihres 
strukturierten Software-Beschaffungsprozesses nutzen und Anforderungen an die IT, 
auch gegenüber ihrem IT-Dienstleister, definieren. 

F4 
Die technischen und räumlichen Sicherheitsstrukturen der Stadt Detmold sind gut. 
Die noch vorhandenen Defizite hat die Verwaltung bereits erkannt und entspre-
chende Maßnahmen auf den Weg gebracht. 

E4 
Die Stadt Detmold sollte die bereits begonnenen Konzeptionsarbeiten für ein Notfall-
management mit Priorität weiterführen. 

F5 
Die Rahmenbedingungen der örtlichen IT-Prüfung der Stadt Detmold sichern not-
wendige Prüfhandlungen ab. Die übrigen Prüfhandlungen könnten durch eine ge-
zielte IT-Unterstützung noch effizienter ausgeübt werden. 

E5 

Die Stadt Detmold sollte die Effizienz ihrer örtlichen IT-Prüfung durch eine stärkere 
IT-Unterstützung erhöhen. Dazu sollte sie bei der digitalen Transformation ihrer Ver-
waltung berücksichtigen, dass prüfungsrelevante Datensätze auch für die örtliche 
Rechnungsprüfung digital verfügbar sind und über adäquate Fachverfahren ausge-
wertet werden können. Dies bedingt auch eine entsprechende fachliche Qualifikation 
der örtlichen Rechnungsprüfung, beispielsweise im Umgang mit Massendatenanaly-
sen. 

Hilfe zur Erziehung 

F1 
Die Stadt Detmold ist mit vielen präventiven Angeboten für verschiedene Alters- 
und Zielgruppen gut aufgestellt. Die Stadt arbeitet an dem Ausbau einer Präventi-
onskette im Sinne des Landesprojekts „kinderstark – NRW schafft Chancen“. 

E1 
Die Stadt Detmold sollte wie geplant die kommunale Präventionskette weiter aus-
bauen. Sie sollte diese mit den bereits vorhandenen Netzwerken und Akteuren ver-
knüpfen und im Sinne einer präventiven Gesamtstrategie weiterentwickeln. 
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F2 

Die Stadt Detmold hat sehr gute Grundlagen für das Finanzcontrolling im Aufga-
bengebiet der Hilfen zur Erziehung geschaffen. Im Haushalt sind Grund- und Kenn-
zahlen festgelegt und es ist ein regelmäßiges Berichtswesen installiert. Die Arbeit 
mit steuerungsrelevanten Kennzahlen kann aber noch weiter ausgebaut werden. 

E2 
Die Stadt Detmold sollte das vorhandene Finanzcontrolling auf Grundlage der bishe-
rigen Werkzeuge wie geplant um weitere steuerungsrelevante Daten und Kennzahlen 
ergänzen. 

F3 
Das Jugendamt der Stadt Detmold hat ein fallübergreifendes Fachcontrolling einge-
richtet. Es entwickelt zurzeit ein Berichtswesen und legt Qualitätsstandards für die 
Hilfegewährung fest. 

E3 

Das Jugendamt sollte regelmäßige, fallübergreifende Auswertungen nach Trägern, 
Hilfearten sowie Laufzeiten vornehmen. Die Erkenntnisse sollten aufbereitet und im 
geplanten Gesamtbericht Hilfe zur Erziehung mit dem Finanzcontrolling zusammen-
geführt werden. 

F4 
Die Verfahrensstandards des Jugendamtes der Stadt Detmold bieten gute Voraus-
setzungen für eine qualifizierte und einheitliche Sachbearbeitung. Das Jugendamt 
arbeitet laufend an der Weiterentwicklung der Qualitätsstandards. 

E4 
Die Stadt Detmold sollte die bereits vorhandenen Regelungen und Standards wie ge-
plant ergänzen und weiterentwickeln. 

F5 
Das Jugendamt der Stadt Detmold hat die schriftlichen Verfahrensstandards ana-
log in der Fachsoftware umgesetzt. Eine elektronische Akte gibt es noch nicht. 

E5 
Die Einführung einer elektronischen Akte sollte forciert werden, um die Arbeitsabläufe 
noch weiter zu verbessern. 

F6 
Die Wirtschaftliche Jugendhilfe der Stadt Detmold wird frühzeitig in das Hilfeplan-
verfahren eingebunden. Sie prüft Kostenerstattungsansprüche für alle Hilfeplan-
fälle. Schriftliche Verfahrensstandards für diese Prüfung gibt es aktuell nicht. 

E6 

Die Stadt Detmold sollte auch für die Prüfung von Kostenerstattungsansprüchen 
durch die Wirtschaftliche Jugendhilfe Verfahrensstandards entwickeln. Ziel sollten 
standardisierte Prozesse sein, die vorhandenes Fachwissen auch bei Personalwech-
sel erhalten und qualitativ gleichbleibende Sachbearbeitung sicherstellen. 

F7 
Das Jugendamt hat die Personalbemessung in der Wirtschaftlichen Jugendhilfe zu-
letzt in 2016 überprüft. Die Wirtschaftliche Jugendhilfe ist intensiv in das Hilfeplan-
verfahren eingebunden. Das bindet zeitliche Ressourcen. 

E7 
Die Stadt Detmold sollte die Personalbemessung für die Wirtschaftliche Jugendhilfe 
aktualisieren. Dafür sollte sie die Tätigkeiten der Wirtschaftlichen Jugendhilfe be-
schreiben und Zeitanteile für diese definieren. 

F8 

Die Stadt Detmold verzeichnet im interkommunalen Vergleich hohe Aufwendungen 
und Fallzahlen je Jugendeinwohner für die sozialpädagogische Familienhilfe nach 
§ 31 SGB XIII. Die Aufwendungen je Hilfefall fallen dagegen sehr niedrig aus. So-
wohl die Aufwendungen je Jugendeinwohner als auch je Hilfefall sind seit 2017 
stark angestiegen. 

E8 
Die Stadt Detmold sollte über das Fachcontrolling die Hilfen nach § 31 SGB VIII ana-
lysieren und versuchen den gestiegenen Aufwendungen gegenzusteuern. 

F9 

Die Aufwendungen je Hilfefall für die Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII sind bei der 
Stadt Detmold überdurchschnittlich hoch. Dieses Ergebnis hängt auch mit dem ho-
hen Anteil an Pflegekindern in Westfälischen Pflegefamilien zusammen. Aktuell gibt 
es kein ausreichendes Angebot an geeigneten Pflegefamilien. 

E9 
Die Stadt Detmold sollte wie geplant ihre Akquise und Werbung für geeignete Pflege-
familien verstärken, um mehr Kinder und Jugendliche in Vollzeitpflege unterbringen 
zu können. 
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F10 
Die Stadt Detmold hat sehr hohe Aufwendungen für die Heimerziehung nach § 34 
SGB VIII. Das wirkt sich belastend auf den Fehlbetrag aus. Auch die Falldichte ist 
sehr hoch. 

E10 
Die Stadt Detmold sollte über das Fachcontrolling die Ursachen für die hohen Auf-
wendungen und Fallzahlen bei der Heimerziehung ermitteln und analysieren. Sie 
sollte versuchen den gestiegenen Aufwendungen und Fallzahlen gegenzusteuern. 

F11 
Die Stadt Detmold hat überdurchschnittliche fallbezogene Aufwendungen für die In-
tegrationshilfe/Schulbegleitung. 

E11 
Vor dem Hintergrund der überdurchschnittlichen fallbezogenen Aufwendungen für In-
tegrationshilfe/Schulbegleitung sollte die Stadt Detmold an der weiteren Umsetzung 
von Poollösungen arbeiten. 

Bauaufsicht 

F1 

Die betrachteten Baugenehmigungsverfahren der Stadt Detmold lassen auf recht-
mäßiges Verwaltungshandeln schließen. Klare und nachvollziehbare Vorgaben für 
Ermessensentscheidungen könnten die Verwaltungsverfahren noch weiter optimie-
ren. Der mögliche Gebührenrahmen wird auf Grund veralteter Vorgaben nicht aus-
geschöpft. Zusätzliche Dokumentationen könnten die Rechtssicherheit weiter ver-
bessern. 

E1.1 
Die Stadt Detmold sollte zur Verbesserung der Rechtssicherheit erforderliche Frist-
verlängerungen ausreichend dokumentieren. 

  E1.2 

Die Stadt Detmold sollte für die einheitliche und rechtssichere Ausübung von Ermes-
sensentscheidungen klare Entscheidungsgrundlagen, z.B. in Form eines Kriterienka-
talogs, erarbeiten. Getroffene Entscheidungen sollten dokumentiert und an zentraler 
Stelle für die Bediensteten vorgehalten werden. 

  E1.3 
Die Bauaufsicht der Stadt Detmold sollte den vorgegebenen Gebührenrahmen für 
eine möglichst verursachergerechte Aufwandsdeckung nutzen. Die internen Vorga-
ben sollten an die geänderten rechtlichen Rahmenbedingungen angepasst werden. 

F2 

Die Bediensteten der Bauaufsicht erhalten teilweise durch Checklisten Unterstüt-
zung bei der Prüfung der Genehmigungsverfahren. Optimierungspotenzial besteht 
durch die Vervollständigung und Weiterentwicklung der Checklisten in Prozess-
schritte, die in die Bearbeitungssoftware integriert werden. Die Bearbeitung mittels 
Papierakte erschwert einen effektiven Prozessablauf. Es fehlen eindeutige Rege-
lungen für die Entscheidungsbefugnisse und Verantwortungsbereiche. 

E2.1 

Die Stadt Detmold sollte Entscheidungsprozesse durch Checklisten/Arbeitshilfen un-
terstützen, um einheitliche und rechtssichere Genehmigungsprozesse zu gewährleis-
ten. Die vorhandenen Checklisten können dazu als Grundlage dienen. Die einzelnen 
Arbeitsschritte sollten in die eingesetzte Fachsoftware integriert werden. 

  E2.2 
Die Stadt Detmold sollte die Baugenehmigungsverfahren medienbruchfrei bearbeiten 
und die dafür notwendigen Schritte einleiten. 

  E2.3 
Die Stadt Detmold sollte alle in Papierform eingehenden Antragsunterlagen zu einem 
möglichst frühen Zeitpunkt einscannen. 
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  E2.4 
Die Stadt Detmold sollte in einer Dienstanweisung oder Organisationsverfügung ein-
deutig regeln, wer welche Entscheidungsbefugnisse und Verantwortungsbereiche 
hat. 

F3 

Der Prozess des einfachen Baugenehmigungsverfahrens ist in der Stadt Detmold 
durch wenige Schnittstellen effektiv gestaltet. Er bietet daher nur wenig Optimie-
rungspotenzial. Die Bauaufsicht wendet das Vier-Augen-Prinzip nicht konsequent 
an. 

E3.1 
Die Stadt Detmold sollte im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens generell das 
„Vier-Augen-Prinzip“ zur Korruptionsprävention und zum Schutze der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter einführen. 

  E3.2 
Die Stadt Detmold sollte die erforderlichen Beteiligungsverfahren parallel mittels digi-
taler Unterlagen durchführen. 

  E3.3 
Die Stadt Detmold sollte die internen Beteiligungen auf das erforderliche Mindestmaß 
reduzieren. Erweitere Informationsgrundlagen für die Bauaufsicht können zum Teil 
zeitaufwendige Beteiligungsverfahren vermeiden. 

F4 

Die Stadt Detmold nutzt die Vorteile der digitalen Bearbeitung der Baugenehmi-
gungsverfahren nur zum Teil. Sie beabsichtigt die Einführung der digitalen Bau-
akte, womit neben einer größeren Unterstützung der Mitarbeiter auch die weitere 
Beschleunigung der Verfahren ermöglicht wird. 

E4 

Die Stadt Detmold sollte ihren eingeschlagenen Weg zur Schaffung aller Vorausset-
zungen zur Annahme von digitalen Bauanträgen und zu deren digitale Bearbeitung 
zeitnah umsetzen. Sie sollte dabei die Angebote des Bauportals des Landes NRW 
berücksichtigen. 

F5 

Das Fallaufkommen je Vollzeit-Stelle in der Bauaufsicht der Stadt Detmold ist hoch. 
Anders ausgedrückt wenden die Bediensteten der Bauaufsicht weniger Zeit je Fall 
auf als in den meisten anderen Kommunen. Die Zunahme der unerledigten Fälle ist 
mögliche Folge des hohen Fallaufkommens je Vollzeit-Stelle. 

E5 

Die Stadt Detmold sollte die Personalkennzahlen weiter fortschreiben. Bei einem an-
haltenden Trend der Zunahme der unerledigten Bauanträge sollten gegensteuernde 
Maßnahmen ergriffen werden, um Laufzeiten der Genehmigungsanträge nicht zu ver-
längern. Die Empfehlungen zur Beschleunigung der Verfahren sollten umgesetzt wer-
den, um die Sachbearbeitung zu entlasten. 

F6 

Stadt Detmold hat eine zentrale Bauberatung eingerichtet, die im Vergleich zu an-
deren Kommunen mit geringen Personalaufwand betrieben wird. Die Bauaufsicht 
bietet den Bauwilligen zahlreiche Möglichkeiten, sich umfassend zum Thema 
„Bauen“ zu informieren. Der Anteil zurückgenommener Anträge ist in Detmold ge-
ring. Der Anteil der Ablehnungen ist so hoch wie in keiner anderen Kommune. 

E6 
Die Stadt Detmold sollte die Kennzahlen zu den Ablehnungen und zurückgenommen 
Anträgen weiter fortschreiben und analysieren. Ziel sollte sein, die hohe Zahl nicht 
genehmigungsfähiger Anträge zu reduzieren. 

F7 

Die Bauaufsicht der Stadt Detmold bearbeitet die Bauanträge in kurzer Zeit. Häufig 
wird für die Vervollständigung der Antragsunterlagen mehr Zeit aufgewandt als für 
die eigentliche Genehmigungsprüfung. Die Umstellung auf die vollständige digitale 
Bearbeitung bietet weiteres Beschleunigungspotenzial. 

E7.1 
Die Stadt Detmold sollte ihre rechtlichen und sonstigen Möglichkeiten nutzen, die An-
zahl der unvollständigen Anträge zu reduzieren. Für die Vervollständigung der Unter-
lagen sollte möglichst kurze, aber angemessene Fristen gesetzt werden. 
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  E7.2 
Die Stadt Detmold sollte bei der Einholung von Stellungnahmen die gesetzliche Zwei-
Monats-Frist nutzen, um die Verfahren zu beschleunigen. 

F8 

Die Stadt Detmold nutzt bereits einige Zielwerte und bildet Kennzahlen ab. Im Zuge 
von quartalsmäßigen Berichten werden Soll-Ist-Vergleiche vorgenommen. Damit 
stehen zum Teil bereits Indikatoren für notwendige Steuerungsmaßnahmen zur 
Verfügung. 

E8 
Die Stadt Detmold sollte mindestens die im Rahmen dieses Berichts ermittelten 
Kennzahlen fortschreiben. Sie sollte weitere eigene Ziele definieren und das Errei-
chen dieser Ziele regelmäßig mittels einem Soll-Ist-Vergleich überprüfen. 

Verkehrsflächen 

F1 
Die Stadt Detmold verfügt über Daten zu ihren Verkehrsflächen, mit denen sie ein 
Erhaltungsmanagement zielgerichtet aufbauen kann. Der aktuelle Planungszeit-
raum umfasst noch nicht den Lebenszyklus der Verkehrsflächen. 

E1 

Das bisherige Planung von Bauprogrammen sollte die Stadt Detmold um Erhaltungs-
strategien zu den unterschiedlichen Straßenkategorien ergänzen. Um diese entspre-
chend steuern zu können, sollten die Aufwendungen auch nach diesen Straßenkate-
gorien getrennt erfasst werden. Dies ermöglicht im operativen Erhaltungsmanage-
ment das Controlling der strategischen Ausrichtung und die Überprüfung, ob die ge-
setzten Ziele erreicht werden konnten. 

F2 

Die Stadt Detmold führt aktuell zwei Straßendatenbanken. Im Zuge der Umstellung 
auf die ausschließliche Nutzung der aktuellen Straßendatenbank hat sie sich zum 
Ziel gesetzt, noch fehlende Informationen wie zum Beispiel Aufbau- und Erneue-
rungsdaten ebenfalls zu integrieren. 

E2.1 

Eine möglichst umfassende Kenntnis der Einflussfaktoren auf die Verkehrsflächen er-
möglicht es, eine zukunftsfähige Strategie zur Erhaltung zu entwickeln. Daher sollte 
die Stadt Detmold prüfen, welche Daten sie zukünftig noch bei der Planung der Un-
terhaltung berücksichtigen möchte und diese in die Straßendatenbank integrieren. 

  E2.2 

Die Stadt Detmold sollte mit Hilfe der Straßendatenbank ein Erhaltungsmanagement 
aufbauen, um die nach Schadensbild der Verkehrsflächen geeigneten und dabei wirt-
schaftlich sinnvollen Maßnahmen zum richtigen Zeitpunkt ergreifen zu können. Auch 
bei begrenzten Mitteln wird hiermit Transparenz über deren zielgerichteten Einsatz 
und die weitere Entwicklung der Verkehrsflächen geschaffen. 

F3 
Die Stadt Detmold hat für die Verkehrsflächen keine strategische Ausrichtung mit 
begleitendem Controlling definiert. 

E3.1 
Die Stadt Detmold sollte den bestehenden drei- bis fünfjährigen Planungszeitraum 
ausweiten, um ein strategisches Erhaltungsmanagement aufzubauen. Hierzu sollte 
sie die gesamten Lebenszyklen der Verkehrsflächen berücksichtigen. 

  E3.2 

Die Stadt Detmold sollte die systematische Steuerung der Verkehrsflächen aufbauen, 
indem sie strategische und operative Ziele festlegt und deren Erreichung anhand ei-
nes Controllings überprüft. Zu diesem internen Controlling zählen auch Kennzahlen 
und ein Berichtswesen. 



�  Stadt Detmold  �  Vorbericht  �  050.010.030_02348 

Seite 30 von 225 

Feststellung Empfehlung 

F4 

Das Aufbruchmanagement der Stadt Detmold ist mit den erforderlichen Prozessen 
gut strukturiert. Die Stadt koordiniert die Aufbrüche regelmäßig gemeinsam mit den 
Versorgungsträgern. Die Kontrollen der Aufbrüche führt die Stadt sowohl während 
der Bauphase als auch bei Mängeln und bei der Gewährleistungsabnahme stich-
probenhaft durch. Mit der Integration des Aufbruchmanagements in die Straßenda-
tenbank können die Prozesse weiter digitalisiert und optimiert werden. 

E4.1 

Die Stadt Detmold sollte entscheiden, ob sie den Koordinierungsplan zu den Aufbrü-
chen mit der neuen Straßendatenbank verknüpfen möchte. So könnte sie die vorlie-
genden Informationen zu den geplanten Aufbrüchen in einem zentralen System abru-
fen. 

  E4.2 

Die Stadt Detmold sollte überprüfen, ob sie die Vorhabenträger mit der Genehmigung 
verpflichtet, den Ausgangszustand zu dokumentieren. Dies bietet zudem den Vorteil, 
dass die für die Abnahme und Gewährleistung erforderlichen Informationen vorlie-
gen. 

F5 

In der Stadt Detmold ist das Verhältnis von älteren Verkehrsflächen zu noch jünge-
rem Vermögen noch weitgehend ausgewogen. Nach der Zustandseinteilung befin-
den sich in Detmold aktuell mehr als die Hälfte der Verkehrsflächen in einem sehr 
guten bis mittleren Zustand. Der Anteil schlechter Straßen ist im Vergleich zu 2012 
deutlich reduziert worden. 

  

F6 

Den nach dem Richtwert der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswe-
sen für eine langfristig wirtschaftliche Unterhaltung erforderlichen Finanzbedarf 
deckt die Stadt zu etwas mehr als zwei Drittel ab. Die Straßenzustände zeigen, 
dass die Aufwendungen zumindest in den vergangenen Jahren ausgereicht haben. 

E6 
Die Stadt Detmold sollte überprüfen, ob die Höhe der eingesetzten Unterhaltungsauf-
wendungen auch dauerhaft ausreicht, die Nutzungsdauern der Verkehrsflächen zu 
erreichen. 

F7 
Die Stadt Detmold kann die Gesamtinvestitionen nicht nach Reinvestitionen und 
Neuinvestitionen differenzieren. Selbst die Gesamtinvestitionen haben jedoch nicht 
ausgereicht, um dem Werteverzehr entgegenzuwirken. 

E7 

Um den Werterhalt der Verkehrsflächen zu sichern, sollte die Stadt Detmold Kenntnis 
über ihre Reinvestitionen haben. Diese Informationen sollten in das Erhaltungspro-
gramm einfließen und mit einer langfristigen Investitionsstrategie verknüpft werden. 
Es muss erkennbar sein, welche Maßnahmen wann und in welchem Umfang im Le-
benszyklus der Verkehrsflächen notwendig werden, um einer beginnenden Überalte-
rung zu begegnen. 
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1. Finanzen 

1.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Detmold im Prüfgebiet Finan-

zen stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.                                 

Die Feststellungen und Empfehlungen hat die gpaNRW tabellarisch in der Anlage aufgeführt. 

Die Reihenfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

1.1.1 Haushaltssituation 

  gering Handlungsbedarf hoch 

Haushaltssituation    �   

Die Stadt Detmold hat von 2015 bis einschließlich 2017 in ihren Haushaltssatzungen wegen 

einer aufgezehrten Ausgleichsrücklage die genehmigungspflichtige Verringerung der allgemei-

nen Rücklage geplant. Die Genehmigungspflicht ist seit 2019 entfallen, weil entweder fiktive 

Haushaltsausgleiche oder Überschüsse geplant sind. Das gilt auch für den aktuellen Haushalts-

plan 2022, unter Mithilfe von außerordentlichen Erträgen nach dem NKF-COVID-19-Isolierungs-

gesetz NRW (NKF-CIG). 

Der Trend negativer Jahresergebnisse kann in diesem, ab 2015 beginnenden Betrachtungs-

zeitraum gestoppt werden. Die Stadt Detmold erzielt seit 2017 nennenswerte Jahresüber-

schüsse. Hierbei profitiert sie wie die meisten Kommunen von der guten konjunkturellen und ge-

samtwirtschaftlichen Entwicklung. Durch die Jahresüberschüsse hat die Stadt bei der Aus-

gleichsrücklage einen deutlichen Bestand von aktuell 20,4 Mio. Euro aufbauen können. 

Die bei den Kommunen durch die COVID-19-Pandemie in 2020 verursachten Mindererträge 

und Mehraufwendungen werden von den Gewerbesteuerausgleichszahlungen von Bund und 

Land abgefedert und bei einzelnen Städten sogar vollständig kompensiert. In Detmold verbleibt 

noch eine finanzielle Belastung. Die Stadt nimmt eine haushaltsmäßige Isolierung dieser Belas-

tungen nach dem NKF-CIG vor. Im Haushaltsplan 2022 sind hierfür bis einschließlich 2025 jähr-

lich entsprechende außerordentliche Erträge veranschlagt, die von 9,0 Mio. Euro auf 3,1 Mio. 

Euro sinken. Nur durch die außerordentlichen Erträge können zwei Planüberschüsse dargestellt 

werden. In der Haushaltsplanung bestehen allgemeine Risiken, die sich aus der zukünftigen 

konjunkturellen und gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ergeben. Darüber hinaus sieht die 

gpaNRW punktuell bei einzelnen Positionen zusätzliche haushaltswirtschaftliche Risiken.  

Aufgrund der überwiegend erwirtschafteten Jahresüberschüsse ist das Eigenkapital im Be-

trachtungszeitraum gestiegen. Die Eigenkapitalausstattung der Stadt Detmold ist im interkom-

munalen Vergleich niedrig. 
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Die Verschuldung der Stadt Detmold ist im Kernhaushalt interkommunal weit überdurchschnitt-

lich. Hierfür ist die geringere Ausgliederung von Vermögen und korrespondierenden Schulden 

mitverantwortlich. Auf Konzernebene stellt sich die Verschuldung dagegen überwiegend als 

durchschnittlich und insoweit unauffällig dar. Die Gesamtverbindlichkeiten sind in allen Jahren 

niedriger als bei der Mehrheit der Vergleichskommunen. 

Die Altersstruktur des kommunalen Gebäudevermögens zeigt ein zufriedenstellendes bis teil-

weise gutes Bild. Bei der Mehrheit der betrachteten Gebäude ist die Hälfte der vorgesehenen, 

langen Nutzungsdauer noch nicht überschritten. Bei den Verkehrsflächen ist die Tendenz ei-

ner beginnenden bilanziellen Überalterung zu erkennen. Insgesamt ist jedoch aus der Alters-

struktur kein Risiko von erheblich steigenden Reinvestitions- und Finanzierungsbedarfen er-

sichtlich. 

1.1.2 Haushaltssteuerung 

Der Stadt Detmold liegen die Informationen zur Haushaltssteuerung vielfach rechtzeitig vor. 

Dieses betrifft die tendenziell fristgerechte Aufstellung der Haushaltspläne sowie die Feststel-

lung der Jahresabschlüsse. Dagegen fehlen bis 2018 die aufzustellenden Gesamtabschlüsse. 

Mithilfe des Finanzcontrollings und des Berichtswesens verfügen Verwaltung und Politik unter-

jährig über wesentliche Informationen zur Haushaltsbewirtschaftung und -steuerung. 

Die kommunale Haushaltssteuerung und die insbesondere ab 2016 umgesetzten Konsolidie-

rungsmaßnahmen zeigen Wirkung. Diese Maßnahmen sind erarbeitet und umgesetzt worden, 

um ein formales Haushaltssicherungskonzept zu vermeiden. Zukünftig können sie jedoch die 

steigenden Aufwendungen immer weniger kompensieren.  

Nach dem Haushaltsplan 2022 sind bis 2025 jeweils entlastende außerordentliche Erträge nach 

dem NKF-CIG veranschlagt. Zudem sollen insbesondere geplante Mehrerträge bei der Ge-

werbe- sowie Einkommensteuer positive Beiträge liefern. Das neue Thema Nachhaltigkeit und 

das Engagement der Stadt Detmold in diesem Bereich wird auf die Haushaltssteuerung Einfluss 

haben. 

Bei der Stadt Detmold werden Ermächtigungsübertragungen im konsumtiven und im investi-

ven Bereich generell nicht praktiziert. Es werden keine Ermächtigungen für Aufwendungen und 

Auszahlungen ins nächste Haushaltsjahr vorgenommen, sondern im Bedarfsfall neu veran-

schlagt. Dies fördert die Transparenz und Haushaltsklarheit in der Haushaltsplanung. Von die-

ser Praxis wird einmalig aufgrund des Doppelhaushaltes 2020/2021 abgewichen. Die Planan-

sätze für investive Auszahlungen werden im Durchschnitt lediglich zu etwas mehr als 50 Pro-

zent in Anspruch genommen. Wir empfehlen möglichst nur Investitionsmaßnahmen in den 

Haushaltsplan aufzunehmen, deren Umsetzung im Planjahr realistisch möglich ist. 

Bei der Stadt Detmold erfolgt die Fördermittelakquise grundsätzlich dezentral. Ein Fördermit-

telcontrolling und ein Berichtswesen bestehen bislang nicht. Es sollten grundlegende strategi-

sche Vorgaben zum Umgang mit Fördermitteln und deren Akquise festgelegt werden. Es fehlt 

an einer zentralen Erfassung. Eine zentrale Datei oder Datenbank ermöglicht insbesondere ei-

nen schnellen und umfassenden Überblick über die Förderprojekte.  
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1.2 Inhalte, Ziele und Methodik 

Im Prüfgebiet Finanzen beantwortet die gpaNRW folgende Fragen: 

 Haushaltssituation: Inwieweit besteht ein Handlungsbedarf, die Haushaltssituation zu ver-

bessern? 

 Haushaltswirtschaftliche Steuerung:  

 Liegen der Kommune die wesentlichen Informationen zur Steuerung ihrer Haus-

haltswirtschaft vor?  

 Hat die Kommune ein adressatenorientiertes Finanzcontrolling?  

 Wie wirkt sich die haushaltswirtschaftliche Steuerung aus?  

 Wie geht die Kommune mit dem Instrument der Ermächtigungsübertragungen um?  

 Wie hat die Kommune als Zuwendungsnehmerin ihr Fördermittelmanagement or-

ganisiert?  

Die gpaNRW analysiert hierzu die Haushaltspläne, Jahresabschlüsse und Gesamtabschlüsse. 

Zusätzlich bezieht sie die Berichte der örtlichen Prüfung der Jahresabschlüsse und Gesamtab-

schlüsse sowie verwaltungsinterne Dokumente ein. 

Die Prüfung stützt sich auf Kennzahlen zur Bewertung der Haushaltswirtschaft, auch im Ver-

gleich zu anderen Kommunen. In der Analyse und Bewertung berücksichtigt die gpaNRW die 

individuelle Situation der Kommune. 

In der Anlage dieses Teilberichtes liefern zusätzliche Tabellen ergänzende Informationen. Diese 

zeigen neben der Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen das NKF-Kennzah-

lenset NRW, die Zusammensetzung und Entwicklung einzelner (Bilanz-)Posten und ergän-

zende Berechnungen. 

1.3 Haushaltssituation 

Die Haushaltssituation bestimmt den Handlungsspielraum der Kommune zur Gestaltung ihres 

Leistungsangebots. Sie zeigt, ob und in welcher Intensität ein Handlungsbedarf für die Kom-

mune zu einer nachhaltig ausgerichteten Haushaltskonsolidierung besteht.  

Die gpaNRW bewertet die Haushaltssituation nach rechtlichen und strukturellen Gesichtspunk-

ten: 

 Haushaltsstatus, 

 Ist- und Plan-Daten zur Ergebnisrechnung, 

 Eigenkapitalausstattung, 

 Schulden- und Vermögenssituation. 
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Um den unterschiedlichen Ausgliederungsgraden Rechnung zu tragen, beziehen wir in den in-

terkommunalen Vergleich die Schulden-, Finanz- und Ertragslage der verbundenen Unterneh-

men, Sondervermögen und Mehrheitsbeteiligungen ein. In den jeweiligen Kapiteln zur Haus-

haltssituation vergleicht die gpaNRW daher die Kennzahlen aus den Gesamtabschlüssen, so-

fern diese vorliegen. 

Die Auswirkungen der Corona-Pandemie führen im Jahr 2020 zu Mindererträgen, insbesondere 

bei der Gewerbesteuer und den Gemeindeanteilen an der Einkommen- und Umsatzsteuer, so-

wie zu Mehraufwendungen in verschiedenen Aufgabenbereichen. Diese Belastungen haben 

Bund und Land im Jahr 2020 zum Teil abgefedert, zum Beispiel durch Gewerbesteueraus-

gleichszahlungen. Zudem gibt es haushaltsrechtliche Regelungen des Landes zur Isolierung 

der Corona-bedingten Belastungen in der Ergebnisrechnung und in der Bilanz. Es ist noch un-

klar, inwieweit Corona-bedingte Effekte die kommunalen Haushalte in den kommenden Jahren 

belasten werden. Die gpaNRW geht in den betreffenden Kapiteln auf die Auswirkungen der 

Pandemie auf den Haushalt der Stadt Detmold ein.  

Die gpaNRW hat die Haushaltssituation auf folgenden Grundlagen analysiert: 

Haushaltspläne, Jahresabschlüsse und Gesamtabschlüsse Stadt Detmold 2015 bis 2022 

Haushaltsjahr Haushaltsplan (HPl) 
Jahresabschluss 

(JA) 
Gesamtabschluss 

(GA) 
In dieser Prüfung 

berücksichtigt 

2015 bekannt gemacht festgestellt noch offen HPl / JA 

2016 bekannt gemacht festgestellt noch offen HPl / JA 

2017 bekannt gemacht festgestellt noch offen HPl / JA 

2018 bekannt gemacht festgestellt noch offen HPl / JA 

2019 bekannt gemacht festgestellt nicht erforderlich HPl / JA 

2020 bekannt gemacht aufgestellt nicht erforderlich HPl / JA 

2021 bekannt gemacht   HPl 

2022 bekannt gemacht   HPl 

Das Vergleichsjahr der letzten überörtlichen Finanzprüfung durch die gpaNRW war generell 

2014. Diese Prüfung beginnt daher mit dem Jahr 2015.  

Eine tiefergehende Analyse der Jahresabschlüsse erfolgt bis 2020. Die im beschlossenen 

Haushaltsplan 2022 enthaltene mittelfristige Planung bis 2025 hat die gpaNRW ebenfalls be-

rücksichtigt. Es liegt bisher lediglich der Gesamtabschluss für das Jahr 2010 vollständig vor. Die 

noch ausstehenden Gesamtabschlüsse 2011 bis 2018 werden nachgeholt. Die Stadt verfügt für 

diese Jahre zumindest über vorläufige Daten zur Gesamtbilanz und der Gesamtergebnisrech-

nung. Nach der grundsätzlich nachvollziehbaren Berechnung der Stadt sind für 2019 die Vo-

raussetzung für eine Befreiung von der Aufstellung eines Gesamtabschlusses gemäß § 116a 

GO NRW erfüllt. Der Rat hat hierzu im September 2020 einen entsprechenden Beschluss ge-

fasst, auf die Aufstellung eines Gesamtabschlusses für 2019 zu verzichten. Gleichzeitig ist auf-

grund der gesetzlichen Verpflichtung nach § 117 GO NRW die Verwaltung beauftragt worden, 

einen Beteiligungsbericht zu erstellen und dem Rat zur Beschlussfassung vorzulegen. Gleiches 

ist nunmehr auch für das Jahr 2020 beschlossen worden.  
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1.3.1 Haushaltsstatus 

� Die Stadt Detmold hat nach den Haushaltsplänen für die Jahre 2015 bis einschließlich 2017 

wegen einer aufgezehrten Ausgleichsrücklage die Verringerung der allgemeinen Rücklage 

geplant. Der Kreis Lippe hat diese jeweils genehmigt. Seitdem sind fiktive Haushaltsausglei-

che oder Überschüsse kalkuliert. Dieses gilt auch für den aktuellen Haushaltplan 2022, je-

doch unter Mithilfe von außerordentlichen Erträge nach dem NKF-CIG. 

� Nach den Jahresabschlüssen ist die allgemeine Rücklage lediglich einmalig reduziert wor-

den. Durch die positive Entwicklung mit den seit 2017 erwirtschafteten Überschüsse weist 

die Ausgleichsrücklage Ende 2020 einen beachtlichen Bestand von 20,4 Mio. Euro auf.  

Der Haushaltsstatus soll nicht die Handlungsfähigkeit einer Kommune einschränken. Dies wäre 

der Fall, wenn eine Kommune aufsichtsrechtlichen Maßnahmen unterworfen ist. Hierzu zählt 

die Genehmigung eines Haushaltssanierungsplanes oder Haushaltssicherungskonzeptes sowie 

einer geplanten Verringerung der allgemeinen Rücklage. Damit aufsichtsrechtliche Maßnahmen 

nicht erforderlich werden oder beendet werden können, bedarf es rechtlich ausgeglichener 

Haushalte nach § 75 Abs. 2 GO NRW. 

Haushaltsstatus Stadt Detmold 2015 bis 2022 

Haushaltsstatus 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 

Ausgeglichener Haushalt  X X X X X  X 

Fiktiv ausgeglichener Haushalt       X  

Genehmigungspflichtige Verringe-
rung der allgemeinen Rücklage 

X        

Haushaltssicherungskonzept  
genehmigt 

        

Haushaltssanierungsplan  
genehmigt 

        

Haushaltssicherungskonzept  
nicht genehmigt 

        

Haushaltssanierungsplan  
nicht genehmigt 

        

* Basis: 2015 bis 2020 Jahresabschlüsse, ab 2021: Haushaltsplan 

Die Haushaltswirtschaft der Stadt Detmold unterliegt in mehreren Jahren aufsichtsrechtlichen 

Genehmigungspflichten nach § 75 Abs. 4 GO NRW. Nach den Haushaltssatzungen ist für die 

Jahre 2015 bis einschließlich 2017 eine Verringerung der allgemeinen Rücklage geplant gewe-

sen. Diese ist jeweils durch die Kommunalaufsicht des Kreises Lippe genehmigt worden. Für 

das Jahr 2018 ist ein Überschuss kalkuliert gewesen. Mit dem Haushaltsplan 2019 sowie dem 

Doppelhaushalt 2020/2021 hat die Stadt jeweils einen fiktiven Haushaltsausgleich geplant. 

Nach dem aktuellen Haushaltsplan 2022 sind auch aufgrund durchgängiger außerordentlicher 

Erträge nach dem NKF-CIG für 2022 und 2025 Überschüsse und im Übrigen fiktive Haushalts-

ausgleiche kalkuliert. Die Jahresabschlüsse fallen gegenüber den Haushaltsplänen in mehreren 
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Jahren deutlich besser aus. Dieses spiegelt sich auch in einem verbesserten Haushaltsstatus in 

vier der sechs Jahresabschlüsse wider. 

Jahresergebnisse und Rücklagen Stadt Detmold 2015 bis 2020 (IST)  

Kennzahlen 2015 2016 2017 2018 2019 2020 

Jahresergebnis in Mio. Euro -5,35  0,07  3,26  10,59  3,10  3,35  

Ausgleichsrücklage in Mio. 
Euro 

0,00  0,07  3,33  13,92  17,02  20,37  

Allgemeine Rücklage in Mio. 
Euro 

121,15  121,00  120,84  120,83  120,87  120,75 

Veränderung der Aus-
gleichsrücklage durch das 
Jahresergebnis in Mio. Euro 

0,00  0,07  3,26  10,59  3,10  3,35 

Sonstige Veränderung der 
Ausgleichsrücklage in Mio. 
Euro 

0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00 

Veränderung der allgemei-
nen Rücklage gem. § 43 
Abs. 3 GemHVO NRW bzw. 
§ 39 Abs. 3 KomHVO NRW 
(Verrechnungssaldo) in Mio. 
Euro 

-1,55  -0,15  -0,16  -0,01  0,04  -0,13 

Veränderung der allgemei-
nen Rücklage durch das 
Jahresergebnis in Mio. Euro 

-5,35  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00 

Sonstige Veränderung der 
allgemeinen Rücklage in 
Mio. Euro 

0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00 

Verringerung der allgemei-
nen Rücklage des Vorjahres 
durch das Jahresergebnis in 
Prozent 

4,18  
keine Ver-
ringerung 

keine Ver-
ringerung 

keine Ver-
ringerung 

keine Ver-
ringerung 

keine Ver-
ringerung 

Fehlbetragsquote in Pro-
zent 

4,18  
positives 
Ergebnis 

positives 
Ergebnis 

positives 
Ergebnis 

positives 
Ergebnis 

positives 
Ergebnis 

Der bisherige Trend von mehrheitlich negativen Jahresergebnissen konnte erfreulicherweise in 

dem Betrachtungszeitraum dieser Prüfung gestoppt werden. Durch die zugleich erwirtschafte-

ten Überschüsse hat die Stadt Detmold bis einschließlich 2020 einen deutlichen Bestand bei 

der Ausgleichsrücklage aufgebaut. Mit aktuell 20,4 Mio. Euro wird das Niveau aus der Eröff-

nungsbilanz 2008 von 29,9 Mio. Euro jedoch nicht erreicht. 

Nach dem aktuell eingebrachten Jahresabschluss 2020 kann die Stadt Detmold trotz der 

Corona-Pandemie auch für 2020 noch einen bilanziellen Überschuss ausweisen. Dieses ist ins-

besondere mithilfe der Ende 2020 erhaltenen Zuweisung von 7,8 Mio. Euro nach dem Gewer-

besteuerausgleichsgesetz Nordrhein-Westfalen (GewStAusgleichsG NRW) möglich geworden. 

Hierdurch können insbesondere die Corona-bedingten Mindererträge aus der Gewerbe- und 

Einkommensteuer grundsätzlich kompensiert werden. Die Stadt Detmold beziffert die verblei-

benden finanziellen Belastungen für 2020 mit 4,8 Mio. Euro, für die sie in entsprechender Höhe 

außerordentliche Erträge gemäß dem NKF-CIG bucht. 
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Zum 01. Januar 2019 sind Änderungen der Gemeindeordnung NRW in Kraft getreten. Diese 

haben auch Auswirkungen auf die Regelungen über die Zuführung von Jahresüberschüssen zu 

den Rücklagen. So ist ein Jahresüberschuss zunächst der allgemeinen Rücklage zuzuführen, 

soweit in den Jahresabschlüssen der letzten drei vorhergehenden Haushaltsjahre aufgrund ent-

standener Fehlbeträge der Ergebnisrechnung die allgemeine Rücklage reduziert wurde. Diese 

Änderung hat in Detmold aufgrund vorhandener Ausgleichsrücklagenbestände sowie der seit 

2016 durchgängig erwirtschafteten Überschüsse bisher keine Relevanz. Dieses kann sich für 

die zukünftigen Jahre möglicherweise ändern, sofern sich die Ergebnisse deutlich anders entwi-

ckeln als derzeitig geplant. 

Jahresergebnisse und Rücklagen Stadt Detmold in Mio. Euro 2021 bis 2025 (PLAN) 

Kennzahlen 2021 2022 2023 2024 2025 

Jahresergebnis in Mio. Euro -1,37  0,19  -1,87  -1,04  0,27  

Ausgleichsrücklage in Mio. Euro 19,00  19,19  17,32  16,28  16,55  

Allgemeine Rücklage in Mio. Euro 120,75  120,75  120,75  120,75  
120,75  
(94,07) 

Veränderung der Ausgleichsrücklage durch das 
Jahresergebnis in Mio. Euro 

-1,37  0,19  -1,87  -1,04  0,27  

Veränderung der allgemeinen Rücklage durch 
das Jahresergebnis in Mio. Euro 

0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  

Sonstige Veränderung der allgemeinen Rücklage 
in Mio. Euro 

0,00  0,00  0,00  0,00  
0,00 

(-26,68)  

Verringerung der allgemeinen Rücklage des Vor-
jahres durch das Jahresergebnis in Prozent 

keine Ver-
ringerung 

keine Ver-
ringerung 

keine Ver-
ringerung 

keine Ver-
ringerung 

keine Ver-
ringerung 

Fehlbetragsquote in Prozent 0,97 
positives 
Ergebnis 

1,33 0,75 
positives 
Ergebnis 

() Resultat bei einer vollständigen Ausbuchung der tatsächlichen sowie kalkulierten Bilanzierungshilfen nach NKF-CIG 
in 2025 gegen die allgemeine Rücklage 

Die Stadt Detmold wendet die Regelungen des NKF-CIG an, insbesondere die Ermittlung der 

Haushaltsbelastungen aus der COVID-19-Pandemie, deren Buchung als außerordentlichen Er-

trag sowie die Bilanzierungshilfe.  

Nach dem aktuellen Haushaltsplan 2022 sind für diese Haushaltsbelastungen bis 2025 durch-

gängig außerordentliche Erträge veranschlagt. Sie stellen keinen substanziellen, nachhaltigen 

Effekt dar, weil noch die zukünftige Verrechnung mit dem Eigenkapital erfolgen wird. Die außer-

ordentlichen Erträge zeigen nachvollziehbar eine rückläufige Tendenz von 8,9 Mio. Euro auf 

dann 3,1 Mio. Euro in 2025. Mithilfe dieser Erträgen wird die Ausgleichsrücklage zumindest 

temporär erheblich entlastet. Andernfalls wäre sie, abhängig vom Jahresabschluss 2021, spä-

testens in 2024 vollständig aufgezehrt. Ohne diese Erträge würden sich, anhand des Ergebnis-

ses der laufenden Verwaltungstätigkeit, jährliche Defizite zwischen 8,8 Mio. Euro und 2,9 Mio. 

Euro ergeben. Diese summieren sich auf beachtliche 24,3 Mio. Euro. Das Eigenkapital wird sich 

in 2025 durch die jährlichen Abschreibungen oder die alternative, einmalige Ausbuchung der 

Bilanzierungshilfe reduzieren. Zum jetzigen Zeitpunkt beabsichtigt die Stadt in 2025 eine einma-

lige Ausbuchung und Verringerung des Eigenkapitals. 
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1.3.2 Ist-Ergebnisse 

� Die Jahresabschlüsse zeigen eine positive Entwicklung mit erzielten Überschüssen seit 

2017. Die Stadt Detmold profitiert hierbei wie die meisten Kommunen von der guten konjunk-

turellen Entwicklung. Dieses zeigt sich besonders bei der Gewerbesteuer und den Gemein-

deanteilen an den Gemeinschaftssteuern. Die COVID-19-Pandemie führt ab 2020 auch für 

die Stadt Detmold zu finanziellen Belastungen. Nach dem Jahresabschluss 2020 ist der 

Haushalt strukturell defizitär. 

Der Haushalt muss gemäß § 75 Abs. 2 GO NRW ausgeglichen sein. Er ist ausgeglichen, wenn 

die Erträge die Aufwendungen decken. Das Jahresergebnis sollte positiv sein. 

Vergleich von Jahresergebnis PLAN und Jahresergebnis IST in Mio. Euro 2015 bis 2020 

  2015 2016 2017 2018 2019 2020 

Jahresergebnis PLAN -2,55  -0,02  -0,10  0,25  -0,08  -0,56  

Jahresergebnis IST -5,35  0,07  3,26  10,59  3,10  3,35  

Abweichung -2,80  0,09  3,36  10,34  3,18  3,91 

Die Stadt Detmold erzielt in den Jahresabschlüssen gegenüber den Haushaltsplänen in vier 

Jahren wesentlich bessere Ergebnisse als geplant.  

Jahres- und Gesamtjahresergebnisse Stadt Detmold in Mio. Euro 2015 bis 2020 

 

Die Stadt Detmold hat nach 2010 bislang keine weiteren Gesamtabschlüsse aufgestellt. Es lie-

gen jedoch zumindest im Entwurf die Gesamtbilanzen sowie die Gesamtergebnisrechnungen 

bis 2018 vor. Für die Jahre 2019 und 2020 nutzt die Stadt die Befreiungsmöglichkeit nach 

§ 116a GO NRW und stellt insoweit keine Gesamtabschlüsse auf. Nach den Ausführungen im 

festgestellten Gesamtabschluss 2010 sind in dem Konzernabschluss der DetCon GmbH alle 

vollkonsolidierten Beteiligungen zusammengefasst. Zum Vollkonsolidierungskreis gehören 

durchgängig die DetCon GmbH, die Stadtwerke Detmold GmbH, die Stadtverkehr Detmold 
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GmbH, die Detmolder Stadthallen GmbH, das Gewerbe- und Innovationszentrum Lippe-Det-

mold GmbH (GIL-DE), die Detmolder Abwasser GmbH, die Detmolder Gesellschaft für Stadt-

entwicklung GmbH, WinD - Wind in Detmold - Verwaltungs GmbH sowie die WinD - Wind in 

Detmold - GmbH & Co. KG. Im Jahr 2016 sind die Holzheizkraftwerk Horn Verwaltungs GmbH 

sowie Holzheizkraftwerk Horn GmbH & Co. KG hinzugekommen. 

Das höchste und zugleich einzige Defizit im Betrachtungszeitraum muss die Stadt Detmold in 

2015 mit 5,4 Mio. Euro ausweisen. Verantwortlich hierfür sind insbesondere die mit 18,4 Mio. 

Euro deutlich niedrigeren Schlüsselzuweisungen als in den Folgejahren. Ohne die erheblichen 

Erträge aus Rückstellungsauflösungen von 9,3 Mio. Euro wäre das Defizit noch erkennbar hö-

her ausgefallen. 

Die Resultate der im Entwurf vorliegenden Gesamtergebnisrechnungen bewegen sich in etwa 

auf dem Niveau der Jahresergebnisse des Kernhaushaltes. Das lässt den Schluss zu, dass die 

Ertragskraft der verselbstständigten Aufgabenbereiche insgesamt betrachtet bislang weder er-

kennbar positiv noch negativ das Gesamtergebnis beeinflusst hat. In diesem Kontext sind auch 

die bestehenden Finanzbeziehungen zwischen den Ausgliederungen und dem Kernhaushalt zu 

nennen, unter anderem dessen Aufwendungen für die Verlustausgleiche der DetCon GmbH. 

Zu der positiven Entwicklung beim Kernhaushalt hat insbesondere die gute konjunkturelle und 

gesamtwirtschaftliche Entwicklung beigetragen. Hierzu zählen insbesondere steigende Erträge 

bei den Gemeindeanteilen an der Einkommen- und Umsatzsteuer sowie ein seit 2017 höheres 

Gewerbesteuerniveau. Der Gewerbesteuereinbruch in 2014 auf 39,4 Mio. Euro setzt sich mit 

einem relativ geringen Ertragsniveau bis 2016 fort. Mit 49,1 Mio. Euro in 2017 ist eine Tendenz 

zu den bisherigen Höchstbeträgen der Jahre 2012 und 2013 offenkundig. Diese hat die Stadt 

dann in 2018 und 2019 mit 53,6 Mio. Euro und 51,9 Mio. Euro erreicht. Hierfür ist eine positive 

Entwicklung bei den gewerbesteuerzahlenden Unternehmen ursächlich. Dieses wird flankiert 

durch eine nennenswerte Hebesatzanpassung in 2016 um 16 Hebesatzpunkte. Es handelt sich 

um eine Maßnahme zur Haushaltskonsolidierung und zur Vermeidung eines formellen Haus-

haltssicherungskonzeptes. Die Gemeindeanteile zeigen einen Zuwachs bis 2019 bei der Ein-

kommensteuer um 5,4 Mio. Euro auf 35,6 Mio. Euro und bei der Umsatzsteuer um 3,5 Mio. 

Euro auf 8,4 Mio. Euro. Die deutliche Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B als weitere 

Haushaltskonsolidierungsmaßnahme führt zu nachhaltigen Mehrerträgen von etwa 1,4 Mio. 

Euro jährlich. Beide Hebesatzerhöhungen sind Bausteine für die verbesserte Haushalts- und 

Finanzsituation. Die negativen Auswirkungen der Corona-Pandemie sind in 2020 insbesondere 

anhand der Ertragsrückgänge bei Einkommen- sowie der Gewerbesteuer erkennbar. Als Kom-

pensation und Entlastung sind die erhaltene Gewerbesteuerausgleichsleistung von 7,8 Mio. 

Euro sowie die außerordentlichen Erträge nach dem NKF-CIG von 4,8 Mio. Euro zu nennen. 

In der Gesamtbetrachtung fallen die jährlichen Ertragszuwächse mehrheitlich höher aus als die 

Steigerungen der Aufwendungen. Dieses zeigt sich an den durchgängig positiven ordentlichen 

Ergebnissen, die sich 2017 und 2018 gegenüber dem Vorjahr jeweils fast verdoppeln. Die deut-

lichsten Aufwandsteigerungen im Betrachtungszeitraum betreffen die Transferaufwendungen 

mit Zuwächsen um insgesamt 18,0 Mio. Euro, gefolgt von den Personalaufwendungen. Zu den 

Transferaufwendungen zählen die allgemeine Kreisumlage sowie die sozialen Leistungen des 

Produktbereiches 5 und besonders des volumenträchtigen Produktbereiches 6 der Kinder-, Ju-

gend- und Familienhilfe.  
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Jahresergebnis je Einwohner in Euro 2020 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 20 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Die Jahresergebnisse der Stadt Detmold je Einwohner bewegen sich in einer beachtlichen 

Bandbreite zwischen dem einzigen Defizit von 72,71 Euro in 2015 und den ansonsten erwirt-

schafteten Überschüssen von bis zu 142,39 Euro in 2018. Diese Resultate zeigen einen erfreu-

lichen positiven Trend, der insbesondere auf der guten gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ba-

siert. Hiervon profitieren die Stadt Detmold sowie die deutliche Mehrheit der Kommunen in 

Nordrhein-Westfalen. Detmold weist bei den einwohnerbezogenen Jahresergebnissen gegen-

über der Mehrheit der Vergleichskommunen in jeweils zwei Jahren ungünstigere beziehungs-

weise günstigere Kennzahlenwerte auf. In weiteren zwei Vergleichsjahren bewegt sich Detmold 

auf dem Niveau des Medians und ist insoweit unauffällig. 

Die Jahresergebnisse geben nur bedingt einen Hinweis auf die strukturelle Haushaltssituation. 

Sie werden oft durch die schwankenden Erträge und Aufwendungen der Gewerbesteuer, der 

allgemeinen Kreisumlage und des Finanzausgleichs beeinflusst. Zudem können Sondereffekte 

die strukturelle Haushaltsituation überlagern.  

Aus diesem Grund hat die gpaNRW in einer Modellrechnung Folgendes betrachtet: Wie wäre 

das Jahresergebnis 2020, wenn Schwankungen nivelliert und Sondereffekte bereinigt wären? 

Anstelle der tatsächlichen Erträge und Aufwendungen der Gewerbesteuer, der allgemeinen 

Kreisumlage und des Finanzausgleichs hat die gpaNRW Durchschnittswerte der Jahre 2016 bis 

2020 eingerechnet. Hierbei haben wir auch die Gewerbesteuerausgleichszahlung des Jahres 
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2020 in die Durchschnittswertberechnung einbezogen. Zudem haben wir Sondereffekte berei-

nigt, die das Jahresergebnis 2020 wesentlich beeinflusst haben. Die pandemiebedingten außer-

ordentlichen Erträge zum Ausgleich der Haushaltsbelastungen nach dem NKF-CIG haben wir 

als Sondereffekte bereinigt. Gleiches gilt für die pandemiebedingten Belastungen, die wir nicht 

in die Standardbereinigung einbeziehen. Als weitere bereinigte Sondereffekte sind insbeson-

dere deutlich schwankende Zuführungen und Auflösungen von Rückstellungen zu nennen. Das 

Ergebnis dieser Modellrechnung bezeichnet die gpaNRW als strukturelles Ergebnis. Die Be-

rechnungsgrundlagen stehen in der Anlage 3 dieses Teilberichtes. 

Modellrechnung „strukturelles Ergebnis in Mio. Euro 2020“ 

Berechnung strukturelles Ergebnis 

Jahresergebnis in Mio. Euro 3,35 

Bereinigung der Gewerbesteuer, Kreisumlage, Finanzausgleich in Mio. Euro -75,82 

Saldo Sondereffekte in Mio. Euro 1,58 

Bereinigtes Jahresergebnis in Mio. Euro -70,89 

Hinzurechnung von Gewerbesteuer, Kreisumlage und Finanzausgleich Mittelwert der letzten 5 
Jahre in Mio. Euro 

68,45 

Strukturelles Ergebnis in Mio. Euro -2,44 

Das strukturelle Ergebnis 2020 fällt mit einem Defizit von 2,4 Mio. Euro erkennbar ungünstiger 

aus als das tatsächliche Jahresergebnis mit einem Überschuss von 3,4 Mio. Euro. Für diese 

Abweichung ist die Ende 2020 erhaltene Gewerbesteuerausgleichsleistung von 7,8 Mio. Euro 

mitverantwortlich. Diese haben wir entsprechend unserer Systematik in die Durchschnittswert-

berechnung einbezogen und damit für 2020 anteilig berücksichtigt. Weiterhin haben wir Sonder-

effekte bereinigt, die per Saldo das Jahresergebnis negativ beeinflusst haben. Zu diesen Son-

dereffekten zählen insbesondere überdurchschnittliche Aufwendungen, unter anderem für 

Rückstellungszuführungen, erhöhte Erträge aus Rückstellungsauflösungen und -reduzierungen, 

die außerordentlichen Erträge nach dem NKF-CIG und analog weitere pandemiebedingte Auf-

wendungen. 

Das strukturelle Ergebnis zeigt außerdem, dass die zuletzt erwirtschafteten Überschüsse auch 

durch die gute konjunkturelle Lage mit beeinflusst worden sind. Das ganze Ausmaß und die 

zeitliche Dauer der Haushaltsbelastungen durch die Corona-Pandemie kann allenfalls vorsichtig 

prognostiziert werden. Die aktuelle Steuerschätzung aus November 2021 zeigt Zuversicht, aber 

weiterhin auch die Herausforderungen für die Kommunen in den nächsten Jahren. Die weitere 

Entwicklung bleibt kritisch zu begleiten. 

In diesem Kontext sind die allgemeinen Deckungsmittel von Bedeutung. Sie dienen als Aus-

gangsbasis für die Beurteilung der Ertragskraft der Kommune. Die gpaNRW versteht hierunter 

die Realsteuereinnahmen, die Gemeinschaftssteuern, die sonstigen Steuern und steuerähnli-

chen Erträge, die Ausgleichsleistungen nach dem Familienleistungsgesetz sowie die Schlüssel-

zuweisungen. Die Ertragskraft von Detmold hat sich im Betrachtungszeitraum grundsätzlich po-

sitiv entwickelt. Die Stadt profitiert bis 2019, wie die meisten Kommunen, von der guten kon-

junkturellen Entwicklung mit deutlich steigenden Erträgen aus der Gewerbesteuer sowie den 

Anteilen an der Einkommen- und Umsatzsteuer. Die Ertragskraft je Einwohner ist in Detmold 
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von etwa 1.600 Euro deutlich auf 2.010 Euro in 2018 gestiegen. Für die eingetretenen Rück-

gänge in den beiden Folgejahren auf rund 1.850 Euro Ende 2020 ist insbesondere die von der 

Corona-Pandemie belastete Gewerbesteuerentwicklung verantwortlich. Unter Hinzurechnung 

der 2020 erhaltenen Gewerbesteuerausgleichsleistung sind es rund 1.950 Euro. Die Zunahme 

beim Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer in 2020 hat die Verringerung beim Anteil an der Ein-

kommensteuer zum Teil kompensiert. Die Ertragskraft der Stadt Detmold ist anhand der allge-

meinen Deckungsmitteln in den ersten Jahren interkommunal unterdurchschnittlich. Seit 2018 

bewegt sie sich im unauffälligen Bereich. Die Gewerbesteuer je Einwohner ist interkommunal 

jeweils leicht überdurchschnittlich. Beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und der Um-

satzsteuer besteht ein leicht unterdurchschnittliches Niveau. Die Erträge aus den Schlüsselzu-

weisungen sind teils unter- und teils überdurchschnittlich. Letzteres bedeutet eine entsprechend 

höhere Abhängigkeit vom Finanzausgleich.  

1.3.3 Plan-Ergebnisse 

� Die Stadt Detmold plant nach dem aktuellen Haushalt 2022 bis 2025 in jeweils zwei Jahren 

leicht positive sowie negative Jahresergebnisse von bis zu 1,9 Mio. Euro. Hierbei sind durch-

gängig entlastende außerordentliche Erträge nach dem NKF-CIG veranschlagt. Der Haus-

halt ist zudem von der zukünftigen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung abhängig. Diese be-

trifft insbesondere die Einkommensteuer und die Gewerbesteuer. Der Haushalt unterliegt 

entsprechenden allgemeinen Risiken. Zudem sieht die gpaNRW punktuell zusätzliche Risi-

ken in der Planung.  

Eine Kommune ist gemäß § 75 Abs. 2 GO NRW verpflichtet, dauerhaft einen ausgeglichenen 

Haushalt zu erreichen. Nur dann kann sie eigene Handlungsspielräume wahren oder wiederer-

langen. Ist ein Haushalt defizitär, muss eine Kommune geeignete Maßnahmen für den Haus-

haltsausgleich finden und umsetzen.  

Jahresergebnisse Stadt Detmold in Mio. Euro 2021 bis 2025 
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Die Stadt Detmold plant nach dem aktuellen Haushaltsplan 2022 für 2025 einen Überschuss 

von rund 270.000 Euro. Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass der formell ausgeglichene Haus-

halt mithilfe eines außerordentlichen Ertrages nach dem NKF-CIG erreicht wird. 

Um haushaltswirtschaftliche Risiken und Chancen erkennen zu können, hat die gpaNRW zu-

nächst das um Sondereffekte und Schwankungen bereinigte letzte Ist-Ergebnis mit dem Ergeb-

nis des letzten Planjahres der mittelfristigen Finanzplanung verglichen und anschließend die 

Entwicklungen analysiert.  

Vergleich Ist-Ergebnis 2020 und Plan-Ergebnis 2025 - wesentliche Veränderungen 

Kennzahlen 

2020 
(Durchschnitt 

[2016 bis 
[2020)* in Mio. 

Euro 

2025 
in Mio. Euro 

Differenz in 
Mio. Euro 

Jährliche  
Änderung  
in Prozent 

Erträge 

Grundsteuer B 14,20 14,78 0,58 0,8 

Gewerbesteuer 
44,23 

(47,94) 
55,86 

11,64 
(7,92) 

4,8 
(3,1) 

Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer 
33,84 

(33,36) 
45,43 

11,59 
(12,07) 

6,1 
(6,4) 

Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 
9,30 

(7,34) 
8,10 

-1,20 
(0,76) 

-2,7 
(2,0) 

Ausgleichs- und Erstattungsleistungen (Gewer-
besteuerausgleichszahlung, Abrechnung Ein-
heitslasten, Ausgleichsleistungen) 

13,44 
(6,17) 

3,94 
-9,50 

(-2,23) 
-21,8 
(-8,6) 

Schlüsselzuweisungen 
28,97 

(28,80) 
40,48 

11,51 
(11,68) 

6,9 
(7,0) 

Zuwendungen und allgemeine Umlagen (ohne  
Finanzausgleich) 

36,64 39,56 2,92 1,5 

Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 36,95 40,25 3,29 1,7 

Privatrechtliche Leistungsentgelte 2,16 2,64 0,48 4,1 

Sonstige ordentliche Erträge 
17,07 

(12,44) 
5,67 

-11,40 
(-6,77) 

-19,8 
(-14,5) 

Aktivierte Eigenleistungen 
0,60 

(0,87) 
1,26 

0,66 
(0,39) 

15,8 
(7,7) 

Finanzerträge 
0,15 

(1,16) 
0,83 

0,68 
(-0,33) 

41,8 
(-6,4) 

Außerordentliche Erträge 
4,83 

(2,21) 
3,15 

(0,00) 
-1,68 

(0,94) 
-8,2 

(7,4) 

Übrige Erträge** 12,11 12,60 0,49 0,8 

Aufwendungen 

Personalaufwendungen 
57,80 

(56,71) 
67,45 

9,65 
(10,74) 

3,1 
(3,5) 

Versorgungsaufwendungen 
7,50 

(5,00) 
6,61 

-0,89 
(1,61) 

-2,5 
(5,7) 

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 
26,58 

(26,17) 
23,74 

-2,85 
(2,43) 

-2,2 
(-1,9) 
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Kennzahlen 

2020 
(Durchschnitt 

[2016 bis 
[2020)* in Mio. 

Euro 

2025 
in Mio. Euro 

Differenz in 
Mio. Euro 

Jährliche  
Änderung  
in Prozent 

Bilanzielle Abschreibungen 18,45 19,87 1,42 1,5 

Steuerbeteiligungen 
3,23 

(6,72) 
4,38 

1,15 
(-2,34) 

6,3 
(-8,2) 

Allgemeine Kreisumlage 
50,73 

(48,45) 
54,95 

4,22 
(6,50) 

1,6 
(2,5) 

Transferaufwendungen (ohne Finanzausgleich) 
66,87 

(64,67) 
78,68 

11,81 
(14,01) 

3,3 
(4,0) 

Sonstige ordentliche Aufwendungen 
14,83 

(14,75) 
15,43 

0,60 
(0,69) 

0,8 
(0,9) 

Zinsen und Sonstige Finanzaufwendungen 
5,15 

(4,29) 
3,15 

-2,00 
(-1,14) 

-9,4 
(-6,0) 

* Für schwankungsanfällige Positionen hat die gpaNRW im Klammerzusatz den Durchschnitt der Jahre 2016 bis 2020 
ergänzt sowie Sondereffekte herausgerechnet.  
** Summe der übrigen Erträge  

Die gpaNRW unterscheidet allgemeine und zusätzliche haushaltswirtschaftliche Risiken und 

Chancen. Allgemeine haushaltswirtschaftliche Risiken und Chancen sind auf generelle Unsi-

cherheiten bei Planwerten zurückzuführen. Zusätzliche haushaltswirtschaftliche Risiken entste-

hen durch fehlerhafte, nicht nachvollziehbare oder offensichtlich sehr optimistische Planungsda-

ten. Das ist der Fall, wenn sich die Planwerte nicht oder nur unzureichend auf Erfahrungswerte 

beziehungsweise Ist-Daten, Umsetzungskonzepte sowie sonstige zurzeit objektiv absehbare 

Entwicklungen stützen.  

In ihren Analysen konzentriert die gpaNRW sich vorrangig auf zusätzliche haushaltswirtschaftli-

che Risiken beziehungsweise Chancen. Diese bezieht die gpaNRW in die Bewertung der Plan-

Ergebnisse ein. 

Erträge 

Bei der Grundsteuer B hat die Stadt jährliche Plansteigerungen nach dem Orientierungsdaten-

Erlass des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung NRW (MHKBG) vom 

17. August 2021 vorgenommen. Insoweit besteht kein zusätzliches haushaltswirtschaftliches 

Risiko. 

Die Planung der Gewerbesteuer ist in Detmold wie in den meisten Kommunen mit zahlreichen 

Unwägbarkeiten verbunden (konjunkturelle Entwicklung, örtliche Situation der Gewerbesteuer-

pflichtigen sowie die aktuellen Auswirkungen der Corona-Pandemie). Der Durchschnittswert der 

Gewerbesteuer von 47,9 Mio. Euro ist das Resultat des geringeren Ertrags in 2016 von 40,9 

Mio. Euro und des anschließenden deutlich höheren Niveaus bis 2019 von bis zu 53,6 Mio. 

Euro. Nach dem aktuellen Jahresabschluss 2020 sinken die Erträge insbesondere durch die 

Corona-Pandemie auf 44,2 Mio. Euro. Aufgrund dessen hat die Stadt nachvollziehbar für 2022 

einen geringeren Ansatz von 46,0 Mio. Euro geplant. Für die Folgejahre bis 2025 sind dann die 

Steigerungsraten des Orientierungsdatenerlasses von bis zu 8,5 Prozent jährlich übernommen 

worden. Von daher ist ein zusätzliches haushaltswirtschaftliches Risiko zu verneinen. Aufgrund 
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der geplanten Steigerungen besteht ein allgemeines konjunkturelles Risiko bei dem Ansatz. Die 

Gewerbesteuer stellt in Detmold wie bei vielen Kommunen, zumindest anfänglich, den größten 

Anteil der ermittelten Belastungen aus der der COVID-19-Pandemie. Diese nach § 4 NKF-CIG 

ermittelten Gewerbesteuermindererträge beschränken sich maßgeblich auf die Planjahre 2022 

und 2023 und sind mit 5,9 Mio. Euro und 3,0 Mio. Euro prognostiziert. Sie sind als außerordent-

liche Erträge im Ergebnisplan enthalten.  

Beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer verändert sich in 2018 und 2021 die für Det-

mold geltende Schlüsselzahl unwesentlich. Für 2020 wird, insbesondere durch die Corona-Pan-

demie mit 33,8 Mio. Euro, der Ansatz von 36,8 Mio. Euro deutlich verfehlt. Aufgrund dessen hat 

die Stadt für 2022 zumindest keine relevante Steigerung gegenüber dem Planansatz 2021 von 

38,2 Mio. Euro kalkuliert. Für die mittelfristige Planung bis 2025 sind dann wiederum die pro-

zentualen Zuwächse nach dem Orientierungsdatenerlass übernommen worden. Damit ist ein 

zusätzliches haushaltswirtschaftliches Risiko nicht gegeben. Eine Auswertung der Einkommen-

steuererträge der letzten 25 Jahre zeigt jedoch, dass in unregelmäßigen Abständen insbeson-

dere konjunkturell bedingte Einbrüche zu verzeichnen sind. Daher ist ein allgemeines, konjunk-

turelles Risiko bei den Planansätzen vorhanden. Bezogen auf die Einkommensteuer hat die 

Stadt Detmold jährliche Mindererträge nach § 4 NKF-CIG zwischen 2,0 Mio. Euro und 1,6 Mio. 

Euro ermittelt und isoliert. 

Beim Anteil an der Umsatzsteuer bleibt die Schlüsselzahl in 2018 fast unverändert und sinkt 

in 2021 um 2,6 Prozent. Nach dem Jahresabschluss 2020 werden 9,3 Mio. Euro realisiert, die 

erkennbar über dem Planansatz liegen. Mit einem Ansatz von 7,6 Mio. Euro erwartet Detmold 

für 2022 einen etwas größeren prozentualen Ertragsrückgang als im Orientierungsdatenerlass. 

Ab 2023 werden dann die Steigerungsraten des Erlasses angewendet. Vor diesem Hintergrund 

besteht wiederum ein allgemeines, jedoch kein zusätzliches haushaltswirtschaftliches Risiko für 

diese Planansätze. Von 2022 bis 2025 werden jährliche Mindererträge nach § 4 NKF-CIG von 

rund 1,4 Mio. Euro isoliert. 

Bei den Ausgleichsleistungen werden entsprechend den endgültigen Festsetzungen nach 

dem jeweiligen GFG von 2020 bis 2021 jeweils rund 3,4 Mio. Euro erzielt. Damit ist der nach 

dem Orientierungsdatenerlass für 2021 geplante deutliche Rückgang nicht eingetreten. Für 

2022 wird, auch wegen eines höheren Planansatzes für 2021, ein geringerer Zuwachs als die 

Orientierungsdaten kalkuliert. Der Ansatz entspricht grundsätzlich der Modellrechnung nach 

dem GFG 2022. Für die Jahre 2023 bis 2025 werden dann die Orientierungsdaten wieder ange-

wendet. In der Gesamtbetrachtung ist kein nennenswertes zusätzliches haushaltswirtschaftli-

ches Risiko erkennbar. Die Abrechnung der Einheitslasten endet 2021. Die Stadt hat ab 

2022 keine Erträge geplant. Damit bleiben die bisher erhaltenen Erstattungsbeträge aus und er-

schweren insoweit einen Haushaltsausgleich. Zumindest diese werden durch den Wegfall der 

Gewerbesteuerumlage Fonds Deutsche Einheit und damit sinkenden Steuerbeteiligungsauf-

wendungen mehr als kompensiert. Die Kommunen haben Ende 2020 bisher einmalig im Rah-

men der Corona-Pandemie eine Gewerbesteuerausgleichsleistung erhalten. Diese beträgt 

für Detmold 7,8 Mio. Euro.  

Bei den Schlüsselzuweisungen entspricht der Ansatz 2020 von 29,0 Mio. Euro der Bewilli-

gung. 2021 sind dann mit 38,9 Mio. Euro um 9,0 Mio. Euro höhere Zuweisungen als im Doppel-

haushalt 2020/2021 geplant bewilligt worden. Die für 2022 veranschlagten 38,0 Mio. Euro ent-

sprechen den Daten der Modellrechnung zum GFG 2022. Für die Folgejahre hat die Stadt die 

Orientierungsdaten, und zwar den Rückgang in 2023 sowie die Zuwächse in 2024 und 2025, 
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übernommen. Bei den Ansätzen der Schlüsselzuweisungen besteht kein zusätzliches haus-

haltswirtschaftliches Risiko. Diese Erträge sind generell von der gesamtwirtschaftlichen Ent-

wicklung und der Leistungsfähigkeit des Landeshaushaltes abhängig. Inwieweit auch zukünftig 

mit diesen Steigerungen zu rechnen ist, bleibt insbesondere wegen der Entwicklung durch die 

Corona-Pandemie kritisch abzuwarten. Es besteht insoweit ein allgemeines Risiko für die Pla-

nung. 

Der Anstieg bei den weiteren Zuwendungen und allgemeinen Umlagen per Saldo um 

2,9 Mio. Euro setzt sich aus verschiedenen Bereichen zusammen. Damit ist jedoch keine er-

hebliche Haushaltsentlastung verbunden. Einzelnen Ertragszuwächsen stehen teilweise noch 

stärker steigende Aufwendungen gegenüber. Dieses betrifft unter anderem die um 3,0 Mio. 

Euro beziehungsweise 460.000 Euro höheren Zuweisungen bei den Tageseinrichtungen für 

Kinder und den Offenen Ganztagsschulen. Bei den Erträgen aus der Auflösung von Sonderpos-

ten aus Zuwendungen kalkuliert die Stadt einen deutlichen Anstieg um 0,8 Mio. Euro auf 

7,8 Mio. Euro. Es sind gegenüber dem Jahresergebnis 2020 für 2022 bis 2025 auch zeitlich be-

fristete oder sinkende Zuwendungen geplant, exemplarisch beim Digitalpakt und dem ÖPNV. 

Ein zusätzliches haushaltswirtschaftliches Risiko ist bei dem geplanten Gesamtvolumen nicht 

erkennbar. 

Die Zunahme bei den öffentlich-rechtliche Leistungsentgelten von 3,3 Mio. Euro betrifft 

mehrere Bereiche. Sie resultiert insbesondere aus den Corona-bedingten Ertragseinbrüchen in 

2020 bei den Elternbeiträgen in den Kindertageseinrichtungen und im OGS-Bereich. Mehrer-

träge werden bei den Kanalgebühren von 0,7 Mio. Euro geplant. Ein zusätzliches haushaltswirt-

schaftliches Risiko ist bei den Ansätzen nicht zu sehen. 

Kalkulierte Steigerungen bei den privatrechtlichen Leistungsentgelten werden insbesondere 

bei den Mieten und Pachten, Eintrittsgeldern, Kioskverkäufen sowie den Vermarktungserlösen 

für Papier erwartet. Letztere unterliegen starken, insbesondere nachfragebedingten Schwan-

kungen. Es bleibt abzuwarten, ob diese jährlichen Ansätze von 280.000 Euro erzielt werden.  

Die in 2025 erheblich um 11,4 Mio. Euro geringeren sonstigen ordentlichen Erträge belasten 

das Erreichen des Haushaltsausgleiches. Bei diesen Positionen werden Sondereffekte, wie sie 

ebenfalls in Detmold festzustellen sind, abgebildet. Diese und das Volumen sind üblicherweise 

zum Zeitpunkt der Haushaltsplanung nicht bekannt. Hierzu zählen auch teils stark schwan-

kende Erträge aus der Auflösung oder Reduzierung von Rückstellungen, maßgeblich von In-

standhaltungs-, Pensions- und Beihilferückstellungen. Es gibt, auch wegen des deutlich niedri-

geren Gesamtvolumens, keine Hinweise auf ein zusätzliches haushaltswirtschaftliches Risiko 

für das Jahr 2025. Für den Jahresüberschuss 2020 sind deutlich höhere Zuführungserträge mit-

verantwortlich. Sie stellen anteilig Sondereffekte dar und sind entsprechend bereinigt worden.  

Bei den aktivierten Eigenleistungen ist eine Ertragsverdoppelung kalkuliert. Diese betrifft 

maßgeblich die Planungs- und Bauleitungskosten mit einem jährlichen Volumen von 1,1 Mio. 

Euro. Ob sie letztendlich realisiert werden, bleibt kritisch abzuwarten. 

Für die Finanzerträge sind bis 2025 jährlich rund 830.000 Euro veranschlagt. Dabei handelt es 

sich maßgeblich um die Gewinnanteile einer Sparkasse mit konstant 700.000 Euro. Diese lie-

gen unter den zuletzt bis 2019 erzielten Jahresergebnissen. 2020 wurden jedoch keine Gewinn-

anteile gebucht, weil sich die Ausschüttung verschoben hat. Es gibt keine Erkenntnisse, dass 

die geplanten Gewinnanteile in der Zukunft nicht erzielt werden. Insoweit ist kein zusätzliches 
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haushaltswirtschaftliches Risiko erkennbar. Bei den Finanzerträgen sind neben der verschobe-

nen Ausschüttung weitere Sondereffekte zu verzeichnen, die für 2020 bereinigt wurden. Es 

handelt sich dabei um deutlich schwankende negative Gewerbesteuerzinsen.  

Bei den außerordentlichen Erträgen handelt es sich um die Buchungen der Haushaltsbelas-

tungen aus der COVID-19-Pandemie gemäß § 4 Abs. 5 NKF-CIG. Im Jahresabschluss 2020 

sind hierfür 4,8 Mio. Euro ausgewiesen. Ab 2022 kalkuliert die Stadt mit jährlich sinkenden Be-

trägen von 9,0 Mio. Euro auf zuletzt 3,1 Mio. Euro 2025. Diese betreffen maßgeblich die Gewer-

besteuer sowie die Gemeindeanteile an der Einkommen- und Umsatzsteuer. Diese außeror-

dentlichen Erträge sind keine Erträge einer auf Nachhaltigkeit ausgerichteten Haushaltswirt-

schaft und werden auch insoweit von uns vollständig als Sondereffekte bereinigt. Die pande-

miebedingten Belastungen außerhalb die Standardbereinigung belaufen sich 2020 auf 2,6 Mio. 

Euro und werden ebenfalls bereinigt. 

Aufwendungen 

Bei den Personalaufwendungen sind für 2022 die feststehenden sowie erwarteten Tarif- und 

Besoldungsabschlüsse einbezogen. Zusätzlich sind Personalaufstockungen insbesondere we-

gen neuer Aufgaben und Projekte berücksichtigt. Bei den Entgelten für die tariflich Beschäftig-

ten bewegen sich die Plansteigerungen zwischen 1,1 Prozent in 2023 und 3,0 Prozent in 2024. 

Im Durchschnitt sind es 2,0 Prozent. Bei weiteren wesentlichen Personalaufwandspositionen 

hat die Stadt von 2023 bis 2025 jährliche Steigerungen von überwiegend 2,0 Prozent angesetzt. 

Dieses gilt ebenfalls für die jährlichen Zuführungen für die Pensions- und Beihilferückstellungen, 

die von 4,7 Mio. Euro auf 5,0 Mio. Euro in 2025 steigen. Die Zuführungen liegen zugleich über 

dem Niveau des Durchschnitts der Jahresabschlüsse. Nach den aktuellen Prognosen der kom-

munalen Spitzenverbände für die Kommunalfinanzen werden höhere Personalkostensteigerun-

gen von bis zu 3,5 Prozent erwartet. Insoweit sind in Detmold höhere als die geplanten Perso-

nalaufwendungen nicht auszuschließen. Dennoch kann in der Gesamtbetrachtung bei dem Vo-

lumen der Personalaufwendungen und den einkalkulierten Steigerungen ein zusätzliches haus-

haltswirtschaftliches Risiko verneint werden. 

Die Versorgungsaufwendungen setzen sich in Detmold aus den beiden Positionen der Zufüh-

rungen zu den Pensionsrückstellungen und zu den Beihilferückstellungen zusammen. Diese 

Zuführungen unterliegen, wie in vielen Kommunen, deutlichen Schwankungen. Nach den Jah-

resabschlüssen variieren sie zwischen 2,2 Mio. Euro in 2016 und 7,5 Mio. Euro in 2020. Im 

Durchschnitt sind es 4,8 Mio. Euro jährlich. Für 2022 sind mit 6,2 Mio. Euro ein deutlich höheres 

Niveau und dann jährliche Steigerungen von 2,0 Prozent angesetzt. Vor diesem Hintergrund 

sieht die gpaNRW für die Planung kein zusätzliches haushaltswirtschaftliches Risiko. 

Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen sind nach den Jahresabschlüssen von 

2015 nach 2020 deutlich von 23,7 Mio. Euro auf 26,6 Mio. Euro angestiegen. Im Durchschnitt 

liegen die Aufwendungen bei 24,6 Mio. Euro. Die erfolgten Zuwächse und Veränderungen be-

treffen unter anderem die Unterhaltung von Straßen, Immobilien und hierbei insbesondere die 

der Schulen. Außerdem beeinflussen Einzelmaßnahmen und schwankende Zuführungen zu 

den Instandhaltungsrückstellungen das Gesamtvolumen. Deren Zuführungen bewegen sich 

zwischen 1,0 Mio. Euro in 2017 und 2,4 Mio. Euro in 2020. Überdurchschnittliche Beträge hier-

von haben wir auch in 2020 als Sondereffekte bereinigt. Für den gesamten Planungszeitraum 

sind dagegen keine Zuführungen veranschlagt. Bei mehreren Aufwandspositionen liegen die 

Planwerte, insbesondere die des Jahres 2025, unter dem Jahresergebnis 2020. Weiterhin sind 
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bei zahlreichen Aufwandsarten, unter anderem bei einigen Positionen für die Unterhaltung und 

Bewirtschaftung, ab 2022 konstante Ansätze geplant. Für diese sind somit bis 2025 keine Preis-

steigerungen kalkuliert. Nach den Prognosen der kommunalen Spitzenverbände werden hinge-

gen jährliche Steigerungen beim Sachaufwand von bis zu 3,0 Prozent erwartet. Demgegenüber 

ist bei anderen Positionen ein gegenüber dem Ergebnis 2020 erkennbar höheres Niveau ge-

plant, z. B. bei den Schülerbeförderungskosten. Bei diesen kann dann vernachlässigt werden, 

dass keine weiteren Plan- beziehungsweise Preissteigerung einkalkuliert sind. In der Gesamt-

betrachtung sieht die gpaNRW bei den Planansätzen für die Aufwendungen für Sach- und 

Dienstleistungen ein zusätzliches haushaltswirtschaftliches Risiko. Diese Einschätzung resul-

tiert aus der umfangreichen Anzahl von Aufwandspositionen, für die keine Preissteigerungen 

kalkuliert sind und deren Ansätze unter dem Ergebnis 2020 liegen. 

Der geplante Anstieg bei den bilanziellen Abschreibungen von 1,4 Mio. Euro auf 19,9 Mio. 

Euro resultiert insbesondere aus dem IT-Bereich, und zwar primär dem Digitalpakt. Hier werden 

bisher konsumtive Maßnahmen nunmehr stärker investiv abgewickelt. Das Abschreibungsvolu-

men setzt sich maßgeblich aus dem Immobilienbestand sowie dem Infrastrukturvermögen mit 

den Verkehrsflächen und dem Kanalbereich zusammen. Das bisherige Volumen verteilt sich mit 

5,6 Mio. Euro auf das Kanalnetz, gefolgt vom Immobilienbestand mit 4,9 Mio. Euro und dem 

Straßennetz mit 4,8 Mio. Euro. Hier kalkuliert die Stadt überwiegend mit konstanten Ansätzen 

bis 2025. Hinsichtlich der geplanten Investitionen bleibt abzuwarten, ob die Fertigstellungen in-

nerhalb der mittelfristigen Planung oder erst nach 2025 erfolgen und welche neuen Abschrei-

bungen durch sie entstehen. Ein zusätzliches haushaltswirtschaftliches Risiko sehen wir bei 

den geplanten Abschreibungen auch wegen des steigenden Gesamtvolumens nicht. 

Die kalkulierten Steuerbeteiligungen entwickeln sich grundsätzlich entsprechend der geplan-

ten Gewerbesteuer im Referenzzeitraum und den für die Umlagen anzuwendenden Vervielfälti-

gern. Der Wegfall der Erhöhungszahl ab 2020 ist berücksichtigt und bedeutet eine nennens-

werte Haushaltsentlastung. Die Ansätze bis 2025 sind grundsätzlich nachvollziehbar und ohne 

allgemeine oder zusätzliche Risiken. 

Nach den Ausführungen im städtischen Haushaltsplan 2022 und Angaben des Kreises Lippe 

gibt es bei der allgemeinen Kreisumlage für 2022 eine Abstimmung zwischen dem Kreis und 

seinen kreisangehörigen Kommunen. Danach wird es, wegen des vom Kreis erzielten Jahres-

überschusses 2020, beim Gesamtvolumen der allgemeinen Kreisumlage für 2022 keine Ände-

rung gegenüber 2021 geben. Durch die gestiegenen Umlagegrundlagen verringert sich der He-

besatz des Kreises auf 33,765 Prozent. Dieses führt für die Stadt Detmold zu der veranschlag-

ten Umlage von 48,4 Mio. Euro. Für die Folgejahre hat die Stadt dann jährliche Steigerungen 

zwischen 4,0 Prozent und 5,0 Prozent jährlich und damit um insgesamt 13,6 Prozent angesetzt. 

Sie erreichen 2025 ein Volumen von 54,9 Mio. Euro und bedeuten eine wesentliche Mehrbelas-

tung für den städtischen Haushalt. Nach dem aktuellen Haushaltplanentwurf 2022 des Kreises 

Lippe erwartet er jährliche Zuwächse zwischen 2,5 Prozent und 6,3 Prozent, mithin ein Gesamt-

anstieg um 12,4 Prozent. Mit Ausnahme von 2023 liegen die von der Stadt geplanten jährlichen 

Steigerungen über denen des Kreises. Dieses gilt auch für den Gesamtanstieg bis 2025. Vor 

diesem Hintergrund sieht die gpaNRW für den Ansatz 2025 kein zusätzliches haushaltswirt-

schaftliches Risiko bei dieser Umlageposition. Ein allgemeines Risiko kann dagegen nicht aus-

geschlossen werden. Der Planansatz 2023 wird dagegen nicht auskömmlich sein, sodass für 

ihn ein zusätzliches haushaltswirtschaftliches Risiko besteht. Die gpaNRW hat in dieser Be-

trachtung einen unveränderten Anteil der Stadt Detmold an der Steuerkraft der Kommunen im 
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Kreis Lippe unterstellt. Dieser Anteil liegt in den letzten Jahren bei rund einem Viertel und ist da-

bei zuletzt von 24,1 Prozent auf aktuell 24,8 Prozent gestiegen. 

Die verbleibenden Transferaufwendungen steigen erheblich um 11,7 Mio. Euro. Hierunter fal-

len maßgeblich die Aufwendungen für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke sowie 

die Gesamtheit der Sozialen Leistungen. Letztere konzentrieren sich in den beiden Produktbe-

reichen 05 Soziale Leistungen und 06 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe. Der Produktbereich 

05 zeigt Zuschussbedarfe von zuletzt zwischen 3,6 Mio. Euro und 5,1 Mio. Euro. Für 2022 sind 

5,2 Mio. Euro geplant, die auf 6,9 Mio. Euro in 2025 steigen. Im Produktbereich 06 wachsen die 

Aufwendungen nach den Jahresabschlüssen seit 2019 erkennbar von 28,9 Mio. Euro auf dann 

34,0 Mio. Euro in 2020 an. Für 2022 hat die Stadt mit 38,0 Mio. Euro ein deutlich höheres Volu-

men kalkuliert, das dann sukzessive auf 41,9 Mio. Euro in 2025 steigt. In diesem Kontext ver-

weisen wir auf den Teilbericht Hilfe zur Erziehung. Exemplarisch ist die Entwicklung bei den 

Kindertageseinrichtungen für den Aufwandsanstieg mitverantwortlich. Hier kalkuliert die Stadt 

bei den Betriebskostenzuschüssen gegenüber dem Ergebnis 2020 mit einer Zunahme um 5,2 

Mio. Euro auf 33,7 Mio. Euro. Die Zuschüsse im Bereich der Offenen Ganztagsschulen (OGS) 

steigen um 1,0 Mio. Euro auf 5,3 Mio. Euro. In allen Jahresabschlüssen sind Verlustausgleiche 

für die DetCon GmbH gebucht worden. Seit 2016 bewegen sie sich zwischen 1,0 Mio. Euro und 

1,3 Mio. Euro mit steigender Tendenz. Ab 2017 sind diese Ausgleiche auch veranschlagt, zu-

erst unter den sonstigen ordentlichen Aufwendungen und seit 2018 unter den Transferaufwen-

dungen. Im Jahresabschluss 2020 ist mit 3,3 Mio. Euro ein weit überdurchschnittlicher Verlust-

ausgleich gebucht, von dem wir 2,2 Mio. Euro als Sondereffekt bereinigt haben. Für die Jahre 

2022 bis 2025 hat die Stadt Verlustausgleiche zwischen 3,1 Mio. Euro und 3,9 Mio. Euro ge-

plant. Bei den verbleibenden Transferaufwendungen ist ein zusätzliches Risiko, auch wegen 

des deutlichen Plananstiegs, nicht erkennbar.  

Die sonstigen ordentlichen Aufwendungen steigen um 0,6 Mio. Euro. Dieses resultiert insbe-

sondere aus dem ab 2022 erstmalig veranschlagten Modellprojekt Smart Cities mit Aufwendun-

gen zwischen 0,8 Mio. Euro und 1,9 Mio. Euro. Hierfür sind gleichzeitig anteilige Zuweisungen 

veranschlagt. Bei den Versicherungen werden nach dem höheren Ansatz 2022 keine weiteren 

Steigerungen erwartet. Ein zusätzliches haushaltswirtschaftliches Risiko ist nicht erkennbar. 

Bei den Zinsen und sonstigen Finanzaufwendungen geht die Stadt Detmold, wie die Mehr-

heit der Kommunen, weiterhin von einem niedrigen Zinsniveau aus. Dieses betrifft die Liquidi-

täts- und Investitionskredite. Unter den sonstigen Finanzaufwendungen bucht die Stadt Zufüh-

rungen zu den sonstigen Rückstellungen. Diese schwanken zwischen 0,6 Mio. Euro in 2016 

und 2,2 Mio. Euro in 2020. Solche Rückstellungen, denen verschiedenste Sachverhalte zu-

grunde liegen können, werden von den Kommunen vielfach nicht veranschlagt, so auch in Det-

mold. Weil bisher jährlich Zuführungen gebucht wurden, können solche Aufwendungen im Pla-

nungszeitraum nicht ausgeschlossen werden. Damit ist auch ein zusätzliches haushaltswirt-

schaftliches Risiko nicht auszuschließen. 
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1.3.4 Eigenkapital 

� Die Stadt Detmold weist eine im interkommunalen Vergleich niedrige Eigenkapitalausstat-

tung auf. Die maßgebliche Eigenkapitalquote 1 des Kernhaushaltes ist in allen Jahren er-

kennbar unterdurchschnittlich. Ein ähnliches Bild zeigt die Konzernbetrachtung. Der noch im 

letzten Prüfungszeitraum eingetretene Eigenkapitalverzehr konnte durch die erwirtschafteten 

Jahresüberschüsse jedoch gestoppt worden. Darüber hinaus hat die Stadt Detmold durch 

sie wieder Eigenkapital aufbauen können.  

Eine Kommune sollte positives Eigenkapital haben und darf gemäß § 75 Abs. 7 GO NRW nicht 

überschuldet sein. Je mehr Eigenkapital sie hat, desto weiter ist sie von der gesetzlich verbote-

nen Überschuldung entfernt. 

Eigenkapital Stadt Detmold in Mio. Euro 2015 bis 2020 

 

In der Eröffnungsbilanz 2008 hat das Eigenkapital 1 der Stadt Detmold 169,6 Mio. Euro betra-

gen. Dieses bildet zusammen mit den Sonderposten für Zuwendungen und Beiträge das Eigen-

kapital 2 mit 403,5 Mio. Euro. Aufgrund von überwiegenden Jahresdefiziten ist das Eigenkapital 

1 bis 2014 letztendlich um 41,5 Mio. Euro und damit um rund ein Viertel gesunken. 

Im Jahr 2015 belaufen sich das Eigenkapital 1 auf 128,1 Mio. Euro und das Eigenkapital 2 auf 

364,1 Mio. Euro. Von 2015 bis einschließlich 2020 hat Detmold in fünf der sechs Jahre Über-

schüsse realisiert. Hierdurchhat es die Stadt geschafft, nicht nur den bisherigen Eigenkapitalab-

bau zu stoppen, sondern wieder Eigenkapital aufzubauen. Der erfolgswirksame Eigenkapitalzu-

wachs beträgt 15,0 Mio. Euro. Darüber hinaus ist das Eigenkapital durch die ergebnisneutralen 

Verrechnungen mit der allgemeinen Rücklage nach § 43 Abs. 3 GemHVO NRW beziehungs-

weise § 39 Abs. 3 KomHVO verändert worden. Diese Verrechnungen führen zu einer Eigenka-

pitalreduzierung von 2,0 Mio. Euro. Das Eigenkapital 1 ist damit um 13,0 Mio. Euro angewach-

sen und beträgt Ende 2020 nunmehr 141,1 Mio. Euro. 
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Die Zunahme des Eigenkapitals 2 fällt im selben Zeitraum etwas geringer aus. Ende 2020 be-

trägt es 371,5 Mio. Euro. Dieses resultiert aus sinkenden Sonderposten bei den Beiträgen. De-

ren Verringerung um 6,2 Mio. Euro wird durch eine Zunahme bei den Sonderposten für Zuwen-

dungen von 3,4 Mio. Euro teilweise kompensiert.  

In diesem Kontext sind ebenfalls die erhaltenen Anzahlungen zu nennen. Sie bewegen sich bis 

2019 in einer relativ moderaten Bandbreite zwischen 2,8 Mio. Euro und 6,5 Mio. Euro. In 2020 

sind sie deutlich auf 11,5 Mio. Euro angestiegen. In den erhaltenen Anzahlungen sind im We-

sentlichen anteilige Landeszuwendungen sowie Beträge aus Grundstücksgeschäften bilanziert. 

Bei den Landeszuwendungen handelt es sich um Investitionszuwendungen sowie um anteilige 

Schul-, Bildungs-, Sport- und Feuerschutzpauschale, die bisher nicht verwandt wurden oder be-

wusst angespart werden. Bei einer zweckentsprechenden und investiven Verwendung der er-

haltenen Anzahlungen im Kernhaushalt erfolgt eine Zuführung zu den Sonderposten. Damit 

wird gleichzeitig das Eigenkapital 2 verbessert und zudem die Ergebnisrechnung durch die jähr-

lichen Auflösungserträge entlastet. Den erhaltenen Anzahlungen von 11,5 Mio. Euro stehen 

zum Bilanzstichtag 31. Dezember 2020 liquide Mittel von 11,3 Mio. Euro gegenüber. Somit 

kann die Stadt vordergründig entsprechende Investitionen aus diesen Finanzmitteln finanzieren. 

Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, dass durchgängig Liquiditätskredite bilanziert sind und so-

mit die vorhandene Liquidität überwiegend „fremdfinanziert“ ist. 

Die einzelnen Positionen des Eigenkapitals stehen in der Anlage 4 dieses Teilberichtes. 

Eigenkapitalquote 1 in Prozent 2020  

 

In den interkommunalen Vergleich sind 20 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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Die Stadt Detmold hat im gesamten Betrachtungszeitraum eine geringere Eigenkapitalquote 1 

als die Mehrheit der Vergleichskommunen. Beim Vergleich des Eigenkapitals je Einwohner er-

geben sich hingegen vielfach unauffällige Resultate. Diese Werte bewegen sich in etwa auf 

dem Niveau des 2. Viertelwertes (Medians). Im Vergleichsjahr 2020 ist der Kennzahlenwert von 

Detmold jedoch unterdurchschnittlich, weil der Median stärker gestiegen ist. 

Die Gründe für die unterdurchschnittliche Eigenkapitalquote 1 sind auch in der Verschuldung 

des Kernhaushaltes zu finden. In diesem Kontext ist auf die Bilanzsumme sowie das korrespon-

dierende Vermögen hinzuweisen. Die Bilanzsumme je Einwohner von Detmold ist in allen Jah-

ren höher als bei 75 Prozent der Vergleichskommunen. Gleiches gilt für das Anlagevermögen. 

Diesbezüglich hat die Stadt Detmold eine geringere Ausgliederung als zahlreiche Vergleichs-

kommunen. Grundsätzlich ist in Detmold der Immobilienbestand sowie das Infrastrukturvermö-

gen, sowohl das Straßenvermögen als auch die Abwasserbeseitigung, im Kernhaushalt bilan-

ziert. Auch aufgrund dessen weist Detmold beim Sachlagevermögen jeweils interkommunal die 

höchsten Kennzahlenwerte auf. Vor diesem Hintergrund ist das Beteiligungsportfolio anhand 

des Finanzanlagevermögens je Einwohner in Detmold niedriger als bei 75 Prozent der Ver-

gleichskommunen. Das einwohnerbezogene Umlaufvermögen der Stadt Detmold ist ebenfalls 

niedriger als bei drei Viertel der Vergleichskommunen. 

Bei der Eigenkapitalquote 1 auf Konzernebene weist Detmold ein nicht zufriedenstellendes Bild 

auf. In den Vergleichsjahren 2015 bis 2018, für die in Detmold zumindest Gesamtbilanzen im 

Entwurf vorliegen, ist die Gesamteigenkapitalquote 1 bis auf 2015 interkommunal erkennbar un-

terdurchschnittlich. Die Kennzahl ist auch wegen den im Kernhaushalt überwiegend erzielten 

Jahresüberschüssen leicht gestiegen.  

Der Kernhaushalt von Detmold weist dagegen beim Eigenkapital 2 ein positives Bild auf. Die 

Quote sowie das einwohnerbezogene Eigenkapital 2 sind in allen Jahren überdurchschnittlich. 

In der Konzernbetrachtung bewegt sich Detmold grundsätzlich auf dem Niveau des Medians 

und ist insoweit unauffällig. 

Hinsichtlich der zukünftigen Entwicklung des Eigenkapitals bis Ende 2025 wird nochmals auf 

die Ausführungen zur Haushaltsplanung ab 2020 und besonders die haushaltsmäßige Isolie-

rung der Belastungen aus der Corona-Pandemie verwiesen. Aufgrund der Buchung als außer-

ordentliche Erträge nach dem NKF-CIG und damit Ausweisung geringerer Plandefizite wird die 

Ausgleichsrücklage erheblich entlastet. Ansonsten würde sie vollständig aufgezehrt. Diese 

Corona-bedingten Schäden werde im Jahresabschluss aktiviert und bilden einen Posten in der 

Bilanz. Mithilfe dieser Bilanzierungshilfe wird das bestehende Eigenkapital gestützt. Jedoch ha-

ben die Kommunen für das Jahr 2025 ein Wahlrecht auszuüben. Die gebildete Bilanzposition 

kann nach § 6 NKF-CIG erfolgsneutral gegen das Eigenkapital gebucht werden. Sollten die bis-

herigen städtischen Planungen weitgehend eintreten, würde das Eigenkapital einmalig um an-
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nähernd bis zu rund 27,0 Mio. Euro reduziert. Diese Option wird von der Stadt Detmold derzei-

tig favorisiert. Alternativ haben Kommunen die Möglichkeit, die Bilanzposition ab 2025 über bis 

zu 50 Jahre aufwandswirksam abzuschreiben. 

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass neben dem Plandefizit 2021 von 1,4 Mio. Euro im 

aktuellen Haushaltsplan 2022 bis 2025 in zwei Jahren negative und in zwei Jahren positive Er-

gebnisse kalkuliert sind. Sofern diese Planungen in der erwarteten Höhe eintreten, verursachen 

sie in der Summe einen weiteren Eigenkapitalverzehr von 3,8 Mio. Euro.  

1.3.5 Schulden und Vermögen 

� Die Stadt Detmold hat bezogen auf den Kernhaushalt im gesamten Vergleichszeitraum eine 

interkommunal weit überdurchschnittliche Verschuldung. Hierfür ist die relativ geringe Aus-

gliederung von Vermögen und korrespondierenden Schulden mitverantwortlich. In der Kon-

zernbetrachtung stellen sich die Schulden von Detmold durchschnittlich und die Verbindlich-

keiten unterdurchschnittlich dar.  

� Die Altersstruktur des Gebäudevermögens zeigt ein ausgeglichenes und insoweit zufrieden-

stellendes bis teilweise gutes Bild. Bei der Mehrheit der Gebäude ist die Hälfte der vorgese-

henen Nutzungsdauer noch nicht überschritten. Bei den Verkehrsflächen zeigt sich eine be-

ginnende bilanzielle Überalterung. Bei dieser Altersstruktur ist insgesamt jedoch kein Risiko 

von erheblich steigenden Reinvestitions- und Finanzierungsbedarfen erkennbar. 

� Die Stadt Detmold erwirtschaftet bis auf das Jahr 2015 jeweils einen positiven Saldo aus lau-

fender Verwaltungstätigkeit. Diese Selbstfinanzierungskraft ist interkommunal in einigen Jah-

ren unter- beziehungsweise überdurchschnittlich. 

Schulden und hohe Reinvestitionsbedarfe begrenzen aktuelle und zukünftige Gestaltungsmög-

lichkeiten und können dem Grundsatz der Generationengerechtigkeit widersprechen. Je niedri-

ger sie ausfallen, desto größer sind die Handlungsspielräume der Haushaltswirtschaft einer 

Kommune.  

Zu den Schulden gehören die Verbindlichkeiten, die Rückstellungen und die Sonderposten für 

den Gebührenausgleich. Um den unterschiedlichen Ausgliederungsgraden Rechnung zu tra-

gen, bezieht die gpaNRW die Schulden aus dem Gesamtabschluss ein. 
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Schulden Stadt Detmold in Mio. Euro 2015 bis 2020  

 

Die Schulden haben sich im Betrachtungszeitraum fast kontinuierlich um insgesamt 19,6 Mio. 

Euro auf 391,9 Mio. Euro erhöht. Ursächlich hierfür sind maßgeblich die um 18,8 Mio. Euro ge-

stiegenen Investitionskreditverbindlichkeiten sowie die Zunahme bei den erhaltenen Anzahlun-

gen um 7,2 Mio. Euro. Ohne die gleichzeitige Halbierung der Liquiditätskreditverbindlichkeiten 
auf 14,5 Mio. Euro wäre der Anstieg der Verbindlichkeiten und somit auch der Schulden ent-

sprechend deutlich höher ausgefallen. Die Verbindlichkeiten insgesamt sind von 199,9 Mio. 

Euro auf zuletzt 214,9 Mio. Euro angewachsen. Hierbei stellen die Investitionskredite zwischen 

anfänglich 152,2 Mio. Euro auf dann 171,0 Mio. Euro jeweils über 75 Prozent der gesamten 

Verbindlichkeiten. Mit Ausnahme von 2020 ist bei den Investitionskrediten eine jährliche Netto-

Neuverschuldung eingetreten. 

Die Stadt Detmold ist im Betrachtungszeitraum durchgängig auf Liquiditätskredite angewiesen. 

Sie konnte diese, auch mithilfe positiver Salden aus laufender Verwaltungstätigkeit, von ur-

sprünglich 30,0 Mio. Euro in 2018 auf 15,4 Mio. Euro halbieren. In den Folgejahren verbleiben 

sie dann auf einem relativ gleichbleibenden Niveau. Ende 2020 sind 14,5 Mio. Euro bilanziert. 

Die Schuldenentwicklung wird vielfach bei den Kommunen durch steigende Rückstellungen 

nennenswert beeinflusst. Diese resultieren überwiegend aus der Zunahme der Pensionsrück-

stellungen. Diese Entwicklung ist bei der Stadt Detmold nur zum Teil zu erkennen. Die Pensi-

onsrückstellungen zeigen in Detmold ebenfalls einen deutlichen Zuwachs, und zwar um insge-
samt 16,4 Prozent auf 123,1 Mio. Euro. Hierbei sind sprunghafte Veränderungen in 2018 und 

2020 mit 5,1 Mio. Euro und 6,9 Mio. Euro auffällig. Bei der Rückstellungsentwicklung wird diese 

Zunahme durch den sukzessiven Abbau der Instandhaltungsrückstellungen grundsätzlich kom-

pensiert. In der Konsequenz steigt das Gesamtvolumen der Rückstellungen lediglich um 
2,7 Mio. Euro. Die Stadt Detmold hat, auch im Verhältnis zu den Vergleichskommunen, beacht-

liche Instandhaltungsrückstellungen bilanziert. In 2015 sind es 44,4 Mio. Euro. In den Folgejah-

ren sind diese bis 2019 schrittweise und in 2020 nochmals deutlich auf 26,2 Mio. Euro verrin-

gert worden. Dieses erfolgt durch die Umsetzung oder Umgliederung von Maßnahmen, aber 

auch durch die teilweise oder sogar vollständige Reduzierung von Rückstellungsbeträgen für 

einzelne Maßnahmen. Darüber hinaus hat die Stadt Detmold nennenswerte sonstige Rückstel-

lungen im Sinne von § 36 Abs. 4 und 5 GemHVO beziehungsweise § 37 Abs. 5 und 6 KomHVO 
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(Verpflichtungs- und Drohverlustrückstellungen) gebildet. Diese schwanken zwischen 18,7 Mio. 

Euro und 24,3 Mio. Euro. Die gesamten Rückstellungen von zuletzt 173,8 Mio. Euro haben im 

Betrachtungszeitraum einen relativ konstanten Anteil von etwa 44,0 Prozent an den Schulden.  

Die Sonderposten für den Gebührenausgleich bewegen sich im Betrachtungszeitraum zwischen 

1,3 Mio. Euro und 4,1 Mio. Euro. Sie betreffen verschiedene kostenrechnende Einrichtungen, 

wobei der Sonderposten für die Schmutzwasserbeseitigung mit Abstand das größte Volumen 

von bis zu 2,9 Mio. Euro und insoweit auch entsprechende Schwankungen verursacht. Es bleibt 

auf die Regelungen nach dem Kommunalabgabengesetz NRW (KAG NRW) zum Ausgleich von 

Über- und Unterdeckung hinzuweisen. § 6 Abs. 2 KAG NRW bestimmt, dass Kostenüberde-

ckungen aus den abgelaufenen Kalkulationszeiträumen innerhalb der nächsten vier Jahre aus-

zugleichen sind. Unterdeckungen sollen in diesem Zeitraum ausgeglichen werden. Es handelt 

sich nach der Rechtsprechung des OVG NRW um die tatsächlichen, in der Ist-Rechnung fest-

gestellten Überdeckungen. Zudem hat der Ausgleich faktisch zu erfolgen. Eine geplante und 

gebuchte Sonderpostenauflösung, die aufgrund von erzielten Jahresüberschüssen de facto 

nicht erforderlich ist, ist nicht ausreichend. 

In dem aktuellen Haushaltsplan 2022 sind gegenüber den bisherigen Jahresabschlüssen zum 

Teil deutlich höhere Investitionen vorgesehen. Diese betreffen maßgeblich die Jahre 2022 bis 

2023 mit 52,9 Mio. Euro und 32,4 Mio. Euro. Für die beiden letzten Jahre der mittelfristigen Fi-

nanzplanung 2024 und 2025 wird üblicherweise, so auch in Detmold, ein geringeres Volumen 

geplant. Die Finanzierung der Investitionen soll insbesondere über Investitionszuwendungen 

und über Kreditaufnahmen erfolgen. Hiernach sind bei den Investitionskrediten Netto-Neuver-

schuldung für 2022 von deutlichen 15,2 Mio. Euro und in 2023 von weiteren 1,0 Mio. Euro ge-

plant. Für 2024 und 2025 ist ein Abbau dieser Kreditverbindlichkeiten dargestellt. 

Schulden je Einwohner in Euro 2020 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 21 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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Die Stadt Detmold weist im gesamten Vergleichszeitraum bis 2020 eine interkommunal weit 

überdurchschnittliche Verschuldung auf. Hierbei ist, auch wegen des Anstiegs von rund 

5.060 Euro in 2015 auf aktuell rund 5.280 Euro, eine zunehmende Tendenz zum 3. Viertelwert 

offenkundig. Die überdurchschnittliche Verschuldung von Detmold resultiert aus interkommunal 

höheren Verbindlichkeiten als auch Rückstellungen. Bei Letzteren gehört Detmold in 2020 zu 

dem Viertel der Vergleichskommunen mit den höchsten Beträgen je Einwohner. Ursächlich hier-

für sind die die bilanzierten Instandhaltungs- sowie sonstigen Rückstellungen. Im Vergleich der 

derzeitigen Kommunen weist die Stadt Detmold bei diesen Rückstellungen bisher die höchsten 

Kennzahlenwerte auf. Die Pensionsrückstellungen sind dagegen interkommunal durchschnitt-

lich und insoweit unauffällig  

In diesem Kontext ist nochmals darzulegen, dass der Ausgliederungsgrad bei der Stadt Det-

mold interkommunal geringer ist. Das Straßennetz, der städtische Immobilienbestand sowie das 

Kanalnetz sind im Kernhaushalt bilanziert. Es handelt sich um die volumenträchtigsten Teile 

des Anlagevermögens mit entsprechenden Investitionen. Diese werden bei den Kommunen 

häufig anteilig kreditfinanziert. 

Gesamtschulden Stadt Detmold in Mio. Euro 2015 bis 2018* 

 

* Daten 2015 bis 2018 auf Basis vorläufiger Gesamtbilanzen 

Die Gesamtschulden sind von 2015 nach 2018 fast kontinuierlich um 21,5 Mio. Euro auf 
481,7 Mio. Euro angewachsen. Dieses ist das Resultat der steigenden Verbindlichkeiten und 
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der sinkenden Rückstellungen. Hier spiegelt sich maßgeblich die Entwicklung des Kernhaushal-

tes wider. Die Verbindlichkeiten steigen in 2017 deutlich von 279,3 Mio. Euro auf 301,2 Mio. 

Euro an. Für diese Zunahme von 21,9 Mio. Euro ist maßgeblich die Entwicklung bei der Detcon 

GmbH verantwortlich, welche ihrerseits aus der Zunahme bei der Stadtwerke Detmold GmbH 

resultiert. Hierbei handelt es sich im Wesentlichen im steigende Investitionskredite. Dagegen ist 

für die sinkenden Rückstellungen primär der Kernhaushalt verantwortlich. Er stellt mit bis zu 

171,0 Mio. Euro jeweils über 90,0 Prozent der gesamtstädtischen Rückstellungen. Hierbei kann 

insbesondere auf den zuvor thematisierten Abbau der Instandhaltungsrückstellungen und die 

vorgenannten Ausführungen verwiesen werden. Diese werden insoweit auch die Konzernschul-

den für das Jahr 2019 prägen. 

Gesamtschulden je Einwohner in Euro 2018 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 18 Werte eingeflossen.  

 

Die einwohnerbezogenen Gesamtschulden zeigen in Detmold eine steigende Entwicklung. Im 

Eckjahresvergleich 2015/2018 ergibt sich eine Zunahme um 225 Euro auf 6.478 Euro. Die Stadt 

hat im Vergleichszeitraum auf Basis der Gesamtabschlüsse eine interkommunal weitgehend 

unauffällige Verschuldung im Bereich des Medians. 
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1.3.5.1 Verbindlichkeiten 

Gesamtverbindlichkeiten Konzern Stadt Detmold in Mio. Euro 2015 bis 2019 

Bei den Gesamtverbindlichkeiten 2015 bis 2018 hat die gpaNRW die Daten aus den Entwürfen 

der vorläufigen Gesamtbilanzen der Stadt Detmold verwendet. Für das Jahr 2019 und ebenso 

für 2020 stellt die Stadt keinen Gesamtabschluss auf, weil sie die gesetzlichen Befreiungstatbe-

stände nach § 116a GO NRW erfüllt. Für die Jahre 2019 und 2020 werden grundsätzlich von 

der gpaNRW die Verbindlichkeiten des Kernhaushaltes mit denen der Mehrheitsbeteiligungen 

ermittelt und unter Berücksichtigung wesentlicher Verflechtungen saldiert. Sofern diese Daten 

vorliegen, werden die so ermittelten Verbindlichkeiten mit den Gesamtverbindlichkeiten anderer 

Kommunen verglichen. Soweit von anderen Kommunen ebenfalls nur hilfsweise errechnete 

Verbindlichkeiten des Konzerns vorliegen, hat die gpaNRW diese Verbindlichkeiten in den Ver-

gleich einbezogen. Bei der Stadt Detmold liegen für das Jahr 2019 noch keine abschließend 

und vollständig ermittelten Daten vor. Aufgrund dessen werden die vorläufigen Daten nicht in 

den interkommunalen Vergleich für das Jahr 2019 aufgenommen. 

Gesamtverbindlichkeiten Konzern Stadt Detmold in Mio. Euro 2015 bis 2019 

 

* vorläufige Daten für 2019 

Zum Beginn des Betrachtungszeitraums 2015 betragen die Gesamtverbindlichkeiten 273,1 Mio. 

Euro. Sie sind nach den bis 2018 vorliegenden Entwürfen der Gesamtbilanzen nennenswert auf 

301,9 Mio. Euro angestiegen. Diese Entwicklung resultiert insbesondere daraus, dass in 2017 

die Investitionskreditverbindlichkeiten deutlich um 12,5 Mio. Euro auf 223,0 Mio. Euro ange-

wachsen sind. Ursächlich hierfür sind die Kreditaufnahmen bei der Stadtwerke Detmold GmbH 

und deren Einbeziehung bei der Detcon GmbH. Der Kernhaushalt ist im gesamten Zeitraum auf 

Liquiditätskredite angewiesen. Im Gegensatz zu ihm hat keine der Ausgliederungen, die in der 

Detcon GmbH als Holding zusammengeführt werden, in diesem Zeitraum Liquiditätskreditver-

bindlichkeiten bilanziert. Durch den Abbau der Liquiditätskredite beim Kernhaushalt in 2018 um 
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15,4 Mio. Euro ist das Volumen der Gesamtverbindlichkeiten 2018 gegenüber 2017 stabil ge-

blieben. Ebenfalls stellt der Kernhaushalt ausschließlich die erhaltenen Anzahlungen in den Ge-

samtbilanzen. Hingegen resultieren die bilanzierten sonstigen Verbindlichkeiten und deren Ver-

änderungen aus den Entwicklungen bei den Ausgliederungen und beim Kernhaushalt. Teilbe-

träge hiervon sind im Rahmen der Gesamtabschlussaufstellung konsolidiert worden. Diese bi-

lanzierten Verbindlichkeiten sowie diejenigen aus Lieferungen und Leistungen sind im Betrach-

tungszeitraum um jeweils etwa 8,4 Mio. Euro gestiegen. Die grundsätzliche Ermittlung der zwi-

schen dem Kernhaushalt und den Mehrheitsbeteiligungen zu konsolidierenden Beträge hat für 

2019 noch zu erfolgen. Im Betrachtungszeitraum stiegen die entsprechenden jährlichen Konso-

lidierungsbeträge von 7,2 Mio. Euro und 12,3 Mio. Euro. Im Durchschnitt betragen sie 9,4 Mio. 

Euro. Nach den vorläufigen, nicht abschließenden Daten dürften für Detmold die Gesamtver-

bindlichkeiten aus Konzernsicht für 2019 circa 304,0 Mio. Euro betragen. Damit würden sie 

leicht über dem Niveau der beiden Vorjahre liegen. Für die in Abzug zu bringenden Forderun-

gen und Verbindlichkeiten des Kernhaushaltes gegenüber den Mehrheitsbeteiligungen haben 

wir aufgrund fehlender konkreter Daten vorläufig und hilfsweise ein Durchschnittswert aus den 

Vorjahren angesetzt.  

Die Zusammensetzung der Verbindlichkeiten stehen in den Anlagen 7 und 8 dieses Teilberich-

tes. 

Gesamtverbindlichkeiten Konzern je Einwohner in Euro 2018 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 19 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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Die Gesamtverbindlichkeiten je Einwohner steigen in Detmold von 3.712 Euro in 2015 auf 

4.061 Euro in 2018 an. Dieses resultiert aus einer sprunghaften Zunahme in 2017 um rund 

340 Euro. Die Stadt Detmold weist in allen Jahren niedrigere einwohnerbezogene Gesamtver-

bindlichkeiten auf als 50 Prozent der Vergleichskommunen. Dieses wird auch für 2019 gelten. 

Der vorläufige Kennzahlenwert von Detmold beträgt je Einwohner dabei etwa 4.080 Euro und 

unterschreitet erkennbar den Median des Jahres 2019 von rund 4.460 Euro. 

1.3.5.2 Salden der Finanzplanung (künftiger Finanzierungsbedarf) 

Salden der Finanzplanung Stadt Detmold in Mio. Euro 2021 bis 2025 

Kennzahlen 2021 2022 2023 2024 2025 

Saldo aus laufender Verwaltungstätig-
keit 

3,17  -5,20  0,53  5,06  8,29  

+ Saldo aus Investitionstätigkeit -20,36  -28,76  -15,22  -7,15  -4,66  

= Finanzmittelüberschuss/ 
-fehlbetrag 

-17,19  -33,96  -14,69  -2,09  3,63  

+ Saldo aus Finanzierungstätigkeit 7,67  33,96  14,69  2,09  -3,63  

= Änderung des Bestandes an eige-
nen Finanzmitteln 

-9,52  0,00  0,00  0,00  0,00  

Nach den Jahresabschlüssen 2015 bis 2020 kann die Stadt Detmold mit Ausnahme von 2015 

jeweils positive Salden aus der laufenden Verwaltungstätigkeit erwirtschaften. Diese bewegen 

sich zwischen 4,5 Mio. Euro in 2016 und 22,4 Mio. Euro in 2018. Dabei profitiert Detmold, wie 

viele andere Kommunen, bis einschließlich 2019 grundsätzlich auch von der guten gesamtwirt-

schaftlichen Entwicklung. Die nennenswert gestiegenen Gemeindeanteile an den Gemein-

schaftssteuern und erkennbar höhere Gewerbesteuern seit 2017 haben maßgeblich zu den po-

sitiven Salden beigetragen. Die in 2020 insbesondere von der Corona-Pandemie verursachten 

Rückgänge bei der Einkommen- und der Gewerbesteuer werden durch die Ende 2020 erhal-

tene Gewerbesteuerausgleichsleistung von 7,8 Mio. Euro überwiegend kompensiert. Dennoch 

verbleiben nach den Berechnungen der Stadt für 2020 fiskalische Belastungen aus der Pande-

mie. Trotzdem kann Detmold in 2020 mit 10,3 Mio. Euro einen deutlichen positiven Saldo erwirt-

schaften. Hierfür sind ebenfalls höhere Landeszuweisungen mitverantwortlich. Zu den positiven 

Salden aus laufender Verwaltungstätigkeit trägt die Abwasserbeseitigung wesentlich bei. Diese 

ist in Detmold im Gegensatz zu zahlreichen Vergleichskommunen nicht ausgegliedert, sondern 

wird im Kernhaushalt geführt. Die entsprechende Teilfinanzrechnung des Produktes zeigt jähr-

lich einen positiven Saldo zwischen 11,7 Mio. Euro und 13,2 Mio. Euro. Hierbei ist jedoch der 

Zinsaufwand für die auf die Abwasserbeseitigung entfallenden Investitionskredite in Abzug zu 

bringen. Dieser wird zentral im Produkt allgemeine Finanzen abgebildet. 
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Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit je Einwohner in Euro 2020  

In den interkommunalen Vergleich sind 21 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Nach einem Defizit von 8,38 Euro je Einwohner in 2015 erwirtschaftet die Stadt Detmold seit 

2016 jährlich einen positiven Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit. Er schwankt zwischen 

60,41 Euro in 2016 und 301,73 Euro in 2018. Diese Selbstfinanzierungskraft zeigt im interkom-

munalen Vergleich heterogene Resultate. In drei Jahren ergeben sich unterdurchschnittliche 

und in weiteren zwei Jahren überdurchschnittliche Positionierungen von Detmold. In 2020 er-

zielt die Stadt einen unauffälligen Kennzahlenwert im Bereich des Medians. 

Der Saldo aus Investitionstätigkeit ist nach den Jahresabschlüssen dagegen durchgängig nega-

tiv, die Einzahlungen liegen jährlich unter den Auszahlungen. Hierbei bewegt sich das Investiti-

onsvolumen nach den Auszahlungen der Finanzrechnung in einer nennenswerten, aber nicht 

ungewöhnlichen Bandbreite zwischen 14,6 Mio. Euro bis 26,0 Mio. Euro. Dessen Finanzierung 

erfolgt maßgeblich mit erhaltenen Zuwendungen und Investitionskrediten. 

Die Stadt Detmold hat jährlich Investitionskredite aufgenommen. Diese bewegen sich zwischen 

7,7 Mio. Euro und 16,0 Mio. Euro. Das tatsächliche Kreditvolumen liegt dabei jeweils unter den 

jährlichen Planansätzen. Dieses resultiert auch daraus, dass einzelne, für das jeweilige Haus-

haltsjahr geplante Investitionsmaßnahmen und -auszahlungen nicht oder nicht in dem Umfang 

umgesetzt worden sind. Insoweit sind Kreditaufnahmen auch nicht in dem vollen Umfang des 

Planansatzes erforderlich geworden. Nach Abzug der Tilgungsleistungen ergeben sich bis 2019 

aufgrund jährlicher Netto-Neuverschuldungen steigende Investitionskreditverbindlichkeiten. Die-

ses gilt nicht für 2020. Losgelöst hiervon sind die ab 2018 erfolgten Kreditaufnahmen im Rah-

men des Programms Gute Schule 2020 zu sehen. 

Nach den Planungen kalkuliert die Stadt Detmold bis 2025 mit Ausnahme von 2022 mit einem 

jährlichen positiven Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit. Hiernach wird in den nächsten 

Jahren zumindest für 2024 und 2025 eine ausreichende Selbstfinanzierungskraft erwartet. Die 

Stadt plant mit einem deutlich höheren Niveau und jährlichen Zuwächsen bei den Einzahlungen 

von 245,0 Mio. Euro in 2022 auf dann 260,0 Mio. Euro. Ebenso ist bei den Auszahlungen ein 

gegenüber den letzten Jahresabschlüssen erkennbar höheres Volumen angesetzt. Dabei sind 

schwankende und teils rückläufige Auszahlungen zwischen 246,5 Mio. Euro und 251,7 Mio. 

Euro geplant. Die Ausführungen zu den risikobehafteten Ergebnisplandaten 2022 bis 2025 gel-

ten für die entsprechenden Positionen der laufenden Verwaltungstätigkeit sinngemäß. Daher 

sind gegenüber den Planungen höhere negative Salden oder geringere positiven Salden aus 

laufender Verwaltungstätigkeit nicht auszuschließen. 

Die aktuelle Haushaltsplanung 2022 zeigt im investiven Bereich für die Jahre 2022 und 2023 im 

Vergleich zu den Jahresabschlüssen und den Folgejahren 2024 und 2025 erheblich höhere Vo-

lumina. Sie betragen 52,9 Mio. Euro beziehungsweise 32,4 Mio. Euro. Hierzu zählen in 2022 
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Tiefbaumaßnahmen in einem Umfang von insgesamt 21,6 Mio. Euro. Weiterhin sind zahlreiche 

Hochbaumaßnahmen im Immobilienbereich, der Erwerb von beweglichem Anlagevermögen 

über 7,2 Mio. Euro sowie Grundstückskäufe im Baulandbereich vorgesehen. Hierbei ist, wie in 

anderen Kommunen, unter anderem der Feuerwehrbereich mit dem Neubau eines Gerätehau-

ses und der Anschaffung von Löschfahrzeugen tangiert. 

Die Finanzierung der Investitionen soll anteilig über bereits erhaltene sowie zukünftige Investiti-

onszuwendungen und über Kreditaufnahmen realisiert werden. Letztere führen für 2022 zu ei-

ner geplanten Netto-Neuverschuldung von beachtlichen 15,2 Mio. Euro. Nach einer geringen 

Netto-Neuverschuldung von 1,0 Mio. Euro in 2023 hat die Stadt für 2024 und 2025 einen Schul-

denabbau vorgesehen. Dieses bleibt, auch im Hinblick auf dann konkretere Investitionsmaß-

nahmen und Gesamtvolumina, abzuwarten. 

1.3.5.3 Reinvestitionsbedarfe beim Gebäude- und Infrastrukturvermögen 

Die Höhe der Verbindlichkeiten und des Vermögens stehen üblicherweise in Beziehung zuei-

nander. Investitionsmaßnahmen werden in der Regel durch Kreditaufnahmen finanziert. Kom-

munen, die in der Vergangenheit viel investiert haben, haben dadurch tendenziell höhere Ver-

bindlichkeiten gegenüber Kommunen, die vergleichsweise wenig investiert haben, aufgebaut. 

Nicht durchgeführte Investitionen können hingegen zu geringeren Verbindlichkeiten führen. 

Ein schlechter Zustand des Anlagevermögens deutet auf einen Sanierungsbedarf und damit auf 

anstehende Investitionsmaßnahmen hin. Absehbare Reinvestitionen müssen finanziert werden. 

Je schlechter der Zustand des Anlagevermögens ist, umso höher ist das Risiko zukünftiger 

Haushaltsbelastungen. 

Als Indikator für den Zustand des Anlagevermögens zieht die gpaNRW die Altersstruktur heran. 

Die Altersstruktur schätzt die gpaNRW anhand der Kennzahl Anlagenabnutzungsgrad ein. Den 

Anlagenabnutzungsgrad errechnen wir aus Daten der Anlagenbuchhaltung. Dazu setzt die 

gpaNRW die Restnutzungsdauer der einzelnen Anlagegüter ins Verhältnis zur Gesamtnut-

zungsdauer. Hieraus ergibt sich, zu welchem Anteil die Vermögensgegenstände bereits abge-

nutzt sind. Sofern uns genauere Informationen über den Zustand des Vermögens zur Verfü-

gung stehen, zieht die gpaNRW diese heran. So haben wir Informationen zur Altersstruktur und 

zum Zustand des Straßenvermögens aus der Prüfung der Verkehrsflächen übernommen.  

Anlagenabnutzungsgrad Stadt Detmold 2020 

Vermögensgegen-
stand 

GND in Jahren 
Rahmentabelle 

GND in Jahren 
Detmold 

Durchschnittl. 
RND in Jahren 
Detmold zum 

31.12.2020 

Anlagenab-
nutzungsgrad 

in Prozent 

Restbuchwert 
in Mio. Euro 

zum 
31.12.2020 

(Anlagenbuch-
haltung) 

von bis 

Wohnbauten 50 80 80 28,11 64,86 6,67 

Verwaltungsgebäude 40 80 80 36,33 54,58 4,82 

Feuerwehrgeräte- 
häuser 

40 80 80 45,06 43,67 8,91 
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Vermögensgegen-
stand 

GND in Jahren 
Rahmentabelle 

GND in Jahren 
Detmold 

Durchschnittl. 
RND in Jahren 
Detmold zum 

31.12.2020 

Anlagenab-
nutzungsgrad 

in Prozent 

Restbuchwert 
in Mio. Euro 

zum 
31.12.2020 

(Anlagenbuch-
haltung) 

von bis 

Schulen – keine 
Differenzierung in 
Schulformen 

40 80 80 50,05 37,43 97,33 

Schulsporthallen 40 60 60* 32,62 45,63 16,20 

Tageseinrichtungen für 
Kinder 

40 80 80 43,67 45,42 4,56 

Straßen und Wirt-
schaftswege** 

30 60 59 24,7 58,14 119 

GND = Gesamtnutzungsdauer, RND = Restnutzungsdauer 
* Nutzungsdauer der Sporthallen angesetzt 
** Daten Stand 31.12.2019 aus Teilbericht Verkehrsflächen,  

Die Stadt Detmold hat in Relation zur NKF-Rahmentabelle je nach Gebäudegruppe überwie-

gend lange Gesamtnutzungsdauern angesetzt. Mehrheitlich sind die nach dem NKF grundsätz-

lich maximal möglichen Nutzungsdauern festgelegt worden. Dieses gilt auch für die vermögens-

trächtigen Schulen. Durch lange Nutzungsdauern verringert sich die jährliche Abschreibungsbe-

lastung. Andererseits bedeuten längere Nutzungsdauern ein größeres Risiko, dass ein Vermö-

gensgegenstand vorzeitig außerplanmäßig abgeschrieben und ersatzbeschafft werden muss. 

Nach dem Teilbericht Verkehrsflächen hat die Stadt für Neubauten seit 2009 eine Gesamtnut-

zungsdauer von 45 Jahre angesetzt. Für ältere Verkehrsflächen, die über 90 Prozent der Ge-

samtflächen darstellen, liegt sie bei 60 Jahren. Daraus ergibt sich eine durchschnittliche Ge-

samtnutzungsdauer von 59 Jahren, die an der Obergrenze der NKF-Rahmentabelle liegt. Diese 

in Detmold festgelegten langen Nutzungsdauern führen insoweit auch zu geringeren Anlageab-

nutzungsgraden.  

Die Altersstruktur in den Gebäudegruppen ist nach der bilanziellen Betrachtung weitgehend 

ausgewogen. Bei der Mehrheit der Gebäude ist die Hälfte der Gesamtnutzungsdauer noch nicht 

überschritten und häufig sogar noch nicht erreicht. Es gibt einige Gebäude beziehungsweise 

Gebäudeteile, die bilanziell bereits vollständig abgeschrieben sind. Hierzu zählen einzelne 

Mehrfamilienhäuser bei den Wohnbauten. Dieses wird innerhalb der nächsten 20 Jahre nur auf 

wenige Immobilien ebenfalls zukommen. Das zufriedenstellende und teils gute Bild gilt für die 

Mehrheit der Gebäudegruppen, wobei dieses unterschiedlich ausgeprägt ist. Es gibt viele Ge-

bäude und Gebäudeteile mit Restnutzungsdauern von deutlich über 30 Jahren. Diese gilt 

ebenso für den umfangreichen Schulsektor. Lange Restnutzungsdauern bestehen exemplarisch 

bei den Neu- und Erweiterungsbauten der letzten Jahre, zum Beispiel für Mensen. Letztendlich 

bleibt festzuhalten, dass bei den betrachteten Gebäudegruppen eine bilanzielle Überalterung 

nicht zu erkennen ist.  

Die Stadt Detmold bewertet den tatsächlichen Zustand ihrer Immobilien in der Gesamtbetrach-

tung als zufriedenstellend. Dieses gilt auch für die Schulgebäude. Die Stadt hat zum Teil um-

fangreiche baulichen Sanierungs- und Erneuerungsmaßnahmen durchgeführt. Bei den Maß-

nahmen handelt es sich auskunftsgemäß um investive sowie um konsumtive Maßnahmen. 

Durch Letztere werden zwar vielfach nicht neue Vermögenswerte geschaffen. Die Maßnahmen 
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führen jedoch mindestens dazu, dass die Gebäude das Ende der festgelegten Nutzungsdauer 

erreichen und vorzeitige Anlagenabgänge vermieden werden. Bei den Maßnahmen nutzt die 

Stadt die Investitions- und Schulpauschale sowie einzelne Förderprogramme.  

Die Verkehrsflächen (Straßen und Wirtschaftswege) zeigen aus bilanzieller Betrachtung ein 

noch zufriedenstellendes Bild. Die Verkehrsflächen haben Ende 2019 mit 58 Prozent die Hälfte 

der festgelegten Nutzungsdauer überschritten. Es zeigt sich eine Entwicklung der Überalterung. 

Hinsichtlich weiterer Ausführungen wird auf den Teilbericht Verkehrsflächen verwiesen. 

� Die Anlagenabnutzungsgrade der Gebäude sind insgesamt als zufrieden stellend und teil-

weise als gut einzustufen. Demgegenüber stellt sich dieses bei den Verkehrsflächen tenden-

ziell ungünstiger dar. Es ist eine beginnende bilanzielle Überalterung zu erkennen. 

Körperliche Folgeinventuren waren bis zum 31. Dezember 2018 nach § 28 Abs. 1 Satz 3 

GemHVO NRW alle fünf Jahre vorgeschrieben. Mit Inkrafttreten der neuen KomHVO NRW hat 

sich diese Frist nach § 30 Abs. 2 auf zehn Jahre verlängert. Mit der körperlichen Inventur soll 

überprüft werden, ob der Buchwert in der Anlagenbuchhaltung noch dem tatsächlichen Wert 

des Vermögensgegenstandes entspricht. Die Stadt Detmold hat im Kernhaushalt die körperli-

che Inventur beim Gebäude- und Infrastrukturvermögen in einem Zeitraum von Ende 2015 bis 

Anfang 2016 vorgenommen. Bei den Straßen sind hierbei Zustandserfassungen und -bewertun-

gen erfolgt. Die vorgesehene körperliche Inventur zum Jahresende 2020 hat stattgefunden. 

Die finanziellen Belastungen des städtischen Haushalts aus dem Immobilienbestand ergeben 

sich unter anderem aus den vorgehaltenen Gebäudeflächen. Die Stadt Detmold weist im inter-

kommunalen Vergleich in der Gesamtbetrachtung durchschnittliche Gebäudeflächen auf. Det-

mold liegt Ende 2020 mit rund 4.380 m² Bruttogrundfläche (BGF) je 1.000 Einwohner im Be-

reich des Medians. Bei mehreren Nutzungsarten gibt es unterdurchschnittliche Werte. Dazu 

zählen exemplarisch die Bereiche Schulen sowie Sport und Freizeit. Interkommunal höhere Flä-

chen zeigen sich bei Feuerwehr und Rettungsdienst, Kultur und den sonstigen Nutzungen.  

Dem Werteverzehr durch Abschreibungen wird grundsätzlich mit Investitionen begegnet. Die 

Investitionsquote stellt dabei das Verhältnis von bilanziellen Abschreibungen und Vermögens-

abgängen einerseits und Investitionen andererseits dar. Den Abschreibungen sollten grundsätz-

lich, soweit das Vermögen zukünftig benötigt wird, Investitionen in gleicher Höhe gegenüberste-

hen. Dieses gelingt der Stadt Detmold im Betrachtungszeitraum vielfach nicht. Bei den Schulen 

beträgt die durchschnittliche Investitionsquote rund 30 Prozent.  

1.4 Haushaltssteuerung 

Im folgenden Abschnitt stellt die gpaNRW fest, ob der Stadt Detmold die wesentlichen Informa-

tionen zur Steuerung ihrer Haushaltswirtschaft vorliegen. Zudem analysiert die gpaNRW, wie 

sich die haushaltswirtschaftliche Steuerung der Verwaltung auswirkt. Des Weiteren betrachtet 

sie, wie die Kommune mit dem Instrument der Ermächtigungsübertragungen und mit Fördermit-

teln umgeht. 
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1.4.1 Informationen zur Haushaltssituation 

� Die Stadt Detmold hält die gesetzliche Frist zur Aufstellung der Haushaltspläne nahezu kon-

sequent ein. Dieses gilt nicht für die Jahresabschlüsse, jedoch erfolgen die Feststellungsbe-

schlüsse durch den Rat überwiegend fristgerecht. Gesamtabschlüsse liegen bisher lediglich 

bis 2010 vor. Der Stadt liegen grundsätzlich zu Beginn eines Haushaltsjahres die Be-

schlüsse zu den Zielsetzungen und Grundlagen für ihr Finanzcontrolling vor. 

Über das eingerichtete Finanzcontrolling und Berichtswesen erhalten Verwaltung und Politik 

unterjährig wesentliche Informationen zur Haushaltsbewirtschaftung und -steuerung. 

Eine Kommune sollte stets über aktuelle Informationen zur Haushaltssituation verfügen. Die 

gpaNRW hält es daher für wichtig, dass Kommunen die Fristen für die Anzeige der Haushalts-

satzung nach § 80 Abs. 5 S. 2 GO NRW sowie für die Aufstellung und Feststellung der Jahres-

abschlüsse (§ 95 Abs. 5 S. 2 GO NRW, § 96 Abs. 1 GO NRW) einhalten. 

Unabhängig hiervon sollten die Führungskräfte einer Kommune für ihre jeweiligen Zuständig-

keitsbereiche über den Stand der Haushaltsbewirtschaftung informiert sein. Darauf aufbauend 

sollten die Organisationseinheiten der Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister und der Käm-

merin bzw. dem Kämmerer über den jeweiligen Teilplan berichten. Zudem sollten sie über die 

voraussichtliche Entwicklung bis zum Ende des Haushaltsjahres informiert sein. 

Darüber hinaus sollte eine Bürgermeisterin beziehungsweise ein Bürgermeister sowie eine 

Kämmerin beziehungsweise ein Kämmerer den Verwaltungsvorstand und die politischen Ent-

scheidungsträger über den Stand der Haushaltsbewirtschaftung und über die voraussichtliche 

Entwicklung bis zum Ende des Haushaltsjahres informieren. Die Entscheidungsträger müssen 

in der Lage sein, rechtzeitig Maßnahmen zu ergreifen, wenn Ziele der Haushaltsplanung ge-

fährdet sind. 

Die Frist zur Anzeige der beschlossenen Haushaltssatzung hält die Stadt Detmold fast konse-

quent ein. Diese fällt auf den 01. Dezember des Vorjahres (§ 80 Abs. 5 GO NRW). Der Rat in 

Detmold beschließt die Haushaltssatzung generell im Dezember des Vorjahres. Sie wird dann 

ebenfalls noch im Dezember bei der Kommunalaufsicht angezeigt. Die Stadt hat die Genehmi-

gungen der Haushaltssatzungen, die bis einschließlich 2017 aufgrund der geplanten Verringe-

rung der allgemeinen Rücklage erforderlich waren, jeweils im Januar des laufenden Haushalts-

jahres erhalten. Für die Haushaltssatzungen 2018 bis 2021 und damit auch für den einzigen 

Doppelhaushalt 2020/2021 hat kein Genehmigungsvorbehalt bestanden. Für 2018 ist ein Über-

schuss und für die übrigen Haushaltssatzungen ein fiktiver Haushaltsausgleich geplant gewe-

sen. Das Anzeigeverfahren hat jeweils im Januar des jeweiligen Folgejahres geendet. Damit 

befindet sich die Stadt bis zur anschließenden Bekanntmachung der Haushaltssatzung nur für 

eine sehr kurze Zeit in der vorläufigen Haushaltsführung. 

Die Aufstellung und Zuleitung der Jahresabschlussentwürfe erfolgt in Detmold nicht bis Ende 

März des Folgejahres (§ 95 Abs. 5 S. 2 GO NRW). Die vom Kämmerer beziehungsweise der 

Kämmerin aufgestellten und vom Bürgermeister festgestellten Entwürfe datieren überwiegend 

aus Juni beziehungsweise Juli des Folgejahres. Die letzten Jahresabschlüsse 2019 und 2020 

sind im September 2020 und Dezember 2021 des jeweiligen Folgejahres aufgestellt worden. 

Die Verzögerung für den Jahresabschluss 2020 resultiert insbesondere aus der Umstellung ei-

ner Fachsoftware. 
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Die Beschlüsse des Rates über die Feststellung des Jahresabschlusses sind bis zum 31. De-

zember des Folgejahres zu fassen. Diese Fristen sind in Detmold bis zum Jahresabschluss 

2018 eingehalten worden. Die Beschlüsse erfolgten jeweils im Dezember des nächsten Jahres. 

Für die beiden letzten Jahresabschlüsse 2019 und 2020 werden die Fristen überschritten. Die 

Feststellung für 2019 erfolgte im März 2021, die für 2020 steht aktuell noch aus. 

Bei den Gesamtabschlüssen besitzt die Stadt Detmold lediglich Abschlüsse bis einschließlich 

2010. Für die Folgejahre bis einschließlich 2018 verfügt die Stadt zumindest über vorläufige Da-

ten zur Gesamtbilanz und der Gesamtergebnisrechnung. Die Stadt beabsichtigt, die ausstehen-

den Gesamtabschlüsse nachzuholen. Für die Jahre 2019 und 2020 liegen die Voraussetzung 

für eine Befreiung von der Aufstellung eines Gesamtabschlusses gemäß § 116a GO NRW vor.  

Der Kämmerer beziehungsweise die Kämmerin berichtet regelmäßig im Verwaltungsvorstand 

sowie im Rat über den Haushalt und den aktuellen Stand der Haushaltsbewirtschaftung. Für die 

verwaltungsinterne Steuerung ist in Detmold ein monatliches internes Berichtswesen implemen-

tiert. Die Verwaltungsführung nutzt diese Berichte zur Haushaltssteuerung. Deren Bedeutung 

kommt durch aktuell rückläufige Erträge – auch als Folge der Corona-Pandemie – besonders 

zum Ausdruck. Dieses monatliche Berichtswesen ermöglicht einen laufenden Überblick über die 

Entwicklung und Einhaltung der Budgets inklusive der bestehenden Deckungsmöglichkeiten. 

Die Berichte umfassen ebenfalls Prognosen zu den voraussichtlichen Jahresergebnissen und 

Vergleiche zu den Planansätzen. Damit stehen frühzeitig Informationen zur Verfügung, um über 

eventuell notwendige zusätzliche Mittelbereitstellungen in Teilbereichen entscheiden zu kön-

nen. Die Berichte unterstützen auch eine Prüfung von haushaltswirtschaftlichen Sperren nach 

§ 25 KomHVO. An der Erstellung der Berichte sind sowohl die Fachbereiche als dezentrale Or-

ganisationseinheiten als auch die Zentrale Finanzleitung für den Gesamthaushalt beteiligt. Die 

Stadt setzt sich auch mit der Evaluierung ihrer Finanzsteuerung auseinander. Hierzu ist Ende 

2020 ein Entwurf zur Weiterentwicklung des Controlling-Konzeptes erstellt worden. 

Die Berichterstattung an den Rat erfolgt vierteljährlich. Die Quartalsberichte umfassen insbe-

sondere den gesamtstädtischen Haushalt, den allgemeinen Finanzbereich inklusive Beteiligun-

gen sowie die Auswirkungen aus der Corona-Pandemie. Neben dem Rat werden die Fachaus-

schüsse über die ihnen zugeordneten Fachbereiche ab dem zweiten Quartal jeweils vierteljähr-

lich informiert. Die Berichte umfassen mehrere Bereiche und Themenfelder. Zu nennen sind die 

Entwicklung von Aufwands- und Ertragsarten sowie wichtiger Investitionsmaßnahmen. Weiter-

hin wird über den Stand von Investitions- und Liquiditätskrediten sowie der tatsächlich besetz-

ten Stellen berichtet. Hinzu gekommen sind seit 2020 Informationen über die COVID-19-beding-

ten Veränderungen. 

Nach den Vorgaben des NKF-CIG hat in 2020 und 2021 der Kämmerer beziehungsweise die 

Kämmerin dem für den Beschluss der Haushaltssatzung zuständigen Organ, also in der Regel 

dem Rat, vierteljährlich über die finanzielle Lage zu berichten. 

1.4.2 Wirkung der kommunalen Haushaltssteuerung 

� Feststellung 

In den abgeschlossenen Haushaltsjahren kann die Stadt Detmold die gestiegenen Aufwen-

dungen insbesondere durch die ab 2016 umgesetzten Konsolidierungsmaßnahmen nen-

nenswert kompensieren. Dies gelingt ihr nach dem Haushaltsplan 2022 für die Zukunft nicht 

mehr. 
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Eine Kommune hat nach § 75 Abs. 1 Satz 1 GO NRW ihre Haushaltswirtschaft so zu planen 

und zu führen, dass die stetige Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. Insofern ist es für sie eine 

dauernde Aufgabe, ihre finanzielle Leistungskraft und den Umfang ihres Aufgabenbestandes in 

Einklang zu bringen. Eine Kommune sollte daher durch (Konsolidierungs-)Maßnahmen ihren 

Haushalt entlasten. So kann sie eigene Handlungsspielräume langfristig erhalten oder wiederer-

langen. 

Die Jahresergebnisse werden wesentlich durch schwankende Erträge und Aufwendungen der 

Gewerbesteuer, der allgemeinen Kreisumlage und des Finanzausgleichs beeinflusst. Die Jah-

resergebnisse geben im Zeitverlauf damit nur bedingt einen Hinweis auf die Erfolge von eige-

nen Konsolidierungsmaßnahmen. Die Wirkung der kommunalen Haushaltssteuerung auf die 

Jahresergebnisse wird überlagert. Um diese wieder offenzulegen, bereinigt die gpaNRW die 

Jahresergebnisse um die Erträge und Aufwendungen der Gewerbesteuer, der allgemeinen 

Kreisumlage und des Finanzausgleichs sowie um Sondereffekte. Als Sondereffekte bereinigt 

die gpaNRW unter anderem die in Detmold teils stark abweichenden Zuführungen und Auflö-

sungen von Rückstellungen. 

Ab dem Haushaltsjahr 2020 sollen die Kommunen die Corona-bedingten Haushaltsbelastungen 

als außerordentlichen Ertrag buchen beziehungsweise planen. Die gpaNRW hat sowohl die von 

der Stadt Detmold ermittelten Corona-bedingten Belastungen, als auch die entsprechenden au-

ßerordentlichen Erträge bereinigt. Die Corona-bedingten Effekte sind somit nicht mehr in den 

bereinigten Jahresergebnissen enthalten.  

Die Teilergebnisse der Produktbereiche Soziale Leistungen sowie Kinder-, Jugend- und Famili-

enhilfe haben einen maßgeblichen Einfluss auf die Jahresergebnisse. Diese Positionen stehen 

im Zusammenhang mit der Finanzierung sozialer Leistungen und können von der Stadt nur ein-

geschränkt beeinflusst werden. Die gpaNRW stellt deshalb das bereinigte Jahresergebnis diffe-

renziert dar. 

Die folgende Grafik zeigt, wie sich die bereinigten Jahresergebnisse der Stadt Detmold ausge-

hend vom Basisjahr 2015 entwickeln. Die Tabellen 10 und 11 der Anlage enthalten die Berech-

nungen hierzu. 
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Bereinigte Jahresergebnisse Stadt Detmold in Mio. Euro 2015 bis 2025 

 

Werte 2015 bis 2020: Ist, ab 2021: Plan 

Zu der erkennbaren Verbesserung des Jahresergebnisse 2016 hat die nennenswerte Hebe-

satzerhöhung bei der Grundsteuer B um 55 Punkte beigetragen. Diese ist ein Bestandteil der 

umgesetzten Haushaltskonsolidierung, zu der Ertragssteigerungen und Aufwandskürzungen 

gehörten. Zu Letzteren zählten, dass die Aufwandsermächtigungen für 2016 auf das Niveau 

des Jahresabschlusses 2014 „eingefroren“ wurden. Weiterhin sind die Ansätze für den Perso-

nal- und Sachaufwand um 1,5 Prozent bis 5,0 Prozent reduziert worden. Dieses führte nach der 

Berechnung der Stadt zu einer Haushaltsverbesserung von 2,2 Mio. Euro. Ebenfalls hat die 

Stadt Zuschüsse und freiwillige Leistungen gekürzt. Ziel ist es gewesen, wegen der zwischen-

zeitlich vollständig aufgezehrten Ausgleichsrücklage ein formelles Haushaltssicherungskonzept 

zu vermeiden. Allein für der Grundsteuer B werden hierdurch nachhaltig jährliche Mehrerträge 

von 1,4 Mio. Euro erzielt. Zur Ertragssteigerung zählt auch eine Erhöhung des Gewerbesteuer-

hebesatzes. 

Die ab 2017 erzielten positiven Jahresabschlüsse mit Überschüssen zwischen 3,1 Mio. Euro in 

2019 und 10,6 Mio. Euro in 2018 resultieren außerdem aus gestiegenen Erträgen bei der Ge-

werbesteuer sowie den Gemeindeanteilen an der Einkommen- und Umsatzsteuer. Diese viel-

fach schwankungsanfälligen Positionen kann die Stadt tendenziell nicht beeinflussen. Sie wer-

den, wie eingangs dargelegt, bei dieser Betrachtung bereinigt. Gleiches gilt für die festgestellten 

Sondereffekte. Letztendlich sind bei den bereinigten Jahresergebnissen dann ab 2018 jeweils 

Verschlechterungen gegenüber dem Basisjahr 2015 eingetreten. Die jährlichen Veränderungen 

liegen zwischen 2,6 Mio. Euro und 4,6 Mio. Euro. 

Der Einbruch in 2021 gegenüber dem letzten Jahresabschluss 2020 beträgt 7,9 Mio. Euro. Ein-

brüche in diesem Umfang sprechen häufig für eine vorsichtigere Haushaltsplanung. Nach dem 

Haushaltsplan 2022 sind bis 2025 Defizite als auch Überschüsse kalkuliert. Die dabei jährlich 
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veranschlagten außerordentlichen Erträge nach dem NKF-CIG sind hier bereinigt. Die Planer-

gebnisse werden zudem insbesondere von den Ertrags- und Aufwandspositionen beeinflusst, 

die die Kommune im Wesentlichen nicht steuern kann. Hierzu zählen die Gewerbesteuer sowie 

die Gemeindeanteile an der Einkommen- und Umsatzsteuer. Im Aufwandsbereich sind insbe-

sondere erkennbar höhere Transfer- und Personalaufwendungen geplant. 

Gegenüber dem Basisjahr 2015 steigen die Sozialleistungen bis 2020 um 7,5 Mio. Euro und bis 

2025 um insgesamt 17,3 Mio. Euro. Für die Zuwächse nach den Jahresabschlüssen sind die 

beiden Produktbereiche 05 Soziale Leistungen sowie 06 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe ver-

antwortlich. Dabei ragt die eingetretene Zunahme beim volumenträchtigen Produktbereich 06 

mit 5,6 Mio. Euro heraus. Für die Planjahre werden in beiden Produktbereichen weitere Steige-

rungen erwartet, wobei auch hier wieder der Anstieg beim Produktbereich 06 bedeutend ist. Die 

Sozialleistungen belasten in Detmold, wie bei anderen Kommunen, deutlich und zunehmend die 

städtische Haushalts- und Finanzsituation. 

Die Stadt setzt sich mit mehreren Zukunftsthemen auseinander. Neben der Digitalisierung und 

Mobilität ist hier das Thema Nachhaltigkeit hervorzuheben. Die entwickelte Nachhaltigkeitsstra-

tegie hat erstmalig Einzug in die Haushaltsplanung 2022 gefunden. Dieses sowie die 2022 star-

tenden Projekte werden die zukünftige Haushalte sowie die Haushaltssteuerung beeinflussen. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte im Hinblick auf die Planungen und bestehenden Risiken an der 

Haushaltskonsolidierung festhalten und eine dauernde Aufgabenkritik betreiben. Hiermit 

kann die städtische Handlungsfähigkeit gestärkt und der Haushalt unabhängiger von kon-

junkturell beeinflussten Ertragspositionen werden. 

1.4.2.1 Auswirkungen der Realsteuern  

Im Vorbericht stellt die gpaNRW die strukturellen Rahmenbedingungen der Stadt Detmold dar. 

Die Grafik zu den Strukturmerkmalen zeigt, dass die allgemeinen Deckungsmittel der Stadt zu-

letzt durchschnittlich sind. Einen wesentlichen Anteil an den allgemeinen Deckungsmitteln ha-

ben die Steuererträge. Durch die Wahl der Hebesätze kann die Kommune die Höhe ihrer Steu-

ererträge unmittelbar beeinflussen.  

Die Hebesätze der Grundsteuer B sowie der Gewerbesteuer liegen seit Jahren erkennbar über 

den fiktiven Hebesätzen nach dem jeweiligen GFG. Die aus der Überschreitung der fiktiven He-

besätze erzielten Erträge bleiben in voller Höhe bei der Stadt Detmold. Sie werden weder bei 

den Schlüsselzuweisungen noch bei der zu zahlenden allgemeinen Kreisumlage angerechnet. 

Die Hebesätze der Grundsteuer A unterschreiten dagegen vielfach den fiktiven Hebesatz. Der 

damit angerechnete höhere Grundsteuerertrag ist jedoch vergleichsweise gering. 

Im Betrachtungszeitraum hat die Stadt zur Haushaltskonsolidierung unter anderem in 2016 

nennenswerte Hebesatzerhöhungen vorgenommen. Sie betragen bei der Grundsteuer B 

55 Punkte und bei der Gewerbesteuer 16 Punkte. Diese führen zu nachhaltigen Mehrerträgen 

von etwa insgesamt 2,9 Mio. Euro jährlich. Sie setzen sich aus circa 1,4 Mio. Euro bei der 

Grundsteuer und rund 1,5 Mio. Euro bei der Gewerbesteuer zusammen. Mit der Hebesatzsat-

zung für 2019 hat die Stadt den Hebesatz bei der Grundsteuer B moderat um zehn auf 540 

Punkte abgesenkt. Bei der Gewerbesteuer haben nach dem Rückgang in 2016 auf 40,9 Mio. 
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Euro die Konjunktur, die gute Entwicklung bei den Gewerbesteuerpflichtigen sowie die Hebe-

satzerhöhung zu deutlichen Ertragssteigerungen in den Folgejahren geführt. Mit Erträgen in 

2017 bis 2019 von 49,1 Mio. Euro bis 53,6 Mio. Euro konnte wieder das hohe Niveau aus 2012 

und 2013 erreicht werden. Diese sind mitverantwortlich für die Verbesserung der städtischen 

Haushaltssituation. Die Corona-Pandemie ist maßgeblich für den Rückgang in 2020 auf 44,2 

Mio. Euro verantwortlich.  

Nach der seit dem Haushaltsjahr 2019 geltenden Hebesatzsatzung sowie der Haushaltspla-

nung sind für 2022 und den mittelfristigen Zeitraum bis 2025 keine Hebesatzerhöhungen bei 

den Grundsteuern sowie der Gewerbesteuer kalkuliert. Bei den Planungen sind die negativen 

Auswirkungen aus der Corona-Pandemie berücksichtigt.  

Es bleibt festzuhalten, dass in Detmold die Erträge bei der Grundsteuer B und insbesondere die 

der Gewerbesteuer wesentlich zu der bis 2019 eingetretenen Verbesserung der städtischen 

Haushalts- und Finanzsituation beigetragen haben.  

Im Vergleich positioniert sich die Stadt Detmold mit ihren gewählten Hebesätzen wie folgt: 

Hebesatzvergleich Realsteuern 2019 bis 2021 

Steuerart Stadt Detmold 
 

Fiktiver Hebesatz 
nach GFG 

Kreis Lippe Kommunen 
gleicher Größen-

klasse* 

Jahr 2019 2020 2021 2019 2020 2021 2019 2020 2021 2019 2020 2021 

Grundsteuer A 207  207  207  223 223 223 277  277  278 309 310 312 

Grundsteuer B 540  540  540  443 443 443 539 539 539 573 573 575 

Gewerbesteuer 446  446  446  418 418 418 444 444 443 461 459 456 

* kreisangehörige Gemeinden mit 60.000 und mehr Einwohnern, (Quelle: IT NRW; Stand zum 31. Dezember eines Jah-
res bzw. für 2021 zum 30. Juni) 

1.4.3 Ermächtigungsübertragungen 

� Die Stadt Detmold hat bis Anfang 2020 keine Regelungen zu Art, Umfang und Dauer von Er-

mächtigungsübertragungen getroffen. Auch ohne die konkrete Absicht, dieses Instrument 

nutzen zu wollen, ist eine solche Regelung vom Gesetzgeber vorgesehen. Im Jahr 2020 hat 

die Stadt Detmold dann die entsprechenden Regelungen getroffen. 

� Feststellung 

Die Stadt Detmold überträgt grundsätzlich keine Ermächtigungen für Auszahlungen und Auf-

wendungen ins Folgejahr. Dieses fördert die Haushaltsgrundsätze der Transparenz und 

Klarheit. Von dieser Praxis weicht die Stadt nachvollziehbar einmalig ab.  

Die Ansätze für investive Auszahlungen werden durchschnittlich zu etwas mehr als 50 Pro-

zent in Anspruch genommen. 

Eine Kommune sollte ihre Aufwendungen sowie ihre Ein- und Auszahlungen in ihrer voraus-

sichtlich dem Haushaltsjahr zuzurechnenden Höhe planen. Die jeweiligen Ansätze sollten Kom-
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munen sorgfältig schätzen, soweit sie sie nicht errechnen können. Diese allgemeinen Planungs-

grundsätze sind in § 11 Abs. 1 KomHVO NRW geregelt. Eine Kommune kann Aufwendungen 

im Ergebnisplan und Auszahlungen im Finanzplan unter bestimmten Voraussetzungen auf das 

nachfolgende Haushaltsjahr übertragen (Ermächtigungsübertragung). Hierdurch können sich 

die Haushaltsansätze erhöhen. 

Nach § 22 Abs. 1 KomHVO NRW hat eine Kommune Grundsätze über Art, Umfang und Dauer 

der Ermächtigungsübertragungen zu regeln. 

Die Stadt Detmold hatte bis Anfang 2020 keine expliziten Regelungen gemäß § 22 Abs. 1 

KomHVO NRW über Art, Umfang und Dauer der Ermächtigungsübertragungen schriftlich fixiert. 

Damit wären Übertragungen von Ermächtigungen über den § 86 GO NRW (Übertragung von 

Kreditermächtigungen) hinaus rechtswidrig. Nach den Angaben der Stadt wird seit der NKF-

Umstellung 2008 von der Möglichkeit der Ermächtigungsübertragungen für Aufwendungen und 

Auszahlungen nach § 22 KomHVO NRW auch generell kein Gebrauch gemacht. Die Stadt 

überträgt keine Ermächtigungen ins Folgejahr, weder konsumtiv noch investiv. Erforderliche, 

zusätzlich benötigte Haushaltsmittel werden bei der Haushaltsplanaufstellung berücksichtigt 

und dann durch Neuveranschlagungen oder Ansatzerhöhungen mit dem neuen Haushaltsplan 

bereitgestellt.  

Ordentliche Aufwendungen Stadt Detmold 2016 bis 2020 

Kennzahlen 2016 2017 2018 2019 2020 

Haushaltsansatz in Mio. Euro 212,92 216,90 224,48 229,23 240,81 

Ermächtigungsübertragungen in 
Mio. Euro* 

0 0 0 0 0 

Ansatzerhöhungsgrad in Prozent 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Fortgeschriebener Ansatz in Mio. 
Euro 

212,92 216,90 224,48 229,23 240,81 

Anteil der Ermächtigungsübertra-
gungen am fortgeschriebenen 
Ansatz in Prozent 

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Ist-Ergebnis in Mio. Euro 209,02 219,93 228,32 233,93 245,99 

Grad der Inanspruchnahme fort-
geschriebener Ansatz in Prozent 

98,17 101 102 102 102 

* ausgewiesen werden Übertragungen aus dem Vorjahr in das jeweilige Haushaltsjahr 

Von der vorgenannten Praxis weicht die Stadt nachvollziehbar aufgrund des Doppelhaushalts 

2020/2021 einmalig ab. Mit dem aktuellen Jahresabschluss 2020 wird die Stadt nach 2021 kon-

sumtive Ermächtigungen in der Ergebnisrechnung von 5,3 Mio. Euro beziehungsweise 

71,23 Euro je Einwohner übertragen. An Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit sind 

es 8,9 Mio. Euro beziehungsweise 120,60 Euro je Einwohner. 

Die Stadt Detmold hat seit 2017 mehr Aufwendungen geleistet, als sie in den jeweiligen Haus-

haltsplänen veranschlagt hatte. Die Mehraufwendungen sind jedoch über die Deckungsfähigkeit 
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innerhalb der Budgets (vergleiche § 21 KomHVO NRW) gedeckt worden. Bei den Auszahlun-

gen aus laufender Verwaltungstätigkeit sind letztendlich in allen Jahren geringere Auszahlun-

gen als geplant geleistet worden. Der Grad der Inanspruchnahme des fortgeschriebenen Ansat-

zes bewegt sich bei diesen zwischen 94,1 Prozent und 98,8 Prozent. 

Ordentlichen Aufwendungen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 2020 

Kennzahl Detmold 
Mini-
mum 

1. Vier-
telwert 

2. Vier-
telwert 

(Median) 

3. Vier-
telwert 

Maxi-
mum 

Anzahl 
Werte 

Ermächtigungsübertragungen 
ordentliche Aufwendungen je 
EW in Euro 

0,00 0,00 17,13 24,93 44,70 196 19 

Grad der Inanspruchnahme 
fortgeschriebener Ansatz  
ordentliche Aufwendungen in 
Prozent 

102 91,53 99,01 100 101 104 18 

Ermächtigungsübertragungen 
Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit je EW  
in Euro 

0,00 0,00 18,37 34,73 74,16 380 19 

Grad der Inanspruchnahme 
fortgeschriebener Ansatz Aus-
zahlungen aus laufender Ver-
waltungstätigkeit in Prozent 

94,64 86,64 91,87 94,64 96,09 100 17 

Mehrere Kommunen haben ebenso wie Detmold keine konsumtiven Ermächtigungen übertra-

gen. Von diesen unterliegen einige Städte aufsichtsrechtlichen Genehmigungspflichten. Die ein-

malig von der Stadt Detmold nach 2021 vorgenommenen Übertragungen würden zu dem Vier-

tel der höchsten Kennzahlenwerte des Jahres 2020 zählen. Die vorgenannten Inanspruchnah-

megrade von Detmold zeigen in den Vergleichsjahren sowohl unter- als auch überdurchschnitt-

liche Positionierungen. In den letzten Jahren sind die Inanspruchnahmegrade von Detmold in-

terkommunal eher überdurchschnittlich.  

Investive Auszahlungen Stadt Detmold 2016 bis 2020 

Kennzahlen 2016 2017 2018 2019 2020 

Haushaltsansatz in Mio. Euro 31,29 34,02 40,10 42,71 46,50 

Ermächtigungsübertragungen in Mio. Euro 0,00 0 0 0 0 

Ansatzerhöhungsgrad in Prozent 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Fortgeschriebener Ansatz in Mio. Euro 31,29 34,02 40,10 42,71 46,50 

Anteil der Ermächtigungsübertragungen 
am fortgeschriebenen Ansatz in Prozent 

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Ist-Ergebnis in Mio. Euro 15,03 18,47 26,02 25,25 24,02 
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Kennzahlen 2016 2017 2018 2019 2020 

Grad der Inanspruchnahme fortge-
schriebener Ansatz in Prozent 

48,05 54,30 64,90 59,12 51,66 

Wie bereits dargelegt hat die Stadt wegen des Doppelhaushaltes 2020/2021 mit dem Jahresab-

schluss 2020 Ermächtigungen übertragen. Diese betragen im investiven Bereich 19,6 Mio. Euro 

oder 264,22 Euro je Einwohner 

Bei der Stadt Detmold bewegt sich im Betrachtungszeitraum der Grad der in Anspruch genom-

menen investiven Auszahlungen in einem nennenswerten Umfang. Diese Kennzahl zeigt auf, 

wieviel die Stadt von ihrem fortgeschriebenen Ansatz im jeweiligen Jahr dann tatsächlich benö-

tigt hat. Danach schöpft die Stadt Detmold ihre Haushaltsmittel für investive Auszahlungen im 

gesamten Betrachtungszeitraum durchschnittlich zu 56 Prozent aus. Somit kann die Stadt in 

etwa nur die Hälfte des geplanten beziehungsweise fortgeschriebenen Investitionsvolumen um-

setzen. Das seit 2018 bestehende höhere Investitionsvolumen hat keinen erkennbaren Einfluss.  

Nicht oder nicht in dem veranschlagten Umfang umgesetzte Investitionen betreffen vornehmlich 

die Baumaßnahmen, sowohl Hoch- als auch Tiefbaumaßnahmen. Teilweise sind es auch Be-

schaffungen von beweglichen Sachen des Anlagevermögens. Dieses zeigt sich auch bei den 

aktuellen Ermächtigungsübertragungen im Rahmen des Jahresabschlusses 2020. 

Ermächtigungsübertragungen (investive Auszahlungen) je Einwohner in Euro 2020 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 19 Werte eingeflossen. Im Betrachtungszeitraum ist bei 

den Kommunen grundsätzlich eine Zunahme der investiven Ermächtigungsübertragungen er-

kennbar. Dieses spiegelt sich an der stetig steigenden Entwicklung aller drei Viertelwerte wider. 

Mit dem Kennzahlenwert für 2021 von 264,22 Euro je Einwohner ergibt sich für Detmold im in-

terkommunalen Vergleich 2020 ein unauffälliges Resultat. 
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Grad der Inanspruchnahme fortgeschriebener Ansatz (Investive Auszahlungen) in Prozent 2020 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 18 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Die Stadt Detmold weist im interkommunalen Vergleich seit 2016 jeweils überdurchschnittliche 

Kennzahlenwerte auf. Dabei zählt Detmold in drei der fünf Jahre zum Viertel der Vergleichs-

kommunen mit den höchsten Kennzahlenwerten. Das bedeutet, es wird in diesen drei Jahren in 

Detmold ein größerer Anteil der investiven Auszahlungsermächtigungen abgearbeitet wird als 

bei 75 Prozent der Vergleichskommunen. Hierzu trägt mit bei, dass die Stadt keine investiven 

Ermächtigungsübertragungen praktiziert und insoweit die Planansätze nicht erhöht werden. 

Nach der Praxis der Stadt Detmold werden die nicht oder nicht vollständig in dem Haushaltsjahr 

umgesetzten investiven Maßnahmen und Auszahlungen im nächsten Haushaltsjahr grundsätz-

lich neu veranschlagt. Dieses gilt auch für mehrjährige Investitionsmaßnahmen. 

Die Stadt Detmold hat ihre investiven Auszahlungen in allen Jahren fremdfinanziert. Hierbei hat 

sie jährlich Kredite aufgenommen. Dabei liegt das Volumen der tatsächlichen Kreditaufnahmen, 

auch im Hinblick auf die Nichtrealisierung oder das zeitliche Verschieben vorgesehener Investi-

tionsmaßnahmen, jeweils unter den Planansätzen. 

In diesem Kontext weisen wir bezogen auf Baumaßnahmen auf die Bestimmungen des § 13 

Abs. 2 KomHVO NRW hin. Grundsätzlich dürfen gemäß § 13 Abs. 2 KomHVO NRW Ermächti-

gungen für Baumaßnahmen im Finanzplan erst veranschlagt werden, wenn Baupläne, Kosten-

berechnungen und Erläuterungen vorliegen. Aus denen müssen die Art der Ausführung, die Ge-

samtkosten der Maßnahme, getrennt nach Grunderwerb und Herstellungskosten, einschließlich 
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der Einrichtungskosten sowie der Folgekosten ersichtlich sein. Diesen ist ein Bauzeitplan beizu-

fügen. Die Unterlagen müssen auch die voraussichtlichen Jahresauszahlungen unter Angabe 

der Kostenbeteiligung Dritter und die für die Dauer der Nutzung entstehenden jährlichen Haus-

haltsbelastungen ausweisen. Auskunftsgemäß sind bei der Stadt Detmold entsprechende An-

forderungen für die Haushaltsplanung in einer Verfügung an die Fachbereiche formuliert. 

� Empfehlung 

Das Ziel der Stadt Detmold sollte es sein, nur Investitionsmaßnahmen in den Haushaltsplan 

aufzunehmen, die die Anforderungen des § 13 KomHVO NRW erfüllen und deren Umset-

zung im Planjahr realistisch möglich ist.  

1.4.4 Fördermittelmanagement 

Fördermittel erweitern den Handlungs- und Entscheidungsspielraum einer Kommune. Ein ge-

zielter Einsatz von Fördermitteln leistet einen positiven Beitrag zur Haushaltssituation. Eine 

Kommune kann mit Fördermitteln Investitionen auch bei einer angespannten Haushaltslage re-

alisieren und ihren Eigenanteil mindern. Dazu muss sie erfolgreich Fördermittel akquirieren und 

Rückforderungen vermeiden. 

1.4.4.1 Fördermittelakquise 

� Feststellung 

Bei der Stadt Detmold ist die Fördermittelakquise dezentral organisiert. Es bestehen bislang 

keine strategischen Vorgaben zur Fördermittelakquise. Zudem gibt es keine standardisierten 

Prozesse zur Prüfung möglicher Fördermittel.  

Eine Kommune sollte strategische Festlegungen haben, die eine erfolgreiche Fördermittelak-

quise unterstützen. Dazu sollte sie die Fördermittelrecherche standardisiert im Prozess der Pla-

nung von Unterhaltungs- und Investitionsmaßnahmen vorsehen. Sie sollte einen Überblick über 

mögliche Förderungen haben und verschiedene Quellen zur Fördermittelrecherche nutzen. Zu-

dem sollte sie einen Überblick über die förderfähigen Maßnahmen der eigenen Verwaltung ha-

ben, um diese bei Bedarf zu kombinieren. 

Die Stadt Detmold hat bislang keine festgelegten strategischen Vorgaben für die Akquise von 

Fördermitteln. Richtlinien oder Dienstanweisungen existieren nicht. Für die Fördermittelrecher-

che nutzt die Stadt unterschiedliche Quellen. Externe Beratungen bei der Fördermittelakquise 

sind bisher nicht in Anspruch genommen worden. Ein Aufgreifen des Themas Fördermittelak-

quise auf strategischer Ebene führt zu einem verwaltungseinheitlichen Vorgehen und zu mehr 

Verbindlichkeit. In Detmold gibt es keine zentrale Stelle für die Fördermittelakquise. Diese er-

folgt dezentral durch die jeweiligen Fachbereiche. Zur Weiterentwicklung des Fördermittelmana-

gements hat die Stadt in 2021 eine Vollzeit-Stelle für eine Fördermittelmanagerin beziehungs-

weise einen Fördermittelmanager für die Bereiche Stadtentwicklung, Mobilität, Tiefbau und Im-

mobilienmanagement ausgeschrieben. Die Aufgaben umfassen das Fördermittel-Scouting, die 

interne Fördermittel-Beratung, die Erstellung von Förderanträgen und Förderbewerbungen, die 

Unterstützung der technischen Sachbearbeitung während der Durchführung der Projekte, die 

Erstellung von Mittelabrufen, Berichten, Änderungsanträgen, die Abrechnung von Förderprojek-

ten, Verwendungsnachweise für Förderprojekte sowie die Ressourcen- und Zeitplanung für För-

derprojekte. Die Stelle ist zwischenzeitlich in Teilzeit besetzt. 
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� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte grundlegende Vorgaben zum Umgang mit Fördermitteln und deren 

Akquise formulieren. Die Prüfung von potenziellen Fördermöglichkeiten sollte grundsätzlich 

ein standardisierter Bestandteil in jeder Planung werden. 

Auskunftsgemäß sind vereinzelt Förderanträge der Stadt Detmold gescheitert. Als wesentlicher 

Grund hierfür wird eine „Überzeichnung“ genannt, das heißt das Gesamtbudgets des entspre-

chenden Förderprogramms war bereits ausgeschöpft. 

1.4.4.2 Fördermittelbewirtschaftung und förderbezogenes Controlling 

� Feststellung 

Ein Fördermittelcontrolling und Berichtswesen gibt es bei der Stadt Detmold nicht. Die För-

dermittelbewirtschaftung findet dezentral in den einzelnen Fachbereichen statt. Die Stadt 

musste vereinzelt Fördermittel zurückzahlen. 

Die Rückforderung von Fördermitteln sollte eine Kommune vermeiden, indem sie die Förderbe-

stimmungen und Auflagen aus dem Förderbescheid umsetzt. Dazu sollte sie ein Fördercontrol-

ling etablieren, das auch nach Projektabschluss die Einhaltung der Förderbedingungen gewähr-

leistet und Entscheidungsträger anlassbezogen über die Förderprojekte informiert. 

Der Stadt Detmold gelingt es nach eigenen Angaben, die Rückforderung von Fördermitteln 

weitgehend zu vermeiden. Vereinzelt ist es zu Rückzahlungen gekommen, unter anderem weil 

höhere Mittel abgerufen worden sind oder der Förderzeitraum überschritten wurde. Auskunfts-

gemäß werden Fördermittel in der Regel rechtzeitig abgerufen, die Projektumsetzung entspre-

chend dokumentiert sowie die Verwendungsnachweise rechtzeitig und vollständig erstellt. Hier-

bei ist der (dezentrale) Fachbereich für den gesamten Prozess von der Beantragung bis zum 

Verwendungsnachweis zuständig. Das beschriebene Verfahren hat zur Folge, dass die Stadt 

Detmold nicht an zentraler Stelle einen Gesamtüberblick über die bisherigen sowie aktuellen 

Fördermaßnahmen hat. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte eine zentrale Datei oder Datenbank einrichten, in der sie die we-

sentlichen Informationen aller Förderprojekte einpflegt. Diese würde einen schnellen, umfas-

senden und personenunabhängigen Wissensstand zu den Förderprojekten erleichtern. 

Die Stadt plant im Zuge der Weiterentwicklung des Controllings diesen zentralen Überblick zu 

schaffen. Ein förderbezogenes Controlling in Form eines Berichtswesens hat die Stadt Detmold 

bislang nicht etabliert. Ansätze bestehen im Rahmen des vorhandenen Finanzcontrollings. Die 

Stadt beabsichtigt, ein Berichtswesen aufzubauen. Adressaten sind der Vorstand, die Fachbe-

reichsleitungen und der zentrale Finanzbereich. Die Politik erhält derzeitig im Rahmen des be-

stehenden vierteljährlichen Finanzberichtswesens auch Informationen zu Förderprojekten. 

� Empfehlung 

Die Entscheidungsträger, wie Verwaltungsleitung, Fachausschüsse und Rat, sollten regel-

mäßig über den Stand wichtiger Förderprojekte informiert werden. Die Berichte können sich 

anlassbezogen am Projektfortschritt orientieren. 
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1.5 Anlage: Ergänzende Tabellen 

Tabelle 1: Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2021 – Haushaltssteuerung 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Haushaltssteuerung 

F1 

In den abgeschlossenen Haushaltsjahren kann die Stadt Detmold die gestie-
genen Aufwendungen insbesondere durch die ab 2016 umgesetzten Konsoli-
dierungsmaßnahmen nennenswert kompensieren. Dies gelingt ihr nach dem 
Haushaltsplan 2022 für die Zukunft nicht mehr. 

66 E1 

Die Stadt Detmold sollte im Hinblick auf die Planungen und bestehenden 
Risiken an der Haushaltskonsolidierung festhalten und eine dauernde 
Aufgabenkritik betreiben. Hiermit kann die städtische Handlungsfähigkeit 
gestärkt und der Haushalt unabhängiger von konjunkturell beeinflussten 
Ertragspositionen werden. 

69 

F2 

Die Stadt Detmold überträgt grundsätzlich keine Ermächtigungen für Auszah-
lungen und Aufwendungen ins Folgejahr. Dieses fördert die Haushaltsgrund-
sätze der Transparenz und Klarheit. Von dieser Praxis weicht die Stadt nach-
vollziehbar einmalig ab.  
Die Ansätze für investive Auszahlungen werden durchschnittlich zu etwas 
mehr als 50 Prozent in Anspruch genommen. 

70 E2 

Das Ziel der Stadt Detmold sollte es sein, nur Investitionsmaßnahmen in 
den Haushaltsplan aufzunehmen, die die Anforderungen des § 13 
KomHVO NRW erfüllen und deren Umsetzung im Planjahr realistisch 
möglich ist. 

75 

F3 
Bei der Stadt Detmold ist die Fördermittelakquise dezentral organisiert. Es be-
stehen bislang keine strategischen Vorgaben zur Fördermittelakquise. Zudem 
gibt es keine standardisierten Prozesse zur Prüfung möglicher Fördermittel. 

75 E3 

Die Stadt Detmold sollte grundlegende Vorgaben zum Umgang mit För-
dermitteln und deren Akquise formulieren. Die Prüfung von potenziellen 
Fördermöglichkeiten sollte grundsätzlich ein standardisierter Bestandteil 
in jeder Planung werden. 

76 

F4 
Ein Fördermittelcontrolling und Berichtswesen gibt es bei der Stadt Detmold 
nicht. Die Fördermittelbewirtschaftung findet dezentral in den einzelnen Fach-
bereichen statt. Die Stadt musste vereinzelt Fördermittel zurückzahlen. 

76 E4.1 

Die Stadt Detmold sollte eine zentrale Datei oder Datenbank einrichten, in 
der sie die wesentlichen Informationen aller Förderprojekte einpflegt. 
Diese würde einen schnellen, umfassenden und personenunabhängigen 
Wissensstand zu den Förderprojekten erleichtern. 

76 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

   E4.2 

Die Entscheidungsträger, wie Verwaltungsleitung, Fachausschüsse und 
Rat, sollten regelmäßig über den Stand wichtiger Förderprojekte infor-
miert werden. Die Berichte können sich anlassbezogen am Projektfort-
schritt orientieren. 

76 

Tabelle 2: NKF-Kennzahlenset NRW in Prozent 2020 

Kennzahlen Detmold Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum Anzahl Werte 

Haushaltswirtschaftliche Gesamtsituation 

Aufwandsdeckungsgrad 101 93,34 96,58 97,77 101 109 21 

Eigenkapitalquote 1 18,18 -4,80 10,29 25,74 40,28 59,21 21 

Eigenkapitalquote 2 47,88 3,28 40,44 47,88 60,06 71,70 21 

Fehlbetragsquote k.A. Siehe Anmerkung im Tabellenfuß 

Vermögenslage 

Infrastrukturquote 43,47 0,00 19,11 25,86 32,45 43,47 21 

Abschreibungsintensität 7,50 0,47 4,03 5,58 6,75 8,14 21 

Drittfinanzierungsquote 43,52 26,89 43,52 55,38 65,87 79,01 21 

Investitionsquote 86,78 49,51 91,59 124 179 263 21 

Finanzlage 

Anlagendeckungsgrad 2 77,53 51,16 83,21 89,09 98,79 109 21 

Liquidität 2. Grades 21,98 12,03 36,47 62,88 112 329 21 

Dynamischer Verschuldungsgrad 
(Angabe in Jahren) 

35,97 Siehe Anmerkung im Tabellenfuß 

Kurzfristige Verbindlichkeitsquote 11,97 3,20 6,38 9,45 17,27 32,81 21 
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Kennzahlen Detmold Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum Anzahl Werte 

Zinslastquote 2,09 0,15 0,73 0,90 1,69 3,46 21 

Ertragslage 

Netto-Steuerquote 41,75 30,76 43,20 45,59 48,66 55,56 20 

Zuwendungsquote 30,31 21,46 28,36 31,02 36,80 45,85 21 

Personalintensität 23,50 17,15 20,24 21,33 23,94 30,06 21 

Sach- und Dienstleistungsintensität 10,81 7,11 11,14 16,09 18,12 30,39 21 

Transferaufwandsquote 49,12 35,54 43,31 46,67 48,62 51,67 21 

Die Fehlbetragsquote berechnet die gpaNRW nur, wenn eine Kommune tatsächlich einen Fehlbetrag ausweist. Weist sie einen Überschuss aus, lässt sich die Kennzahl nicht sinnvoll berechnen. 
Dynamischer Verschuldungsgrad: Bei Kommunen, die einen negativen Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit ausweisen oder die keine Effektivverschuldung haben, lässt sich die Kennzahl 
nicht sinnvoll berechnen.  
Die Aussagekraft des Vergleichs beider Kennzahlen ist insofern eingeschränkt und führt zu Fehlinterpretationen. Aus diesem Grund weist die gpaNRW keinen Vergleich bei diesen beiden Kenn-
zahlen aus. 

Tabelle 3: Berechnung Durchschnittswerte (strukturelles Ergebnis) Stadt Detmold in Mio. Euro 2016 bis 2020 

Grundzahlen 2016 2017 2018 2019 2020 
Durchschnitts-

werte 

Gewerbesteuer  40,94  49,08  53,58  51,90  44,22  47,94  

Gemeindeanteil an der Einkommensteuer  30,78  32,47  34,09  35,61  33,84  33,36  

Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 4,99  6,31  7,70  8,40  9,30  7,34  

Schlüsselzuweisungen vom Land  24,44  27,92  33,54  29,15  28,97  28,80  

Ausgleichs- und Erstattungsleistungen Gewerbesteu-
erausgleichszahlung, Abrechnung Einheitslasten, Aus-
gleichsleistungen) 

3,18  4,71  4,73  4,80  13,44  6,17  
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Grundzahlen 2016 2017 2018 2019 2020 
Durchschnitts-

werte 

Summe der Erträge 104  120  134  130  130  124  

Gewerbesteuerumlage  7,01  7,59  9,02  6,75  3,23  6,72  

Solidaritätsumlage nach dem Stärkungspaktgesetz 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Allgemeine Kreisumlage 46,51  48,44  47,51  49,04  50,73  48,45  

Summe der Aufwendungen 53,53  56,03  56,54  55,79  53,96  55,17  

Saldo 50,79  64,45  77,11  74,06  75,81  68,45  

Tabelle 4: Eigenkapital Stadt Detmold in Mio. Euro 2015 bis 2020  

Kennzahlen 2015 2016 2017 2018 2019 2020 

Eigenkapital 121 121 124 135 138 141 

Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Eigenkapital 1 121 121 124 135 138 141 

Sonderposten für Zuwendungen 180 181 180 181 179 184 

Sonderposten für Beiträge 52,86 51,85 50,77 49,74 48,04 46,70 

Eigenkapital 2 354 354 355 365 365 372 

Bilanzsumme 740 739 748 758 766 776 

Tabelle 5: Schulden Stadt Detmold in Mio. Euro 2015 bis 2020  

Kennzahlen 2015 2016 2017 2018 2019 2020 

Anleihen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 152 156 159 166 172 171 
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Kennzahlen 2015 2016 2017 2018 2019 2020 

Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung 30,00 28,50 29,20 15,41 16,63 14,52 

Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die Kreditaufnahmen 
wirtschaftlich gleichkommen 

0,56 0,52 0,49 0,17 0,16 0,14 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 5,65 6,30 7,96 8,89 4,62 6,50 

Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 1,20 2,85 2,06 1,57 2,08 2,71 

Sonstige Verbindlichkeiten 6,05 8,07 9,14 9,53 10,23 8,48 

Erhaltene Anzahlungen 4,31 2,79 3,86 5,13 6,49 11,51 

Verbindlichkeiten 200 205 212 206 212 215 

Rückstellungen 171 166 165 170 172 174 

Sonderposten für den Gebührenausgleich 1,33 2,36 3,19 4,07 3,30 3,27 

Schulden 372 373 380 380 387 392 

Tabelle 6: Gesamtschulden Stadt Detmold in Mio. Euro 2015 bis 2018 

Kennzahlen 2015 2016 2017 2018 

Verbindlichkeiten  273 279 301 302 

Rückstellungen 186 182 172 176 

Sonderposten für den Gebührenausgleich 1,33 2,36 3,19 4,07 

Gesamtschulden  460 463 476 482 
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Tabelle 7: Gesamtverbindlichkeiten Stadt Detmold in Mio. Euro 2015 bis 2018  

Kennzahlen 2015 2016 2017 2018 

Anleihen 0,00 0,00 0,00 0,00 

Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 201 210 223 229 

Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung 30,00 28,50 29,20 15,41 

Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die Kreditaufnahmen wirtschaft-
lich gleichkommen 

2,50 0,52 0,49 0,17 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 13,06 12,54 14,93 21,52 

Sonstige Verbindlichkeiten 22,05 24,46 29,74 30,36 

Erhaltene Anzahlungen 4,31 2,79 3,86 5,13 

Gesamtverbindlichkeiten  273 279 301 302 

Tabelle 8: Gesamtverbindlichkeiten Konzern Stadt Detmold in Mio. Euro 2019 

Grunddaten Kernhaushalt 2019 

Verbindlichkeiten Kernhaushalt 212 

Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen von verbundenen Unternehmen 0,00 

Sonstige Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 6,80** 

Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen von Sondervermögen 0,00 

Sonstige Verbindlichkeiten gegenüber Sondervermögen 0,00 

Ausleihungen an verbundene Unternehmen 4,66 

Ausleihungen an Sondervermögen 0,00 

Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen k.A.  

Forderungen gegenüber Sondervermögen 0,00 



�  Stadt Detmold  �  Finanzen  �  050.010.030_02348 

Seite 83 von 225 

Grunddaten Kernhaushalt 2019 

Grunddaten Beteiligungen*  

Verbindlichkeiten Mehrheitsbeteiligungen 110 

Gibt es zu eliminierende Verbindlichkeiten der Beteiligungen untereinander? ja 

Wenn ja, in welcher Höhe? 6,43 

Verbindlichkeiten Konzern Kommune  304 

* Berücksichtigt sind DetCon GmbH, Stadtwerke Detmold GmbH, Stadtverkehr Detmold GmbH, Detmolder Stadthallen GmbH, Gewerbe- und Innovationszentrum Lippe-Detmold GmbH 
(GILDE), Detmolder Abwasser GmbH, Detmolder Gesellschaft für Stadtentwicklung GmbH, WinD - Wind in Detmold - Verwaltungs GmbH, WinD - Wind in Detmold - GmbH & Co. KG, Holz-
heizkraftwerk Horn Verwaltungs GmbH sowie Holzheizkraftwerk Horn GmbH & Co. KG 
** hilfsweise ermittelt auf Basis von Vorjahresergebnissen der vorläufigen Gesamtabschlussbilanzen 2016-2018 

Tabelle 9: Rückstellungen Stadt Detmold in Mio. Euro 2019 bis 2020 

Grundzahlen 2015 2016 2017 2018 2019 2020 

Pensionsrückstellungen 106 106 108 113 116 123  

Rückstellungen für Deponien und Altlasten 0,11 0,20 0,14 0,14 0,14 0,14  

Instandhaltungsrückstellungen 44,37 40,64 37,01 36,24 33,54 26,19  

Sonstige Rückstellungen nach § 36 Abs. 4 und 5 
GemHVO bzw. § 37 Abs. 5 und 6 KomHVO 

20,75 18,70 19,53 20,17 22,03 
24,30  

Rückstellungen 171 166 165 170 172 174  

Tabelle 10: Berechnung bereinigte Jahresergebnisse (Wirkungen der kommunalen Haushaltssteuerung) Stadt Detmold in Mio. Euro 2015 bis 2025 

Kennzahlen 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

Jahresergebnis -5,35  0,07  3,26  10,59  3,10  -8,37  -1,37  0,19  -1,87  -1,04  0,27  

Gewerbesteuer 44,86  40,94  49,08  53,58  51,90  44,22  50,86  46,00  49,91  53,45  55,86  
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Kennzahlen 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer 

30,17  30,78  32,47  34,09  35,61  33,84  38,15  38,22  40,47  43,02  45,43  

Gemeindeanteil an der 
Umsatzsteuer 

4,89  4,99  6,31  7,70  8,40  9,30  8,79  7,63  7,82  7,97  8,10  

Ausgleichs- und Erstat-
tungsleistungen (Gewerbe-
steuerausgleichszahlung, 
Abrechnung Einheitslas-
ten, Ausgleichsleistungen) 

4,42  3,18  4,71  4,73  4,80  13,44  5,44  3,63  3,75  3,84  3,94  

Schlüsselzuweisungen 
vom Land 

18,43  24,44  27,92  33,54  29,15  28,97  29,95  38,06  36,99  38,66  40,48  

Leistungen aus dem Stär-
kungspaktgesetz - Konsoli-
dierungshilfe - 

0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  

Summe der Erträge 103  104  120  134  130  130  133  134  139  147  154  

Steuerbeteiligungen 7,43  7,01  7,59  9,02  6,75  3,23  3,99  3,61  3,92  4,20  4,38  

Allgemeine Kreisumlage 44,83  46,51  48,44  47,51  49,04  50,73  52,10  48,38  50,80  52,83  54,95  

Allgemeine Zuweisungen 
an das Land - Leistungen 
nach dem Stärkungspakt-
gesetz 

0,00  0,00  0,00  0,00  20,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  

Summe der Aufwendun-
gen 

52,26  53,53  56,03  56,54  55,79  53,96  56,09  51,99  54,72  57,03  59,33  

Saldo der Bereinigungen 50,51  50,79  64,45  77,11  74,06  75,82  77,10  81,55  84,23  89,91  94,47  

Saldo der Sondereffekte 5,00  4,99  -0,41  -2,67  -2,55  -1,58  0,00  8,81  6,09  3,63  3,15  

Bereinigtes Jahresergeb-
nis 

-60,85  -55,71  -60,78  -63,85  -68,41  -70,89  -78,46  -90,18  -92,18  -94,58  -97,36  

Abweichung vom Basisjahr 0 5,14  0,07  -3,00  -7,55  -10,04  -17,61  -29,33  -31,33  -33,72  -36,50  
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Tabelle 11: Berechnung bereinigte Jahresergebnisse ohne „Sozialleistungen“ Stadt Detmold in Mio. Euro 2015 bis 2025 

Kennzahlen 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

Bereinigtes Jahresergeb-
nis 

-60,85  -55,71  -60,78  -63,85  -68,41  -70,89  -78,46  -90,18  -92,18  -94,58  -97,36  

Teilergebnis Produktbe-
reich Soziale Leistungen 

-3,21  0,27  -4,21  -4,14  -3,57  -5,12  -5,58  -5,19  -5,82  -6,04  -6,92  

Teilergebnis Produktbe-
reich Kinder-, Jugend- und 
Familienhilfe 

-28,35  -29,19  -28,96  -28,92  -32,13  -33,99  -35,01  -38,00  -39,04  -40,93  -41,95  

Jugendamtsumlage 0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  

Bereinigtes Jahresergeb-
nis ohne „Sozialleistun-
gen“ 

-29,29  -26,80  -27,60  -30,79  -32,70  -31,78  -37,86  -46,99  -47,33  -47,61  -48,49  

Abweichung vom Basisjahr 
ohne „Sozialleistungen“ 

0,00  2,49  1,69  -1,50  -3,41  -2,49  -8,57  -17,70  -18,04  -18,32  -19,20  
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2. Informationstechnik 

2.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Detmold im Prüfgebiet Infor-

mationstechnik stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Die überörtliche Prüfung der gpaNRW erfolgte zum Zeitpunkt der Corona-Pandemie. Die ver-

hängten Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie haben Auswirkungen auf zahlreiche Le-

bens- und Gesellschaftsbereiche. Davon ist insbesondere auch die Informationstechnik (IT) be-

troffen.  

Die Corona-Pandemie stellt seit dem Frühjahr 2020 die Kommunen vor die Herausforderung, 

ihre Verwaltungsarbeit durch IT-Unterstützung möglichst flexibel zu gestalten. So müssen viele 

Verwaltungsleistungen in kürzester Zeit unabhängig von Ort und Zeit abrufbar und leistbar sein. 

Dies bedingt teils erhebliche Investitionen in mobile Endgeräte sowie die dahinterliegenden Inf-

rastrukturen. Die Investitionen schlagen sich beispielsweise in den für 2020 dargestellten IT-

Kosten nieder. Allerdings hat die Pandemie die digitale Transformation nicht neu definiert, son-

dern lediglich beschleunigt. Die Kommunen werden die geschaffenen Strukturen auch nach der 

Pandemie in weiten Teilen aufrechterhalten und ausbauen müssen. Insofern ist auch perspekti-

visch mit einer höheren IT-Durchdringung in der Verwaltung und mithin mit höheren IT-Kosten 

zu rechnen, als es vor der Pandemie der Fall war. 

Informationstechnik 

Die Stadt Detmold ist Mitglied des Zweckverbands „Kommunales Rechenzentrum Minden-

Ravensberg/Lippe“ (krz) und bezieht von dort große Fachanwendungen wie beispielsweise das 

Finanzverfahren. Darüber hinaus erbringt die Stadt Detmold viele IT-Leistungen mit eigenem 

Personal. Für IT-Leistungen, die sie für stadteigene Einrichtungen erstellt, vereinnahmt sie ent-

sprechende Erträge. Diese wurden im Rahmen der Prüfung aufwandsmindernd berücksichtigt. 

Das gewählte Betriebsmodell bietet der Stadt Detmold gute Möglichkeiten, um ihre IT-Leistun-

gen und damit -Kosten bedarfsgerecht zu steuern. Auf Ebene des Zweckverbandes bieten sich 

Mitbestimmungsmöglichkeiten in der Gremienarbeit.  

Gleichwohl liegen die IT-Kosten der Stadt Detmold im oberen Bereich der geprüften Städte. Der 

Personaleinsatz für die IT ist bei der Stadt Detmold gering. Die IT-Kosten werden vor allem 

durch Sachkosten und hier durch die Kosten des IT-Dienstleisters bestimmt. Dem hohen Res-

sourceneinsatz der Stadt Detmold steht indes auch ein hoher Nutzen der IT gegenüber. So er-

reicht die Stadt Detmold im Bereich IT-Sicherheit im interkommunalen Vergleich eine sehr gute 

Positionierung. 
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Die Stadt Detmold befindet sich auf einem guten Weg zur digitalen Transformation ihrer Verwal-

tung. So erfüllt sie die rechtlichen Anforderungen und hat ihre Ziele, Prioritäten und Verantwort-

lichkeiten in einer E-Governmentstrategie verankert. Aktuell führt die Stadt Detmold ein verwal-

tungsweites Dokumentenmanagementsystem (DMS) ein. Darauf aufbauend kann sie nunmehr 

die Digitalisierung ihrer Prozesse weiter vorantreiben. Die technische Weiterentwicklung bei-

spielsweise durch ein neues Finanzverfahren eröffnet der Stadt Detmold Möglichkeiten für eine 

größere technische Unterstützung beim Rechnungsworkflow. 

Wesentlich für eine noch erfolgreichere digitale Transformation ist ein systematisches Prozess-

management. Um digitale, medienbruchfreie Verwaltungsleistungen realisieren zu können, 

muss die Stadt Detmold vorab verstärkt ihre zugrundeliegenden Prozesse analysieren und bei 

Bedarf optimieren. Das Prozessmanagement der Stadt Detmold bietet schon eine gute Aus-

gangsposition. Es kann nunmehr noch stärker auf die Digitalisierungsbestrebungen ausgerich-

tet werden. Insofern sollte die Stadt Detmold dem weiteren Aufbau des Prozessmanagements 

eine hohe Priorität einräumen. Dazu sollte die Stadt Detmold eine verbindliche, verwaltungs-

weite Strategie für das Prozessmanagement entwickeln. 

Das IT-Sicherheitsniveau der Stadt Detmold ist gut, wobei die Notfallvorsorge stärker formali-

siert werden sollte. 

Die örtliche Rechnungsprüfung bietet der Stadt Detmold die Chance, über Beratungen und in-

terne Prüfungen, zu einer sicheren, sachgerechten und wirtschaftlichen IT-Bereitstellung beizu-

tragen. So sichern die Rahmenbedingungen notwendige Prüfhandlungen ab. Bei der digitalen 

Transformation ihrer Verwaltung sollte die Stadt Detmold berücksichtigen, dass prüfungsrele-

vante Datensätze für die örtliche Rechnungsprüfung digital verfügbar sind und über adäquate 

Fachverfahren ausgewertet werden können. 

Die Stadt Detmold hat einen sehr guten systematischen Steuerungsprozess für die IT-Ausstat-

tung ihrer Schulen implementiert und erreicht damit im interkommunalen Vergleich eine Spit-

zenposition. 

2.2 Inhalte, Ziele und Methodik 

Im Fokus der IT-Prüfung steht die „IT in der Kernverwaltung“. Daher betrachtet die gpaNRW 

nicht nur die Organisationseinheit, die den IT-Betrieb sicherstellt, sondern sie untersucht sämtli-

che IT-Aufgaben der Kernverwaltung. Diese Aufgaben können zentral, beispielsweise in einer 

IT-Abteilung, aber auch dezentral in Fachämtern erledigt werden. Auch die Leistungserbringung 

durch Externe, z. B. durch kommunale Rechenzentren oder im Wege anderer Formen interkom-

munaler Zusammenarbeit, berücksichtigen wir in unserer Prüfung.  

Die IT-Prüfung erfasst damit insbesondere auch den Stand der Digitalisierung. Gegenstand ist 

allerdings nur die digitale Transformation in der Verwaltung und nicht die Digitalisierung der Le-

bensbereiche außerhalb der Verwaltung (Smart City). 

Die IT-Prüfung der gpaNRW verfolgt die Ziele,  

 durch vergleichende Darstellungen zur Standardisierung von IT-Leistungen beizutragen, 
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 praxisnahe Optimierungsansätze aufzuzeigen, die andernorts bereits erfolgreich prakti-

ziert werden, 

 Konsolidierungsmöglichkeiten, insbesondere durch das „Sparen mit IT“, aufzuzeigen, so-

wie 

 dazu beizutragen, das IT-Sicherheitsrisiko zu minimieren. 

Die gpaNRW hat die Daten, die für eine Bewertung erforderlich sind, über Interviews, Fragebö-

gen und strukturierte Datenabfragen erhoben. Um über die heterogenen IT-Betriebsmodelle al-

ler Kommunen hinweg eine optimale Vergleichbarkeit gewährleisten zu können, haben wir die 

Kosten detailliert aus Einzelpositionen der Anlagen- und Finanzbuchhaltung aufgearbeitet, klas-

sifiziert und erfasst.  

Im Verlauf der Prüfung hat die gpaNRW bereits Sachstände und Zwischenerkenntnisse doku-

mentiert und mit der Verwaltungsführung kommuniziert. Der vorliegende Prüfungsbericht greift 

nun wesentliche Inhaltspunkte abschließend auf und wertet diese im interkommunalen Ver-

gleich. 

2.3 IT-Profil 

Die Bereitstellung der IT ist keine originäre Verwaltungstätigkeit, sondern das notwendige Mittel 

zum Zweck. Sie dient dazu, Verwaltungsleistungen zielgerichtet zu unterstützen und dabei den 

Prozess zur Leistungserstellung möglichst effizient zu gestalten. Die Wirtschaftlichkeit der IT be-

misst sich mithin nicht allein am Ressourceneinsatz, sondern vielmehr auch am damit erreich-

ten Nutzen. Diesen Nutzen monetär bemessen zu können, ist ein erstrebenswertes aber auch 

aufwändiges Ziel. Um es erreichen zu können, müssen die Kommunen zunächst die erforderli-

chen Rahmenbedingungen schaffen.  

Die gpaNRW setzt in der überörtlichen IT-Prüfung an diesem Punkt an. Wir betrachten den IT-

Ressourceneinsatz im Zusammenspiel mit nicht-monetären Nutzenaspekten sowie wesentli-

chen Steuerungs- und Kontrollmechanismen. Das Ergebnis bilden wir im sogenannten IT-Profil 

ab. Es soll ein repräsentatives Bild der Verwaltungs-IT widerspiegeln und auf dieser Basis eine 

interkommunale Standortbestimmung ermöglichen. 

Im IT-Profil bewertet die gpaNRW folgende Aspekte: 

 IT-Kosten: Wie hoch ist der Ressourceneinsatz für die IT-Leistungen in der Kernverwal-

tung? 

 Digitalisierung: Wie weit ist die digitale Transformation in der Verwaltung vorangeschrit-

ten?   

 IT-Betriebsmodell und -Steuerung: Inwieweit sind die IT-Leistungen und -Kosten das 

Ergebnis eines zielgerichteten Steuerungsprozesses? 

 IT-Sicherheit: Wie hoch ist der IT-Sicherheitsstandard?  

 Prozessmanagement: Was leistet die Verwaltung im Hinblick auf Prozessanalysen? 
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 Örtliche Rechnungsprüfung: Inwieweit ist die örtliche Rechnungsprüfung in der Lage, 

die IT der Verwaltung zu unterstützen und selbst unterstützend zu nutzen?  

Das folgende Netzdiagramm zeigt das IT-Profil der Stadt Detmold. Innenliegende Werte be-

deuten eine schwache Ausprägung bzw. hohe Kosten, außenliegende Werte eine starke Aus-

prägung bzw. niedrige Kosten. Die Indexlinie gibt Orientierungswerte wieder. Dabei handelt es 

sich, abhängig vom gewerteten Aspekt, entweder um einen durch die gpaNRW gesetzten Min-

destwert oder einen interkommunalen Durchschnittswert. 

Im Idealfall sollte das IT-Profil möglichst starke Ausprägungen bei den Einzelaspekten aufzei-

gen. Folglich sollte die Fläche, die sich innerhalb der miteinander verbundenen Werte ergibt, 

möglichst groß sein. Unabhängig von der Ausprägung der einzelnen Werte muss eine Kausali-

tät zwischen Ursache und Wirkung des IT-Einsatzes erkennbar sein. Erfahrungsgemäß bedingt 

eine höhere Qualität auch höhere Kosten.  

IT-Profil der Stadt Detmold 

 

� Das IT-Profil der Stadt Detmold ist gut ausgeprägt. Bei vielen geprüften Aspekten erreicht 

die Stadt Detmold einen sehr guten Wert. Während bei der digitalen Transformation wenige, 

aber konkrete Optimierungsansätze bestehen, liegt ein weiterer Ansatzpunkt im Ausbau des 

systematischen Prozessmanagements. Aufbauend auf den guten Grundlagen kann das Pro-

zessmanagement noch stärker auf die digitale Transformation ausgerichtet werden und den 

Nutzen des überdurchschnittlich hohen Ressourceneinsatzes der Stadt Detmold erhöhen. 

Nachfolgend erläutert die gpaNRW ihre detaillierten Erkenntnisse zu den oben aufgeführten As-

pekten sowie etwaige Ansatzpunkte, um das IT-Profil zu optimieren. 
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2.3.1 IT-Betriebsmodell und -Steuerung 

Als IT-Betriebsmodell bezeichnet die gpaNRW den organisatorischen und vertragsrechtlichen 

Rahmen, in dem die Kommune IT-Leistungen für ihre Verwaltung bereitstellt. Die Wahl des IT-

Betriebsmodells ist die wichtigste strategische Festlegung einer Kommune im Hinblick auf die 

IT. Damit entscheidet die Kommune darüber, wie flexibel sie auf Anforderungen und Entwick-

lungen reagieren kann, welche Qualität IT-Leistungen haben, inwieweit diese den eigenen An-

sprüchen gerecht werden können und mithin wie hoch die IT-Kosten letztendlich ausfallen.  

Die IT-Steuerung hat die Aufgabe, die Möglichkeiten des IT-Betriebsmodells unter der Berück-

sichtigung strategischer Vorgaben und technischer Möglichkeiten bestmöglich auszuschöpfen.  

� Das gewählte Betriebsmodell bietet der Stadt Detmold sehr gute Rahmenbedingungen für 

eine strategische Steuerung ihrer IT. Als Zweckverbandsmitglied kann die Stadt Detmold die 

Grundlagen der Leistungserbringung in ihrem Sinne mitgestalten. 

Eine Kommune sollte ein IT-Betriebsmodell wählen, das geeignet ist, um die eigenen strategi-

schen Ziele bestmöglich zu erreichen. Darüber hinaus muss sie eine wirksame IT-Steuerung 

implementieren. Daraus leiten wir folgende Anforderungen ab:  

 Die Kommune besitzt eine verbindliche IT-Strategie, die allen Beteiligten bekannt ist. 

 Die Verantwortung für die Steuerung der IT ist eindeutig geregelt und die Funktion eng an 

die Verwaltungsführung angebunden. 

 Der IT-Steuerung stehen alle erforderlichen Informationen über Ausstattung, Kosten, IT-

Sicherheitsrisiken und IT-Projektstände zur Verfügung.  

 Die IT-Leistungen können an den eigenen Anforderungen ausgerichtet werden. 

 Es existieren konkrete Vorgaben an die Ersteller und Nutzer von IT-Leistungen. Die IT-

Steuerung überprüft systematisch, dass diese eingehalten werden.   

Die IT der Stadt Detmold ist zentral organisiert und bewirtschaftet. Dies umfasst sowohl das 

Rathaus mit seinen Außenstellen als auch die örtlichen Schulen.  

Die Stadt Detmold hat bereits eine formalisierte IT-Strategie erstellt, die noch verabschiedet 

werden muss. Wesentliche Impulse für IT-Maßnahmen kommen sowohl aus der IT-Organisati-

onseinheit selbst als auch aus der Verwaltungsführung.  

Die Verantwortung für die IT liegt dabei in letzter Konsequenz beim Bürgermeister. In der Auf-

bauorganisation ist das Team IT-Service Teil des Fachbereichs Zentrale Aufgaben. Ein regel-

mäßiger, fachlicher Austausch erfolgt mit der Fachbereichsleitung und mit den Teamleitungen 

des Fachbereichs. 

Die wesentlichen, steuerungsrelevanten Daten zur IT sind „auf Knopfdruck“ vorhanden. Die 

Stadt Detmold prüft aktuelle IT-Leistungen regelmäßig auf Wirtschaftlichkeit und legt die Ergeb-

nisse bei „make-or-buy“-Entscheidungen zugrunde. 
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Die Stadt Detmold ist Mitglied des Zweckverbandes „Kommunales Rechenzentrum Minden-

Ravensberg/Lippe“ (krz). Als Verbandsmitglied nimmt sie vor allem große Anwendungen von 

dort ab. Hierzu zählen das Finanzverfahren sowie das Personalverfahren. 

Daneben betreibt die Stadt Detmold weitere Fachverfahren wie das Sozialverfahren sowie die 

IT-Standardarbeitsplätze selbst. Diese Infrastruktur nutzt sie auch für Leistungen an externe 

Kunden (Einrichtungen der Stadt Detmold). Für ihre Leistungen vereinnahmt die Stadt Detmold 

entsprechende Vergütungen. 

Als Zweckverbandsmitglied kann die Stadt Detmold den Hauptdienstleister krz über die Gremi-

enarbeit mitsteuern. Die Satzung sieht dazu mit der Verbandsversammlung und dem Verwal-

tungsrat entsprechend befugte Organe vor. Dabei besitzen alle Verbandsmitglieder das gleiche 

Stimmrecht. Darüber hinaus ist die Stadt Detmold auch in weiteren Gremien des krz (Beirat, 

Fachausschüsse) vertreten. Sie entscheidet die grundsätzliche Ausrichtung und das Leistungs-

portfolio des krz daher mit und hat die daraus resultierenden Kosten mit zu verantworten.  

Die Leistungen des Rechenzentrums werden überwiegend auf der Grundlage entgeltbasierter 

Zahlungen abgerechnet. Dabei entrichten die Mitglieder ihr Entgelt nach dem Umfang der jewei-

ligen Inanspruchnahme der Leistungen. Grundlage für die Ermittlung der Leistungsentgelte sind 

Produktpreise bzw. eine Preisliste, die vom Verwaltungsrat des krz und damit unter Beteiligung 

der Mitglieder beschlossen wird.  

Hinzu kommt eine jährliche Umlage für die Bereitstellung des Datennetzes sowie für Aufwen-

dungen für Entwicklung und Innovation, die sich anteilig nach der Einwohnerzahl bemisst. Nach 

der Verbandssatzung gilt diese Umlage für den Fall, dass die sonstigen Erträge (insbesondere 

die Leistungsentgelte) des Zweckverbandes nicht ausreichen, um dessen Aufwendungen zu 

decken. Zwar wird in den Gremien regelmäßig über die Verwendung der Umlage informiert und 

auch kontrovers diskutiert. Durch die Kopplung an die Einwohnerzahl ist jedoch die Höhe der 

Umlage nicht zu beeinflussen. Eine pauschale Umlage ist in diesen Fällen durchaus üblich und 

unkritisch. 

2.3.2 IT-Kosten 

Die gpaNRW erhebt die Kosten für die IT-Leistungen, die die Kernverwaltung in Anspruch 

nimmt. Dabei geht es nicht nur um die Kosten in der zentralen IT-Organisationseinheit, sondern 

auch um solche, die gegebenenfalls dezentral in Fachämtern etc. anfallen. Auch IT-Leistungen, 

die durch Externe erbracht werden, werden hier berücksichtigt. 

� Trotz vergleichsweise niedriger Personalkosten sind die IT-Kosten der Stadt Detmold insge-

samt hoch. Sie werden vor allem durch die Leistungsabrechnung des kommunalen Rechen-

zentrums domminiert. Zudem prägt eine quantitativ gute technische Ausstattung die Kosten-

situation der Stadt Detmold. 

Die IT-Kosten einer Kommune sollten das Ergebnis eines gezielten Steuerungsprozesses sein. 

Sie hängen vom gewählten IT-Betriebsmodell und der Wirksamkeit der IT-Steuerung ab. Die 

Höhe der IT-Kosten sollte eine Korrelation zu den in Anspruch genommenen Leistungen bzw. 

den auszustattenden IT-Arbeitsplätzen erkennen lassen. Je höher die IT-Kosten ausfallen, 

desto höher ist der Anspruch, den dadurch erzielten Nutzen nachzuweisen.  
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Ausgangspunkt für die Analyse der IT-Kosten der Stadt Detmold sind die Kosten im Verhältnis 

zu den Arbeitsplätzen der Kernverwaltung, die mit IT auszustatten sind. Sie sind die Basis für 

einen interkommunalen Vergleich und der Maßstab für den notwendigen Ressourceneinsatz. 

IT-Kosten je Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung der Kernverwaltung in Euro 2020 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 27 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Die IT-Kosten der Stadt Detmold liegen auf einem hohen Niveau. Mehr als 75 Prozent der ge-

prüften Kommunen stellen einen Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung zu geringeren Kosten bereit. 

Um einzuschätzen, inwiefern das dargestellte Ergebnis den IT-Leistungen der Stadt Detmold 

tatsächlich gerecht wird, ist es erforderlich, nachstehende Vergleichsgrößen ergänzend mit zu 

betrachten: 

 IT-Endgeräte:  

Die Anzahl der IT-Endgeräte geht über die Anzahl der mit IT auszustattenden Arbeits-

plätze hinaus. Dies schließt beispielsweise auch Doppelausstattungen, Präsentations- 

und Schulungsgeräte sowie die Tablets der Verwaltung mit ein. Eine hohe Anzahl von IT-

Endgeräten kann ein Merkmal für eine hohe Ausstattungsqualität sein. Zudem kann sie 

notwendig sein, um zusätzliche Bedarfe, wie beispielsweise in gegenwärtigen Pandemie-

situation, zu decken. Sie kann aber auch ein Hinweis auf einen unverhältnismäßig hohen 

Ressourceneinsatz sein. 

 Einwohner: 
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Die Einwohnerzahl dient als Orientierungsgröße. Sie ermöglicht einen Vergleich unab-

hängig vom tatsächlichen Ressourceneinsatz. Sie berücksichtigt nicht, wie viele Sach- 

und Personalressourcen tatsächlich eingesetzt werden, um Verwaltungsaufgaben zu er-

ledigen.  

Wesentliche Erkenntnisse ergeben sich daraus, wie sich die IT-Kosten in den unterschiedlichen 

Bezugsgrößen darstellen und wie sie zueinander in Verbindung stehen: 

IT-Kosten der Stadt Detmold in alternativen Bezugsgrößen in Euro 2020 

 

Die einzelnen Ergebnisse für die Stadt Detmold weichen im interkommunalen Vergleich vonei-

nander ab. Dies liegt daran, dass die Bezugsgrößen unterschiedlich stark ausgeprägt sind. 

 Die Stadt Detmold stattet innerhalb der Kernverwaltung durchschnittlich viele Arbeits-

plätze mit IT aus. Die Anzahl der IT-Standardarbeitsplätze je 10.000 Einwohner liegt bei 

der Stadt Detmold mit 80 genau am Median. 

 Allerdings stellt die Stadt Detmold für diese Arbeitsplätze mehr IT-Endgeräte bereit als 

drei Viertel der geprüften Kommunen. Auf einen Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung entfallen 

bei der Stadt Detmold 1,30 IT-Endgeräte. Der Median liegt bei 1,26 IT-Endgeräten je Ar-

beitsplatz mit IT-Ausstattung. 

Die quantitativ gute technische Ausstattung bei der Stadt Detmold kann digitale und schlanke 

Prozessabläufe unterstützen. Sie verursacht allerdings auch höhere Kosten. Die überdurch-

schnittlichen IT-Kosten resultieren mitunter auch daraus. 

Die IT-Kosten der Stadt Detmold setzen sich wie folgt zusammen: 
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IT-Kostenbestandteile der Stadt Detmold in Prozent 2020 

 Personalkosten  Sachkosten Gemeinkosten 

Stadt Detmold 16 81 3 

Interkommunaler Durchschnitt 21 75 4 

Die Stadt Detmold hat ebenso wie die meisten der geprüften Städte viele IT-Aufgaben an einen 

Dienstleister ausgelagert Der niedrigere Anteil an Personalkosten bei zugleich höherem Sach-

kostenanteil bei der Stadt Detmold ist Ausdruck dieses Betriebsmodells. Während eine eigene 

Aufgabenerledigung insbesondere Personalkosten verursachen würde, werden die Kosten ei-

nes Dienstleisters als Sachkosten gebucht. So domminieren die Kosten für das krz auch die 

Sachkosten der Stadt Detmold und machen mehr als die Hälfte ihrer gesamten Sachkosten 

aus. 

Der Personalkostenanteil der Stadt Detmold ist allerdings noch geringer als es das Betriebsmo-

dell erwarten lässt. 

Obwohl die Stadt Detmold ihre IT-Aufgaben in einem vergleichbaren Umfang wie die meisten 

geprüften Städte ausgelagert hat, fallen bei der Stadt Detmold die Personalkosten in Bezug auf 

einen Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung mit rund 830 Euro geringer aus als bei den meisten Städ-

ten. Der Median liegt bei 939 Euro je Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung. 

Auch die quantitative Personalausstattung ist bei der Stadt Detmold geringer als bei den meis-

ten Städten. So entfallen bei der Stadt Detmold auf eine IT-Vollzeit-Stelle rechnerisch 92 Ar-

beitsplätze mit IT-Ausstattung. Der Median der Städte mit vergleichbarem Betriebsmodell liegt 

bei 71 Arbeitsplätzen mit IT-Ausstattung. 

Bei den Sachkosten ergibt sich jedoch ein anderes Bild. Hier liegen die Sachkosten je Arbeits-

platz mit IT-Ausstattung der Stadt Detmold bei 4.317 Euro und sind höher als bei drei Viertel der 

Städte mit vergleichbarem Betriebsmodell. Der Median beträgt 3.232 Euro je Arbeitsplatz mit IT-

Ausstattung. 

Die Gemeinkosten der Stadt Detmold liegen bei 149 Euro je Arbeitsplatz bei IT-Ausstattung, die 

Erträge bei 189 Euro je Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung. Beide Kennzahlen sind im interkommu-

nalen Vergleich unauffällig. 

2.3.3 Digitalisierung 

Die Digitalisierung bedeutet die Neugestaltung der Verwaltung vor dem Hintergrund der verän-

derten technischen Möglichkeiten. Sie bietet die Chance, öffentliche Ressourcen effizienter und 

zielgenauer einzusetzen.  

Der Gesetzgeber hat wichtige Schritte hin zur digitalen Verwaltung entwickelt. Sie münden im 

E-Government-Gesetz (EGovG) NRW und dem Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs 

zu Verwaltungsleistungen (Online-Zugangsgesetz, OZG) sowie weiteren flankierenden Vor-

schriften.  
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Ziel des EGovG ist es, rechtliche Hindernisse abzubauen, um so die elektronische Kommunika-

tion mit der Verwaltung zu erleichtern. Es soll einen einheitlichen Rechtsrahmen für eine medi-

enbruchfreie elektronische Kommunikation zwischen Verwaltung und Bürgern schaffen. Das 

OZG verfolgt das Ziel, das Onlineangebot an Verwaltungsleistungen zu verbessern und zu er-

weitern. So müssen auf Bundes-, Länder- und kommunaler Ebene bis Ende 2022 insgesamt 

575 definierte Verwaltungsleistungen auch elektronisch über Verwaltungsportale angeboten 

werden.  

Damit fordert der Gesetzgeber zunächst vorrangig die Digitalisierung des Angebotes, also die 

Kommunikation nach außen, mit den Bürgern. Aus Sicht der Verwaltungen ist es allerdings min-

destens ebenso wichtig, die digitalen Services auch intern sicherzustellen. Nur so kann sie die 

Potenziale der Digitalisierung ausschöpfen und zum eigenen Vorteil nutzen. Medienbrüche, 

also die Wechsel vom digitalen Format in ein analoges und umgekehrt, stehen effizienten Ar-

beitsabläufen entgegen.  

Zudem macht es Verwaltungen flexibler, wenn sie Leistungen ebenso unabhängig von Ort und 

Zeit erstellen können, wie die Bürger sie in Anspruch nehmen. Wie wichtig diese Flexibilität sein 

kann, macht die seit März 2020 herrschende Corona-Pandemie deutlich. Engpass sind dabei 

weniger die mobilen Arbeitsplätze, sondern die dahinterliegenden Strukturen, wie beispiels-

weise elektronische Akten und Dokumentenmanagementsysteme (DMS).  

Auch in der Zeit nach der Corona-Pandemie werden Beschäftigte, Bürger und Unternehmen hö-

here Erwartungen an die Verwaltungen haben als noch vor der Krise. Schließlich haben sich 

notgedrungen alle mit den Möglichkeiten befasst, ihre Angelegenheiten mit der Verwaltung digi-

tal zu klären sowie Familie und Beruf mittels Homeoffice besser miteinander zu vereinbaren. 

Um für die Zukunft gerüstet zu sein, müssen Verwaltungen daher ihre digitalen Leistungen 

etablieren und erweitern. 

Zukunftsfähig sein bedeutet auch, dem demografischen Wandel so zu begegnen, dass die Ver-

waltung handlungsfähig bleibt. Risiken für deren Handlungsfähigkeit ergeben sich vor allem aus 

einer Personalstruktur, in der ältere Beschäftigte überwiegen (alterszentrierte Personalstruktur). 

Hier droht ein Verlust von Personal durch starke Verrentungs- und Pensionierungswellen. Nicht 

nur der Verlust von Fachwissen und Fähigkeiten muss bewältigt werden, sondern auch mehr 

und komplexer werdende Aufgaben für das verbleibende Personal. Für die öffentliche Hand 

wird es zudem schwieriger, anforderungsgerechtes Personal zu gewinnen und dauerhaft zu hal-

ten.  

Die Digitalisierung kann die Probleme zwar nicht allein lösen, bietet aber die notwendige Grund-

lage, diesen zu begegnen. So können beispielsweise  

 Personalabgänge durch digitalisierte, optimierte Prozesse zumindest in Teilen kompen-

siert werden, 

 Abläufe durch dokumentierte, strukturierte und digitale Prozessabläufe gesichert werden, 

 Wissen durch Archivierungs- und Dokumentenmanagementsysteme erhalten und schnel-

ler verfügbar gemacht werden sowie 

 die Attraktivität als Arbeitgeber über digitale Arbeitsangebote gesteigert werden. 
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2.3.3.1 Demografische Ausgangslage 

Das Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation (Fraunhofer IAO)5 empfiehlt eine 

balancierte Altersstruktur innerhalb einer Verwaltung, um eine langfristige Handlungsfähigkeit 

gewährleisten zu können. Eine ausgewogene Struktur liegt dann vor, wenn alle Altersgruppen 

ungefähr gleich stark vertreten sind. Jede Altersgruppe kann so theoretisch durch die jeweils 

nachfolgende Gruppe ersetzt werden, sofern kontinuierlich Nachwuchskräfte eingestellt werden. 

Die gpaNRW knüpft daran an und stellt die Altersstruktur der Stadt Detmold der balancierten 

Altersstruktur sowie der durchschnittlichen Altersstruktur der großen kreisangehörigen Kommu-

nen gegenüber. 

Je alterszentrierter eine Personalstruktur ist und je eher klassische Personalmaßnahmen ihre 

Wirkung verfehlen, desto stärker sollten die Möglichkeiten der Digitalisierung in den Fokus der 

Entscheidungsträger rücken. 

Altersgruppenverteilung in der Kernverwaltung der Stadt Detmold in Prozent 2021 

 

� Die Altersstruktur der Stadt Detmold ist in etwa so alterszentriert wie im interkommuna-

len Durchschnitt. Damit liegt diese, ebenso wie bei meisten der geprüften Städte, ober-

halb der balancierten Altersstruktur. Ihre Altersstruktur gibt der Stadt Detmold einen zu-

sätzlichen Anlass, die Digitalisierung innerhalb der Stadtverwaltung mit hoher Priorität 

voranzutreiben. 

2.3.3.2 Stand der Digitalisierung 

Die gpaNRW bemisst den Stand der Digitalisierung der Verwaltung anhand ausgewählter As-

pekte in vier Themenfeldern: 

 

5 Hartmut Buck, Bernd Dworschak und Alexander Schletz: Analyse der betrieblichen Altersstruktur. Fraunhofer IAO (Hrsg.), 2005 (abge-
rufen am 23. Mai 2018) http://www.ruhr-uni-Detmold.de/imperia/md/content/zda/infopool/alterstrukturanalyse_iao_1_.pdf 
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 Strategische Ausrichtung: Inwiefern wird die digitale Transformation der Verwaltung 

gesteuert? 

 Rechtliche Anforderungen: Inwieweit erfüllt die Verwaltung die rechtlichen Anforderun-

gen des EGovG und OZG? 

 Musterprozess Rechnungsbearbeitung: Inwieweit wird der Prozess der Rechnungsbe-

arbeitung durch IT unterstützt? 

 Digitale Initiative: Was leistet die Verwaltung über die rechtlichen Verpflichtungen hin-

aus? 

Das folgende Netzdiagramm zeigt den Digitalisierungsstand der Stadt Detmold in den vorge-

nannten Themenfeldern. Innenliegende Werte bedeuten eine geringe Ausprägung, außenlie-

gende Werte eine hohe Ausprägung. Die Indexlinie gibt Orientierungswerte wieder. Dabei han-

delt es sich, abhängig vom gewerteten Aspekt, entweder um einen durch die gpaNRW gesetz-

ten Mindestwert oder um einen interkommunalen Durchschnittswert. 

Stand der Digitalisierung in der Stadt Detmold 2021 

 

� Die digitale Transformation der Stadt Detmold fußt auf einer sehr guten strategischen Grund-

lage. Darauf aufbauend kann die Stadt Detmold die Digitalisierung ihrer Prozesse weiter vo-

rantreiben. 

 

Nachfolgend erläutert die gpaNRW ihre Erkenntnisse zu den einzelnen Aspekten im Detail.  
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2.3.3.2.1 Strategische Ausrichtung 

Die Digitalisierung ist eine interdisziplinäre Aufgabe. Sie kann nur erfolgreich sein, wenn Verant-

wortlichkeiten klar geregelt und in der organisatorischen Struktur der Verwaltung verankert sind. 

Die gpaNRW prüft, inwiefern die Verwaltung ihre digitale Transformation steuert. 

� Die strategische Ausrichtung der Stadt Detmold bietet eine sehr gute Grundlage für die er-

folgreiche Digitalisierung. 

Um eine gute Grundlage für eine zielgerichtete Digitalisierung zu haben, sollte eine Kommune 

nachstehende Anforderungen erfüllen: 

 Eine Kommune sollte die Verantwortung für die digitale Transformation regeln und die 

dahinterstehende Funktion mit hinreichenden Weisungsrechten ausstatten. 

 Eine Kommune sollte eine verbindliche und allen Beteiligten bekannte Strategie zur digi-

talen Transformation haben und diese kontinuierlich fortschreiben. 

 Eine Kommune sollte eine verbindliche „Roadmap“ zur digitalen Transformation der Ver-

waltung besitzen. Darin ist festzulegen welche Projekte in welchem Zeitraum geplant und 

umgesetzt werden. 

 Eine Kommune sollte ihre Beschäftigten frühzeitig und systematisch in die digitale Trans-

formation einbinden. Dazu sollte sie den zu erwartenden Nutzen aus Sicht der Beschäf-

tigten aufzeigen und ihre Erfahrungen und Ideen nutzen. Darüber hinaus sollte die Kom-

mune ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für neue Verfahren und Workflows adäquat 

anleiten und qualifizieren. 

Die Stadt Detmold hat entscheidende Voraussetzungen geschaffen, um die digitale Transfor-

mation ihrer Verwaltung zielgerichtet umzusetzen.  

Die Verantwortung für die digitale Transformation liegt bei der Stabsstelle Digitalisierung. Diese 

Stelle ist im Fachbereich 1 „Zentrale Aufgaben“ angesiedelt. Der Aufgabenbereich umfasst die 

Themenfelder Smart Cities, E-Government und interkommunale Vernetzung. 

Die Digitalisierungsprojekte der Stadt Detmold basieren auf guten strategischen Grundlagen. 

Die Stadt Detmold besitzt bereits eine E-Governmentstrategie. Hierauf aufbauend hat sie eine 

Roadmap entwickelt und auf konkrete Digitalisierungsmaßnahmen mit Umsetzungszeitpunkten 

heruntergebrochen. Gegenwärtig plant sie ihre gemeinsam mit dem IT-Service, der Koordinie-

rungsstelle E-Government und den digitalen Lotsen entwickelte E-Governmentstrategie fortzu-

schreiben. Zudem überarbeitet die Stadt Detmold nach einer umfassenden Bürgerbeteiligung 

aktuell ihre Smart-City-Strategie. 

Die Stadt Detmold bindet auch ihre Beschäftigten in die digitale Transformation ein. So verbin-

det sie ihre Digitalisierungsprojekte mit Schulungen für neue Verfahren und Workflows. Darüber 

hinaus plant sie im Bereich Digitalisierung systematische Fort- und Weiterbildungen für ihre Be-

schäftigten. 
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2.3.3.2.2 Umsetzung rechtlicher Anforderungen 

Das EGovG und das OZG stellen klare Anforderungen an die kommunale Digitalisierung.  

� Feststellung 

Die Stadt Detmold kommt den rechtlichen Anforderungen des E-Government-Gesetzes 

nach. Das Online-Angebot der Stadt Detmold kann der Intention der Digitalisierung aller-

dings noch besser gerecht werden. 

Die gpaNRW hat wesentliche Aspekte aufgegriffen, die seitens einer Kommune bereits erfüllt 

sein müssen oder zumindest angegangen werden sollten: 

 Elektronischer Zugang: Eine Kommune hat einen elektronischen Zugang zur Verwal-

tung eröffnet und die Zugangswege veröffentlicht. Sie muss eine Verschlüsselung anbie-

ten und elektronische Dokumente hierüber empfangen können. 

 De-Mail: Eine Kommune hat einen De-Mail Zugang eröffnet.  

 Online-Angebot: Eine Kommune stellt auf ihrer Homepage einen Großteil ihrer Dienst-

leistungen als Online-Service oder Formular elektronisch bereit. 

 E-Payment: Eine Kommune bietet elektronische Bezahlmöglichkeiten an. 

 Elektronische Rechnungen: Eine Kommune kann Rechnungen im XRechnung-Format 

empfangen und verarbeiten.  

 „Roadmap“ OZG: Eine Kommune sollte einen Fahrplan für die fristgerechte Umsetzung 

des OZG besitzen. 

Die nachfolgende Tabelle stellt dar, inwieweit die Stadt Detmold die vorgenannten Anforderun-

gen erfüllt und wie es im Vergleich dazu bei den übrigen großen kreisangehörigen Kommunen 

aussieht: 

Überblick über die Umsetzung der rechtlichen Anforderungen im Jahr 2021 

Anforderung Status der Stadt Detmold  
Wie viele Kommunen erfüllen diese 

Anforderungen? 

Elektronischer Zugang erfüllt 9 von 14 

De-Mail erfüllt 14 von 14 

Online-Angebot teilweise erfüllt 0 von 14 

E-Payment erfüllt 6 von 14 

Elektronische Rechnungen erfüllt 8 von 14 

Roadmap OZG teilweise erfüllt 4 von 14 

Die Stadt Detmold erfüllt formal alle gesetzlichen Anforderungen, sodass daraus kein unmittel-

barer Handlungsbedarf resultiert. Damit repräsentiert die Stadt Detmold den Umsetzungsstand 

der meisten großen kreisangehörigen Städte. Nur wenige Kommunen kommen den gesetzli-

chen Anforderungen nicht hinreichend nach. Dennoch gibt es Unterschiede darin, in welcher 
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Form bzw. mit welcher Intention die Kommunen diese erfüllen. Wie auch bei der Stadt Detmold, 

bestehen meist noch Möglichkeiten, der Intention des Gesetzgebers besser gerecht zu werden. 

Wie die meisten der geprüften Städte hat auch die Stadt Detmold einen elektronischen Zugang 

zur Verwaltung eröffnet. Dabei kann sie sowohl unverschlüsselte als auch verschlüsselte Doku-

mente über ihre virtuelle Poststelle empfangen. Dafür bietet sie auch eine adäquate Verschlüs-

selung an. Auf ihrer Internetseite gibt sie dazu alle erforderlichen Informationen. 

Außerdem stellt die Stadt Detmold den geforderten elektronischen Zugang durch De-Mail be-

reit. 

Das Online-Angebot der Stadt Detmold ist gut. Es basiert allerdings überwiegend auf Formula-

ren im sogenannten PDF-Format. Das heißt, sie müssen meist ausgedruckt und analog ausge-

füllt werden. Dadurch verzichtet die Stadt Detmold derzeit noch darauf, Anträge über elektroni-

sche Datensätze zu erhalten, um sie medienbruchfrei weiterverarbeiten zu können. Vorausset-

zung dafür wären Formulare, die online ausgefüllt und versendet werden können. Die Stadt 

Detmold setzt ein Antragsmanagement ein, um immer mehr online-Formulare anbieten zu kön-

nen. Sehr positiv dabei ist, dass die Stadt Detmold gemeinsam mit anderen Kommunen im Be-

reich Lippe ein interkommunales Projekt gestartet hat, dessen Zielsetzung es ist, die jeweiligen 

online-Formulare arbeitsteilig zu entwickeln und den anderen Kommunen die Nachnutzung zu 

ermöglichen. 

Die Bürger der Stadt Detmold können bei kostenpflichtigen Leistungsangeboten häufig auch 

elektronisch zahlen. Dabei bietet die Stadt Detmold alle gängigen Zahlungssysteme an. 

Ebenfalls positiv ist, dass die Stadt Detmold elektronische Rechnungen im X-Rechnungsformat 

nicht nur empfangen, sondern auch medienbruchfrei verarbeiten kann. Dazu nutzt sie eine von 

ihrem Rechenzentrum entwickelte Lösung und überträgt die strukturierten Datensätze in ihr Fi-

nanzverfahren. Um daraus für sich einen Vorteil zu ziehen, ist die Verwaltung darauf angewie-

sen, dass noch mehr Firmen Rechnungen im X-Format stellen. 

Die Stadt Detmold ist durch die Vorgaben des OZG verpflichtet, bis Ende 2022 zahlreiche Ver-

waltungsleistungen elektronisch über ein Verwaltungsportal bereitzustellen. Die Intention des 

Gesetzgebers geht darüber hinaus, dass Leistungen nur online verfügbar sind. Sie zielt viel-

mehr darauf ab, dass diese auch tatsächlich durch die Bürger und die Unternehmen genutzt 

und akzeptiert werden. Um dies in der vorgegebenen Zeit umsetzen zu können, arbeiten Bund, 

Länder und Kommunen gemeinsam in sogenannten Digitalisierungslaboren. Hier entwickeln 

Experten aus den Bereichen Recht, IT und Organisation „Blaupausen“ und verwendbare Kom-

ponenten für alle Beteiligte. Auf Landesebene arbeiten das Ministerium für Wirtschaft, Innova-

tion, Digitalisierung und Energie des Landes NRW sowie der KDN - Dachverband kommunaler 

IT-Dienstleister und d-NRW zudem am Portalverbund.NRW. Ziel ist es, ein Rahmenportal zu 

schaffen, dass die Onlineangebote der Kommunen integrieren kann.  

Ähnlich wie die meisten der großen kreisangehörigen Städte, hat auch die Stadt Detmold ihren 

eigenen Weg zur fristgerechten Umsetzung des OZG noch nicht vollständig verbindlich be-

schrieben. Dennoch hat die Stadt Detmold bereits einen wesentlichen Meilenstein erreicht und 

mit Hilfe des OZG-Kompasses und eigener Excel-Sheets die Leistungen für sich identifiziert, die 

sie nach den Vorgaben des OZG digital anbieten muss. Die Stadt Detmold startet mit Leistun-

gen aus den Lebenslagen Familie und Kind sowie Leistungen der Bürgerberatung und der Wirt-

schaftsförderung. Flankierend erarbeitet sie gegenwärtig für ihre identifizierten OZG-Leistungen 
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einen Fahrplan mit zeitlichen Vorgaben für die einzelnen Maßnahmen. Dabei plant sie im ersten 

Schritt noch keine vollumfängliche Digitalisierung in der Außen- und Innenwirkung, da sie in die-

sem Punkt auch auf die Angebote der Fachanwendungsanbieter angewiesen ist. Positiv hervor-

zuheben ist dabei, dass die Stadt Detmold in einzelnen Bereichen wie beispielsweise im Be-

reich Unterhaltsvorschuss schon bewusst in Vorleistungen getreten ist, um die Entwicklungsar-

beit für eine interne digitale Bearbeitung zu fördern. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte ihr Online-Angebot noch stärker darauf ausrichten, strukturierte Da-

tensätze zu erhalten, um diese medienbruchfrei verarbeiten zu können. Ihren Weg zur Um-

setzung des Online-Zugangsgesetzes sollte sie verbindlich in einer Roadmap abbilden 

2.3.3.2.3 Musterprozess Rechnungsbearbeitung 

Die gpaNRW hat beispielhaft den Workflow der verwaltungsinternen Rechnungsbearbeitung 

vom Rechnungseingang über die Buchung bis hin zur Auszahlung aufgegriffen. Es handelt sich 

dabei um einen Querschnittsprozess, der innerhalb einer Verwaltung typischerweise organisati-

ons- und funktionsübergreifend abläuft. Er besitzt mehrere interne und externe Schnittstellen. 

Zudem bindet er erfahrungsgemäß erhebliche Personalressourcen. Je mehr Schnittstellen ein 

Prozess aufweist, umso wichtiger ist es, sich mit den Abläufen kritisch auseinanderzusetzen. 

Nur so kann die Verwaltung gewährleisten, dass der Prozess effizient ist. Die Digitalisierung, 

also die IT-Unterstützung, kann hier einen entscheidenden Beitrag leisten.  

Seit dem 18. April 2020 sind alle öffentlichen Auftraggeber in der Bundesrepublik Deutschland 

verpflichtet, elektronische Rechnungen in einem strukturierten elektronischen Format zu emp-

fangen. Die Standardisierung der elektronischen Rechnungsdaten eröffnet den Kommunen die 

Chance, den Prozess der Rechnungsbearbeitung schneller, weniger fehleranfällig und kosten-

günstiger abzuwickeln. Die elektronischen Rechnungsdaten können vom Finanzverfahren über-

nommen und weiterverarbeitet werden. 

Perspektivisch werden immer mehr Rechnungen in strukturierten Datensätzen (E-Rechnungen) 

bei der Verwaltung eingehen. Solange dies aber auf der kommunalen Ebene in NRW für die 

Rechnungssteller noch nicht verpflichtend ist, befinden sich die Verwaltungen in einem hybriden 

System. Das bedeutet, sie müssen weiterhin auch noch eingehende Papierrechnungen oder 

elektronisch versandte unstrukturierte Rechnungsdaten, wie beispielsweise PDF-Rechnungen, 

verarbeiten. Die gpaNRW prüft, inwieweit die Verwaltungen dazu bereits auf IT-Unterstützung 

zurückgreifen können.  

� Feststellung 

Die Stadt Detmold hat bereits einen Rechnungsbearbeitungsprozess implementiert, der in 

weiten Teilen technisch unterstützt wird. Dennoch bestehen konkrete Ansatzpunkte, den 

Workflow weiter zu optimieren. 

Eine Kommune sollte eingehende Papierrechnungen frühzeitig im Prozess digitalisieren und mit 

möglichst geringen Ressourcen medienbruchfrei weiterverarbeiten. Mit dieser Intention stellt die 

gpaNRW im Einzelnen folgende Anforderungen an einen modernen Workflow: 
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 Scannen: Eine Kommune sollte eingehende Papierrechnungen frühzeitig im Prozess 

scannen. Sobald eine Rechnung in elektronischer Form vorliegt, sollte sie diese medien-

bruchfrei in einem digitalen Workflow weiterverarbeiten. 

 Optische Texterkennung: Eine Kommune sollte Technologien nutzen, um Rechnungen 

automatisiert auszulesen und relevante Informationen wie Rechnungsdatum, Rechnungs-

betrag, Buchungstext, Rechnungsnummer, Zahlungsbedingungen und IBAN automatisch 

in den Workflow übertragen. 

 Automatisierte Datenergänzung: Das Finanzverfahren einer Kommune sollte einen Da-

tenabgleich anhand eindeutiger Kriterien wie z.B. der IBAN oder der USt-ID gewährleis-

ten und, falls vorhanden, weitere Informationen wie z.B. eine Kreditorennummer automa-

tisiert ergänzen. 

 Automatisierte Dubletten-Prüfung: Im Rahmen des Datenabgleichs sollte das einge-

setzte Finanzverfahren einer Kommune auch inhaltsgleiche Datensätze identifizieren, um 

Doppelbuchungen zu vermeiden. 

 Schnittstelle zum Vergabeprozess: Eine Kommune sollte Schnittstellen zum Auftrags- 

und Vergabewesen nutzen, um die Rechnungsdaten mit den Auftragsdaten automatisiert 

abzugleichen. 

 Elektronische Bearbeitungshinweise: Im Workflow einer Kommune sollten automati-

siert Informationen für die Bearbeiter an zeitkritischen Schnittstellen generiert werden. 

Dazu zählen beispielsweise Informationen über nächste Bearbeitungsschritte, offene An-

ordnungen im Finanzverfahren etc. 

 Digitaler Belegzugriff: Nach Abschluss des Buchungsvorgangs sollte eine Kommune 

aus dem Buchungsvorgang unmittelbar auf den digitalisierten Beleg zugreifen können. 

Die nachfolgende Tabelle stellt dar, ob die Stadt Detmold die vorgenannten Anforderungen 

ganz oder teilweise erfüllt und wie es im Vergleich dazu bei den übrigen großen kreisangehöri-

gen Kommunen aussieht: 

Überblick über die Erfüllung der Anforderungen an einen modernen Rechnungsbearbeitungswork-
flow im Jahr 2021 

Anforderung Status der Stadt Detmold  
Wie viele Kommunen  

erfüllen diese Anforderungen? 

Scannen erfüllt 6 von 15 

Optische Texterkennung erfüllt 7 von 15 

Automatisierte Datenergänzung teilweise erfüllt 8 von 15 

Automatisierte Dubletten-Prüfung erfüllt 9 von 15  

Schnittstelle zum Vergabeprozess teilweise erfüllt 1 von 15 

Elektronische Bearbeitungshinweise nicht erfüllt 8 von 15 
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Anforderung Status der Stadt Detmold  
Wie viele Kommunen  

erfüllen diese Anforderungen? 

Digitaler Belegzugriff erfüllt 10 von 15 

Der überwiegende Teil der geprüften Städte hat bereits einen Workflow zur Rechnungsein-

gangsbearbeitung etabliert und damit den Grundstein für einen effizienten Prozessablauf ge-

legt. Beim Einsatz von technischer Unterstützung unterscheiden sich die geprüften Städte den-

noch deutlich. Während einige Wenige ihren Prozess fast vollständig automatisiert haben, ist in 

den meisten Kommunen weiterhin manuelles Eingreifen erforderlich, so auch bei der Stadt Det-

mold. 

Die Stadt Detmold hat bereits im Jahr 2008 einen digitalen Workflow zur Bearbeitung ihrer Ein-

gangsrechnungen implementiert. Dabei bildet sie diesen Workflow in einer vom krz entwickelten 

Lösung ab. Seither haben sich einige Veränderungen ergeben. So setzt die Stadt Detmold seit 

dem Jahr 2020 ein anderes Finanzverfahren ein. Zudem führt sie aktuell ein DMS ein. Durch 

diese Veränderungen ergeben sich ggf. neue technische Möglichkeiten für den Workflow. 

Eingehende Papierrechnungen scannt die Stadt Detmold frühzeitig im Prozess. Zudem bearbei-

tet sie PDF-Rechnungen medienbruchfrei, indem sie die Rechnungen automatisiert aus dem 

elektronischen Posteingang in den Rechnungsworkflow übergibt. Damit ist die Stadt Detmold 

weiter als viele andere Städte. 

Lediglich Rechnungen für Baumaßnahmen werden, wenn es für die Prüfung und/oder Weiter-

gabe an externe Prüfer notwendig ist, vom Fachamt gedruckt. Gemeinsam mit dem Fachamt 

sollten die Gründe für die papierbasierten Bearbeitungsschritte der Baurechnungen herausgear-

beitet werden. In vielen Fällen können digitale Kommentar- und Notizfunktionen im Workflow-

Verfahren papierbasierte Anmerkungen überflüssig machen. 

Eine optische Texterkennung überträgt automatisiert Rechnungsdaten in den Workflow. In die-

ser technischen Unterstützung liegt ein besonderes Potenzial, die Sachbearbeitung zu entlas-

ten und die Prozesseffizienz zu steigern. Wie auch rund die Hälfte der bisher geprüften Städte 

nutzt die Stadt Detmold diese Möglichkeit. 

Für wiederkehrende Rechnungen nutzt die Stadt Detmold eine digitale Kontierungsvorlage. 

Hierüber können Kontierungsinformationen wie Produkt und Sachkonto im Workflow direkt ge-

füllt werden und die Sachbearbeitung wird von manuellen Bearbeitungsschritten entlastet. Die 

Stadt Detmold könnte den Prozess noch weiter vereinfachen, wenn sie über definierte Datenfel-

der Kontierungsinformationen im Workflow automatisiert ergänzt. So könnte die Stadt Detmold 

beispielsweise in der Rechnung die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Rechnungsstel-

lers auslesen und darüber automatisiert im Workflow ihre im Finanzverfahren hinterlegte Kredi-

torennummer ergänzen. Dies setzt allerdings eine Schnittstelle zwischen Workflow und Finanz-

verfahren voraus. 

In einer weiteren Ausbaustufe ermöglicht eine Schnittstelle zum Bestellwesen einen automati-

sierten Abgleich zwischen Bestellung und Eingangsrechnung. Einige Städte nutzen hier bereits 

die Mittelreservierung, um Kontierungsinformationen in den Workflow zu übertragen. Einen au-

tomatisierten Datenabgleich hat nur eine der bisher geprüften großen kreisangehörigen Städte 

eingeführt. Die Stadt Detmold bildet hier keine Ausnahme. Im Bestellvorgang legt sie zwar Mit-
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telbindungen an, reduziert bei Rechnungseingang die reservierten Mittel jedoch in einem manu-

ellen Bearbeitungsschritt, da hier die Schnittstelle zum Finanzverfahren noch nicht implemen-

tiert ist. Die Stadt Detmold arbeitet gegenwärtig gemeinsam mit dem krz an einer Lösung. Die 

Stadt Detmold könnte ihren Rechnungsbearbeitungsprozess optimieren, indem sie den Bestell-

vorgang noch stärker mit der Rechnungsbearbeitung verknüpft. So könnte sie auf Basis der re-

servierten Mittel weitere Kontierungsinformationen wie beispielsweise das Produkt oder das 

Sachkonto in den Workflow übertragen. In einem weiteren Schritt könnte die Stadt Detmold die 

Prüfung der rechnerischen und sachlichen Richtigkeit automatisieren. Die beschriebenen Opti-

mierungen sind nur umsetzbar, wenn eine entsprechende Schnittstelle zwischen dem Workflow 

und dem Finanzverfahren implementiert ist. 

Bisher können im Rechnungsbearbeitungsworkflow der Stadt Detmold noch keine automatisier-

ten Informationen für die Bearbeiter generiert werden. Diese Informationen können jedoch hilf-

reich sein, um beispielsweise Skonto-Fristen einhalten zu können. 

Die Prüfung auf inhaltsgleiche Datensätze und auch der nachträgliche Zugriff auf den Beleg 

werden in rund zwei Drittel der geprüften Städte technisch unterstützt und bilden bereits zum 

jetzigen Zeitpunkt einen Mehrwert gegenüber der analogen Bearbeitung. Auch hier nutzt die 

Stadt Detmold bereits die technischen Möglichkeiten. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte aktuell noch manuell oder papierbasiert durchgeführte Bearbei-

tungs- und Prüfschritte weiter reduzieren. Dazu sollte sie insbesondere prüfen, wie sie den 

Bestellvorgang mit der Rechnungsbearbeitung verknüpfen kann. Weitere Ansatzpunkte bie-

ten automatisierte Datenergänzungen und elektronische Bearbeitungshinweise. 

2.3.3.2.4 Digitale Initiative 

Wie eingangs beschrieben, geht es bei der Digitalisierung nicht nur darum, den gesetzlichen 

Anforderungen nachzukommen. Sie eröffnet den Kommunen auch Möglichkeiten, zunehmen-

den Ressourcenengpässen zu begegnen und die eigene Handlungsfähigkeit langfristig zu si-

chern. Vor diesem Hintergrund prüft die gpaNRW, inwiefern Kommunen hier frühzeitig initiativ 

tätig werden. Dazu haben wir Aspekte aufgegriffen, die bislang für die Kommunen noch nicht 

verpflichtend sind. 

� Die Stadt Detmold hat begonnen, auch über die verpflichtenden Aspekte der Digitalisierung 

hinaus, ihre Verwaltung zu digitalisieren. Sie befindet sich damit auf einem guten Weg. 

Eine Kommune sollte darauf abzielen, in allen Bereichen der Verwaltung zeitnah elektronische 

Akten (E-Akten) als Grundlage für eine medienbruchfreie Verwaltungsarbeit vorzuhalten. Um 

dies zu erreichen, sollten Kommunen gegenwärtig mindestens schon  

 die technischen Voraussetzungen für ein verwaltungsweites Dokumentenmanagement 

(Schnittstellen und Dokumentenmanagementsystem bzw. -module) geschaffen haben, 

 die E-Akte in einzelnen Bereichen der Verwaltung pilotweise eingeführt haben und 

 einen Projektplan für die Einführung der E-Akte in den übrigen Verwaltungsbereichen be-

sitzen. 
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Darüber hinaus sollte eine Kommune einzelne interne und externe Verwaltungsleistungen be-

reits medienbruchfrei erstellen. 

Die Stadt Detmold führt aktuell ein zentrales DMS ein. Dieses wird sie schwerpunktmäßig für 

die allgemeine Schriftgutverwaltung nutzen. Flankierend nutzt sie E-Akten-Funktionalitäten in 

Fachverfahren. So hat sie bereits im Bereich Unterhaltsvorschuss die E-Akte eingeführt. Für die 

Einführung des verwaltungsweiten DMS besitzt sie einen Projektplan. 

Zudem bietet die Stadt Detmold bereits einzelne interne und externe Leistungen aus unter-

schiedlichen Verwaltungsbereichen medienbruchfrei an. Bei den externen Leistungen handelt 

es sich insbesondere um Prozesse im Bereich Abfall sowie weiterer einzelner Prozesse wie Be-

antragung Detmold Pass, Beantragung einer speziellen Wasseruhr für Gartenbewässerung, 

Kursbuchung VHS, Medienbuchung Stadtbibliotheken und Buchung von Sportstätten durch 

Vereine. 

Auch intern bietet die Stadt Detmold medienbruchfreie Leistungen an. Dies sind neben dem 

Rechnungsworkflow insbesondere Prozesse im Bereich Zeiterfassung. Darüber hinaus setzt die 

Stadt Detmold ein Ratsinformationssystem ein. Aktuell erarbeitet sie einen Prozess, um Sit-

zungsvorlagen zukünftig digital zu erstellen. 

Auf diesem Digitalisierungsniveau kann die Stadt Detmold aufbauen und ihre Prozesse weiter 

digitalisieren. 

2.3.4 Prozessmanagement 

Digital bedeutet nicht, dass Verwaltungsleistungen automatisch effizienter erstellt werden. Wie 

sehr die Kommune von der Digitalisierung profitiert, entscheidet sich bereits vor der Auswahl 

neuer Hard- und Software. Die Herausforderung liegt nicht in der Technik. Sie liegt darin, die 

funktions- und organisationsübergreifenden Arbeitsabläufe (Prozesse) effizient zu gestalten und 

die resultierenden Anforderungen an die IT zu beschreiben. Verwaltungen müssen daher vorab 

kritisch hinterfragen, wer im Prozess wann für was zuständig ist.   

Schlechte digitale Lösungen bewirken mehr als nur einen Imageverlust. Sie führen zu ver-

schwendeten Ressourcen und erschweren oder gefährden die Daseinsvorsorge sowie notwen-

dige Verwaltungsleistungen. 

Im Idealfall sollte daher einem IT-Einsatz immer eine Verwaltungsprozessbetrachtung voraus-

gehen. Diese Intention ist auch in § 12 EGovG verankert. Nur so besteht die Möglichkeit, inef-

fektive und ineffiziente Verwaltungsprozesse zu identifizieren und auf Optimierungspotenziale, 

z.B. auch durch einen IT-Einsatz, systematisch zu untersuchen. Sie bilden damit die Grundlage, 

um konkrete IT-Leistungsanforderungen zu definieren und über die Wirtschaftlichkeit von IT-

Leistungen zu urteilen.  

Die gpaNRW hat anhand ausgewählter Kriterien geprüft, inwiefern die Verwaltungen der großen 

kreisangehörigen Kommunen bereits ein IT-bezogenes Prozessmanagement implementiert ha-

ben.  
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� Feststellung 

Das Prozessmanagement der Stadt Detmold bietet bereits eine gute Grundlage für die Digi-

talisierung der Verwaltungsleistungen. Gleichwohl gibt es Ansatzpunkte, um den Nutzen für 

die digitale Transformation noch zu erhöhen. 

Das Prozessmanagement einer Kommune sollte folgende Anforderungen erfüllen: 

 Strategische Vorgaben: Eine Kommune sollte ein gemeinsames Prozessverständnis 

aller Beteiligten schaffen. Dazu sollte sie verbindlich beschreiben, welche Ziele sie mit 

der Betrachtung von Verwaltungsprozessen verfolgt. Sie sollte insbesondere festlegen, 

welchen Prozessen Priorität eingeräumt wird. Die Vorgaben sollten auch die Optimierung 

von Prozessen zum Ziel haben. 

 Personalausstattung: Eine Kommune sollte hinreichende Personalressourcen mit der 

erforderlichen Fach- und Methodenkompetenz besitzen. Die Aufgabe des Prozessmana-

gements sollte in den Stellenbeschreibungen verankert sein. Eine Kommune sollte die 

Personalressourcen von zentraler Stelle entsprechend der gesetzten Prioritäten einset-

zen. 

 Operative Vorgaben: Eine Kommune sollte verbindlich regeln, wie Prozesse erhoben, 

analysiert und dokumentiert werden. Wichtig ist dabei, dass sich der Detaillierungsgrad 

am Zweck orientiert und die Ergebnisse in einem verwaltungseinheitlichen Standard dar-

gestellt bzw. dokumentiert werden. Der Standard sollte sich an der Vorgabe des Landes 

NRW (BPMN 2.0)6 orientieren. 

 Fachverfahren: Eine Kommune sollte verwaltungseinheitlich ein Fachverfahren einset-

zen, das geeignet ist, Prozesse fach- und anforderungsgerecht zu dokumentieren und zu 

analysieren.  

 Interne Vernetzung: Eine Kommune sollte gewährleisten, dass die Bereiche IT-Steue-

rung, operative IT und Organisation bzw. das Prozessmanagement eng miteinander ver-

netzt sind.  

 Prozessüberblick: Eine Kommune sollte ihre Prozesse kennen. Das bedeutet, dass sie 

mindestens eine vollständige Auflistung ihrer Verwaltungsprozesse besitzen sollte. 

 Stand der Umsetzung: Eine Kommune sollte bereits Prozesse entsprechend ihrer Vor-

gaben erhoben, dokumentiert, analysiert und optimiert haben. Aktuelle IT-Anforderungen 

sollten auf Prozessbetrachtungen basieren. 

Die nachfolgende Tabelle stellt dar, ob die Stadt Detmold die vorgenannten Anforderungen 

ganz oder teilweise erfüllt und wie es im Vergleich dazu bei den übrigen großen kreisangehöri-

gen Kommunen aussieht: 

 

6 BPMN 2.0 (Business Process Model and Notation 2.0) ist der aktuelle Standard zur Geschäftsprozessmodellierung. Er erlaubt, Pro-
zesse grafisch abzubilden und für die gesamte Organisation transparent darzustellen. 
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Überblick über die Erfüllung der Anforderungen an das Prozessmanagement im Jahr 2021 

Anforderung Status der Stadt Detmold  
Wie viele Kommunen 

erfüllen diese Anforderungen? 

Strategische Vorgaben teilweise erfüllt 0 von 15 

Personalausstattung teilweise erfüllt 1 von 15 

Operative Vorgaben erfüllt 2 von 15 

Fachverfahren erfüllt 7 von 15 

Interne Vernetzung erfüllt 2 von 15 

Prozessüberblick erfüllt 2 von 15 

Stand der Umsetzung teilweise erfüllt 0 von 15 

Auf den ersten Blick erfüllen nur wenige Kommunen die zuvor beschriebenen Anforderungen an 

ein systematisches und zielgerichtetes Prozessmanagement. Für die gpaNRW ist eine Anforde-

rung erfüllt, wenn alle Teilaspekte umgesetzt sind. Da die meisten Städte erst am Anfang ste-

hen, erfüllen sie derzeit oftmals nur Teilanforderungen. Dies gilt jedoch nicht für die Stadt Det-

mold, die in vielen Bereichen schon weiter ist als die meisten Städte. 

Allerdings fehlen bei der Stadt Detmold ebenso wie bei den meisten geprüften Städten noch 

verbindliche Festlegungen und Vorgaben. So hat die Stadt Detmold ihre Aufgaben, Ziele und 

Prioritäten noch nicht festgeschrieben. Dies ist allerdings unabdingbare Voraussetzung, um 

Ressourcen zielgerichtet einzusetzen. Bei Digitalisierungsprojekten und im Bereich Wissensma-

nagement betrachtet die Stadt Detmold zwar auch systematisch Prozesse, formal beschlossene 

strategische Vorgaben für ein verwaltungsweites Prozessmanagement gibt es jedoch bisher 

nicht. Die Stadt Detmold nutzt die Ergebnisse ihrer Prozessanalysen bereits strukturiert für Opti-

mierungen. 

Bis 2020 waren die organisatorischen Aufgaben im Rahmen der dezentralen Ressourcenver-

antwortung auf die Fachbereiche heruntergebrochen. Seit Ende des Jahres 2020 hat die Stadt 

Detmold eine zentrale Organisationsabteilung, bei der die Verantwortung für das Prozessma-

nagement verankert ist. Hier stehen weniger als eine Vollzeit-Stelle zur Verfügung. Entspre-

chende Zeitanteile sind in den Stellenbeschreibungen fixiert. Aus Sicht der Stadt Detmold sind 

diese Personalressourcen gegenwärtig nicht ausreichend, um den Ansprüchen der Verwaltung 

an das Prozessmanagement gerecht zu werden. Ausgehend von der strategischen Ausrichtung 

ihres Prozessmanagements sollte die Stadt Detmold ihren individuellen Personalbedarf bestim-

men. 

Perspektivisch plant die Stadt Detmold ihr Prozessmanagement in Richtung einer kontinuierli-

chen Prozessverbesserung auszubauen. Die dafür erforderlichen Teilaufgaben in den Fachbe-

reichen verankert sie sukzessive in neu erstellte Stellenbeschreibungen. 

Als eine von wenigen Städten erfüllt die Stadt Detmold die Anforderungen an operative Vorga-

ben. So nimmt sie Prozesse nach Erfordernis sehr detailliert auf und hat die entsprechenden 

Vorgaben für Prozessaufnahmen in einem Handbuch formalisiert. Dabei verwendet sie für Pro-

zessaufnahmen die Modellierungsnotation BPMN 2.0. 
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Ebenso wie rund die Hälfte der derzeit geprüften Städte setzt die Stadt Detmold für das Pro-

zessmanagement ein Fachverfahren ein. 

Das Prozessmanagement der Stadt Detmold stellt eine gute Grundlage für die IT bzw. anste-

hende Digitalisierungsprojekte dar. So findet ein enger fachlicher Austausch zwischen Organi-

sation und IT statt. In konkrete Prozessanalysen ist die IT systematisch eingebunden. 

Die Stadt Detmold hat schon einen umfassenden Überblick über ihre Verwaltungsprozesse. In 

einem interkommunalen Projekt im Bereich OWL haben die beteiligten Städte zunächst ihre 

Prozesse gesammelt und ein gemeinsames Register erstellt. Dieses Register hat die Organisa-

tion der Stadt Detmold mit den Teamleitungen der Stadtverwaltung überarbeitet. Fehlende Pro-

zesse wurden ergänzt, bei der Stadt Detmold nicht relevante Prozesse gestrichen. Im nächsten 

Schritt hat die Stadt Detmold zu allen Prozesse Attribute im Fachverfahren ergänzt. Auf dieser 

Basis führt sie erste Analysen durch. 

Ausgehend von ihrem Prozessüberblick hat die Stadt Detmold bereits 10 bis 20 Verwaltungs-

prozesse detailliert untersucht und dokumentiert. Sie beschreibt allerdings noch nicht systema-

tisch über Prozessbeschreibungen ihre Anforderungen an die IT, sondern nutzt dies nur bei Di-

gitalisierungsprojekten. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte eine verbindliche, verwaltungsweite Strategie für das Prozessma-

nagement formal beschließen. Auf dieser Grundlage sollte sie ihre bereits identifizierten Ver-

waltungsprozesse priorisieren sowie den erforderlichen Personalbedarf bemessen. Zudem 

sollte sie das Prozessmanagement zur Abrundung ihres strukturierten Software-Beschaf-

fungsprozesses nutzen und Anforderungen an die IT, auch gegenüber ihrem IT-Dienstleis-

ter, definieren. 

2.3.5 IT-Sicherheit 

In einer modernen Verwaltung werden nahezu alle Prozesse und Fachaufgaben mit IT gesteu-

ert bzw. unterstützt. Im Zuge der fortlaufenden Digitalisierung wird die Durchdringung der IT in 

den Verwaltungsprozessen weiter steigen. Schon bei dem aktuellen Stand der Digitalisierung 

würde bei einem Ausfall der IT die Arbeit in nahezu allen Verwaltungsbereichen vollständig zum 

Erliegen kommen. Die Verwaltung ist mehr denn je davon abhängig, dass die IT möglichst stö-

rungsfrei funktioniert und die zu verarbeitenden Daten angemessen geschützt sind.  

Die gpaNRW prüft den Stand der IT-Sicherheit bei den großen kreisangehörigen Kommunen 

rein systemisch. Das heißt, wir betrachten ausgewählte Sicherheitsaspekte, um Rückschlüsse 

auf die gesamte IT-Sicherheitsstruktur der Verwaltung zu ziehen. Die Erfahrungen aus zahlrei-

chen Prüfungen bestätigen, dass damit die grundsätzlichen Problemstellungen in den Verwal-

tungen identifiziert werden können. 

Aufgrund der besonderen Bedeutung für die digitale Verwaltung beschränkt sich die gpaNRW 

dabei auf folgende Aspekte: 

 Technische Aspekte: Hierzu gehören die Ausgestaltung der Technikräume, die IT-Netz-

werkverkabelung und die Datensicherung. Bei der Bewertung der Technikräume hat die 

gpaNRW nur die Räume berücksichtigt, die durch die Kommune selbst betreut werden. 
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 Organisatorische Aspekte: Sie umfassen das Sicherheitsmanagement, die Sicherheits-

organisation, das Personal betreffende Sicherheitsmaßnahmen, das Notfallvorsorgekon-

zept und das Notfallhandbuch. 

In Anlehnung an die Vorgaben des BSI-Grundschutzkataloges hat die gpaNRW hierzu insge-

samt 77 ausgewählte Einzelaspekte geprüft. Informationen zu IT-Sicherheitsrisiken sind sen-

sible Informationen. Daher stellen wir die Ergebnisse im Folgenden lediglich zusammenfassend 

dar. Detaillierte Erkenntnisse und Empfehlungen hat die gpaNRW dokumentiert und mit der 

Stadtverwaltung bereits im Prüfungsverlauf eingehend kommuniziert.    

� Feststellung 

Die technischen und räumlichen Sicherheitsstrukturen der Stadt Detmold sind gut. Die noch 

vorhandenen Defizite hat die Verwaltung bereits erkannt und entsprechende Maßnahmen 

auf den Weg gebracht. 

Die technische Infrastruktur und der konzeptionelle Rahmen müssen dem Schutzbedarf der zu 

verarbeitenden Daten und den strategischen Vorgaben gerecht werden. Dies bedingt, dass sich 

eine Kommune mit möglichen Notfallszenarien und dessen Folgen auseinandersetzt. Auch für 

potentielle Systemausfälle und Datenverluste muss sie verbindliche Vorgaben für die operative 

IT und die verschiedenen Anwendergruppen machen. 

Der nachstehend dargestellte Erfüllungsgrad bemisst sich daran, wie viele der geprüften Anfor-

derungen seitens der Stadt Detmold erfüllt sind.  

Anteil der erfüllten IT-Sicherheitsanforderungen in Prozent 2021 

 

Mit den umgesetzten Maßnahmen zur IT-Sicherheit nimmt die Stadt Detmold im interkommuna-

len Vergleich eine Position im Spitzenfeld der großen kreisangehörigen Städte ein. Nur eine 

Stadt erreicht einen höheren Erfüllungsgrad. Der mit dieser Prüfung festgestellte Gesamterfül-

lungsgrad der Stadt Detmold beträgt 81,3 Prozent, der Median liegt derzeit bei 66,4 Prozent.  

In den einzelnen Prüfaspekten stellen sich die Ergebnisse für die Stadt Detmold wie folgt dar:  
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Erfüllungsgrade in den einzelnen IT-Sicherheitsaspekten in Prozent 2021 

 

Das erreichte Sicherheitsniveau wird insbesondere durch eine gute technische und räumliche 

Infrastruktur begünstigt. Schwächen zeigen sich in den Handlungsbereichen Sicherheitsma-

nagement sowie Notfallmanagement. Allerdings hat die Verwaltung den Handlungsbedarf be-

reits erkannt und verschiedene Maßnahmen auf den Weg gebracht. So ist eine IT-Sicherheits-

leitlinie bereits erstellt, allerdings noch nicht formal verabschiedet. Selbiges gilt für Regelungen 

der Verantwortung im Notfall. Durch Optimierungen in den genannten Handlungsbereichen ist 

ein Gesamterfüllungsgrad von über 90 Prozent für die Verwaltung erreichbar.  

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte die bereits begonnenen Konzeptionsarbeiten für ein Notfallmanage-

ment mit Priorität weiterführen. 

2.3.6 Örtliche Rechnungsprüfung 

Die örtliche Rechnungsprüfung verfolgt vorrangig das Ziel, die Rechtmäßigkeit, Zweckmäßigkeit 

und Wirtschaftlichkeit der Verwaltung sicherzustellen. Die IT kann die Prüfhandlungen unterstüt-

zen oder selbst Gegenstand der örtlichen Prüfung sein. 

Eine unmittelbare Verpflichtung zur Prüfung der IT ergibt sich aus § 104 Absatz 1 Nummer 3 

GO NRW und § 28 Absatz 5 Nummer 1 KomHVO NRW. Demnach muss die örtliche Rech-

nungsprüfung Fachprogramme im Bereich der Finanzbuchhaltung vor ihrem Einsatz prüfen. 

Diese Prüfung setzt ab 2021 auf der Konformitätsprüfung der gpaNRW auf. Die örtliche Prüfung 

zielt auf den rechtskonformen Einsatz der Fachprogramme innerhalb der örtlichen Rahmenbe-

dingungen der Kommune ab.  
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Auch darüber hinaus kann die örtliche Prüfung erheblich zu einer sicheren, sachgerechten und 

wirtschaftlichen IT-Bereitstellung beitragen. So obliegt es ihr beispielsweise zu prüfen, ob tech-

nische und organisatorische Sicherheitsmaßnahmen hinreichend umgesetzt werden. 

Auf der anderen Seite kann die IT die Prüfhandlungen effizienter machen und somit die Wirk-

samkeit der örtlichen Rechnungsprüfung stärken bzw. sichern.  

Je stärker die Digitalisierung der Verwaltung vorangeschritten ist, desto stärker muss sich die 

örtliche Rechnungsprüfung mit der Informationstechnik auseinandersetzen. Dies betrifft das 

„Prüfen mit IT“ ebenso wie das „Prüfen der IT“. 

Es ist nicht die Intention der gpaNRW die Prüfhandlungen der örtlichen Rechnungsprüfung zu 

bewerten. Vielmehr bewerten wir, inwiefern die örtliche Rechnungsprüfung von der Digitalisie-

rung profitieren kann und ob die Rahmenbedingungen eine sachgerechte Prüfung der IT über-

haupt ermöglichen. 

� Feststellung 

Die Rahmenbedingungen der örtlichen IT-Prüfung der Stadt Detmold sichern notwendige 

Prüfhandlungen ab. Die übrigen Prüfhandlungen könnten durch eine gezielte IT-Unterstüt-

zung noch effizienter ausgeübt werden. 

Damit die örtliche Rechnungsprüfung gute Rahmenbedingungen zum Prüfen der IT und dem 

Prüfen mit IT erhält, sollte eine Kommune nachstehende Aspekte berücksichtigen: 

 Eine Kommune sollte die interne IT-Prüfung in der örtlichen Rechnungsprüfung veran-

kern. Dies bedingt hinreichende eigene und/oder externe personelle Ressourcen.  

 Eine Kommune sollte im Rahmen der örtlichen Prüfung unterstützende Fachverfahren 

einsetzen. Der Grad der IT-Unterstützung bemisst sich am Stand der Digitalisierung in 

der Verwaltung. Je stärker Verwaltungsabläufe digitalisiert und Akten elektronisch geführt 

werden, desto höher sind die Anforderung an IT-gestützte Prüfungen. 

 Eine Kommune sollte die erforderliche Fachkompetenz in der örtlichen Rechnungsprü-

fung sicherstellen. Dazu zählt der Umgang mit der IT ebenso wie die Bewertung von IT-

Organisation und -Infrastrukturen. 

Die Stadt Detmold führt im Rahmen ihrer Möglichkeiten regelmäßig örtliche IT-Prüfungen 

durch. Dabei konnte sie in den letzten fünf Jahren viele Prüfaspekte der Informationstechnik 

aufgreifen. So war die örtliche IT-Prüfung bei konkreten Projekten wie bei der Einführung und 

Umsetzung von E-Payment, dem Kanalkataster und der Straßendatenbank involviert. Die nach-

folgende Tabelle stellt dar, welche Prüfaspekte die Stadt Detmold dabei in den letzten fünf Jah-

ren aufgreifen konnte und wie es im Vergleich dazu bei den übrigen Städten aussieht. 
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Überblick über aufgegriffene Prüfaspekte der örtlichen Rechnungsprüfung 2017 bis 2021 

Prüfaspekte 
Hat die Stadt Detmold 

diesen Prüfaspekt 
aufgegriffen? 

Wie viele Städte 
haben diesen Prüfaspekt 

mindestens teilweise 
aufgegriffen? 

Programme zur IT-gestützten Buchführung vor ihrer 
Anwendung 

ja 12 von 15 

Programme zur IT-gestützten Buchführung im laufen-
den Einsatz (Updates etc.) 

ja 7 von 15 

Sonstige einführungsbegleitende Anwendungsprüfun-
gen 

ja 5 von 15 

Zweckmäßigkeit des IT-Einsatzes gemessen an den 
gesetzten (Strategie-)Zielen 

ja 3 von 15 

Wirtschaftlichkeitsberechnungen von Investitionsmaß-
nahmen im IT-Bereich 

nein 1 von 15 

Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen über die Analyse von 
Geschäftsprozessen 

nein 4 von 15 

Maßnahmen und Regelungen zum Datenschutz ja 7 von 15 

Rollen- und Berechtigungskonzepte ja 10 von 15 

Anwendungslizenzen ja 2 von 15 

Weitergehende Aspekte der Informationssicherheit 
(Technisch organisatorische Regelungen und Maßnah-
men, Schutzbedarf der eingesetzten IT-Systeme und 
Infrastrukturräume, Notfallvorsorge) 

ja 7 von 15 

Die Stadt Detmold hat die meisten Aspekte bereits geprüft. Nur die Aspekte Wirtschaftlichkeits-

berechnungen von Investitionsmaßnahmen im IT-Bereich und Wirtschaftlichkeitsberechnungen 

bei der Analyse von Geschäftsprozessen konnten noch nicht umfassend geprüft werden. Damit 

erreicht die Stadt Detmold zwar einen Sachstand wie die meisten geprüften Städte. Gleichwohl 

besitzen auch die Prüfaspekte der Wirtschaftlichkeitsberechnungen im IT-Bereich eine prakti-

sche Relevanz. Sie können wesentlich dazu beitragen, die IT der Kommune wirtschaftlicher und 

die zugrundeliegenden Prozesse effizienter zu machen. 

Die Prüfhandlungen, bei denen die IT nicht selbst im Fokus steht, führt die Stadt Detmold im 

weitesten Sinne mit IT-Unterstützung durch. Dabei setzt sie jedoch kein Fachverfahren ein. Es 

handelt sich vielmehr meist um integrierte Schnittstellen bzw. Verfahren, die sich auf Finanzda-

ten beschränken.  

Je stärker die digitale Transformation der Verwaltung vorangeschritten ist, also je größer das 

digitale Datenvolumen ist, desto größer ist die Notwendigkeit, aber auch das Potenzial von 

Massendatenanalysen. Grundsätzlich können Massendatenanalysen die Transparenz und den 

Informationsgehalt von Daten erhöhen und Erkenntnisse bringen, die sonst nicht oder zumin-

dest nur schwer erkannt werden können. Dadurch ist die örtliche Rechnungsprüfung in der 

Lage ein breiteres Betrachtungsfeld, in kürzerer Zeit und mit weniger Personalaufwand nach 

Auffälligkeiten zu untersuchen und damit die Ressourcen effizienter dort einzusetzen, wo es er-

forderlich ist.  
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Im Bereich der Fachkompetenz für IT-Prüfungen liegt ein weiterer Ansatzpunkt für die Stadt 

Detmold, die örtliche Rechnungsprüfung zu stärken. Zwar schätzt die örtliche Rechnungsprü-

fung ihre Fachkompetenz als annährend ausreichend ein. Es gibt jedoch kein spezielles Budget 

für IT-Fortbildungen. Bedingt durch das umfassende Prüfgebiet ist ein ebenso umfangreiches 

Fachwissen sowohl IT-technisch als auch im Hinblick auf die fachlich, rechtlichen Inhalte der 

geprüften Programme erforderlich. Durch ein Budget für IT-Fortbildungen wäre ein kontinuierli-

cher Wissensaufbau und-erhalt zumindest finanziell abgesichert. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte die Effizienz ihrer örtlichen IT-Prüfung durch eine stärkere IT-Unter-

stützung erhöhen. Dazu sollte sie bei der digitalen Transformation ihrer Verwaltung berück-

sichtigen, dass prüfungsrelevante Datensätze auch für die örtliche Rechnungsprüfung digital 

verfügbar sind und über adäquate Fachverfahren ausgewertet werden können. Dies bedingt 

auch eine entsprechende fachliche Qualifikation der örtlichen Rechnungsprüfung, beispiels-

weise im Umgang mit Massendatenanalysen. 

2.4 IT an Schulen 

Die Digitalisierung der Schulen in NRW besitzt heute eine höhere Priorität als je zuvor. Die 

Corona-Pandemie hat den diesbezüglichen Nachholbedarf in der landesweiten Schullandschaft 

zuletzt sehr deutlich aufgezeigt. Das digital gestützte Lernen und Lehren zählt für viele Schulen 

während der Pandemie zu den größten Herausforderungen. Eine bedarfsgerechte und funktio-

nierende technische Infrastruktur stehen dabei im Fokus. 

Vielerorts muss verstärkt in Infrastruktur und Ausstattung investiert werden, um einen zeitgemä-

ßen Unterricht mit digitalen Werkzeugen gewährleisten zu können. Für diesen schon vor der 

der Pandemie begonnenen Aufholprozess standen und stehen Fördermittel aus unterschiedli-

chen Quellen zur Verfügung.  

Beispielsweise standen in NRW aus Förderprogrammen im Zeitraum zwischen 2017 und 2020 

rund sechs Milliarden Euro zur Verfügung, die auch für Digitalisierungsmaßnahmen in den 

Schulen genutzt werden konnten. Diese resultieren insbesondere aus dem Programm „Gute 

Schule 2020“, dem Kommunalinvestitionsfördergesetz des Bundes (KInvFG) sowie der jährli-

chen Schul- und Bildungspauschale. Darüber hinaus stehen in NRW aktuell über eine Milliarde 

Euro aus dem zwischen Bund und Ländern beschlossenen „DigitalPakt Schule“ bereit, die aus-

schließlich in die Digitalisierung der Schulen fließen.  

Unabhängig von der Mittelherkunft bedingt die erfolgreiche Digitalisierung der Schulen eine 

zentrale Konzeption und Koordination. Denn die Aufgabe ist nicht weniger komplex, als es in 

der Kernverwaltung der Fall ist. Im Gegenteil: Insbesondere die Trennung von „inneren“ und 

„äußeren“ Schulangelegenheiten macht sie umso anspruchsvoller.  

Die Kommunen sind als Schulträger für die "äußeren" Schulangelegenheiten zuständig. Darun-

ter fallen alle Bereiche, die die Verwaltung, die Schulgebäude und -gelände sowie deren Aus-

stattung betreffen. Im Hinblick auf die IT haben die Kommunen gemäß § 79 des Schulgesetzes 

NRW (SchulG) eine am allgemeinen Stand der Technik und Informationstechnologie orientierte 

Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. 
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Für die "inneren" Schulangelegenheiten sind hingegen nicht die kommunalen Schulträger, son-

dern die Schulaufsichtsbehörden des Landes NRW zuständig. Dazu zählen insbesondere die 

Lehr- und Lerninhalte sowie der dazugehörige personelle Rahmen, also das pädagogische Per-

sonal. 

Das zentrale Ziel der Digitalisierung der Schulen besteht darin, die Voraussetzungen dafür zu 

schaffen, dass die IT-Ausstattung in qualifizierter Weise in den Unterricht bzw. in die pädagogi-

sche Arbeit einbezogen werden kann. Voraussetzung dafür ist wiederum, dass die Prozesse 

und Abhängigkeiten sowie Möglichkeiten und Grenzen wechselseitig bekannt sind.  

Neben der geteilten Verantwortung für die IT-Ausstattung einerseits und den Inhalten anderer-

seits, wird der Digitalisierungsprozess an den Schulen erfahrungsgemäß auch durch die Erwar-

tungshaltung aller Beteiligten und den aus den Förderprogrammen resultierenden Zeitdruck be-

einflusst. 

Infolgedessen entsteht ein Spannungsfeld zwischen dem pädagogisch Wünschenswerten, dem 

technisch Machbaren, der Finanzierbarkeit, der zeitlichen Realisierbarkeit sowie den Anforde-

rungen der IT-Sicherheit und des Datenschutzes.  

Die gpaNRW prüft anhand ausgewählter Kriterien, mit welchen Ressourcen sowie organisatori-

schen und konzeptionellen Mitteln die Kommunen diesem Spannungsfeld entgegnen.  

� Die Stadt Detmold hat einen sehr guten systematischen Steuerungsprozess für die IT-Aus-

stattung ihrer Schulen implementiert und über ihren Medienentwicklungsplan abgesichert. 

Die IT-Ausstattung an den Schulen und deren Betreuung sollten aus einer systematischen 

Steuerung des Schulträgers, unter der Einbeziehung aller Interessensgruppen, resultieren.   

Daraus leiten wir folgende Anforderungen ab:  

 Medienentwicklungsplanung: Eine Kommune sollte ihre Strategie zur Ausstattung der 

Schulen verbindlich beschreiben und regelmäßig fortschreiben. Die Strategie sollte die 

pädagogischen Konzepte der Schulen adäquat berücksichtigen. Zudem sollte sie in einer 

konkreten Projektplanung münden, in der Meilensteine definiert sind. 

 Ressourcenüberblick: Eine Kommune sollte an zentraler Stelle einen schulübergreifen-

den Überblick über die IT-Ausstattungsgegenstände sowie die resultierenden Kosten be-

sitzen.  

 Ausstattungsprozess: Eine Kommune sollte den Prozess der IT-Ausstattung an den 

Schulen von der Bedarfsmeldung bis hin zur Bezahlung und Einrichtung verbindlich re-

geln. In diesem Zusammenhang sollte sie Standards formulieren, um die Ausstattung so 

weit wie möglich zu harmonisieren und den Prozess zu vereinfachen.   

 Rollen und Verantwortung: Eine Kommune sollte den Support der Schul-IT, insbeson-

dere die Abgrenzung zwischen dem First- und Second-Level-Support, verbindlich regeln. 

Allen Beteiligten sollten ihre Rollen und die resultierende Verantwortung klar sein. Die Si-

cherstellung des Supports bedingt zudem hinreichende Personalressourcen. 

 Informationsaustausch: Eine Kommune sollte einen regelmäßigen und systematischen 

Informationsaustausch zwischen allen Beteiligten gewährleisten.  
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Das nachstehende Netzdiagramm zeigt die Rahmenbedingungen der Stadt Detmold für die Di-

gitalisierung der Schulen. Innenliegende Werte bedeuten eine schwache Ausprägung, außenlie-

gende Werte eine starke Ausprägung. Die Indexlinie gibt Orientierungswerte wieder. Dabei han-

delt es sich um interkommunale Durchschnittswerte. 

Im Idealfall sollte das Netzdiagramm möglichst starke Ausprägungen bei den Einzelaspekten 

aufzeigen. Folglich sollte die Fläche, die sich innerhalb der miteinander verbundenen Werte 

ergibt, möglichst groß sein.  

Rahmenbedingungen der Stadt Detmold zur Digitalisierung der Schulen 2021 

 

� Alle Rahmenbedingungen für die Schul-Digitalisierung sind bei der Stadt Detmold sehr gut 

ausgeprägt. 

Die Stadt Detmold ist weiter als viele andere Städte und hat bei der Digitalisierung ihrer Schulen 

bereits wichtige Meilensteine erreicht. 

So basiert die IT-Ausstattung ihrer Schulen auf einem durch den städtischen IT-Service erstell-

ten Medienentwicklungsplan, an dessen Aufstellung die Schulverwaltung, die Stabsstelle Digita-

lisierung, der Immobilienservice für die Schulen, die Breitbrandkoordinatoren, die Leitungen und 

Medienbeauftragten der Schulen, das Medienzentrum Kreis Lippe sowie das krz mitgewirkt ha-

ben. Die Stadt Detmold schreibt ihren Medienentwicklungsplan regelmäßig fort. Zudem hat sie 

eine Ausstattungsstrategie für die gesamte Schullandschaft erstellt. Dabei mündet die Planung 

in konkrete Projektpläne mit Meilensteine und Kostenkalkulationen. 

Die Informationen über die gesamte IT-Ausstattung der Schulen liegen umfassend und vollstän-

dig beim Team „IT-Service“. Aufbauend auf den Bedarfen koordiniert das Team „IT-Service“ 
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auch die Beschaffungen. Den Beschaffungsprozess hat die Stadt Detmold dabei einheitlich und 

verbindlich geregelt. So sichert sie über vordefinierte Ausstattungsmerkmale und Warenkörbe 

eine möglichst homogene IT-Ausstattung der Schulen ab. 

Die Stadt Detmold hat die Zuständigkeiten für den First- und Second-Level-Support verbindlich 

in ihrem Medienentwicklungsplan geregelt. Bei den Schulen liegen der pädagogische Support 

und der technische Support im First-Level. Dafür hat jede Schule einen oder mehrere Medien-

beauftragte benannt. Diese sind die erste Anlaufstelle, wenn es Probleme mit der eingesetzten 

Technik gibt. Können die Medienbeauftragten das Problem nicht lösen, erstellen sie eine qualifi-

zierte Störungsmeldung über das IT-Ticketsystem des Schulträgers. Darüber wird der Second-

Level-Support beim Team „IT-Service“ initiiert. Hier arbeitet das Team die Störungsmeldungen 

und Anforderungen priorisiert ab. 

Auch der regelmäßige Austausch zwischen den Beteiligten ist bei der Stadt Detmold schon gut 

abgesichert. So hat die Stadt Detmold eine Arbeitsgemeinschaft zur standardisierten Entwick-

lung technisch-pädagogischer Einsatzkonzepte ins Leben gerufen. Darüber hinaus stehen der 

IT-Service, die Schulleitungen, die Medienbeauftragten und die Schulhausmeister in ständigem 

Austausch zur baulich-technischen Umsetzung der gemeinsam definierten Ausstattungsziele, 

zur Behebung aktueller Probleme und zur technisch-organisatorischen Beratung der Schulen. 
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2.5 Anlage: Ergänzende Tabellen  

Tabelle 1: Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2021 – Informationstechnik 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Informationstechnik 

F1 
Die Stadt Detmold kommt den rechtlichen Anforderungen des E-Government-
Gesetzes nach. Das Online-Angebot der Stadt Detmold kann der Intention der 
Digitalisierung allerdings noch besser gerecht werden. 

99 E1 

Die Stadt Detmold sollte ihr Online-Angebot noch stärker darauf ausrich-
ten, strukturierte Datensätze zu erhalten, um diese medienbruchfrei ver-
arbeiten zu können. Ihren Weg zur Umsetzung des Online-Zugangsge-
setzes sollte sie verbindlich in einer Roadmap abbilden 

101 

F2 
Die Stadt Detmold hat bereits einen Rechnungsbearbeitungsprozess imple-
mentiert, der in weiten Teilen technisch unterstützt wird. Dennoch bestehen 
konkrete Ansatzpunkte, den Workflow weiter zu optimieren. 

101 E2 

Die Stadt Detmold sollte aktuell noch manuell oder papierbasiert durchge-
führte Bearbeitungs- und Prüfschritte weiter reduzieren. Dazu sollte sie 
insbesondere prüfen, wie sie den Bestellvorgang mit der Rechnungsbear-
beitung verknüpfen kann. Weitere Ansatzpunkte bieten automatisierte 
Datenergänzungen und elektronische Bearbeitungshinweise. 

104 

F3 
Das Prozessmanagement der Stadt Detmold bietet bereits eine gute Grund-
lage für die Digitalisierung der Verwaltungsleistungen. Gleichwohl gibt es An-
satzpunkte, um den Nutzen für die digitale Transformation noch zu erhöhen. 

106 E3 

Die Stadt Detmold sollte eine verbindliche, verwaltungsweite Strategie für 
das Prozessmanagement formal beschließen. Auf dieser Grundlage sollte 
sie ihre bereits identifizierten Verwaltungsprozesse priorisieren sowie den 
erforderlichen Personalbedarf bemessen. Zudem sollte sie das Prozess-
management zur Abrundung ihres strukturierten Software-Beschaffungs-
prozesses nutzen und Anforderungen an die IT, auch gegenüber ihrem 
IT-Dienstleister, definieren. 

108 

F4 
Die technischen und räumlichen Sicherheitsstrukturen der Stadt Detmold sind 
gut. Die noch vorhandenen Defizite hat die Verwaltung bereits erkannt und 
entsprechende Maßnahmen auf den Weg gebracht. 

109 E4 
Die Stadt Detmold sollte die bereits begonnenen Konzeptionsarbeiten für 
ein Notfallmanagement mit Priorität weiterführen. 

110 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

F5 
Die Rahmenbedingungen der örtlichen IT-Prüfung der Stadt Detmold sichern 
notwendige Prüfhandlungen ab. Die übrigen Prüfhandlungen könnten durch 
eine gezielte IT-Unterstützung noch effizienter ausgeübt werden. 

111 E5 

Die Stadt Detmold sollte die Effizienz ihrer örtlichen IT-Prüfung durch eine 
stärkere IT-Unterstützung erhöhen. Dazu sollte sie bei der digitalen 
Transformation ihrer Verwaltung berücksichtigen, dass prüfungsrelevante 
Datensätze auch für die örtliche Rechnungsprüfung digital verfügbar sind 
und über adäquate Fachverfahren ausgewertet werden können. Dies be-
dingt auch eine entsprechende fachliche Qualifikation der örtlichen Rech-
nungsprüfung, beispielsweise im Umgang mit Massendatenanalysen. 

113 
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3.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Detmold im Prüfgebiet Hilfe 

zur Erziehung stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Die überörtliche Prüfung der gpaNRW erfolgte zum Zeitpunkt der Corona-Pandemie. Die ver-

hängten Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie haben Auswirkungen auf zahlreiche Le-

bens- und Gesellschaftsbereiche. Auch die Kinder- und Jugendhilfe ist hiervon betroffen. Die 

Einschätzungen und Erfahrungen der Jugendämter zum Umgang und zu den Auswirkungen der 

Pandemie sind unterschiedlich. Die Corona-Pandemie stellt seit dem Frühjahr 2020 die Jugend-

ämter vor neue Herausforderungen in der Organisation und Steuerung der Hilfen zur Erziehung. 

Die Arbeitsweise im Bereich der Hilfen zur Erziehung hat sich u.a. durch eine eingeschränkte 

persönliche Zusammenarbeit mit den Familien und den Leistungsanbietern sowie fehlender 

Frühwarnsysteme aufgrund von geschlossenen Schulen und Tageseinrichtungen für Kinder 

verändert. Das zeigen auch verschiedene Untersuchungen und Befragungen. 

Es ist derzeit nicht abzuschätzen und zu beurteilen, wie sich die Auswirkungen der Pandemie 

künftig auf die Fallzahlen und Aufwendungen in der Hilfe zur Erziehung auswirken werden. In 

der Prüfung werden die Daten der Jahre 2017 bis 2020 abgefragt. Hierdurch kann im Rahmen 

der Prüfung dargestellt werden, wie sich die Kennzahlen im ersten Pandemie-Jahr 2020 im Ver-

gleich zu den Vorjahren positionieren.  

Hilfe zur Erziehung 

Die Prüfung der gpaNRW beruht auf Kennzahlenvergleiche und einer Betrachtung der Fakto-

ren, die sich auf den Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung (HzE) auswirken. Der Fehlbetrag für Hilfe 
zur Erziehung je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre ist bei der Stadt Detmold überdurch-

schnittlich. 

Der Fehlbetrag wird wesentlich von den Aufwendungen für Hilfe zur Erziehung beeinflusst. 

Diese bestehen vor allem aus Transferleistungen an freie Träger. Die Aufwendungen je Ein-
wohner von 0 bis unter 21 Jahre sind bei der Stadt Detmold überdurchschnittlich. Das hängt 

unter anderem mit einer überdurchschnittlichen Falldichte zusammen. Auch die Aufwendun-
gen je Hilfefall sind in Detmold leicht überdurchschnittlich. Bei den stationären Hilfen zur Erzie-

hung gehört die Stadt ebenfalls zu der Hälfte der Kommunen mit den höheren Aufwendungen je 

Hilfefall. Nur bei den ambulanten Aufwendungen je Hilfefall gehört Detmold zu dem Viertel der 

Kommunen mit den niedrigsten fallbezogenen Aufwendungen. Auf die Aufwendungen je Hilfe-

fall wirkt sich auch die Art der Hilfeplanfälle aus. Aufwendungen für stationäre Hilfefälle sind 

grundsätzlich höher als für ambulante Hilfefälle. Der unterdurchschnittliche Anteil ambulanter 
Hilfefälle an den Hilfefällen gesamt beeinflusst die Aufwendungen je Hilfefall daher negativ. 

Innerhalb der stationären Hilfen stellt die Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII die günstigste Form 

der Hilfe dar. Die unterdurchschnittliche Vollzeitpflegequote hat deshalb ebenfalls einen nega-

tiven Einfluss auf die Aufwendungen je Hilfefall und damit auch den Fehlbetrag. 

Die Steuerung der Hilfen zur Erziehung ist in Detmold bereits gut aufgestellt. Die Stadt arbeitet 

in allen Bereichen der Verwaltung mit Leitbildern und Zielen, die im Haushaltsplan abgebildet 
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sind. Als Teilnehmerin am Projekt „Global Nachhaltige Kommune NRW“ hat die Stadt Detmold 

2021 eine integrierte Nachhaltigkeitsstrategie verabschiedet. Diese enthält auch konkrete ope-

rative Ziele für das Jugendamt. Außerdem benennt sie die für die Zielerreichung erforderlichen 

Maßnahmen sowie einzusetzenden Ressourcen. 

Im Rahmen des Finanzcontrollings wertet das Jugendamt regelmäßig Finanzdaten und Fall-

zahlen aus und analysiert diese. Hierfür nutzt das Jugendamt auch steuerungsrelevante Kenn-

zahlen. Abweichungen werden hinterfragt und gegebenenfalls Gegenmaßnahmen entwickelt. 

Die Ergebnisse bereitet das Jugendamt außerdem als Quartalsberichte auf und stellt diese u. a. 

im Jugendhilfeausschuss vor. Die Arbeit mit Kennzahlen zur Steuerung der Hilfen zur Erzie-

hung kann aber noch intensiviert werden. Denkbar sind insbesondere weitere Kennzahlen zu 

den Aufwendungen je Hilfefall in einzelnen Hilfearten, dem Anteil an ambulanten Hilfefällen und 

der Vollzeitpflegequote. Dies könnte die Analyse von Abweichungen und die Entwicklung von 

Gegenmaßnahmen noch verbessern. Das Jugendamt hat bereits ein fallübergreifendes Fach-
controlling eingerichtet, das zukünftig zur Weiterentwicklung und Sicherung der Qualitätsstan-

dards beitragen soll. Zurzeit wird deshalb unter anderem ein Gesamtbericht Hilfe zur Erziehung 

erarbeitet. Dieser soll das Finanz- und Fachcontrolling zusammenführen und damit die Steue-

rungsmöglichkeiten ausbauen. Das Jugendamt sollte das Fachcontrolling auch nutzen, um die 

zum Teil stark gestiegenen Aufwendungen je Hilfefall bei einzelnen Hilfearten zu untersuchen. 

Das Hilfeplanverfahren folgt vorgegebenen Standards. Die vorhandenen Prozessbeschreibun-

gen bieten eine gute Grundlage für eine qualifizierte und einheitliche Sachbearbeitung. Standar-

disierte Maßnahmen zur Kostenbegrenzung sind bei der Stadt Detmold nicht festgelegt, die 

Wirtschaftlichkeit wird aber in jedem Hilfeplanprozess berücksichtigt. Aktuell sind noch nicht alle 

Prozesse im Kommunalen Sozialen Dienst schriftlich definiert. Eine differenzierte Beschreibung 

aller Prozesse und die laufende Weiterentwicklung der Qualitätsstandards ist aber geplant. Die 

Wirtschaftliche Jugendhilfe wird früh und umfassend in das Hilfeplanverfahren einbezogen. Das 

sichert einen reibungslosen Ablauf bei der Leistungsgewährung und Refinanzierung. Das Ju-

gendamt sollte aber auch für die Prozesse in der Wirtschaftlichen Jugendhilfe schriftliche Ver-

fahrensstandards entwickeln.  

Das Jugendamt arbeitet im Hilfeplanverfahren mit festgelegten Zielen und Vereinbarungen. Die 

Wirksamkeit und qualitative Zielerreichung kann so in jedem Hilfeplangespräch bewertet wer-

den. Es besteht das vorrangige Ziel, die Erziehungsfähigkeit der Familie wiederherzustellen. 

Hierzu prüfen und bewerten die Fachkräfte des Kommunalen Sozialen Dienstes die Rückkehr-

optionen in jedem Hilfeplangespräch neu. Ab dem 16. Lebensjahr wird aktiv an der Verselbstän-

digung gearbeitet. Für eine erfolgreiche Verselbstständigung von jungen Volljährigen hat das 

Jugendamt außerdem einen Spezialdienst eingerichtet. 

Die Stadt Detmold leistet eine gute Präventions- und Netzwerkarbeit und bindet alle relevan-

ten Institutionen und Aufgabenbereiche ein. Das präventive Angebot setzt im Säuglingsalter an. 

Die Stadt Detmold nimmt außerdem am Landesprogramm „kinderstark – NRW schafft Chan-

cen“ teil und arbeitet an dem Ausbau einer Präventionskette im Sinne des Projekts. 
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3.2 Inhalte, Ziele und Methodik 

Das Prüfgebiet Hilfe zur Erziehung umfasst nach der Definition der gpaNRW die Hilfen nach 

dem Zweiten Kapitel, Vierter Abschnitt SGB VIII §§ 27 bis 35, 35a, 41 Sozialgesetzbuch VIII 

(SGB VIII).  

Die Hilfe zur Erziehung ist in der Finanzstatistik7 der Produktgruppe 363 „Sonstige Leistungen 

zur Förderung junger Menschen und Familien“ zugeordnet. Nicht betrachtet werden die eigenen 

Einrichtungen der Erziehungshilfe der Produktgruppe 367. 

Wesentliche Rechtsgrundlage für die Gewährung von Hilfen zur Erziehung ist das SGB VIII in 

Verbindung mit den dazu ergangenen landesrechtlichen Ausführungsgesetzen. Auf Hilfe zur Er-

ziehung besteht für die Personensorgeberechtigten und ihr Kind nach § 27 Abs. 1 SGB VIII ein 

Rechtsanspruch, wenn eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen entsprechende Erzie-

hung nicht gewährleistet und die Hilfe für seine Entwicklung geeignet und notwendig ist. 

Ziel der Prüfung ist es, auf Steuerungs- und Optimierungspotenziale hinzuweisen und Hand-

lungsmöglichkeiten aufzuzeigen, die das finanzwirtschaftliche Ergebnis perspektivisch verbes-

sern können. 

Dazu analysiert die gpaNRW die Erträge und Aufwendungen sowie die Fallzahlenentwicklung 

und Personalausstattung. 

Im Fokus der Betrachtung steht ein wirtschaftlicher Ressourceneinsatz unter Berücksichtigung 

fachlicher Standards der Aufgabenerfüllung. 

Mittels interkommunalen Kennzahlenvergleichen steigt die gpaNRW in die Analyse ein. Für die 

tiefergehende Analyse werten wir örtliche Unterlagen und Ergebnisse aus Gesprächen aus. 

Darüber hinaus bezieht die gpaNRW Besonderheiten der Leistungsorganisation, der Leistungs-

erbringung und der Angebotssteuerung des Jugendamtes in ihre Betrachtung ein. 

Die Erträge und Aufwendungen beziehen sich auf das Haushaltsjahr. Die Falldaten ermittelt die 

gpaNRW schwerpunktmäßig über einen Jahresdurchschnittswert, der den Anteil des Falles im 

Kalenderjahr abbildet. Abweichende Zählweisen gelten für die Erfassung von Verweildauer und 

Betreuungsdauer. Dort werden die Anzahl der Monate vom Beginn bis zur Beendigung der Hil-

fegewährung, für die im jeweiligen Jahr beendeten Hilfefälle, berücksichtigt. Bei der Erfassung 

zu Rückführungen in die Herkunftsfamilie wird die absolute Fallzahl im jeweiligen Kalenderjahr 

abgebildet. 

3.3 Strukturen 

� Die Stadt Detmold ist durch eine hohe Kinderarmut und eine sehr hohe Jugendarbeitslosen-

quote soziostrukturell belastet. 

Die gpaNRW konnte bei ihren Jugendprüfungen bislang keine Korrelation zwischen den Struk-

turen der Kommunen und dem Fehlbetrag HzE je Jugendeinwohner feststellen. Vielmehr wirken 

sich Organisation und Steuerung der Jugendämter auf die Aufwendungen und Fallzahlen aus. 

 

7 nach den Vorschriften über die Zuordnung von Aufgaben und Leistungen zu den Produktgruppen (ZOVPG) 
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Dennoch können die soziostrukturellen Rahmenbedingungen die Gewährung von Hilfen zur Er-

ziehung beeinflussen. Wirtschaftliche Einschränkungen mit eventuell hieraus resultierenden De-

fiziten an der sozialen Teilhabe können zu erhöhten Eskalationsstufen im familiären Umfeld füh-

ren. 

Die Stadt Detmold ist dem Jugendamtstyp 8 und der Belastungsklasse 2 nach der Statistik der 

Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik Forschungsverbund Deutsches Jugendinsti-

tut/Technische Universität Dortmund zugeordnet. Diese Einordnung bedeutet eine hohe Kinder-

armut und kann sich somit strukturell belastend auf den Bedarf an Hilfen zur Erziehung auswir-

ken.  

3.3.1 Strukturkennzahlen 

Soziostrukturelle Rahmenbedingungen der Stadt Detmold im Jahr 2019 

Kennzahlen Detmold 
Mini-
mum 

1. Vier-
telwert 

2. Vier-
telwert 

(Median) 

3. Vier-
telwert 

Maxi-
mum 

Anzahl 
Werte 

Anteil der Einwohner von 0 bis un-
ter 21 Jahren an der Gesamtbevöl-
kerung in Prozent  

21,58 17,80 19,23 19,81 20,98 21,89 35 

Anteil Arbeitslose SGB II von 15 
bis unter 25 Jahren bezogen auf 
alle zivilen Erwerbspersonen die-
ser Altersgruppe in Prozent (Ar-
beitslosenquote 15-24 Jahre) 

5,90 0,90 2,50 3,50 4,75 7,50 35 

Anteil Alleinerziehende Bedarfsge-
meinschaften SGB II an den Be-
darfsgemeinschaften SGB II ge-
samt in Prozent 

18,25 15,09 17,33 18,10 19,72 22,58 35 

Schulabgänger ohne Abschluss je 
100 Schulabgänger allgemeinbil-
dende Schulen in Prozent 

6,33 1,34 4,89 6,15 8,31 13,19 35 

Die gpaNRW bildet im Rahmen dieser Prüfung verschiedene Kennzahlen mit Bezug auf die 

Einwohner von 0 bis unter 21 Jahren ab (sog. Jugendeinwohner). Die Stadt Detmold hat im in-

terkommunalen Vergleich einen sehr hohen Anteil an Jugendeinwohnern an der Gesamtbevöl-

kerung. Das kann sich auf die einwohnerbezogenen Kennzahlen in diesem Bericht rechnerisch 

entlastend auswirken. Gleichzeitig können viele Jugendeinwohner aber auch zu einer verstärk-

ten Inanspruchnahme von Hilfeleistungen durch das Jugendamt führen. 

Auch Jugendarbeitslosigkeit kann zu höheren Fallzahlen bei den Hilfen zur Erziehung führen. 

Arbeitslosigkeit in Verbindung mit Perspektivlosigkeit und Geldmangel kann Hilfen zur Erzie-

hung erforderlich machen. Die Stadt Detmold hat eine sehr hohe Jugendarbeitslosenquote und 

gehört damit zu dem Viertel der Vergleichskommunen mit den höchsten Quoten. Diese betrifft 

mit den über 15-jährigen Kindern und Jugendlichen jedoch nur einen Teil der Altersgruppe (0 

bis 21 Jahre), die Adressat der Hilfen zur Erziehung ist. 

Laut dem Bericht Monitor Hilfen zur Erziehung 2019 der AKJ TU Dortmund wirken sich der Fa-

milienstatus und der Transferleistungsbezug auf die Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung 
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aus. Laut diesem Bericht nehmen vermehrt Alleinerziehende ambulante und stationäre Hilfen in 

Anspruch. Der Anteil der alleinerziehenden Bedarfsgemeinschaften an den Bedarfsgemein-

schaften mit SGB II Bezug ist in Detmold durchschnittlich ausgeprägt. Eine strukturelle Be- oder 

Entlastung ist deshalb nicht anzunehmen. 

Die Stadt Detmold hat außerdem einen durchschnittlich ausgeprägten Anteil an Schulabgän-

gern, die ohne Abschluss die allgemeinbildenden Schulen verlassen. Eine be- oder entlastende 

Wirkung auf das Leistungsspektrum des Jugendamtes lässt sich aufgrund dieser Positionierung 

somit ebenfalls nicht annehmen. 

3.3.2 Umgang mit den Strukturen 

� Die Stadt Detmold kennt die soziostrukturellen Rahmenbedingungen und bezieht diese in 

ihre Planungen mit ein. 

Der Fachbereich Jugend, Schule und Sport der Stadt Detmold erhebt jährlich auf Sozialraum-

ebene soziostrukturelle Daten wie beispielsweise die SGB II- und die Jugendarbeitslosenquote. 

Die Stadt kennt somit die strukturellen Rahmenbedingungen. Diese fließen nach den Angaben 

des Jugendamtes unter anderem in die Jugendhilfeplanung und in die Bedarfsplanung für Kin-

dertageseinrichtungen ein. Die Strukturdaten sind außerdem als Sozialraumprofile Bestandteil 

des Sozialberichts der Stadt Detmold und des Kinder- und Jugendförderplans. 

Die Einwohnerzahlen der Stadt Detmold sind in den vergangenen zehn Jahren leicht gestiegen. 

IT.NRW prognostiziert aber sinkende Einwohnerzahlen bis 2040. Diese Entwicklung betrifft 

auch die Altersgruppe der 0 bis 21-Jährigen. Die Stadt führt keine eigene Bevölkerungsprog-

nose bis 2040 durch. Das Jugendamt geht aber davon aus, dass der von IT.NRW prognosti-

zierte Bevölkerungsrückgang realistisch ist. Absolut betrachtet legt IT.NRW weniger Einwohner 

zugrunde als im Melderegister der Stadt Detmold erfasst. Dementsprechend zieht die Stadt für 

Planungen eigene Erhebungen heran. Abweichungen zu den Prognosen von IT.NRW lassen 

sich z. B. darauf zurückführen, dass geplante Neubaugebiete in die Berechnungen nicht einflie-

ßen. Diese sind aber beispielsweise für die Kinderbetreuungsbedarfsplanung relevant. Das Ju-

gendamt hat außerdem ausgeführt, dass es aufgrund der örtlichen Anbieterstruktur einen star-

ken Zuzug von Familien gibt. Unter anderem gibt es im Stadtgebiet drei Mutter-Kind-Einrichtun-

gen. Insgesamt hat die Stadt nach den Aussagen des Jugendamtes eine hohe Zahl an Be-

triebsplätzen in stationären Einrichtungen. Diese werden oftmals auch von externen Trägern 

belegt. 

Das Jugendamt der Stadt Detmold arbeitet sozialraumorientiert. Zielsetzung ist die Identifizie-

rung von lokalen Problemlagen, der Entwurf von Entwicklungsperspektiven und die Unterstüt-

zung bzw. Stärkung von Selbsthilfepotentialen. Einzelne Stadtteile der Stadt Detmold weisen 

eine hohe räumliche Betreuungsdichte bei den Hilfen zur Erziehung auf. Nach den Feststellun-

gen des Jugendamtes korreliert die Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung in hohem Maße 

mit der Inanspruchnahme von Transferleistungen8. Dementsprechend besteht in den betroffe-

nen Stadtteilen beispielsweise eine hohe SGB II-Quote bei den unter 15-Jährigen. Die Stadt re-

agiert auf solche lokalen Besonderheiten durch abgestimmte und zielgerichtete Maßnahmen. In 

jedem Sozialraum ist deshalb eine sogenannte Sozialraum-Arbeitsgemeinschaft eingerichtet. 

 

8 s. a. Sozialbericht der Stadt Detmold (2018) – Schwerpunkt Erziehungshilfen und die Situation von Kindern, Jugendlichen und Familien 
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Die Geschäftsführung obliegt den Fachkräften des Kommunalen Sozialen Dienstes (KSD). 

Durch regelmäßige Treffen mit den Akteuren der Kinder- und Jugendhilfe vor Ort können in den 

Sozialraum-Arbeitsgemeinschaften aktuelle Entwicklungen besprochen, gemeinsame Ziele ent-

wickelt und präventive Maßnahmen umgesetzt werden. Sozialraumübergreifend hat das Ju-

gendamt im Jahr 2020 eine Konferenz aller Sozialraum-Arbeitsgemeinschaften durchgeführt.  

Differenzierte Grunddaten zur Bevölkerungsentwicklung der Einwohner nach Altersklassen in 

der Stadt Detmold stellt die gpaNRW in der Tabelle 2 im Anhang dieses Teilberichtes dar. 

3.3.3 Präventive Angebote 

� Feststellung 

Die Stadt Detmold ist mit vielen präventiven Angeboten für verschiedene Alters- und Ziel-

gruppen gut aufgestellt. Die Stadt arbeitet an dem Ausbau einer Präventionskette im Sinne 

des Landesprojekts „kinderstark – NRW schafft Chancen“. 

Ein direkter Zusammenhang zwischen präventiven Angeboten und dem Umfang an Leistungen 

für Hilfe zur Erziehung ist weder messbar noch nachweisbar. Dennoch können präventive An-

gebote und eine Netzwerkarbeit einen positiven Einfluss auf die Lebensbedingungen, das Auf-

wachsen und die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen haben. Deshalb sollte die Stadt 

bedarfsgerechte präventive Angebote entwickeln und die hierfür erforderlichen Strukturen auf-

bauen. Dabei sollte sie die maßgeblichen örtlichen Akteure und freien Träger der Jugendhilfe 

miteinbeziehen und alle Angebote steuern und koordinieren.  

Die Stadt Detmold hat in Kooperation mit anderen öffentlichen und freien Trägern der Jugend-

hilfe ein abgestimmtes Angebot präventiver Maßnahmen und niederschwelliger Beratungsange-

bote für verschiedene Altersstufen aufgebaut. Bildungseinrichtungen wie Kindertageseinrichtun-

gen (KiTas), Familienzentren und Schulen bezieht die Stadt in die kommunale Präventionsar-

beit ein. An den Schulen werden z. B. Projekte zu den Themen „Ich-Stärkung“ und „sexuelle 

Grenzverletzungen“ durchgeführt. Das Jugendamt der Stadt ist außerdem mit anderen Leis-

tungsträgern oder Behörden wie dem Ordnungsamt, der Bundesagentur für Arbeit und der Poli-

zei vernetzt. Ergänzend integriert es kirchliche Institutionen, Vereine, usw. in die präventiven 

Strukturen. Die Stadt Detmold ist außerdem in verschiedenen lokalen und überörtlichen Arbeits-

gruppen bzw. Arbeitskreisen vertreten. Themen sind z. B. Frühe Hilfen, Kinderschutz, Kriminal-

prävention und häusliche Gewalt. Außerdem gibt es verschiedene Qualitätszirkel, wie den Qua-

litätszirkel OGS oder den Qualitätszirkel Jugendarbeit. Die Stadt verknüpft so die vielfältigen 

Anbieter und Leistungsangebote miteinander, um Kinder und Jugendliche frühzeitig zu unter-

stützen und zu schützen. 

Durch die Frühen Hilfen setzen die Präventionsmaßnahmen bereits vor der Geburt bzw. im 

Säuglings- und Kleinkindalter an. Das Angebotsspektrum umfasst z. B. einen Familienbesuchs-

dienst („SimBa“), Eltern-Kind-Cafés und den Einsatz von Familienhebammen sowie Familienpa-

tinnen und -paten. 
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Über das Landesprojekt „kinderstark - NRW schafft Chancen“9 sollen allen Kindern gleiche 

Chancen auf ein gutes Aufwachsen, auf Bildung und gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht wer-

den. Seit 2020 ist die Stadt Detmold eine der teilnehmenden Programm-Kommunen. Zuvor war 

die Stadt bereits über den Kreis Lippe als Modellkommune beteiligt. Im Rahmen des Projekts 

werden kommunale Präventionsketten von der Schwangerschaft bis hin zum Übergang Schule-

Beruf auf- und ausgebaut. Ein besonderer Schwerpunkt liegt dabei auf den Schnittstellen der 

Bildungsbiografie, z. B. hinsichtlich des Übergangs von der KiTa in die Schule oder von der 

Schule in den Beruf. Die Stadt Detmold hat unter anderem ein Übergangsmanagement von der 

KiTa zur Grundschule etabliert und unterstützt über das Projekt „JUGEND STÄRKEN im Quar-

tier“10 Jugendliche mit besonderem Unterstützungsbedarf bei dem Übergang in den Beruf. Aktu-

ell arbeitet die Stadt Detmold an dem weiteren Ausbau einer Präventionskette im Sinne des 

Projekts. Hierfür hat sie zuletzt das Angebot der Frühen Hilfen ausgeweitet und ein kommuna-

les Familienbüro11 eröffnet. Dieses bietet Familien eine Orientierung bei der Suche nach prä-

ventiven Angeboten und ist ein wichtiger Baustein für die frühzeitige Bedarfserkennung. Außer-

dem hat die Stadt eine fachbereichsübergreifende Steuerungsgruppe etabliert. Diese soll das 

Thema Präventionsketten ganzheitlich umsetzen und zu einer städtischen Gesamtstrategie wei-

terentwickeln.  

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte wie geplant die kommunale Präventionskette weiter ausbauen. Sie 

sollte diese mit den bereits vorhandenen Netzwerken und Akteuren verknüpfen und im Sinne 

einer präventiven Gesamtstrategie weiterentwickeln. 

Die Bedeutung des Lebensbereichs Schule für Kinder und Jugendliche nimmt weiter zu. Diese 

Entwicklung hängt unter anderem auch mit der Zunahme von schulischen Ganztagesbetreu-

ungsangeboten zusammen. Die Schulsozialarbeit kann in diesem Kontext einen wichtigen An-

knüpfungspunkt für das Jugendamt darstellen und einen verbesserten Kontakt zu Kindern und 

Jugendlichen ermöglichen. Auch die Zusammenarbeit zwischen den Institutionen Jugendamt 

und Schule kann über die Schulsozialarbeit intensiviert werden. In Detmold gibt es aktuell an 

allen Schulen mindestens eine feste Fachkraft für Schulsozialarbeit. Die Stadt hat 2014 ein 

Rahmenkonzept für die Schulsozialarbeit in Detmold erarbeitet, das sie regelmäßig überarbeitet 

und fortschreibt. In diesem sind unter anderem Rahmenbedingungen und  

Grundsätze definiert. Außerdem hat das Jugendamt eine Koordinationsstelle eingerichtet. Die-

ser Stelle ist die Teamleitungsfunktion für die Fachkräfte zugeordnet sowie alle weiteren Aufga-

ben im Zusammenhang mit Schulsozialarbeit. Durch die zentrale Koordination ist eine enge Ab-

stimmung zwischen Schule und Kinder-/Jugendhilfe auf Augenhöhe gegeben. 2018 hat die 

Stadt außerdem ein Controllingsystem für die Schulsozialarbeit erarbeitet. Hierfür werden quar-

talsweise Daten zu beispielsweise durchgeführten Gesprächen erhoben und für den Jahresbe-

richt Schulsozialarbeit ausgewertet. 

Im Bereich der offenen Kinder- und Jugendarbeit betreibt die Stadt Detmold unter anderem vier 

Jugendeinrichtungen, deren Angebot sich an Kinder- und Jugendliche aus allen gesellschaftli-

chen und kulturellen Schichten richtet. Weitere Angebote stellen kirchliche Einrichtungen, der 

 

9 https://www.kinderstark.nrw/ 

10 JUGEND STÄRKEN - JUGEND STÄRKEN im Quartier (jugend-staerken.de) 

11 Familien.Info.Treff (https://fit.detmold.de/start) 
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Deutsche Kinderschutzbund und andere Träger der Jugendhilfe zur Verfügung. Ergänzend gibt 

es Angebote durch Vereine, Verbände und andere Träger im Bereich der Jugendverbandsar-

beit, z. B. Pfadfinderbund, CVJM, Jugendfeuerwehr, THW, usw. Die Stadt Detmold ist außer-

dem Teilnehmerin am Landesprogramm „Kulturrucksack NRW“12. Hierüber stellt sie für die Al-

tersgruppe der zehn bis 14-Jährigen altersgemäße kulturelle Angebote bereit. 

Die beispielhaft dargestellten Maßnahmen werden ergänzt durch Aufsuchende Jugendarbeit 

bzw. Streetwork. Diese wird in Kooperation mit dem Deutschen Kinderschutzbund und der Dro-

genberatung in Lippe e. V. durchgeführt. 

Die Stadt Detmold unterstützt freie Träger und präventive Angebote auch durch finanzielle Zu-

schüsse. Die Stadt stellt seit dem Jahr 2018 beispielsweise jährlich eine Summe von rund 

200.000 Euro für Maßnahmen im Bereich der Kinderarmutsprävention zur Verfügung. Hiervon 

werden über die Sozialraum-Arbeitsgemeinschaften lokale Projekte umgesetzt. Aktuell arbeitet 

die Stadt an einer Neukonzeptionierung und -ausrichtung dieser Förderung. Die Stadt finanziert 

bzw. bezuschusst darüber hinaus beispielsweise Betriebskosten von kirchlichen Trägern und 

einen Jugendclub. 

Das Jugendamt der Stadt Detmold steuert die Maßnahmen der Kinder- und Jugendarbeit, der 

Jugendsozialarbeit und des Kinder- und Jugendschutzes zentral. Die Stadt hat für eine qualifi-

zierte integrierte Fach- und Ressourcenplanung einen Planungsstab eingerichtet. Dieser ist or-

ganisatorisch der Fachbereichsleitung zugeordnet. Der Stab umfasst die Jugendhilfe-, Sozial- 

sowie Sportentwicklungsplanung. Die Fachbereichs- und Jugendamtsleitung stimmt präventive 

Maßnahmen in einer Planungsrunde mit dem Planungsstab ab. In der Kinder- und Jugendarbeit 

schafft der Kinder- und Jugendförderplan die Grundlagen, nimmt die Maßnahmeplanung vor 

und definiert die Ziele. Die Kinder und Jugendlichen der Stadt werden bei der Erstellung des 

Kinder- und Jugendförderplans beteiligt, bspw. über Jugendbefragungen. Der aktuelle Kinder- 

und Jugendförderplan gilt für die Zeit von 2020 bis 2025. 

Die Präventionsarbeit hat gemäß den Angaben des Jugendamtes einen positiven Einfluss auf 

die Hilfen zur Erziehung. Im Rahmen der präventiven Maßnahmen ist ein schneller Zugang zu 

Familien mit Problemlagen möglich. Die frühzeitige Intervention, z. B. über die Frühen Hilfen, 

kann gegebenenfalls hohe Folgekosten im Rahmen der Hilfen zur Erziehung vermeiden. 

3.4 Organisation und Steuerung 

Die Aufgabenerledigung und das Ergebnis der Hilfe zur Erziehung werden durch die angestreb-

ten Ziele, die Intensität der Steuerung, die Form der Organisation und den aufgewendeten Res-

sourceneinsatz geprägt. 

 

12 https://www.kulturrucksack.nrw.de/ 
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3.4.1 Organisation 

� Die Organisation der Jugendhilfe und Schulträgeraufgaben in einem Fachbereich ermöglicht 

in Detmold Synergieeffekte für dieselbe Zielgruppe. 

Die Organisation eines Jugendamtes sollte klare Strukturen und gute Kommunikationswege 

aufweisen. Mögliche Synergien sollten genutzt werden. In der Aufbauorganisation sollte des-

halb möglichst eine gemeinsame Gliederung der Bereiche Jugend, Schule und Soziales auf De-

zernatsebene erfolgen. Hierbei werden mit Kindern und Jugendlichen gleiche Zielgruppen an-

gesprochen. 

Bei der Stadt Detmold ist der Aufgabenbereich der Jugendhilfe organisatorisch dem Fachbe-

reich 2 „Jugend, Schule und Sport“ zugeordnet. Auch die Schulträgeraufgaben sind im Fachbe-

reich 2 angesiedelt. In weiten Teilen handelt es sich bei beiden Bereichen um dieselbe Ziel-

gruppe. Durch die organisatorische Zusammenfassung sind gemeinsame Maßnahmen sowie 

Vernetzungen möglich und es können Synergien genutzt werden. 

� Die Organisation des Jugendamtes ist plausibel aufgestellt. Durch die räumliche Fallvertei-

lung und Sozialraum-Arbeitsgemeinschaften ist die Arbeit des KSD sozialraumbezogen aus-

gerichtet.  

Der KSD ist bei der Stadt Detmold zentral untergebracht. Es gibt keine Außen- oder Nebenstel-

len. Die Arbeit des KSD ist sozialräumlich ausgerichtet. Insgesamt gibt es elf Sozialräume, de-

nen die KSD-Fachkräfte zugeordnet sind. Durch die feste Zuteilung und Geschäftsführung der 

Sozialraum-Arbeitsgemeinschaften gewährleistet das Jugendamt eine enge Verzahnung zu den 

im Sozialraum tätigen Akteuren. Für den Bereich Hilfen zur Erziehung hat das Jugendamt die 

Spezialdienste „Pflegekinderdienst“ (PKD), „Erstberatung“, „Junge Volljährige“ und „§ 35a SGB 

VIII“ installiert, um den fachlichen Anforderungen gerecht zu werden. Auch für die Hilfen für un-

begleitete minderjährige Ausländer (UMA) ist eine Spezialisierung erfolgt. Das Jugendamt be-

nennt als Vorteile der Spezialdienste die Vorhaltung von Spezialwissen und die dadurch opti-

mierten sowie adressatenbezogenen Arbeitsabläufe. 

Die Wirtschaftliche Jugendhilfe (WiJu) der Stadt Detmold ist ebenfalls zentral untergebracht. Die 

WiJu ist insbesondere für die Zuständigkeitsprüfung, Bescheiderstellung, Prüfung der eingehen-

den Rechnungen, finanzielle Abwicklung der Hilfen sowie Prüfung von vorrangigen Ansprüchen 

und Kostenerstattungen zuständig. 

Der Informationsaustausch innerhalb des Jugendamtes erfolgt im Wesentlichen über Dienstbe-

sprechungen. Außerdem auf elektronischem Wege in Form von Rundmails. In einigen Berei-

chen, z. B. zum Thema Kinderschutz, gibt es außerdem Dienstanweisungen. Das Jugendamt 

legt Wert auf eine offene Gesprächskultur. Deshalb sind Gespräche mit den Leitungskräften je-

derzeit möglich. Darüber hinaus finden in festgelegten Intervallen Dienstbesprechungen mit ver-

schiedenen Teilnehmerkreisen statt. Hierzu gehören Besprechungen innerhalb der einzelnen 

Teams, Teambesprechungen unter Einbindung von Leitungskräften, teamübergreifende Be-

sprechungen und Gespräche zwischen den Leitungskräften. 

Nach § 78 SGB VIII sollen Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Bildung von Arbeitsgemein-

schaften anstreben, in denen neben ihnen die anerkannten Träger der freien Jugendhilfe sowie 

die Träger geförderter Maßnahmen vertreten sind. Eine Arbeitsgemeinschaft nach § 78 SGB 
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VIII ist auf Ebene des Kreises Lippe angesiedelt. Zum Austausch und zur Abstimmung findet 

außerdem quartalsweise eine Konferenz der Jugendämter des Kreises Lippe statt. 

3.4.2 Gesamtsteuerung und Strategie 

� Die Stadt Detmold arbeitet bereits mit Leitbildern und Zielen auf den verschiedenen Organi-

sationsebenen der Verwaltung. Im Jahr 2021 hat die Stadt eine Nachhaltigkeitsstrategie für 

die kommunale Umsetzung der Agenda 2030 der UN verabschiedet. Das bewertet die 

gpaNRW positiv. 

Eine Kommune sollte über eine von Politik, Verwaltungsführung und Jugendamt getragene Ge-

samtstrategie für den Aufgabenbereich Hilfe zur Erziehung verfügen. Die Entwicklung der Ge-

samtstrategie sollte die gesamte Kinder-, Jugend- und Familienhilfe und weitere angrenzende 

Aufgabenbereiche einbeziehen. Am Gesamtziel ist zu messen, welche Ressourcen erforderlich 

sind, um das vereinbarte Ziel und die gewünschten Wirkungen zu erreichen. Die Gesamtsteue-

rung sollte sicherstellen, dass eine Kommune ihre gesetzten Ziele durch geeignete Maßnahmen 

erreicht. Bei Abweichungen muss sie zeitnah nachsteuern und Maßnahmen anpassen. 

Die Stadt Detmold hat im Haushaltsplan strategische Handlungsfelder und Zielsetzungen für 

das Verwaltungshandeln formuliert. Zu den sieben Handlungsfeldern zählt beispielsweise auch 

das Handlungsfeld „Familien“ mit dem übergeordneten Ziel „Familien finden in Detmold ein at-

traktives Umfeld“. Eine Ergänzung und Konkretisierung dieser Ziele erfolgt zunächst auf Fach-

bereichsebene. Für den Fachbereich „Jugend, Schule und Sport“ hat die Stadt im Haushalts-

plan 2020/2021 unter anderem das Ziel „Die Stadt Detmold schafft und sichert  

kinder-, jugend- und familiengerechte Entwicklungs- und Lebensbedingungen“ festgelegt. Au-

ßerdem hat das Jugendamt thematische Schwerpunkte bzw. Projekte in den Haushaltsplan auf-

genommen. Hierzu zählen z. B. Sozialraumorientierung, Familiensozialarbeit und Kinderarmuts-

prävention. Auf Produktebene hat das Jugendamt für das Produkt 006.220.100 „Hilfen zur Er-

ziehung“ folgende operativen Ziele formuliert: 

 Förderung des Erhalts der familiären Zusammenhänge als Sozialisationsraum für junge 

Menschen durch Qualifikation und Unterstützung der Eltern. 

 Anstreben eine das Wohl des Kindes fördernde einvernehmliche geregelte Wahrneh-

mung der elterlichen Sorge. 

 Förderung einer bedarfsorientierten Lebensperspektive für Kinder, Jugendliche und junge 

Volljährige. 

 Entwicklung einer akzeptablen Lebensperspektive für straffällig gewordene Jugendliche 

und Heranwachsende zur Vermeidung erneuter Straffälligkeit; Hilfestellung bei Entschei-

dungsfindungen in gerichtlichen Verfahren. 

 Sicherstellen eine dem Wohl des Kindes förderliche Erziehung durch altersentspre-

chende familienersetzende oder ergänzende Hilfen. 

 Schaffen einer eindeutigen Lebensperspektive für Kinder, Jugendliche und junge Volljäh-

rige durch Unterstützung bei der Aufarbeitung bisherige schädigender / traumatischer Er-

lebnisse. 
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Der Haushaltsplan bildet außerdem Leistungsmengen (Fallzahlen) und Kennzahlen für das o. g. 

Produkt Hilfen zur Erziehung ab. Zu den aufgeführten Kennzahlen gehören unter anderem die 

„durchschnittlichen Kosten je Kind in der ambulanten Hilfe im Jahr“ und die „durchschnittlichen 

Kosten je Kind in der Hilfe der Heimerziehung im Jahr“. Zielwerte für die Leistungsmengen oder 

Kennzahlen sind hier nicht aufgeführt. Weitere Ausführungen zu einem steuerungsrelevanten 

Kennzahlensystem erfolgen im Kapitel 4.4.3 Finanzcontrolling. 

Die Stadt Detmold hat im Rahmen des Projekts „Global Nachhaltige Kommune NRW“13 eine in-

tegrierte Nachhaltigkeitsstrategie entwickelt und im Frühjahr 2021 verabschiedet. Das Hand-

lungsprogramm der Stadt besteht aus einer übergeordneten Präambel, thematischen Leitlinien, 

einem Zielsystem mit strategischen und operativen Zielen sowie einer Maßnahmen- und Res-

sourcenplanung für die Umsetzung. Die Stadt positioniert sich damit als Global Nachhaltige 

Kommune und setzt die auf dem UN-Nachhaltigkeitsgipfel beschlossene Agenda 2030 für nach-

haltige Entwicklung auf kommunaler Ebene um. Inhaltlich hat die Stadt folgende sechs The-

menfelder priorisiert: 

 Themenfeld 1 - Nachhaltiger Konsum & gesundes Leben, 

 Themenfeld 2 - Nachhaltige Mobilität, 

 Themenfeld 3 - Wohnen & Nachhaltige Quartiere, 

 Themenfeld 4 - Ressourcenschutz & Klimafolgenanpassung, 

 Themenfeld 5 - Globale Verantwortung & Eine Welt, 

 Themenfeld 6 - Soziale Gerechtigkeit & lebenslanges Lernen. 

Im Themenfeld 6 hat die Stadt unter anderem die folgenden operativen Ziele formuliert, die das 

Jugendamt betreffen: 

 Bis zum Jahr 2025 besteht in Detmold für alle Schülerinnen und Schüler kein Abschluss 

ohne Anschluss (KAoA). 

 In der Stadt Detmold haben bis zum Jahr 2025 80% aller Träger der Jugendhilfe (inkl. 

freie und kirchliche) Konzepte zur geschlechtersensiblen Jugendarbeit. 

 Im Jahr 2025 gibt es in Detmold eine lebenslagen- und zielgruppenorientierte Angebots- 

und Beratungsstruktur. 

Als Maßnahmen für eine erfolgreiche Umsetzung hat das Jugendamt z. B. Unterstützungsange-

bote für die Berufsorientierung, Unterstützung von Jugendlichen im Bewerbungsverfahren, eine 

Bestandsaufnahme zur gender-, diversitätsreflektierenden Pädagogik bei den Detmolder Trä-

gern der Jugendhilfe und den Ausbau der Kindertagesbetreuung benannt. 

 

13 https://www.lag21.de/projekte/details/global-nachhaltige-kommune/ 
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Insgesamt sind die Aufwendungen für die Hilfe zur Erziehung laut den Aussagen des Jugend-

amtes in den letzten Jahren gestiegen. Die Ergebnisse dieser Prüfung bestätigen diese An-

nahme.14 Neben den allgemein gestiegenen Kosten für die Leistungserbringung sind vielfach 

sog. „Regelbetreuungen“ nicht mehr ausreichend und somit teure Intensivbetreuungen erforder-

lich. Um den steigenden Aufwendungen für die Hilfen zur Erziehung entgegenzuwirken, hat das 

Jugendamt ein Projekt zur Wirkungsorientierten Steuerung (WOS) durchgeführt. In Zuge des-

sen hat das Jugendamt beispielsweise die Verfahrensstandards und das Controlling weiterent-

wickelt sowie die Spezialdienste Erstberatung und Junge Volljährige eingerichtet. Außerdem hat 

es in Zusammenarbeit mit einem externen Anbieter die Methodik der Sozialpädagogischen Di-

agnostik installiert. 

3.4.3 Finanzcontrolling 

� Feststellung 

Die Stadt Detmold hat sehr gute Grundlagen für das Finanzcontrolling im Aufgabengebiet 

der Hilfen zur Erziehung geschaffen. Im Haushalt sind Grund- und Kennzahlen festgelegt 

und es ist ein regelmäßiges Berichtswesen installiert. Die Arbeit mit steuerungsrelevanten 

Kennzahlen kann aber noch weiter ausgebaut werden. 

Ein produktorientiertes Finanzcontrolling sollte Transparenz in der Entwicklung von Finanz-, 

Fall- und Stellendaten herstellen und diese anhand von aussagefähigen Kennzahlen und Be-

richten für die Steuerungsebenen aufbereiten. Anhand von steuerungsrelevanten Kennzahlen 

sollte gemessen werden, ob die vereinbarten Ziele erreicht werden. Auf Basis der Kennzahlen 

sollten als Grundlage für die Steuerung regelmäßige Auswertungen und Controllingberichte er-

stellt werden. Hierdurch wird Transparenz zum Ressourceneinsatz und –verbrauch und zur Ent-

wicklung der Aufwendungen und Fallzahlen geschaffen. Abweichungen von den gesetzten Zie-

len können durch einen Soll-Ist-Vergleich erkannt und es kann zeitnah gegengesteuert werden. 

Die Steuerung anhand von Zielen und Kennzahlen ist ein wichtiger Faktor für eine wirtschaftli-

che Steuerung der Hilfen zur Erziehung. Auswirkungen von Maßnahmen und Entwicklungen auf 

den Fehlbetrag können transparent dargestellt werden. Ein wirksames Finanzcontrolling setzt 

einen eng verzahnten Austausch zwischen dem Fachamt und der Finanzabteilung sowie eine 

Schnittstelle zwischen Fachsoftware und Finanzsoftware voraus. 

Die Stadt Detmold hat ein Finanzcontrolling eingerichtet. Das Stellenvolumen für den Bereich 

Hilfe zur Erziehung beläuft sich auf 0,35 Vollzeit-Stellen. Das Jugendamt wertet monatlich die 

Aufwendungen und Fallzahlen aus. Die Ergebnisse werden in einem sechswöchigen Rhythmus 

durch das Finanz- und Fachcontrolling vorgestellt, analysiert. Gegebenenfalls werden Gegen-

maßnahmen entwickelt. Die Daten sind außerdem Bestandteil der sogenannten Quartalsbe-

richte, die vierteljährlich erstellt werden. Diese bilden für die Hilfen zur Erziehung das Produkt 

006.220.100 mit den im Haushaltsplan aufgeführten Sachkonten ab. Sie stellen das Vorjahres-

ergebnis, den Planansatz für das laufende Haushaltsjahr, den aktuellen Stand so wie die wei-

tere Prognose für das Haushaltsjahr gegenüber. Abweichungen werden aufgezeigt und erläu-

tert. Außerdem sind der Personaleinsatz und die Leistungsmengen Bestandteil der Quartalsbe-

richte. Diese werden auch im Jugendhilfeausschuss vorgestellt. 

 

14 s. a. Kapitel 4.7.1.1 Aufwendungen Hilfe zur Erziehung 
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Insgesamt stellen detaillierte Soll-Ist-Vergleiche einen guten Einstieg in Steuerung und Abwei-

chungsanalysen dar. Die isolierte Betrachtung einzelner Indikatoren kann aber zu Fehlinterpre-

tationen führen. Die Bildung von Kennzahlen ist deshalb sinnvoll. Wie im vorherigen Kapitel 

4.4.2 Gesamtsteuerung und Strategie ausgeführt, stellt das Jugendamt im Haushaltsplan be-

reits erste Kennzahlen dar. Diese sind auch Bestandteil der Quartalsberichte und werden somit 

regelmäßig ausgewertet. Die Arbeit mit steuerungsrelevanten Kennzahlen kann darüber hinaus 

aber noch intensiviert werden. Denkbar sind insbesondere weitere Kennzahlen, z. B. zu den 

Aufwendungen je Hilfefall für einzelne Hilfearten. Auch die Entwicklung des Anteils der ambu-

lanten Hilfefälle und des Anteils der Hilfefälle in Vollzeitpflege kann wichtige Informationen lie-

fern. Das Jugendamt arbeitet zurzeit an einem detaillierten Gesamtbericht Hilfe zur Erziehung. 

Neben dem Finanzcontrolling sind auch das Fachcontrolling sowie die Sozialplanung in die 

Konzeption eingebunden. Der Bericht soll z. B. einen mehrjährigen Überblick über Fallzahlen 

und den damit verbundenen Aufwendungen ermöglichen. Außerdem soll er die Themen Ambu-

lante Quote, Inobhutnahmen, Vollzeitpflegequote usw. differenziert beleuchten. Fallübergrei-

fende Entwicklungen bei den Hilfen zur Erziehung könnten damit noch effektiver analysiert wer-

den, um frühzeitig Gegenmaßnahmen entwickeln und umsetzen zu können. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte das vorhandene Finanzcontrolling auf Grundlage der bisherigen 

Werkzeuge wie geplant um weitere steuerungsrelevante Daten und Kennzahlen ergänzen. 

3.4.4 Fachcontrolling 

� Feststellung 

Das Jugendamt der Stadt Detmold hat ein fallübergreifendes Fachcontrolling eingerichtet. Es 

entwickelt zurzeit ein Berichtswesen und legt Qualitätsstandards für die Hilfegewährung fest. 

Eine Kommune sollte ein Fachcontrolling für die Hilfen zur Erziehung eingerichtet haben. Die-

ses soll die Wirksamkeit der Hilfen und die qualitative Zielerreichung sowie die Einhaltung von 

Verfahrens- und Qualitätsstandards überprüfen. Die Ergebnisse bilden die Grundlage für eine 

kontinuierliche Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung. 

Das Fachcontrolling im Jugendamt der Stadt Detmold erfolgt zu einem großen Teil während 

der Hilfeplanung. Alle neuen Hilfen werden in einer Fallkonferenz erörtert, an der neben den 

KSD-Fachkräften die WiJu und eine Leitungskraft teilnehmen. Auch Veränderungen bei laufen-

den Hilfen werden in der Fallkonferenz beraten. Dieses Vorgehen dient der Qualitätssicherung 

und sorgt für eine laufende Überprüfung der Verfahrensstandards. 

Der KSD arbeitet zudem im Hilfeplanverfahren mit festgelegten Zielen und Vereinbarungen. 

Fallbezogen werden die Wirksamkeit und auch die qualitative Zielerreichung bei der Hilfeplan-

fortschreibung bewertet. Die Fallbeteiligten erörtern gemeinsam, ob die Hilfe für die Zielerrei-

chung weiterhin geeignet und notwendig ist. Es werden gegebenenfalls weitere Ziele und Hand-

lungsschritte angepasst und vereinbart. Bei drohenden Abbrüchen oder Komplikationen analy-

sieren die Fachkräfte die Gründe mit den Beteiligten. Dabei ermitteln sie auch, wie die Akzep-

tanz der Hilfen gefördert und ein Abbruch verhindert werden könnte. 
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Als Ausfluss des Projekts WOS15 hat das Jugendamt im November 2020 außerdem ein fallüber-

greifendes Fachcontrolling eingerichtet. Dieses soll relevante Daten auswerten, analysieren und 

aufbereiten und damit zur Weiterentwicklung bzw. Sicherung der Qualitätsstandards beitragen. 

Das Jugendamt plant dafür die Erarbeitung eines Monitoring Systems bis Mitte des Jahres 

2022. Das Fachcontrolling betreffende Aspekte der Hilfegewährung sollen außerdem Bestand-

teil des neuen Gesamtberichts Hilfe zur Erziehung werden16. Neben z. B. der Betrachtung von 

Laufzeiten plant das Jugendamt auch anbieterbezogene Auswertungen zu etablieren. Das Ju-

gendamt hat eine Arbeitsgemeinschaft Qualitätsentwicklung mit den ortsansässigen Trägern ins 

Leben gerufen, in der Standards für die Leistungserbringung und Kennzahlen für die Messung 

der Wirksamkeit erarbeitet werden sollen. 

Fallübergreifende Auswertungen nach Hilfearten und Anbietern ermöglichen eine frühzeitige 

Kenntnis von Entwicklungen bei der qualitativen Zielerreichung. Solche Auswertungen umfas-

sen neben der Überprüfung von Laufzeiten beispielsweise auch die Überprüfung von Abbruch-

quoten und fallübergreifender Zielerreichung. Die Auswertungen können mit Zielerreichungsgra-

den von Kennzahlen zusammengeführt werden. Dadurch werden Ergebnisse und auch Wirkun-

gen transparent und nachvollziehbar. Durch die geplante Zusammenführung von Fach- und Fi-

nanzcontrollingdaten im Gesamtbericht Hilfe zur Erziehung kann das Jugendamt zukünftig qua-

litative Aussagen zu durchgeführten Maßnahmen treffen. Die nachweislichen Fakten können 

wiederum für die Qualitätsdialoge mit den Trägern hilfreich sein, sowie in Vorgaben für bspw. 

präventive Maßnahmen oder das Leistungsangebot der freien Träger einfließen. 

� Empfehlung 

Das Jugendamt sollte regelmäßige, fallübergreifende Auswertungen nach Trägern, Hilfear-

ten sowie Laufzeiten vornehmen. Die Erkenntnisse sollten aufbereitet und im geplanten Ge-

samtbericht Hilfe zur Erziehung mit dem Finanzcontrolling zusammengeführt werden. 

3.5 Verfahrensstandards 

3.5.1 Prozess- und Qualitätsstandards 

� Feststellung 

Die Verfahrensstandards des Jugendamtes der Stadt Detmold bieten gute Voraussetzungen 

für eine qualifizierte und einheitliche Sachbearbeitung. Das Jugendamt arbeitet laufend an 

der Weiterentwicklung der Qualitätsstandards. 

Verbindliche Verfahrensstandards helfen, die Prozessqualität zu sichern. Sie sind eine zwin-

gende Voraussetzung für eine strukturierte, zielgerichtete und nachvollziehbare Fallsteuerung 

durch die Fachkräfte im Kommunalen Sozialen Dienst (KSD). 

 

15 siehe Kapitel 4.4.2 Gesamtsteuerung und Strategie 

16 siehe auch Kapitel 4.4.3 Finanzcontrolling 
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Eine Stadt sollte Standards und Abläufe der Aufgabenerfüllung schriftlich beschreiben. Hierzu 

gehören Prozesse, Zuständigkeiten, Verantwortlichkeiten sowie Fristen. Diese Prozess- und 

Qualitätsstandards sollten allen Beschäftigten zur Verfügung stehen. 

Das Jugendamt der Stadt Detmold hat im Rahmen eines Qualitätsmanagements begonnen die 

Prozesse im KSD zu analysieren und daraus verbindliche Verfahrensstandards zu entwickeln. 

Daraus sind unter anderem Konzepte bzw. Handbücher für die Bereiche Mutter/Vater-Kind-

Maßnahmen, Pflegekinderdienst und Hilfen zur Erziehung entstanden. Bei den Hilfen zur Erzie-

hung hat das Jugendamt konkret die Prozesse Erstberatung, Sozialpädagogische Diagnostik, 

Fälle mit unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen (UMA), Eingliederungshilfe nach § 35a SGB 

VIII und Hilfe für junge Volljährige nach § 41 SGB VIII definiert. Zukünftig sollen weitere Pro-

zesse im KSD beschrieben werden. Das aktuelle „Handbuch zu den Verfahrensabläufen im 

Kommunalen Sozialdienst der Stadt Detmold“ enthält bereits die meisten der zuvor genannten 

Konzepte und zusätzlich Kriterien für die Gewährung ambulanter Hilfen mit mehr als drei Fach-

leistungsstunden (FLS) wöchentlich.  

Der Aufbau der Verfahrensstandards ist für die Hilfen zur Erziehung einheitlich gestaltet. Zu-

nächst veranschaulicht ein Ablaufdiagramm die Reihenfolge der einzelnen Verfahrensschritte. 

Eine tabellarische Aufstellung erläutert nachfolgend die einzelnen Teilprozesse. Diese stellt fol-

gende Punkte im Detail dar: „Ziel“, „Zielgruppe“, „Aktivitäten“, „Beteiligte/Schnittstellen“, „Doku-

mentation“ und „Anmerkungen“. Die Schnittstellen zu anderen Aufgabenbereichen im Jugend-

amt sind als Ergänzung ebenfalls als Ablaufdiagramme dargestellt. 

Das Jugendamt hat durch die genannten Konzepte und Handbücher eine gute Basis für eine 

qualifizierte und einheitliche Sachbearbeitung geschaffen. Die Verschriftlichung von Verfahrens-

standards in den bisher nicht einzeln definierten Hilfearten ist darüber hinaus sinnvoll. Das Ju-

gendamt definiert Qualitätsentwicklung als einen fortlaufenden Dialogprozess. Die bereits vor-

handenen Standards werden deshalb laufend überarbeitet und ergänzt. Für eine effektive und 

effiziente Fallbearbeitung sollten langfristig alle Prozesse im KSD definiert und in das vorhan-

dene Handbuch aufgenommen werden. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte die bereits vorhandenen Regelungen und Standards wie geplant 

ergänzen und weiterentwickeln. 

� Feststellung 

Das Jugendamt der Stadt Detmold hat die schriftlichen Verfahrensstandards analog in der 

Fachsoftware umgesetzt. Eine elektronische Akte gibt es noch nicht. 

Generell sollte eine Jugendamtssoftware die Arbeit unterstützen und einheitliche Verfahrens-

weisen sichern. Das Jugendamt der Stadt Detmold setzt eine Fachsoftware für die Fallbearbei-

tung ein. Das KSD-Modul deckt unter anderem die Bereiche Hilfeplanverfahren, Beratung, Be-

willigung, Landesstatistik, Chronologie, Genogramm und Notizen ab. Außerdem besteht eine 

Schnittstelle zu dem in der WiJu eingesetzten Modul. Die bereits definierten KSD-Prozesse hat 

das Jugendamt analog in der Software umgesetzt und z. B. entsprechende Plausibilitäten ein-

gerichtet. Außerdem gibt es als weitere Hilfestellung für die KSD-Fachkräfte ein Handbuch für 

die Fallanlage und -bearbeitung im Fachverfahren. Die vorrangige Fallbearbeitung erfolgt in der 

Fachsoftware, über die auch alle vorhandenen Vordrucke abgerufen und ausgefüllt werden kön-

nen. Der Funktionsumfang der Fachsoftware umfasst außerdem ein Dokumentenmanagement. 
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Eine vollständige elektronische Aktenführung gibt es im KSD der Stadt Detmold bislang aber 

noch nicht. Deshalb ist aktuell noch die Führung einer zusätzlichen Handakte in Papierform not-

wendig. Vorgaben für die Aktenführung hat das Jugendamt in einer aktualisierten Dienstanwei-

sung festgelegt. Nach den Aussagen des Jugendamtes gibt es bereits Bestrebungen, eine E-

Akte im KSD einzuführen, aber noch keine konkreten zeitlichen Umsetzungspläne. Im Bereich 

Unterhaltsvorschuss ist eine Umstellung bereits erfolgt. Weitere Bereiche sollen sukzessive fol-

gen. Außerdem arbeitet die Stadt aktuell an dem Aufbau einer zentralen Scan-Stelle.  

Eine digitale Aktenführung kann die Effizienz bei der Fallbearbeitung steigern, Vertretungsmög-

lichkeiten optimieren und die Datenlage sowie -qualität für Steuerungszwecke verbessern. Au-

ßerdem erhöht sie die zeitliche und räumliche Flexibilität bei der Bearbeitung. Verbunden mit 

einer mobilen EDV-Ausstattung können Medienbrüche und daraus resultierende Doppelarbei-

ten sowie Datenverluste vermieden werden. Die Einführung der E-Akte im Jugendamt sollte da-

her mit einer guten und mobilen EDV-Ausstattung für den KSD verbunden werden, um das 

elektronische Arbeiten auch im Außendienst umsetzen zu können. 

� Empfehlung 

Die Einführung einer elektronischen Akte sollte forciert werden, um die Arbeitsabläufe noch 

weiter zu verbessern. 

3.5.1.1 Ablauf Hilfeplanverfahren 

� Die Stadt Detmold hat die von der gpaNRW definierten Mindeststandards für das Hilfeplan-

verfahren nach § 36 Abs. 2 SGB VIII gut umgesetzt. Auch Wirtschaftlichkeitsaspekte werden 

berücksichtigt. 

Für die Gewährung von Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 ff. SGB VIII ist die Durchführung eines 

Hilfeplanverfahrens nach § 36 Abs. 2 SGB VIII vorgesehen, in dem die Personensorgeberech-

tigten und das Kind/der Jugendliche zu beteiligen sind. 

Eine schriftliche Prozessbeschreibung des Hilfeplanverfahrens sollte die Zuständigkeiten, die 

Abläufe, die Fristen, die Fortschreibung des Hilfeplans und die beteiligten Personen verbindlich 

regeln. Die Einhaltung der Regelungen sollte regelmäßig durch die Vorgesetzten überprüft wer-

den. Die gpaNRW hält für das schriftlich zu dokumentierende Hilfeplanverfahren folgende Min-

deststandards für erforderlich: 

 Nach einer Meldung sollte eine zeitnahe Kontaktaufnahme erfolgen und bei Krisen umge-

hend interveniert werden. 

 Die Personensorgeberechtigten und Minderjährigen/Volljährigen werden beraten und in-

formiert. 

 Die fallverantwortliche Fachkraft schätzt den erzieherischen Bedarf ein und ermittelt eine 

geeignete Hilfe sowie einen passenden Leistungserbringer. 

 Mehrere Fachkräfte (mindestens drei) reflektieren den erzieherischen Bedarf und die im 

Einzelfall geeignete und erforderliche Hilfe in einer Teamkonferenz. 

 Die Wirtschaftlichkeit der Maßnahme sollte beachtet und die Wirtschaftliche Jugendhilfe 

in das Hilfeplanverfahren eingebunden werden.  
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 Der Personensorgeberechtigte und der Minderjährige/Volljährige werden über die in der 

Teamkonferenz ermittelten geeigneten Hilfeangebote informiert. 

 Zur Ausgestaltung der Hilfe wird gemeinsam mit dem Personensorgeberechtigten und 

dem Minderjährigen/Volljährigen ein Hilfeplan erstellt. 

 Eine verbindliche Leistungsentscheidung wird getroffen. 

 Die Hilfe wird entsprechend der Zielvereinbarung im Hilfeplan durchgeführt. 

 Die Familie erhält, soweit erforderlich, ergänzende Beratung und Unterstützung zur Ver-

besserung der Erziehungsbedingungen. 

 Der Hilfeplan wird regelmäßig und zeitnah überprüft.  

 Bei stationären Hilfen werden mögliche Rückkehroptionen geprüft. 

Die Stadt Detmold hat schriftliche und verbindliche Standards für das Hilfeplanverfahren fest-

gelegt. Für den Fallzugang hat das Jugendamt der Stadt Detmold einen Spezialdienst Erstbera-

tung eingerichtet. Maßgebliche Verfahrensstandards enthält der „Handlungsleitfaden des Fach-

dienstes „Erstberatung“ im KSD“. Nach dem Eingang einer Anfrage nimmt die Erstberatung in-

nerhalb von maximal zwei Wochen Kontakt zu den anfragenden Personen auf. Die zuständige 

Fachkraft führt eine erste Auftragsklärung durch. Unter anderem untersucht sie, ob die Kontakt-

personen im KSD bereits bekannt sind. Außerdem nimmt sie, ggfs. gemeinsam mit der WiJu, 

eine erste Zuständigkeitsprüfung vor. Bei festgestellter Zuständigkeit führt die Erstberatung eine 

Fallbewertung durch. Die Fachkraft prüft, ob beispielsweise niederschwellige Hilfen oder eine 

Beratung den Bedarf bereits decken können und ggfs. welche Stelle im Jugendamt für die wei-

tere Fallbearbeitung zuständig ist. Sofern notwendig führt die Erstberatung selbst bis zu drei 

Beratungstermine durch. Kommt eine Hilfe zur Erziehung in Betracht, leitet die Erstberatung 

den Fall an den KSD oder einen der Spezialdienste weiter. Die Spezialdienste bearbeiten die 

Hilfen nach §§ 33, 35a sowie § 41 SGB XII gemäß den für sie festgelegten Standards. Auf 

diese wird bei den einzelnen Hilfen im Kapitel 4.7.2 Hilfen nach §§ 27 ff. SGB VIII noch näher 

eingegangen. 

Alle anderen Hilfen werden durch den KSD bearbeitet. Die fallzuständige Fachkraft ist zunächst 

für die Überprüfung der festgestellten Zuständigkeit, ggfs. in Abstimmung mit der WiJu, verant-

wortlich. Bei bestätigter Zuständigkeit ermittelt die Fachkraft mithilfe der Sozialpädagogischen 

Diagnostik den erzieherischen/pädagogischen/therapeutischen Bedarf. Sie prüft, ob und in wel-

chem Umfang ein Leistungsanspruch besteht. Hierfür nutzt die Fachkraft Instrumente wie z. B. 

eine Ressourcen- und Netzwerkkarte und die kollegiale Beratung. Die abschließende Entschei-

dung über die konkrete Hilfe wird im Zusammenwirken aus Fach- und Leitungskräften in Rah-

men von sog. Fallkonferenzen getroffen. Diese finden wöchentlich statt. Neben Neufällen wer-

den auch Veränderungen in der Hilfeplanung vorgestellt, beraten und entschieden. Die WiJu ist 

für die abschließende Zuständigkeitsprüfung und schriftliche Leistungsentscheidung verantwort-

lich. Sie nimmt ebenfalls an den Fallkonferenzen teil, um frühzeitig eingebunden zu sein und 

ggfs. steuernd eingreifen zu können. 

Konkrete Vorgaben zur Berücksichtigung der Wirtschaftlichkeit, wie beispielsweise die Einho-

lung von mehreren Angeboten zu einer Hilfe, gibt es in Detmold nicht. Die Passgenauigkeit ei-
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ner Hilfe steht immer im Vordergrund jeder Hilfegewährung. In der Praxis bezieht das Jugend-

amt nach eigenen Aussagen aber wirtschaftliche Gesichtspunkte in die Betrachtung ein, bei-

spielsweise wenn die Passgenauigkeit einer Hilfe bei mehreren Anbietern gewährleistet ist. Die 

Beachtung von Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit wird außerdem durch die kollegiale Beratung 

und die Fallkonferenzen abgesichert. Das Jugendamt hat nachvollziehbar ausgeführt, dass sich 

die Anbieterauswahl aufgrund eines Angebotsmangels zunehmend schwieriger gestaltet. Diese 

Entwicklung hängt auch mit dem Fachkräftemangel bei den freien Trägern zusammen und er-

schwert die bedarfsgerechte Hilfegewährung sowie Berücksichtigung von wirtschaftlichen Ge-

sichtspunkten. 

Nach der Anbieterauswahl folgt das Hilfeplangespräch, in dem konkret das Leistungsangebot, 

die Zielformulierung sowie Art und Umfang der geplanten Leistung mit den Fallbeteiligten erör-

tert werden. Die Handlungsziele sollen sich dabei an der sog. SMART-Regel orientieren, das 

heißt die Ziele sollen spezifisch, messbar, attraktiv, realistisch und terminierbar sein. Das Ju-

gendamt der Stadt Detmold legt Wert auf Partizipation und ein transparentes Verfahren für die 

antragstellende Person bzw. am Verfahren Beteiligten. Deshalb klärt das Jugendamt die Betei-

ligten zu Beginn und fortlaufend über die Hilfeformen, den Ablauf des Hilfeplanverfahrens und 

deren Rechte auf. Die Beteiligten erhalten alle Dokumente, die im Zusammenhang mit der sozi-

alpädagogischen Diagnostik erstellt wurden und eine Ausfertigung des Hilfeplanprotokolls. 

Die fallzuständige KSD-Fachkraft ist für die Überprüfung der im Hilfeplangespräch vereinbarten 

Ziele verantwortlich. Es ist festgelegt, dass Hilfepläne spätestens alle sechs Monate fortge-

schrieben werden. Im Bedarfsfall, z. B. bei akuten Krisen, kommen auch kürzere Fristen in Be-

tracht. Eine erste Überprüfung bei Neufällen ist bereits nach einem Zeitraum von ca. sechs Wo-

chen vorgesehen. Dieses Vorgehen soll sicherstellen, dass eine produktive Arbeitsbeziehung 

aufgebaut werden konnte und die im Hilfeplan festgesetzten Ziele auch dem tatsächlichen Be-

darf entsprechen. 

Bei stationären Hilfen sind immer auch mögliche Rückkehroptionen in die Herkunftsfamilie zu 

prüfen. Wenn die Rückkehr in die Familie und die Wiederherstellung der Erziehungsfähigkeit 

der Familie Ziel der Hilfe sind, müssen die Rückkehroptionen bei der Hilfeplanung direkt mitbe-

dacht werden. Ein Rückführungskonzept gibt es bei der Stadt Detmold nicht mehr. Ein in der 

Vergangenheit eingesetzter Rückführungsbogen hat sich nach den Aussagen des Jugendamtes 

in der Praxis nicht bewährt. Die Einbeziehung von Rückkehroptionen ist dennoch fester und 

verbindlicher Bestandteil der fachlichen Arbeit. Ab dem 16. Lebensjahr wird im Rahmen der Hil-

feplanung außerdem verstärkt eine Verselbstständigung forciert. Das Jugendamt hat für die 

Verselbstständigung von jungen Volljährigen außerdem einen Spezialdienst eingerichtet. 

3.5.1.2 Fallsteuerung  

� Die Stadt Detmold betreibt eine gute Fallsteuerung anhand von standardisierten Prozessen. 

Jeder Hilfefall sollte in einem strukturierten Prozess gesteuert und betreut werden. Dabei sind 

unter Berücksichtigung der vorgegebenen Verfahrensstandards folgende Schritte von besonde-

rer Bedeutung: 

 Eine strukturierte fachliche Zugangssteuerung sollte installiert sein. 
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 Die Einbindung der Wirtschaftlichen Jugendhilfe sollte frühzeitig erfolgen, insbesondere 

zu Fragen der sachlichen Zuständigkeit (Kostenerstattungsansprüche).  

 Die Auswahl eines passenden Leistungserbringers erfolgt z.B. mit Unterstützung eines 

Anbieterverzeichnisses, in dem die Leistungserbringer mit Angeboten und Kosten sowie 

den bisherigen Erfahrungswerten aus einer Zusammenarbeit enthalten sind. Bei mehre-

ren grundsätzlich in Frage kommenden Anbietern wird der wirtschaftlichste ausgewählt. 

 Es besteht ein enger Kontakt mit dem Leistungserbringer auf der Grundlage der Verein-

barungen in der Hilfeplanung mit dem Ziel, die Wirkung der Hilfe regelmäßig zu evaluie-

ren und einem unplanmäßigen Abbruch der Hilfe entgegenzuwirken. Es erfolgt eine re-

gelmäßige Fortschreibung des Hilfeplanes in nicht zu langen Intervallen. 

 Die Laufzeit der Hilfe wird auf das notwendige Maß begrenzt und, soweit fachlich vertret-

bar, eine zeitnahe Anpassung bzw. schrittweise Reduzierung der Hilfe eingeleitet.  

Das Jugendamt der Stadt Detmold steuert die Hilfeplanfälle anhand eines strukturierten Pro-

zesses. Die fachliche Zugangssteuerung erfolgt durch die Erstberatung. Während dieser Phase 

findet eine ausführliche Aufklärung des Sachverhaltes sowie die Zuständigkeitsprüfung statt. Es 

wird geprüft, ob eine Beratung oder andere niederschwellige Unterstützung den Bedarf decken 

kann oder ob eine Hilfe zur Erziehung erforderlich ist. Nähere Ausführungen zu den einzelnen 

Verfahrensschritten und der Einbindung der WiJu enthält das Kapitel 4.5.1.1 Ablauf Hilfeplan-

verfahren. 

Das Jugendamt der Stadt Detmold hat die örtlichen Anbieter mit Leistungsbeschreibungen und 

Entgelten in der Fachsoftware hinterlegt. Diese Daten sind für alle Fachkräfte jederzeit abrufbar 

und können somit für die Anbieterauswahl herangezogen werden. Die Konzepte der einzelnen 

Träger können die KSD-Fachkräfte in der WiJu einsehen. Weitere Anbieter ermitteln die Fach-

kräfte über das Internet und das Einrichtungssucheportal des Landschaftsverbandes Westfalen-

Lippe (LWL). Erfahrungswerte mit den Leistungsanbietern erfasst das Jugendamt nicht schrift-

lich. Diese sind aber bekannt und fließen auch über die kollegiale Beratung in die Auswahl ein. 

Neben gemeinsamen Arbeitskreisen und Qualitätszirkeln findet ein regelmäßiger Austausch mit 

den Leistungsanbietern vor Ort über die Einzelfallhilfe statt. Die Leistungsanbieter erstellen bei-

spielsweise Entwicklungsberichte zu den Hilfeplangesprächen. Die Entgeltverhandlungen mit 

den örtlichen Anbietern führt die Stadt Detmold selbst, sodass auch hierüber eine gute Ver-

knüpfung besteht. Die eingehenden Rechnungen der Leistungsanbieter werden aktuell nur 

durch die WiJu geprüft. Diese hält bei Unstimmigkeiten Rücksprache mit der zuständigen KSD-

Fachkraft und gegebenenfalls auch den Leitungskräften. Das Jugendamt plant in der Zukunft 

eine inhaltliche Prüfung der Leistungsabrechnungen durch die KSD-Fachkräfte durchzuführen. 

Vorgaben für die Entwicklungsberichte und Leistungsnachweise erarbeitet das Jugendamt ge-

meinsam mit den örtlichen Anbietern in der bereits genannten Arbeitsgemeinschaft Qualitäts-

entwicklung.17 

Das Jugendamt betrachtet den Umfang der Leistungserbringung einzelfallbezogen. Eine Ober-

grenze für Fachleistungsstunden im Bereich der ambulanten Hilfen oder Standards für Reduzie-

rungen hat das Jugendamt deshalb nicht festgelegt. Maßgeblich sind viel mehr Entwicklungs-

stand und aktueller Hilfebedarf. Der Stundenbedarf wird deshalb im Hilfeplan konkret anhand 

 

17 s. Kapitel 4.4.4 Fachcontrolling 
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des Unterstützungsbedarfs bestimmt. Stundenreduzierungen werden vorgenommen, wenn 

(Teil-)Ziele bereits erreicht wurden. 

Unplanmäßige Beendigungen von Hilfen kommen laut den Ausführungen des Jugendamtes 

aufgrund der bedarfsgerechten Hilfegewährung nur selten vor. Bei Hinweisen, dass ein Abbruch 

bevorsteht, führt das Jugendamt umgehend Gespräche durch, um den Hilfebedarf zu überprü-

fen und Risikoverläufe abzuwägen. Ggfs. kommen ein Trägeraustausch oder ein Wechsel der 

Hilfeart in Betracht, um dem Abbruch entgegen zu wirken. Liegen Anhaltspunkte für eine Kin-

deswohlgefährdung vor, wird gegebenenfalls das Familiengericht herangezogen.  

Die Unterbringungen in der Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII organisiert der PKD. Nähere In-

formationen über die Vollzeitpflege enthält das entsprechende Kapitel 4.7.2.3 Vollzeitpflege 

§ 33 SGB VIII. 

Auswirkungen der Corona Pandemie 

Der Ausbruch der Atemwegserkrankung COVID-19 in 2020 hat auch im Jugendamt der Stadt 

Detmold zu Anpassungen der Arbeitsweise geführt. Das Jugendamt hat im KSD ein Schichtsys-

tem eingeführt und somit die Arbeit im Homeoffice ausgeweitet. Durch eine gute Zusammenar-

beit mit der hauseigenen IT konnten nach den Aussagen des Jugendamtes hierfür schnell die 

technischen Voraussetzungen geschaffen werden. Innerhalb der Verwaltung gibt es jederzeit 

die Möglichkeit große Besprechungsräume zu nutzen, um die notwendigen Abstände einhalten 

sowie Videokonferenzen durchzuführen zu können. 

Sofern möglich hat das Jugendamt die Wahrnehmung von Terminen in telefonischer oder digi-

taler Form ausgebaut. Notwendige Termine wurden weiterhin vor Ort wahrgenommen, bei-

spielsweise die Inaugenscheinnahme im Rahmen von § 8a-Fällen. Auch die Erstberatung war 

weiterhin geöffnet. Das Jugendamt hat die KSD-Fachkräfte für Außentermine mit entsprechen-

der Ausrüstung wie Handschuhen, Masken, Ganzkörperanzügen, usw. ausgestattet. Die Stan-

dards für das Hilfeplanverfahren wurden nach den Darstellungen des Jugendamtes weiterhin 

eingehalten. Die Hilfeplangespräche mussten dennoch zum Teil verschoben werden oder in di-

gitaler Form durchgeführt werden. Bei Verschiebungen hat sich das Jugendamt mit Statusbe-

richten der Einrichtung bzw. telefonische Gespräche über das aktuelle Fallgeschehen infor-

miert.  

Bei den Trägern gab es nach der Darstellung des Jugendamtes während des ersten Lockdowns 

ebenfalls eine Reduzierung der persönlichen Kontakte. Diese haben nach Möglichkeit ebenfalls 

auf alternative Kontaktmöglichkeiten zurückgegriffen. Mittlerweile arbeiten die Träger wieder 

vermehrt mit persönlichen Kontakten. Insgesamt hat es im Zusammenspiel mit den Trägern ei-

nen erhöhten Koordinierungsaufwand gegeben. Die Zusammenarbeit war aus Sicht des Ju-

gendamtes dennoch sehr positiv. 

3.5.1.3 Kostenerstattungsansprüche 

� Feststellung 

Die Wirtschaftliche Jugendhilfe der Stadt Detmold wird frühzeitig in das Hilfeplanverfahren 

eingebunden. Sie prüft Kostenerstattungsansprüche für alle Hilfeplanfälle. Schriftliche Ver-

fahrensstandards für diese Prüfung gibt es aktuell nicht. 
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Grundsätzlich ist für die Gewährung von Hilfen zur Erziehung das örtliche Jugendamt zustän-

dig. Die örtliche Zuständigkeit ist in §§ 86 ff. SGB VIII geregelt. Unter bestimmten Vorausset-

zungen hat das Jugendamt, das die Hilfen zur Erziehung gewährt, gegenüber einem anderen 

örtlichen oder überörtlichen Träger der Jugendhilfe gemäß §§ 89 ff. SGB VIII einen Kostener-

stattungsanspruch auf Erstattung der Aufwendungen. Die Prüfung und Geltendmachung von 

Kostenerstattungsansprüchen erfolgt in der Regel durch die Wirtschaftliche Jugendhilfe. Diese 

sollte deshalb möglichst früh in den Hilfeplanprozess einbezogen werden. Für die Prüfung und 

Geltendmachung von Kostenerstattungsansprüchen sollten Prozesse und Standards definiert 

sein, um zu gewährleisten, dass diese zeitnah und umfassend geltend gemacht werden.    

Die WiJu der Stadt Detmold ist insbesondere für die Prüfung und Geltendmachung von Kos-

tenerstattungsansprüchen zuständig. Das Vorliegen von Kostenerstattungsansprüchen wird 

grundsätzlich bei allen Neufällen und in der laufenden Fallbearbeitung geprüft. Darüber hinaus 

ist die WiJu an der Zuständigkeitsprüfung beteiligt und für die schriftliche Leistungsentschei-

dung verantwortlich. Auch die Bewilligung der Kostenerstattung und Vereinnahmung der Be-

träge wird durch die WiJu überwacht. Die Forderungen werden außerdem zum Soll gestellt und 

die tatsächliche Vereinnahmung durch die Einbindung der Stadtkasse somit zusätzlich abgesi-

chert. 

Bei der Gewährung von Hilfen zur Erziehung bedarf es einer reibungslosen Kommunikation zwi-

schen dem KSD und der WiJu. Nur so kann ein fehlerfreier Ablauf sowohl bei der Leistungser-

bringung als auch bei der Refinanzierung sichergestellt werden. Das Jugendamt der Stadt Det-

mold legt Wert auf eine frühzeitige und umfassende Beteiligung der WiJu. Die WiJu ist aus 

Sicht des Jugendamtes ein wichtiger Baustein im Hilfeprozess und nimmt sowohl eine bera-

tende als auch steuernde Funktion ein. Das Jugendamt bindet die WiJu deshalb schon vor dem 

eigentlichen Hilfeplanverfahren bedarfsgerecht in das Verfahren ein und beteiligt sie auch an 

den Fallkonferenzen. 

Für die Prüfung der örtlichen Zuständigkeit und das Vorliegen von Kostenerstattungstatbestän-

den gibt es aktuell nur einen tabellarischen Vordruck als Orientierungshilfe. In diesem können 

die Fachkräfte in Stichpunkten die wichtigsten Punkte zu den durchgeführten Prüfungen festhal-

ten. Eine detaillierte Prozessbeschreibung für die Prüfung von Kostenerstattungen sowie Vorga-

ben für die sich daraus möglicherweise ergebenden Kostenbescheide gibt es zurzeit nicht. Zur 

Vereinheitlichung von Arbeitsabläufen und der Wissensspeicherung ist eine Verschriftlichung 

der praktischen Abläufe bei Kostenerstattungen jedoch sinnvoll. Auch die Einarbeitung von 

neuen Fachkräften kann durch verbindliche Prozesse erleichtert und die Transparenz der Ar-

beitsabläufe erhöht werden. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte auch für die Prüfung von Kostenerstattungsansprüchen durch die 

Wirtschaftliche Jugendhilfe Verfahrensstandards entwickeln. Ziel sollten standardisierte Pro-

zesse sein, die vorhandenes Fachwissen auch bei Personalwechsel erhalten und qualitativ 

gleichbleibende Sachbearbeitung sicherstellen. 
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3.5.2 Prozesskontrollen 

� Die Stadt Detmold führt standardisiert prozessintegrierte Kontrollen durch. Außerdem hat sie 

regelmäßige Aktenprüfungen als prozessunabhängiges Kontrollinstrument etabliert. 

Für die Aufgabenerledigung im Bereich der Hilfe zur Erziehung sollten prozessintegrierte Kon-

trollmaßnahmen, technische Plausibilitätsprüfungen und prozessunabhängige Kontrollen vor-

handen sein. Mit den Prozesskontrollen sollte erreicht werden, dass die Beachtung und Einhal-

tung von festgelegten Vorgaben für den Workflow und die Verfahrensstandards sowie die recht-

mäßige Aufgabenerledigung nachvollzogen werden können. 

Bei der Stadt Detmold gibt es kein klassisches internes Kontrollsystem. Standardisiert erfolgen 

aber verschiedene prozessintegrierte Kontrollen im Rahmen des Hilfeplanprozesses. Das soge-

nannte Vier-Augen-Prinzip wird beispielsweise in jedem Fall durch die kollegiale Beratung ge-

wahrt. Außerdem sind über die Fallkonferenzen Führungskräfte bei jedem Neufall eingebunden. 

Die rechtzeitige Bearbeitung von Fällen stellt das Jugendamt außerdem durch automatische 

Wiedervorlagen im EDV-Fachverfahren sicher. Diese weisen auf die Notwendigkeit der Fort-

schreibung des Hilfeplans, das Erreichen der Altersgrenze, etc. hin. Zusätzlich informiert die 

WiJu die Jugendamtsleitung quartalsweise über die Fälle, in denen keine Fortschreibung in der 

Fachsoftware erfasst ist. Für Fälle mit einem Verdacht auf Kindeswohlgefährdung hat das Ju-

gendamt weitere Prozesskontrollen wie z. B. Aktenprüfungen durch Leitungskräfte verbindlich 

festgelegt. 

Insbesondere durch den Einsatz der Fachsoftware können einheitliche Verfahrens- und Doku-

mentationsstandards gewährleistet werden. Alle Hilfefälle werden in das Fachverfahren einge-

pflegt. Für die Fachkräfte gibt es einheitliche Vorgaben zur Erfassung von Daten in der Fach-

software. Diese ergeben sich aus der Struktur der Fachsoftware, technischen Plausibilitäten 

und dem Handbuch für die Fallanlage und -bearbeitung im Fachverfahren. Das Jugendamt 

plant zusätzlich ein Datenqualitätsmanagement zu etablieren, das laufend die Eingaben in der 

Fachsoftware auf Vollständigkeit und Plausibilität überprüft. 

Das Jugendamt hat außerdem regelmäßige Aktenprüfungen als prozessunabhängiges Kontrol-

linstrument etabliert. Von jeder Fachkraft wird eine Akte im Quartal überprüft. Die Kontrolle er-

streckt sich dabei sowohl auf die formelle Aktenführung als auch die inhaltliche Nachvollzieh-

barkeit. Das Ergebnis der Aktenprüfung wird in Form eines standardisierten Formulars doku-

mentiert. Bei Auffälligkeiten vereinbart die Leitungskraft eine Wiedervorlage mit der fallzuständi-

gen Fachkraft. 

Im Bereich der WiJu gib es hingegen keine prozessunabhängigen Kontrollen. Alle Auszahlun-

gen werden aber durch eine Leitungskraft rechnerisch geprüft und freigegeben. Das Vier-Au-

gen-Prinzip wird somit ebenfalls gewahrt. 

3.6 Personaleinsatz 

Zum Personaleinsatz im Handlungsfeld Hilfe zur Erziehung betrachtet die gpaNRW schwer-

punktmäßig die Stellenausstattung im Kommunalen Sozialen Dienst (KSD) und in der Wirt-

schaftlichen Jugendhilfe (WiJu). 
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� Das Jugendamt der Stadt Detmold führt regelmäßig eine Personalbedarfsplanung durch. Für 

die Personalbemessung greift das Jugendamt auf eigene Erhebungen zurück. 

� Das Jugendamt der Stadt Detmold bereitet neue Beschäftigte durch ein strukturiertes Einar-

beitungsverfahren auf die neue Tätigkeit vor. 

Eine Kommune sollte die notwendigen Personalressourcen vorhalten, um die Aufgaben im Prüf-

gebiet Hilfe zur Erziehung qualitativ gut bearbeiten zu können. Dies setzt eine sowohl quantita-

tiv als auch qualitativ ausreichende Personalausstattung voraus. Hierfür ist eine Personalbe-

darfsplanung notwendig, die geplante und ungeplante Fluktuationen berücksichtigt. Außerdem 

sollte die Stadt ihr Personal auch qualitativ gut einarbeiten, qualifizieren und fortbilden. 

Die Stadt Detmold führt zu jedem neuen Haushaltsjahr eine Personalbedarfsplanung durch. 

Das Jugendamt berücksichtigt dabei planbare Fluktuationen wie Elternzeitrückkehrer, Altersteil-

zeit, etc. Das Jugendamt überprüft außerdem regelmäßig die Personalausstattung. Dafür nutzt 

die Stadt eigene Personalbemessungen. Nach den Aussagen des Jugendamtes besteht aktuell 

eine Übereinstimmung zwischen Soll und Ist der Personalausstattung.  

Offene Stellen im KSD konnten bislang immer zeitnah mit qualifizierten Bewerbern oder Bewer-

berinnen nachbesetzt werden. Die Bewerberlage gestaltet sich nach den Aussagen des Ju-

gendamtes noch als ausreichend. Eine Wiederbesetzungssperre gibt es nicht. Langzeiterkran-

kungen werden zunächst durch ein rollierendes System in der Fallbearbeitung intern kompen-

siert. Springerstellen gibt es nicht. Sofern notwendig werden Prioritäten bei der Fallbearbeitung 

festgelegt. Vorrang haben stets alle Fälle im Zusammenhang mit einer Kindeswohlgefährdung. 

Die Stadt Detmold hat einige konkrete Maßnahmen entwickelt, um die Stellen im Bereich der 

Hilfen zur Erziehung für Bewerber und Bewerberinnen attraktiver zu gestalten. Hierzu zählen 

beispielsweise flexible Arbeitszeiten und die Möglichkeit regelmäßig Fortbildungen zu besu-

chen, z. B. zum Thema Kinderschutz. Jede unbefristete Fachkraft erhält nach der Probezeit 

eine Ausbildung zur Kinderschutzfachkraft. Außerdem bestehen für die KSD-Fachkräfte interne 

Qualifizierungsmöglichkeiten, aus denen sich auch Perspektiven in anderen Bereichen der 

Stadtverwaltung ergeben können. 

Das Jugendamt der Stadt Detmold legt Wert auf eine gute und strukturierte Einarbeitung. Für 

die Einarbeitung von neuen Fachkräften gibt es ein Einarbeitungskonzept als verbindlichen 

Handlungsleitfaden. Das Konzept bietet unter anderem eine erste Einführung in die Arbeit im 

KSD. Es enthält Informationen zu den Aufgaben des KSD, den Formen von Hilfen zur Erzie-

hung, dem Hilfeplanverfahren und dem Umgang mit Kindeswohlgefährdungsmeldungen. Er-

gänzt wird das Konzept durch Check- und To-Do-Listen sowie standardisierte Vordrucke zum 

Umgang mit Gefährdungsmeldungen nach § 8a SGB VIII. Ein Einarbeitungsplan definiert den 

zeitlichen vorgesehenen Ablauf und Umfang der Einarbeitung. Im KSD erfolgt die Einarbeitung 

federführend durch eine erfahrende Fachkraft (Mentor bzw. Mentorin), die ebenfalls im Einar-

beitungsplan festgelegt wird. 
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Personaleinsatz 2019 

Kennzahlen Detmold Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Hilfeplanfälle je 
Vollzeit-Stelle KSD 

24 18 25 28 31 66 18 

Hilfeplanfälle je 
Vollzeit-Stelle 
WiJu 

102 61 106 136 149 207 18 

Es sind die tatsächlich im Vergleichsjahr besetzten Ist-Stellen berücksichtigt. Diese sind als 

Vollzeit-Stellen erfasst. Nicht durchgängig besetzte Stellen sind entsprechend der tatsächlichen 

Anwesenheit eingeflossen. Langzeiterkrankungen sind bereinigt. Eine Langzeiterkrankung liegt 

dann vor, wenn der Ausfall im Betrachtungsjahr länger als sechs Monate dauert. Vertretungs-

kräfte für krankheitsbedingte Ausfälle sind berücksichtigt.  

Wir haben die Aufgabeninhalte der Stellen einheitlich definiert. Sofern zusätzliche Aufgaben 

durch die Mitarbeitenden erledigt werden, sind diese aus den Stellenanteilen herausgerechnet 

worden.  

3.6.1 Kommunaler Sozialer Dienst (KSD) 

Für die Stellenausstattung des Kommunalen Sozialen Dienstes hat die gpaNRW einen Richt-

wert ermittelt. Dieser ist ein Erfahrungswert aus vorausgegangenen überörtlichen Prüfungen. 

Der Richtwert liegt bei 30 Hilfeplanfällen nach § 36 SGB VIII je Vollzeit-Stelle KSD. Er dient als 

Orientierung für die Personalausstattung des KSD im interkommunalen Vergleich. Er kann eine 

eigene Stellenbemessung nicht ersetzen. 

Der Richtwert unterstellt Arbeitszeitanteile i. H. v. 30 Prozent für präventive Tätigkeiten und 50 

Prozent für Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII, einschließlich der Aufgaben nach §§ 8a und 41, 

42 SGB VIII. Für Verwaltungstätigkeiten (Dienstbesprechungen, Rüstarbeitszeiten) wird ein An-

teil i. H. v. zehn Prozent angenommen, weitere zehn Prozent entfallen auf einzelfallübergrei-

fende Tätigkeiten im Sozialraum. 

Nach den Angaben des Jugendamtes der Stadt Detmold belief sich der Personaleinsatz im 

KSD auf insgesamt rund 21,5 Vollzeit-Stellen in 2019. Die Spezialdienste sind hierin enthalten. 

Insgesamt wurden in 2019 durchschnittlich rund 523 Hilfeplanfälle bearbeitet. Daraus ergeben 

sich rund 24 Hilfeplanfälle je Vollzeit-Stelle KSD. Die Stadt liegt damit unter dem definierten 

Richtwert. Im interkommunalen Vergleich gehört die Stadt zu den 25 Prozent der Vergleichs-

städte mit den niedrigsten Fallzahlen je Vollzeit-Stelle KSD. 

Das Jugendamt hat die Stellenausstattung im KSD zuletzt im Jahr 2020 analysiert und eine 

neue Personalbemessung aufgestellt. Durch den verstärkten Fachkräfteeinsatz soll eine inten-

sive Einzelfallsteuerung sichergestellt werden. Beispiele hierfür sind die Erstberatung, die sozi-

alpädagogische Diagnostik oder die kurzen Hilfeplanintervalle bei Neufällen. Diese Vorgehens-

weise bietet die Möglichkeit durch eine intensive fachlich geprägte Zugangs- und Fallsteuerung 

zu einer dem individuellen Bedarf des Kindes bzw. Jugendlichen oder jungen Volljährigen ent-
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sprechenden Hilfe zu gelangen. Damit kann die Stadt Detmold nach eigenen Angaben passge-

naue Hilfen gewähren und in der Folge die Fallzahlen sowie Aufwendungen für die Hilfen zur 

Erziehung langfristig auf einem stabilen Niveau halten bzw. senken.  

Eine eigene Personalbemessung ist stets vorrangig gegenüber dem von der gpaNRW definier-

ten Richtwert. Das Jugendamt investiert nach den nachvollziehbaren Ausführungen außerdem 

viel Zeit für Beratungs- und Betreuungstätigkeiten außerhalb der Gewährung von Hilfen zur Er-

ziehung. Die Einleitung eines Hilfeplanverfahrens kann bspw. durch die intensive Zugangssteu-

erung in Form der Erstberatung teilweise vermieden werden. In der Folge müssen auch keine 

kostenintensiven Hilfen zur Erziehung geleistet werden. Solche intensiven Hilfen im Vorfeld ei-

nes Hilfeplanverfahrens führen zu einem erhöhten Personalbedarf. Die Fallzahlen je Vollzeit-

Stelle KSD fallen tendenziell niedriger aus. 

Ein Erfolg der dargestellten Maßnahmen zeigt sich z. B. in der gesunkenen Falldichte (s. Kapitel 

4.7.1.4 Falldichte). 

3.6.2 Wirtschaftliche Jugendhilfe 

� Feststellung 

Das Jugendamt hat die Personalbemessung in der Wirtschaftlichen Jugendhilfe zuletzt in 

2016 überprüft. Die Wirtschaftliche Jugendhilfe ist intensiv in das Hilfeplanverfahren einge-

bunden. Das bindet zeitliche Ressourcen. 

Für die Stellenausstattung der Wirtschaftlichen Jugendhilfe hat die gpaNRW einen Richtwert er-

mittelt. Dieser liegt bei 140 Hilfeplanfällen nach § 36 SGB VIII je Vollzeit-Stelle. Der Richtwert 

dient als Orientierung für die Personalausstattung der WiJu im interkommunalen Vergleich. Er 

kann eine eigene Stellenbemessung nicht ersetzen. 

Im Jahr 2019 wurden die rund 523 Hilfeplanfälle von rund 5,1 Vollzeit-Stellen bearbeitet, somit 

rund 102 Hilfeplanfälle je Vollzeit-Stelle. Die Stadt liegt damit auch bei der WiJu unter dem 

Richtwert und erzielt im interkommunalen Vergleich eine niedrige Bearbeitungsquote. 

Die WiJu der Stadt Detmold wird frühzeitig in das Hilfeplanverfahren eingebunden und nimmt 

auch an den Fallkonferenzen teil. Insgesamt ist die WiJu ein wichtiger Bestandteil der Abläufe 

im Jugendamt der Stadt Detmold. Dieses Vorgehen bindet aber auch zeitliche Ressourcen. Die 

Fallzahlen je Vollzeit-Stelle WiJu fallen deshalb tendenziell niedriger aus. Das Jugendamt hat 

außerdem dargestellt, dass die WiJu durch eine Vielzahl von Inobhutnahmen zusätzlich belas-

tet ist. Die gegenüber anderen Kommunen hohe Zahl an stationären Einrichtungen im Stadtge-

biet führt nachvollziehbar zu höheren Fallzahlen bei den Inobhutnahmen. Diese Fälle werden in 

der Datenerfassung nicht berücksichtigt. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte die Personalbemessung für die Wirtschaftliche Jugendhilfe aktuali-

sieren. Dafür sollte sie die Tätigkeiten der Wirtschaftlichen Jugendhilfe beschreiben und Zeit-

anteile für diese definieren. 
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3.7 Leistungsgewährung 

3.7.1 Fehlbetrag und Einflussfaktoren 

� Die Stadt Detmold hat im Jahr 2019 einen überdurchschnittlichen Fehlbetrag HzE je Einwoh-

ner von 0 bis unter 21 Jahre. 

Eine Kommune sollte den Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung unter Berücksichtigung einer bedarfs-

gerechten Versorgung durch geeignete Steuerungsmaßnahmen so niedrig wie möglich halten. 

Die gpaNRW hat das Produkt Hilfen zur Erziehung im Rahmen der Datenerfassung für alle Ver-

gleichskommunen einheitlich definiert. Der Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung beinhaltet das or-

dentliche Ergebnis zuzüglich der internen Leistungsverrechnungen für Gebäudeaufwendungen, 

sofern diese nicht im ordentlichen Ergebnis enthalten sind. Er bildet den Ressourcenverbrauch 

und die Intensität der Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung ab. 

Das diesem Bericht zugrundeliegende ordentliche Ergebnis für Hilfen zur Erziehung der Stadt 
Detmold ist nicht mit dem ordentlichen Ergebnis des Produkts Produkt 006.220.100 „Hilfen zur 

Erziehung“ des Haushaltsplans gleichzusetzen. Das Jugendamt der Stadt Detmold hat die Auf-

wendungen und Erträge entsprechend der Datenanforderung der gpaNRW aufbereitet und zu-

sammengestellt.  

Belastend auf den Fehlbetrag wirken insbesondere die Transfer- und Personalaufwendungen. 

Die Transferaufwendungen gesamt für Hilfe zur Erziehung nach §§ 27 bis 35, 35a und 41 SGB 

VIII belaufen sich im Jahr 2019 auf rund 13 Mio. Euro. Davon entfallen rund 820.000 Euro auf 

die Transferaufwendungen für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (UMA). Die Personalauf-

wendungen belaufen sich auf rund 2,2 Mio. Euro. 

Positive Auswirkungen auf den Fehlbetrag haben die Erträge einer Kommune, die zumeist in 

Form von Kostenerstattungen anfallen. Die Kostenerstattungen und Kostenumlagen der Stadt 

Detmold betragen im Jahr 2019 rund 5,2 Mio. Euro. 
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Fehlbetrag HzE je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre in Euro 2019 

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte von 18 Kommunen eingeflossen, die sich wie 

folgt verteilen: 

 

Bezogen auf das Jahr 2019 ist der einwohnerbezogene Fehlbetrag HzE bei der Stadt Detmold 

überdurchschnittlich. Der Fehlbetrag HzE ist von 2017 bis 2019 um rund fünf Prozent gestie-

gen. Diese Entwicklung lässt sich hauptsächlich auf eine Erhöhung der Transferaufwendungen 

zurückführen. 

Fehlbetrag HzE je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre in Euro 

2017 2018 2019 

789 743 829 

Der Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung wird durch verschiedene Faktoren beeinflusst. Die gpaNRW 

betrachtet sie nachfolgend. 
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Einflussfaktoren Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung 2019 

 

Der Index (blaue Linie) bildet den Median der obigen Kennzahlen im interkommunalen 

Vergleich ab. Die rote Linie stellt die Positionierung der Stadt Detmold im Verhältnis zum Index 

dar. Dabei bildet ein Wert der Stadt Detmold außerhalb des Index einen höheren und innerhalb 

einen niedrigeren Wert als der Index ab.  

Die Kennzahlen des dargestellten Netzdiagramms weisen deutliche Zusammenhänge auf. Die 

einwohnerbezogenen Kennzahlen „Fehlbetrag HzE je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre in 

Euro“ und „Aufwendungen HzE je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre in Euro“ werden von den 

Kennzahlen „Falldichte HzE“ und „Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro“ beeinflusst.  

Auf die „Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro“ wirken sich wiederum der „Anteil ambulanter 

Hilfefälle an den Hilfefällen HzE in Prozent“ und der „Anteil der Hilfefälle nach § 33 SGB VIII an 

den stationären Hilfefällen in Prozent“ aus. Die „Falldichte HzE“ ist in erheblichem Maße von 

den Steuerungsleistungen des Jugendamtes abhängig.  

Die Entwicklung der Kennzahlen des Netzdiagrammes in der Zeitreihe der Jahre 2017 bis 2020 

wird in Tabelle 3 im Anhang zu diesem Berichtsteil dargestellt. 

Die einzelnen Kennzahlen werden im Folgenden näher dargestellt und analysiert.   
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3.7.1.1 Aufwendungen Hilfe zur Erziehung 

Die Aufwendungen Hilfe zur Erziehung umfassen die Transferaufwendungen für die ambulan-

ten und stationären Hilfen nach den §§ 27 bis 35, 35a und 41 SGB VIII. 

� Die Stadt Detmold hat im Jahr 2019 überdurchschnittliche Aufwendungen je Jugendeinwoh-

ner. Dieser Faktor belastet den Fehlbetrag. Die Aufwendungen je Hilfefall sind ebenfalls 

leicht überdurchschnittlich ausgeprägt. 

Aufwendungen HzE je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre in Euro 2019 

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte von 18 Kommunen eingeflossen, die sich wie 

folgt verteilen: 

 

Die Stadt Detmold gehört im Jahr 2019 zu der Hälfte der Vergleichsstädte mit den höheren Auf-

wendungen für Hilfe zur Erziehung je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre. Von 2017 bis 2020 

sind die einwohnerbezogenen Aufwendungen von 778 Euro auf 873 Euro gestiegen. 

Die Höhe der Aufwendungen je Jugendeinwohner wird von den Fallzahlen (Falldichte) und den 

Aufwendungen je Hilfefall bestimmt. Die Stadt Detmold hat eine überdurchschnittliche Falldichte 

(s. Ausführungen im Kapitel 4.7.1.4). Die Aufwendungen je Hilfefall der Stadt Detmold betragen 

25.074 Euro in 2019. Dieses Ergebnis ordnet sich im interkommunalen Vergleich wie folgt ein: 
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Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro 2019 

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte von 18 Kommunen eingeflossen, die sich wie 

folgt verteilen:

 

Aufwendungen HzE je Hilfefall ambulant und stationär 2019 

Kennzahlen Detmold Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert  

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Ambulante Aufwen-
dungen HzE je Hilfefall 
in Euro 

9.052 7.844 9.432 10.786 13.044 19.794 18 

Stationäre Aufwendun-
gen HzE je Hilfefall in 
Euro 

44.621 32.321 40.325 41.640 45.638 51.019 18 

Die Stadt Detmold hat im interkommunalen Vergleich leicht überdurchschnittliche Aufwendun-

gen je Hilfefall. Differenziert nach ambulanten und stationären Aufwendungen gehört die Stadt 

bei den ambulanten Aufwendungen je Hilfefall zu den 25 Prozent der Vergleichskommunen mit 

den niedrigsten fallbezogenen Aufwendungen. Die stationären Aufwendungen je Hilfefall sind 

überdurchschnittlich. 

Bei der Stadt Detmold führen Entgeltverhandlungen mit den regionalen Anbietern oftmals zu ei-

nem guten Ergebnis und die ortsnahen Hilfen können deshalb vergleichsweise kostengünstig 
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durchgeführt werden. Zwischen den lippischen Jugendämtern besteht ein enger Austausch, so-

dass sowohl sozialpädagogische Bedarfe als auch wirtschaftliche Erfordernisse lösungsorien-

tiert abgestimmt werden. Bei anstehenden Entgeltverhandlungen werden in der Regel alle Ju-

gendämter innerhalb des Kreises Lippe informiert und im Rahmen einer gemeinsamen Abstim-

mung beteiligt. Ggf. werden das Landesjugendamt oder externe Institute mit einbezogen. Erst 

im Nachgang erfolgt das Verhandlungsgespräch mit dem antragstellenden Leistungsanbieter. 

Der Erfolg dieser Zusammenarbeit zeigt sich insbesondere in den niedrigen ambulanten Auf-

wendungen je Hilfefall. 

Entwicklung der Aufwendungen HzE je Hilfefall 

Kennzahlen 2017 2018 2019 2020 

Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro 21.755 21.734 25.074 26.246 

Stationäre Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro 41.714 40.717 44.621 45.412 

Ambulante Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro 7.674 7.865 9.052 9.736 

Insgesamt sind die Aufwendungen je Hilfefall im Betrachtungszeitraum um rund 21 Prozent ge-

stiegen. Auch die ambulanten und stationären Aufwendungen je Hilfefall haben sich erhöht. Die 

ambulanten Aufwendungen sind von 2017 bis 2020 stetig gestiegen, insgesamt um rund 27 

Prozent. Bei den stationären Aufwendungen zeigt sich zunächst eine geringfügige Senkung von 

2017 auf 2018 um rund 2 Prozent. Seit 2019 steigen aber auch hier die fallbezogenen Aufwen-

dungen. 2020 liegen die stationären Aufwendungen je Hilfefall um rund neun Prozent höher als 

in 2017. 

Weitere Analysen zu den stationären und ambulanten Hilfen erfolgen im Berichtsverlauf. 

3.7.1.2 Anteil ambulanter Hilfefälle 

� Die Stadt Detmold hat einen niedrigen Anteil ambulanter Hilfefälle an den Hilfefällen gesamt. 

Das wirkt sich grundsätzlich belastend auf den Fehlbetrag aus. 

 

Im Jahr 2019 waren 287 der 523 Hilfeplanfälle der Stadt Detmold ambulante Hilfefälle. Der An-

teil ambulanter Hilfefälle an den Hilfefällen HzE liegt somit bei rund 55 Prozent. 
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Anteil ambulanter Hilfefälle an den Hilfefällen HzE in Prozent 2019 

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte von 18 Kommunen eingeflossen, die sich wie 

folgt verteilen:

 

Die Stadt Detmold hat einen niedrigen Anteil an ambulanten Hilfefällen an den Hilfefällen HzE 

insgesamt. In 2019 haben mehr als die Hälfte der Vergleichsstädte eine höhere sog. ambulante 

Quote. 

Grundsätzlich ist ein hoher Anteil ambulanter Hilfen bei einer gleichzeitig niedrigen Falldichte 

erstrebenswert, da dadurch kostenintensive stationäre Hilfefälle vermieden werden können. 

Stationäre Hilfen sind deutlich kostenintensiver als ambulante Hilfen. Ein hoher Anteil ambulan-

ter Hilfefälle wirkt sich somit grundsätzlich entlastend auf die Aufwendungen und den Fehlbe-

trag je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre aus. 

Bei der Stadt Detmold gilt die Maßgabe, dass ambulante bzw. teilstationäre Hilfen vorrangig zu 

gewähren sind, wenn sie geeignet sind den Hilfebedarf zu decken. Es wird daher immer kontrol-

liert, ob nicht ambulante Hilfen schon ausreichend sein können. Jede Hilfe wird intensiv geprüft 

und im Rahmen einer Fallkonferenz besprochen. Der Hilfebedarf und die geeignete Maßnahme 

werden detailliert herausgearbeitet. Die Gewährung von passgenauen ambulanten Hilfen soll so 

stationäre Hilfen vermeiden.  
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3.7.1.3 Anteil Vollzeitpflegefälle 

� Die Stadt Detmold hat einen unterdurchschnittlichen Anteil an Vollzeitpflegefällen an den 

stationären Hilfefällen. Dadurch werden der Fehlbetrag sowie die Aufwendungen für Hilfen 

zur Erziehung negativ beeinflusst. 

 

Bei der Vollzeitpflege wird das Kind oder der Jugendliche in einer Pflegefamilie oder Erzie-

hungsstelle untergebracht. Dies ermöglicht das Aufwachsen in einem Familiensystem. Außer-

dem ist diese Unterbringung wirtschaftlich deutlich günstiger als eine Heimunterbringung und 

kann somit den Fehlbetrag der Hilfen zur Erziehung begünstigend beeinflussen. 

 

In 2019 waren 107 der 236 stationären Hilfeplanfälle der Stadt Detmold Vollzeitpflegefälle. Der 

Anteil der Vollzeitpflege an den stationären Hilfen liegt somit bei rund 45 Prozent. 

Anteil Vollzeitpflegefälle nach § 33 SGB VIII an den stationären Hilfefällen HzE in Prozent 2019 

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte von 18 Kommunen eingeflossen, die sich wie 

folgt verteilen:

 

Mehr als die Hälfte der Vergleichskommunen hat einen höheren Anteil an Vollzeitpflegefällen an 

den stationären Hilfeplanfällen als die Stadt Detmold. Der unterdurchschnittliche Anteil an Voll-

zeitpflege an den stationären Hilfen wirkt sich somit belastend auf die Aufwendungen und den 

Fehlbetrag der Hilfen zur Erziehung der Stadt Detmold aus. Die Stadt konnte die Vollzeitpflege-

quote seit 2017 deutlich steigern. 
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Anteil Vollzeitpflegefälle nach § 33 SGB VIII an den stationären Hilfefällen HzE in Prozent 

2017 2018 2019 2020 

39,56 41,69 45,40 47,38 

Weitere Ausführungen folgen im Kapitel 4.7.2.3 „Hilfen nach §§ 27 ff. SGB VIII – Vollzeitpflege 

nach § 33 SGB VIII“. 

3.7.1.4 Falldichte 

� Die Stadt Detmold hat eine überdurchschnittliche Falldichte. Das belastet die Aufwendungen 

und den Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung. 

Die gpaNRW definiert die Falldichte als Anzahl der Hilfefälle für die Hilfen zur Erziehung je 

1.000 Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre. Durch präventive Maßnahmen und kurze Laufzeiten 

von Hilfefällen sollte auf eine niedrige Falldichte hingewirkt werden. Eine niedrige Falldichte 

wirkt sich begünstigend auf den Fehlbetrag bzw. die Aufwendungen je Einwohner von 0 bis un-

ter 21 Jahre aus. 

Hilfefälle Hilfe zur Erziehung je 1.000 EW von 0 bis unter 21 Jahre (Falldichte HzE) 2019

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte von 18 Kommunen eingeflossen, die sich wie 

folgt verteilen:

 

Die Falldichte bei der Stadt Detmold ist im Jahr 2019 überdurchschnittlich. Die Stadt gehört zu 

den 50 Prozent der Vergleichskommunen mit den höheren einwohnerbezogenen Fallzahlen.  
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Entwicklung der Hilfeplanfälle 

 2017 2018 2019 2020 

Ambulante Hilfefälle 333 329 287 286 

Stationäre Hilfefälle 235 240 236 246 

Hilfefälle gesamt 568 569 523 532 

Hilfefälle Hilfe zur Er-
ziehung je 1.000 EW 
von 0 bis unter 21 
Jahre (Falldichte HzE) 

35,78 35,37 32,59 33,25 

Die Zahl der Hilfefälle gesamt ist von 2017 bis 2019 um rund acht Prozent gesunken. 2020 ist 

die Gesamtzahl wieder leicht gestiegen, liegt aber nach wie vor unter dem Wert aus 2017. Die 

Anzahl der ambulanten Hilfefälle ist im Betrachtungszeitraum um rund 14 Prozent gesunken. 

Die Anzahl der stationären Hilfefälle ist hingegen um rund fünf Prozent gestiegen. In der letzten 

überörtlichen Prüfung lag die Falldichte im Jahr 2014 noch bei 38,5 Hilfefällen Hilfe zur Erzie-

hung je 1.000 EW von 0 bis unter 21 Jahre. Die Stadt konnte die Falldichte somit in der Zwi-

schenzeit deutlich senken. 

Die Stadt Detmold hat einen sehr hohen Anteil an Jugendeinwohnern (s. Kapitel 4.3.1 Struktur-

kennzahlen) und damit eine vergleichsweise hohe Zahl an potentiellen Hilfeplanfällen. Außer-

dem ist die Stadt durch beispielsweise eine hohe Kinderarmut soziostrukturell belastet. Das 

kann sich negativ auf die Fallzahlen und somit auch den Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung auswir-

ken. Es ist daher wichtig, dass die Stadt durch präventive Maßnahmen und eine gute Zugangs- 

sowie Fallsteuerung auf eine niedrige Falldichte hinwirkt. Wie im Kapitel 4.3.3 Präventive Ange-

bote dargestellt, ist das Jugendamt präventiv gut aufgestellt. Die Entwicklung der Falldichte seit 

der letzten überörtlichen Prüfung bestätigt die positive Wirkung der intensivierten Steuerungs-

maßnahmen durch das Jugendamt. Im Hinblick auf die Reform des SGB VIII, z. B im Bereich 

der Hilfen nach § 41 SGB VIII, geht das Jugendamt aber davon aus, dass die Fallzahlen zu-

künftig wieder steigen werden. 

3.7.2 Hilfen nach §§ 27 ff. SGB VIII 

Vertiefend betrachtet die gpaNRW nachfolgend die beeinflussenden Hilfen. Die Hilfeplanfälle 

der Stadt Detmold im Jahr 2019 verteilen sich auf die einzelnen Hilfearten wie folgt: 

Hilfeart Anzahl Fälle Anteil in Prozent 

Flexible erzieherische Hilfen § 27 Abs. 2 und 3 (ambulant) 7 1,34 

Erziehungsbeistand § 30 (ambulant) 54 10,33 

Sozialpädagogische Familienhilfe § 31 (ambulant) 160 30,59 

Erziehung in einer Tagesgruppe § 32 (ambulant) 14 2,68 

Vollzeitpflege § 33 (stationär) 104 19,89 

Heimerziehung § 34 (stationär) 102 19,50 

Eingliederungshilfe (gesamt) 34 6,50 

Eingliederungshilfe § 35a (ambulant) 28 5,35 

Eingliederungshilfe § 35a (stationär) 6 1,15 
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Hilfeart Anzahl Fälle Anteil in Prozent 

Hilfe junge Volljährige § 41 (insgesamt) 48 9,18 

davon Hilfe junge Volljährige § 41 (ambulant) 24 4,59 

davon Hilfe junge Volljährige § 41 (stationär) 24 4,59 

Der Schwerpunkt der Aufgabenwahrnehmung liegt im Hinblick auf die Fallzahlen bei der Stadt 

Detmold bei der Sozialpädagogischen Familienhilfe, gefolgt von der Vollzeitpflege, der Heimer-

ziehung, dem Erziehungsbeistand, der Hilfe für junge Volljährige und der Eingliederungshilfe. 

3.7.2.1 Erziehungsbeistand § 30 SGB VIII 

� Die fallbezogenen Aufwendungen der Stadt Detmold für den Erziehungsbeistand nach § 30 

SGB VIII sind sehr niedrig. Die einwohnerbezogenen Aufwendungen und Fallzahlen sind da-

gegen hoch. Das hängt mit der Gewährung als ergänzende Hilfe zusammen. 

Der Erziehungsbeistand soll das Kind oder den Jugendlichen bei der Bewältigung von Entwick-

lungsproblemen, möglichst unter Einbeziehung des sozialen Umfelds, unterstützen und unter 

Erhaltung des Lebensbezuges zur Familie seine Verselbstständigung fördern. 

Umfang der Hilfen nach § 30 SGB VIII 2019 

Kennzahlen Detmold Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

 (Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Ambulante Aufwen-
dungen je EW von 0 
bis unter 21 Jahre in 
Euro 

15,94 1,68 5,54 9,23 16,12 27,78 16 

Ambulante Aufwen-
dungen je Hilfefall in 
Euro 

4.736 3.318 5.357 6.442 8.358 11.836 16 

Hilfefälle je 1.000 EW 
von 0 bis unter 21 
Jahre (Falldichte) 

3,36 0,33 1,12 1,46 2,02 4,56 16 

Die Stadt Detmold hat in 2019 hohe einwohnerbezogene Aufwendungen und Fallzahlen für 

den Erziehungsbeistand gem. § 30 SGB VIII. Unter anderem haben 75 Prozent der Vergleichs-

städte eine niedrigere Falldichte als die Stadt Detmold. Die fallbezogenen Aufwendungen sind 

dagegen vergleichsweise niedrig. Hier gehört die Stadt zu dem Viertel der Städte mit den nied-

rigsten Aufwendungen je Hilfefall. Die Stadt hat somit viele aber sehr günstige Hilfefälle nach 

§ 30 SGB VIII. 

Die Stadt Detmold setzt Hilfen nach § 30 SGB VIII häufig als ergänzende Hilfen ein. Aufgrund 

der bedarfsgerechten Hilfegewährung kann eine Kombination aus unterschiedlichen Hilfefor-

men sinnvoll und notwendig sein. Nach den Aussagen des Jugendamtes ist daher eine Kombi-

nation mit einer Hilfe nach § 27 Abs. 2 und 3, § 31 sowie § 33 SGB VIII durchaus üblich. Diese 

Vorgehensweise spiegelt sich in der vergleichsweise hohen Falldichte und somit auch den ver-

gleichsweisen hohen einwohnerbezogenen Aufwendungen wider. 
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Die Entwicklung der Fallzahlen und Aufwendungen stellen wir in der Zeitreihe der Jahre 2017 

bis 2020 in der Tabelle 4 im Anhang zu diesem Berichtsteil dar. 

3.7.2.2 Sozialpädagogische Familienhilfe § 31 SGB VIII (SPFH) 

� Feststellung 

Die Stadt Detmold verzeichnet im interkommunalen Vergleich hohe Aufwendungen und Fall-

zahlen je Jugendeinwohner für die sozialpädagogische Familienhilfe nach § 31 SGB XIII. Die 

Aufwendungen je Hilfefall fallen dagegen sehr niedrig aus. Sowohl die Aufwendungen je Ju-

gendeinwohner als auch je Hilfefall sind seit 2017 stark angestiegen. 

Die SPFH ist eine klassische Familienhilfe und damit die intensivste Form der ambulanten Hil-

fen. Sie sollte das gesamte Familiensystem in den Blick nehmen. Dies bedeutet, dass alle im 

Haushalt lebenden Personen, Eltern und Kinder, aber auch getrenntlebende Elternteile, in die 

Hilfe einbezogen werden können. Ziel der Hilfe soll sein, das Selbsthilfepotential der Familie 

wiederherzustellen oder zu stärken. 

Umfang der Hilfen nach § 31 SGB VIII 2019 

Kennzahlen Detmold Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

 (Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Ambulante Aufwen-
dungen je EW von 0 
bis unter 21 Jahre in 
Euro 

73,45 16,66 43,87 65,45 80,18 183 16 

Ambulante Aufwen-
dungen je Hilfefall in 
Euro 

7.360 6.749 7.798 9.491 10.937 14.415 16 

Hilfefälle je 1.000 EW 
von 0 bis unter 21 
Jahre (Falldichte) 

9,98 2,47 5,22 6,17 9,09 12,67 16 

Anteil ambulante Hil-
fen mit einer Betreu-
ungszeit bis 18 Mo-
nate an den ambu-
lanten Hilfen in Pro-
zent 

69,79 48,72 57,14 63,64 69,64 78,79 13 

Anteil ambulante Hil-
fen mit einer Betreu-
ungszeit über 18 Mo-
nate an den ambu-
lanten Hilfen in Pro-
zent 

30,21 21,21 30,36 36,36 42,86 51,28 13 

Die Stadt Detmold zählt in 2019 bei der Sozialpädagogischen Familienhilfe (SPFH) nach § 31 

SGB VIII zu dem Viertel der Vergleichsstädte mit den niedrigsten Aufwendungen je Hilfefall. Die 

einwohnerbezogenen Aufwendungen sind dagegen hoch. Auch die Falldichte ist höher als bei 

75 Prozent der Vergleichskommunen. Die Falldichte wird unter anderem von den Laufzeiten der 

Hilfe bestimmt. Diese sind im Bereich der SPFH kürzer als bei der Mehrheit der Vergleichskom-

munen. Fast 70 Prozent der Hilfefälle werden innerhalb von 18 Monaten beendet. Wenn die 
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Laufzeiten in Detmold generell eher kurz sind, müsste sich das perspektivisch positiv auf die 

Falldichte auswirken. 

Die Hilfe wird ausschließlich durch freie Träger erbracht, die laut Aussage des Jugendamtes in 

ausreichender Zahl vorhanden sind. Die Hilfen werden in einem differenzierten Hilfeplanverfah-

ren bedarfsentsprechend und mit begrenzten Stundenkontingenten gewährt. Durchschnittlich 

bewilligt das Jugendamt der Stadt Detmold drei Fachleistungsstunden in der Woche. Während 

des Hilfeplanprozesses kann es zu einer Erhöhung bzw. Reduzierung der Fachleistungsstun-

den kommen. Eine Obergrenze hat das Jugendamt nicht festgelegt. Vielmehr wird der konkrete 

Umfang der Hilfe anhand der vereinbarten Ziele festgelegt. Ggfs. kommt auch eine intensive 

Betreuung mit vielen Fachleistungen in Betracht, wenn dies zielführend ist und eine stationäre 

Unterbringung vermieden werden kann. Die SPFH wird auch als ergänzende Hilfe gewährt,  

z. B. in Verbindung mit Hilfen nach § 33 oder § 34 SGB VIII. 

Entwicklung der Hilfen nach § 31 SGB VIII 

Kennzahlen 2017 2018 2019 2020 

Aufwendungen je EW von 0 bis 
unter 21 Jahre in Euro 

68,78 69,56 73,45 85,19 

Aufwendungen je Hilfefall in Euro 6.007 6.409 7.360 8.141 

Hilfefälle je 1.000 EW von 0 bis 
unter 21 Jahre (Falldichte) 

11,45 10,85 9,98 10,46 

Ausweislich der Zeitreihe sind sowohl die einwohner- als auch die fallbezogenen Aufwendun-

gen für die Sozialpädagogische Familienhilfe deutlich gestiegen. Die Aufwendungen je Jugend-

einwohner sind von 2017 bis 2020 um rund 24 Prozent gestiegen. Die Aufwendungen je Hilfefall 

haben sich im Betrachtungszeitraum sogar um rund 36 Prozent erhöht. Lediglich bei der Fall-

dichte ist eine positive Entwicklung zu verzeichnen, diese ist um rund neun Prozent gesunken. 

Die kurzen Laufzeiten haben somit tatsächlich einen positiven Effekt auf die einwohnerbezoge-

nen Fallzahlen. Trotzdem ist die Falldichte aktuell höher als bei der Mehrheit der Vergleichs-

städte. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte über das Fachcontrolling die Hilfen nach § 31 SGB VIII analysieren 

und versuchen den gestiegenen Aufwendungen gegenzusteuern. 

Die Entwicklung der Fallzahlen und Aufwendungen stellen wir in der Zeitreihe der Jahre 2017 

bis 2020 in der Tabelle 4 im Anhang zu diesem Berichtsteil dar. 

3.7.2.3 Vollzeitpflege § 33 SGB VIII 

� Feststellung 

Die Aufwendungen je Hilfefall für die Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII sind bei der Stadt 

Detmold überdurchschnittlich hoch. Dieses Ergebnis hängt auch mit dem hohen Anteil an 

Pflegekindern in Westfälischen Pflegefamilien zusammen. Aktuell gibt es kein ausreichendes 

Angebot an geeigneten Pflegefamilien. 
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Vollzeitpflege umfasst die Unterbringung eines Kindes/Jugendlichen außerhalb des Elternhau-

ses in einer Pflegefamilie. Neben der normalen Pflegefamilie gibt es verschiedene Formen der 

Vollzeitpflege, z. B. Sonderpädagogische Pflegestellen für verhaltens- und entwicklungsauffäl-

lige Kinder/Jugendliche. 

Eine Unterbringung kann zeitlich befristet oder auf Dauer angelegt sein. Bei einer auf Dauer an-

gelegten Unterbringung in einer Pflegefamilie außerhalb des eigenen Zuständigkeitsbereiches 

wird nach Ablauf von zwei Jahren das Jugendamt der auswärtigen Pflegefamilie örtlich zustän-

dig. Dieses hat gegenüber dem abgebenden Jugendamt einen Kostenerstattungsanspruch 

nach § 86 Abs. 6 i. V. m § 37 Abs. 2 Satz 3 SGB VIII. 

Umfang der Hilfen nach § 33 SGB VIII 2019 

Kennzahlen Detmold Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

 (Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Stationäre Trans-
feraufwendungen je 
Hilfefall in Euro 

16.122 12.618 13.687 15.396 17.703 25.371 18 

Hilfefälle je 1.000 EW 
von 0 bis unter 21 
Jahre (Falldichte) 

6,49 3,21 5,04 5,78 6,78 9,12 18 

Die Stadt Detmold hat in 2019 überdurchschnittliche Aufwendungen je Hilfefall für die Vollzeit-

pflege nach § 33 SGB VIII. Auch die Falldichte ist hoch. 

Eine Ursache für höhere Aufwendungen je Hilfefall bei der Vollzeitpflege kann z. B. in einer ver-

mehrten Gewährung von erhöhten Erziehungsbeiträgen liegen. Dies ist nach den Aussagen des 

Jugendamtes in Detmold aber nicht der Fall. Das Jugendamt hat eine Checkliste entwickelt, mit 

der der PKD die Voraussetzungen für die Gewährung eines erhöhten Erziehungsbeitrags über-

prüft. Dies bietet eine gute Basis für qualitative und einheitliche Entscheidungen. 

Im Bereich der Vollzeitpflege wird zwischen Pflegefamilien und Westfälischen Pflegefamilien 

(WPF) unterschieden. Bei Letzteren ist die Familie an einen Träger gebunden, der die Familien 

zusätzlich begleitet und berät. Neben dem Pflegegeld entstehen deshalb auch Personalaufwen-

dungen des Trägers. Die Kosten für die Betreuung in WPF sind in der Folge deutlich höher als 

die Kosten für die Unterbringung in „normalen“ Pflegefamilien. Der Anteil der Pflegekinder in 

WPF hat somit Einfluss auf die Kennzahl Stationäre Transferaufwendungen je Hilfefall in Euro. 

Bei der Stadt Detmold sind gemäß den Angaben des Jugendamtes ca. 20 Prozent der Pflege-

kinder in WPF untergebracht. Es ist davon auszugehen, dass dieser Anteil die Aufwendungen 

je Hilfefall negativ beeinflusst. Zum Teil handelt es sich bei den Kindern in WPF um übernom-

mene Pflegeverhältnisse. Das Jugendamt bringt aber auch selbst Kinder in einer WPF unter, 

wenn dies die geeignete Hilfe darstellt. Wirtschaftlich betrachtet ist die Unterbringung in einer 

WPF zwar ein teures Pflegeverhältnis, aber dennoch günstiger als eine Heimunterbringung 

nach § 34 SGB VIII. 

Im Jugendamt der Stadt Detmold ist ein eigenständiger PKD eingerichtet. Die Stadt kann somit 

auf spezifisches Fachwissen zurückgreifen. Zu den Aufgaben des PKD gehören u. a. die Ver-

mittlung, Beratung und Begleitung der Pflegefamilien sowie die Akquise von Pflegeeltern, deren 
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Eignungsprüfung, Qualifizierung und laufende Schulung. Bei den WPF sowie Bereitschaftspfle-

gefamilien wird die Beratung und Unterstützung durch die jeweiligen Träger übernommen. Bei 

der Qualifizierung von neuen Pflegeeltern arbeitet der PKD mit anderen Jugendämtern und der 

Westfälischen Landeskirche zusammen. Der PKD hat die vollumfängliche Fallverantwortung 

inne und ist in Detmold somit auch für die Hilfeplanung zuständig. Das Jugendamt hat ausge-

führt, dass die alleinige Zuständigkeit des PKD in den Vollzeitpflegefällen sinnvoll ist, um die 

Fallbetreuung aus einer Hand sicherzustellen. Das soll auch eine Überlastung der Pflegefamilie 

vermeiden. 

Grundsätzlich gelten auch für die Vollzeitpflege die für alle Hilfeplanfälle festgelegten Stan-

dards. Darüber hinaus hat das Jugendamt zusätzliche Verfahrensstandards für den PKD in ei-

nem eigenen Konzept festgelegt. Das Konzept umfasst unter anderem Vorgaben für die Wer-

bung von Pflegeeltern, den Bewerberprozess und die Hilfeplanung. Außerdem enthält es 

Checklisten, Einschätzungsbögen und den Pflegeelternvertrag als Muster. 

Zumeist strebt das Jugendamt eine ortsnahe Unterbringung an und greift, wenn möglich, auf ei-

gene Pflegefamilien zurück. Grundsätzlich werden aber auch Pflegestellen außerhalb belegt, 

wenn dies für die Zielerreichung sinnvoll ist. Zumeist erfolgt eine Unterbringung dann bei einer 

auswärtigen Pflegefamilie, die im Rahmen der o. g. Kooperation ausgebildet wurde. Nach Aus-

sage des Jugendamtes gibt es aktuell kein ausreichendes Angebot an geeigneten Pflegefami-

lien vor Ort. Dies liegt auch an der gesunkenen Bereitschaft Pflegekinder aufzunehmen. Insge-

samt sind die Bedarfslagen bei den Hilfefällen deutlich gestiegen, sodass sich die Vermittlung in 

eine geeignete Pflegefamilie zunehmend schwieriger gestaltet. Das Jugendamt plant daher die 

Akquise von neuen Pflegeeltern durch z. B. Werbemaßnahmen zu intensivieren. Das könnte 

sich auch positiv auf die Vollzeitpflegequote auswirken (s. a. Kapitel 4.7.1.3 Anteil Vollzeitpfle-

gefälle). Das Jugendamt konnte das Angebot an Bereitschaftspflegefamilien bereits ausweiten. 

Hier bestehen aktuell Kooperationsvereinbarungen mit zwei Trägern, sodass im Bedarfsfall auf 

insgesamt elf Bereitschaftspflegefamilien zurückgegriffen werden kann. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte wie geplant ihre Akquise und Werbung für geeignete Pflegefamilien 

verstärken, um mehr Kinder und Jugendliche in Vollzeitpflege unterbringen zu können. 

Die Entwicklung der Fallzahlen und Aufwendungen stellen wir in der Zeitreihe der Jahre 2017 

bis 2020 in der Tabelle 4 im Anhang zu diesem Berichtsteil dar. 

3.7.2.4 Heimerziehung, sonstige betreute Wohnform § 34 SGB VIII 

� Feststellung 

Die Stadt Detmold hat sehr hohe Aufwendungen für die Heimerziehung nach § 34 SGB VIII. 

Das wirkt sich belastend auf den Fehlbetrag aus. Auch die Falldichte ist sehr hoch. 

Heimerziehung kann zeitlich befristet oder auf Dauer angelegt sein. Sie kann auch in speziellen 

Formen von Wohngruppen/Wohngemeinschaften stattfinden. 

Die Stadt Detmold leistet Hilfen nach § 34 SGB VIII in folgendem Umfang: 
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Heimerziehung, sonst. betreute Wohnform nach § 34 SGB VIII 2019 

Kennzahlen Detmold Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert  

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Stationäre Aufwendungen 
je EW von 0 bis unter 21 
Jahre in Euro 

450 186 319 342 397 502 18 

Stationäre Aufwendungen 
je Hilfefall in Euro 70.679 58.405 65.153 67.886 69.596 73.828 18 

Hilfefälle je 1.000 EW von 
0 bis unter 21 Jahre (Fall-
dichte) 

6,37 2,67 4,63 4,95 5,97 8,27 18 

Anteil stationäre Hilfefälle 
mit einer Verweildauer bis 
12 Monate an den statio-
nären Hilfefällen HzE in 
Prozent 

55,56 15,12 39,02 48,06 55,96 71,43 16 

Anteil stationäre Hilfefälle 
mit einer Verweildauer von 
über 12 Monate bis 24 Mo-
nate an den stationären 
Hilfefällen HzE in Prozent 

20,63 9,64 13,11 18,62 24,74 38,46 16 

Anteil stationäre Hilfefälle 
mit einer Verweildauer von 
über 24 Monate bis 36 Mo-
nate an den stationären 
Hilfefällen HzE in Prozent 

9,52 3,70 10,40 11,59 14,40 21,43 16 

Anteil stationäre Hilfefälle 
mit einer Verweildauer von 
über 36 Monate an den 
stationären Hilfefällen HzE 
in Prozent 

14,29 4,76 11,49 17,44 28,44 54,65 15 

Die Stadt Detmold gehört in 2019 zu den 25 Prozent der Kommunen mit den höchsten Aufwen-

dungen je Hilfefall und je Jugendeinwohner. Auch bei der Falldichte haben drei Viertel der Ver-

gleichsstädte niedrigere einwohnerbezogene Fallzahlen. Die Falldichte wird unter anderem von 

den Laufzeiten der Hilfe bestimmt. Die Laufzeiten sind bei der Stadt Detmold vergleichsweise 

kurz. Mehr als die Hälfte der Fälle in Heimerziehung werden innerhalb von 12 Monaten been-

det. Wenn die Laufzeiten in Detmold generell eher kurz sind, müsste sich das perspektivisch 

positiv auf die Falldichte auswirken. 

Entwicklung der Hilfen nach § 34 SGB VIII 

Kennzahlen 2017 2018 2019 2020 

Aufwendungen je EW von 0 bis 
unter 21 Jahre in Euro 

427 430 450 448 

Aufwendungen je Hilfefall in Euro 62.623 60.757 70.679 72.039 

Hilfefälle je 1.000 EW von 0 bis 
unter 21 Jahre (Falldichte) 

6,82 7,07 6,37 6,21 

Die fallbezogenen Aufwendungen sind im Betrachtungszeitraum um rund 15 Prozent gestiegen. 

In der Folge haben sich auch die einwohnerbezogenen Aufwendungen um rund fünf Prozent 

erhöht. Das Jugendamt hat hierzu ausgeführt, dass sich die bedarfsgerechte Unterbringung von 
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Kindern und Jugendlichen in Heimerziehung zunehmend schwieriger gestaltet. Oftmals müssen 

die KSD-Fachkräfte viele Anbieter kontaktieren, um überhaupt eine geeignete und verfügbare 

Einrichtung zu finden. Auch aufgrund des Fachkräftemangels ist das Angebot an verfügbaren 

Plätzen aktuell nicht ausreichend. Eine Auswahlmöglichkeit, insbesondere nach wirtschaftlichen 

Gesichtspunkten, besteht nach den Aussagen des Jugendamtes in vielen Fällen nicht. Die mit 

den Trägern von Einrichtungen vereinbarten Regel- und Intensivsätze sind landesweit in den 

letzten Jahren deutlich angestiegen. Der Aufwärtstrend bei den Aufwendungen zeigt sich des-

halb auch bei vielen anderen Kommunen. Dennoch sind die Aufwendungen je Hilfefall bei der 

Stadt Detmold im interkommunalen Vergleich auffällig hoch. Die kurzen Laufzeiten in 2019 zei-

gen in 2020 aber tatsächlich eine positive Wirkung in Form einer gesunkenen Falldichte. Insge-

samt konnte die Falldichte seit 2017 um rund neun Prozent gesenkt werden. Die Stadt verzeich-

net hier somit eine positive Entwicklung. Dennoch liegt die Falldichte nach wie vor in einem auf-

fällig hohen Bereich. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte über das Fachcontrolling die Ursachen für die hohen Aufwendun-

gen und Fallzahlen bei der Heimerziehung ermitteln und analysieren. Sie sollte versuchen 

den gestiegenen Aufwendungen und Fallzahlen gegenzusteuern. 

Die Stadt Detmold prüft grundsätzlich bei jeder Heimunterbringung, ob ambulante Hilfen den 

Bedarf decken können. Dementsprechend geht einer Heimunterbringung in der Regel eine am-

bulante Hilfe voraus. 

Sowohl in ortsnahen als auch ortsfernen Einrichtungen findet eine persönliche Begleitung in 

Form von zwei Hilfeplangesprächen im Jahr statt. Zumeist wechselt der Ort der Hilfeplange-

spräche zwischen Jugendamt und der Einrichtung. In der Regel kann das Jugendamt eine orts-

nahe Unterbringung realisieren. Lediglich bei Intensivfällen gibt es für ältere Jugendliche nur 

wenige Unterbringungsmöglichkeiten vor Ort. 

Durch eine intensive Verselbstständigungs- und Rückführungsarbeit können Fallzahlen und 

Laufzeiten positiv beeinflusst werden. Die Entwicklung geeigneter Übergänge zur Herkunftsfa-

milie mit dem Ziel der Rückführung ist bei der Stadt Detmold ein begleitendes Thema bei der 

Hilfegewährung nach § 34 SGB VIII und in den geeigneten Fällen fester Bestandteil der Hilfe-

planung. Die Stadt hat das Ziel, die Erziehungsfähigkeit der Familie wiederherzustellen. Die 

Stadt Detmold prüft deshalb Rückkehroptionen für jeden Fall und legt Maßnahmen für eine 

Rückführung anhand des individuellen Bedarfs im Einzelfall fest. In der Regel wird eine Rück-

führung durch eine SPFH nach § 31 SGB VIII begleitet. Ab Vollendung des 16. Lebensjahres 

wird im Rahmen der Hilfeplanung verstärkt eine Verselbstständigung forciert. Hierzu gibt es als 

Grundlage einen Verselbstständigungs-Checkliste. 

Die Entwicklung der Fallzahlen und Aufwendungen stellen wir in der Zeitreihe der Jahre 2017 

bis 2020 in der Tabelle 4 im Anhang zu diesem Berichtsteil dar. 
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3.7.2.5 Eingliederungshilfe § 35a SGB VIII 

� Die Stadt Detmold hat sehr hohe fallbezogene Aufwendungen für die Eingliederungshilfe 

nach § 35a SGB VIII. Sowohl die fall- als auch einwohnerbezogenen Aufwendungen sind 

seit 2017 stark gestiegen. 

Kinder- und Jugendliche haben einen Anspruch auf Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII, 

wenn ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem 

für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht und daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesell-

schaft beeinträchtigt ist oder eine solche Beeinträchtigung zu erwarten ist. 

Der Anspruch sollte in einem zweistufigen Verfahren überprüft werden. Dieses sieht zunächst 

die Stellungnahme eines Arztes für Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie, eines 

Kinder- und Jugendpsychotherapeuten oder eines Arztes oder psychologischen Psychothera-

peuten, der über besondere Erfahrungen auf dem Gebiet seelischer Störungen bei Kindern und 

Jugendlichen verfügt, vor. Zusätzlich sollte durch die fallzuständige Fachkraft des Kommunalen 

Sozialen Dienstes geprüft werden, ob durch eine möglicherweise festgestellte seelische Stö-

rung eine Beeinträchtigung der Teilhabe vorliegt und ein Anspruch auf Eingliederungshilfe be-

gründet ist. 

Die Stadt Detmold leistet Hilfen nach § 35a SGB VIII in folgendem Umfang: 

Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche nach § 35a SGB VIII 2019 

Kennzahlen Detmold Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert  

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maxi-
mum 

Anzahl 
Werte 

Transferaufwendungen nach 
§ 35a SGB VIII je EW von 0 
bis unter 21 Jahre in Euro 

57,49 22,77 76,68 99,36 133 232 18 

Transferaufwendungen nach 
§ 35 a SGB VIII  je Hilfefall 
in Euro 

27.892 9.247 17.528 20.129 26.853 39.794 18 

Ambulante Transferaufwen-
dungen je Hilfefall in Euro 

18.309 6.825 11.249 14.023 16.878 24.641 18 

Ambulante Transferaufwen-
dungen nach § 35a SGB VIII 
für Integrationshelfer/Schul-
begleitung je Hilfefall in Euro 

19.875 12.027 15.786 19.774 21.135 28.329 15 

Stationäre Transferaufwen-
dungen je Hilfefall in Euro 

75.945 39.847 72.671 87.861 100.497 121.527 18 

Hilfefälle § 35a SGB VII je 
1.000 EW von 0 bis unter 21 
Jahre (Falldichte) 

2,06 2,06 2,96 5,00 6,58 9,76 18 

Anteil ambulante Hilfefälle 
an den Hilfefällen nach 
§ 35a SGB VIII in Prozent 

83,37 70,71 87,06 92,49 96,02 98,17 18 

Die Stadt Detmold gehört zu dem Viertel der Kommunen mit den höchsten fallbezogenen 

Aufwendungen für die Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII. Diese Positionierung ist auch 
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darauf zurückzuführen, dass bei der Stadt vergleichsweise häufig stationäre Eingliederungshilfe 

gewährt wird. Dies spiegelt sich in der Kennzahl Anteil ambulante Hilfefälle an den Hilfefällen 

nach § 35a SGB VIII in Prozent wider. Mehr als 75 Prozent der Vergleichsstädte haben einen 

höheren Anteil an ambulanten Hilfefällen. Ambulante Hilfen sind in der Regel kostengünstiger 

als stationäre Hilfen. Die differenzierte Betrachtung zeigt aber, dass auch die ambulanten Auf-

wendungen je Hilfefall bei der Stadt Detmold vergleichsweise hoch sind. Aktuell haben 75 Pro-

zent der Vergleichsstädte niedrigere ambulante Aufwendungen je Hilfefall. Auch die Trans-

feraufwendungen für Integrationshilfe/Schulbegleitung sind überdurchschnittlich. Die fallbezoge-

nen Aufwendungen für die stationäre Eingliederungshilfe sind hingegen unterdurchschnittlich. 

Auch die Falldichte § 35a SGB VIII ist im interkommunalen Vergleich sehr gering. Hier haben 

aktuell alle Vergleichsstädte höhere einwohnerbezogene Fallzahlen. Deshalb positioniert sich 

die Stadt bei den einwohnerbezogenen Aufwendungen bei dem Viertel der Vergleichsstädte mit 

den niedrigsten Aufwendungen je Jugendeinwohner. Die Stadt Detmold hat in 2019 somit sehr 

wenige aber dafür sehr kostenintensive Fälle nach § 35a SGB VIII. 

Entwicklung der Hilfen nach § 35a SGB VIII 

Kennzahlen 2017 2018 2019 2020 

Aufwendungen je EW von 0 bis 
unter 21 Jahre in Euro 

33,24 41,38 57,49 66,50 

Aufwendungen je Hilfefall in Euro 19.965 21.636 27.892 29.113 

Ambulante Aufwendungen je Hil-
fefall in Euro 

16.344 16.238 18.309 17.621 

Stationäre Aufwendungen  je Hil-
fefall in Euro 

44.317 53.122 75.945 111.036 

Hilfefälle § 35a SGB VII je 1.000 
EW von 0 bis unter 21 Jahre 
(Falldichte § 35a SGB VII) 

1,67 1,91 2,06 2,28 

Hilfefälle Integrationshilfe/ Schul-
begleitung je 1.000 EW von 0 bis 
unter 21 Jahre (Falldichte Integra-
tionshilfe/ Schulbegleitung) 

1,03 1,23 1,37 1,61 

Die einwohnerbezogenen Aufwendungen für die Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII ha-

ben sich von 2017 bis 2020 verdoppelt. Diese Entwicklung hängt auch mit der um rund 37 Pro-

zent gestiegenen Falldichte zusammen. Außerdem sind die Aufwendungen je Hilfefall im Be-

trachtungszeitraum um rund 46 Prozent gestiegen. Im Bereich der ambulanten Aufwendungen 

je Hilfefall ist eine Steigerung in Höhe von rund acht Prozent zu verzeichnen. Die stationären 

Aufwendungen je Hilfefall haben sich um mehr als das 2,5-fache erhöht. Diese Entwicklung ist 

nach den Aussagen des Jugendamtes auf kostenintensive Einzelfälle zurückzuführen. Teil-

weise handelt es sich hierbei um Hilfen mit Tagessätzen von rund 1.300 Euro. 

Das Jugendamt hat für die Bearbeitung der Hilfeplanfälle nach § 35a SGB VIII einen Spezial-

dienst im Umfang von 1,53 Vollzeit-Stellen eingerichtet. Eine Spezialisierung ist aus Sicht der 

gpaNRW aufgrund des erforderlichen Fachwissens positiv für eine qualitativ gute Fallbearbei-

tung. Der Ablauf des Hilfeplanverfahren ist tabellarisch im „Handbuch zu den Verfahrensabläu-

fen Fachdienst § 35a Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche“ ver-
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bindlich festgelegt. Zusätzlich ist der Verfahrensablauf als Flussdiagramm dargestellt. Außer-

dem wird die Arbeitshilfe für Jugendämter - „§ 35a SGB VIII Eingliederungshilfe für Kinder und 

Jugendliche mit einer seelischen Behinderung“ der Landschaftsverbände - herangezogen.  

Jedes Hilfeplanverfahren im Bereich der Eingliederungshilfe beginnt zunächst mit einer intensi-

ven Zuständigkeitsprüfung. Dieser kommt aufgrund der gesetzlichen Bearbeitungsfristen eine 

besondere Bedeutung zu. Erfolgt keine rechtzeitige Weiterleitung muss das Jugendamt auch 

bei Nichtzuständigkeit das Hilfeplanverfahren durchführen und zunächst etwaige Kosten tragen. 

Ggfs. müssen andere Träger am Hilfeplan-/Teilhabeplanverfahren beteiligt werden. Die medizi-

nische/jugendpsychiatrische Notwendigkeit der Hilfe nach § 35a SGB VIII wird durch ein fach-

ärztliches Gutachten festgestellt. Die Teilhabebeeinträchtigung wird durch das Jugendamt ge-

prüft. Hierzu führen die Fachkräfte Gespräche mit dem Kind und seinen Eltern. Außerdem füh-

ren sie Hausbesuche oder Besuche in der Wohngruppe durch. Ggfs. kommt auch die Einbin-

dung weiterer Beteiligter, z. B. des Hausarztes oder eine Hospitation an weiteren Orten wie  

z. B. dem Ausbildungsbetrieb in Betracht. Bei schulischen Hilfen wird außerdem die Schule in 

das Hilfeplanverfahren einbezogen. Die Fachkräfte hospitieren in der Schule, führen Gespräche 

mit den Lehrkräften und fordern einen Schulbericht an. Die Fachkräfte arbeiten bei der Teilha-

beprüfung mit standardisierten Formularen, z. B. einem Elternfragebogen, einem Beobach-

tungsbogen für die Hospitation in der Schule und einem Formular des LWL für die fachliche Ein-

schätzung zum Hilfebedarf. 

Für die Beratung von Lehrkräften und die therapeutische Begleitung von Kindern mit besonde-

ren Begabungen, Lese-Rechtschreibstörung (LRS) oder Dyskalkulie hat die Stadt Detmold ein 

kommunales Förderzentrum eingerichtet. Hierbei handelt es sich um eine freiwillige kommunale 

Leistung. Kinder mit einer diagnostizierten LRS oder Dyskalkulie können eine außerschulische 

Förderung durch das Förderzentrum erhalten. Die Leistungserbringung in der Einrichtung er-

folgt unabhängig von der Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII. Diese Fälle und Aufwendun-

gen sind daher kein Bestandteil der Datenerfassung für diese Prüfung. Der Spezialdienst Ein-

gliederungshilfe arbeitet eng mit der Förderstelle zusammen und vermittelt Kinder bei Bedarf in 

deren Betreuung. Nach den Aussagen des Jugendamtes hat sich die enge Zusammenarbeit 

bewährt. Dies ist insbesondere der Fall, wenn Kinder sowohl eine Förderung im Förderzentrum 

erhalten als auch Integrationshilfe/Schulbegleitung nach § 35a SGB VIII. 

� Feststellung 

Die Stadt Detmold hat überdurchschnittliche fallbezogene Aufwendungen für die Integrati-

onshilfe/Schulbegleitung. 

Die Integrationshilfe bzw. Schulbegleitung ist vor allem kostenintensiv, wenn sie einzelfallbezo-

gen ausgerichtet ist. Durch Poollösungen können Synergieeffekte erzeugt und Ausfälle der 

Fachkräfte für Integrationshilfe und Schulbegleitung besser kompensiert werden. Die Stadt Det-

mold arbeitet in einigen Fällen bereits mit Poollösungen. Insgesamt werden die Poollösungen 

durch das Jugendamt favorisiert. In Zukunft sollen deshalb weitere Poollösungen umgesetzt 

werden. Im Bereich der Eingliederungshilfe und insbesondere den schulischen Hilfen steigen 

die Fallzahlen landesweit erheblich an. Die überdurchschnittlichen Aufwendungen je Hilfefall 

werden sich massiv auswirken, wenn sich diese Entwicklung auch in Detmold fortsetzt und die 

Fälle mit Integrationshilfe/Schulbegleitung weiter deutlich steigen. In der direkten Folge werden 

die Aufwendungen je Hilfefall § 35a steigen, was sich wiederum negativ auf die Aufwendungen 

je Hilfefall gesamt, aber auch belastend auf den Fehlbetrag auswirken könnte. 
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� Empfehlung 

Vor dem Hintergrund der überdurchschnittlichen fallbezogenen Aufwendungen für Integrati-

onshilfe/Schulbegleitung sollte die Stadt Detmold an der weiteren Umsetzung von Poollösun-

gen arbeiten. 

Die Entwicklung der vorstehenden Kennzahl stellen wir in der Zeitreihe der Jahre 2017 bis 2020 

in der Tabelle 4 im Anhang zu diesem Berichtsteil dar. 

3.7.2.6 Hilfen für Junge Volljährige nach § 41 SGB VIII 

� Die Aufwendungen und Fallzahlen für die Hilfen für junge Volljährige nach § 41 SGB VIII 

sind bei der Stadt Detmold unauffällig und überwiegend unterdurchschnittlich ausgeprägt. 

Junge Menschen können auch nach Vollendung der Volljährigkeit Leistungen zur Persönlich-

keitsentwicklung nach den §§ 28 bis 35a SGB VIII erhalten. Diese werden in der Regel nur bis 

zur Vollendung des 21. Lebensjahres gewährt, können aber in begründeten Einzelfällen auch 

darüber hinaus gewährt werden. 

Die Stadt Detmold leistet Hilfen nach § 41 SGB VIII in folgendem Umfang: 

Hilfe für junge Volljährige nach § 41 SGB VIII 2019 

Kennzahlen Detmold Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert  

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maxi-
mum 

Anzahl 
Werte 

Aufwendungen nach § 41 
SGB VIII je EW von 18 bis 
unter 21 Jahre in Euro 

522 120 463 560 678 1.107 18 

Aufwendungen je Hilfefall in 
Euro 

28.027 11.508 27.528 29.503 31.476 46.233 18 

Ambulante Aufwendungen je 
Hilfefall in Euro 

6.487 5.096 6.485 6.966 8.791 10.122 18 

Stationäre Aufwendungen je 
Hilfefall in Euro 

51.748 8.155 42.745 52.117 56.475 97.714 18 

Stationäre Aufwendungen 
nach § 41 SGB VIII in Voll-
zeitpflege je Hilfefall in Euro 

14.501 9.321 13.712 14.494 17.718 26.106 18 

Stationäre Aufwendungen 
nach § 41 SGB VIII in Hei-
merziehung  je Hilfefall in 
Euro 

51.748 8.155 42.745 52.117 56.475 97.714 18 

Hilfefälle § 41 SGB VII je 
1.000 EW von 18 bis unter 
21 Jahre (Falldichte) 

18,63 10,44 14,95 18,47 21,88 38,20 18 

Anteil Hilfefälle an den Hilfe-
fällen HzE in Prozent 

9,21 6,77 8,30 9,73 11,50 15,12 18 

Die Stadt Detmold hat unterdurchschnittliche Aufwendungen je Jugendeinwohner bei den Hilfen 

nach § 41 SGB VIII. Auch bei den fallbezogenen Aufwendungen gehört die Stadt Detmold zu 
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der Hälfte der Vergleichskommunen mit den niedrigeren Aufwendungen je Hilfefall. Die statio-

nären und ambulanten Aufwendungen je Hilfefall sind ebenfalls unterdurchschnittlich. Dieses 

Ergebnis erzielt die Stadt auch bei den Aufwendungen für Heimerziehung je Hilfefall. Lediglich 

die fallbezogenen Aufwendungen für die Vollzeitpflege liegen am Median. 

Die Hilfefälle nach § 41 SGB VIII machen bei der Stadt Detmold nur einen geringen Anteil an 

den gesamten Hilfefällen aus. Dieser liegt bei unter zehn Prozent. Dieser Wert ist auch im inter-

kommunalen Vergleich unterdurchschnittlich. Mehr als die Hälfte der Vergleichskommunen hat 

höhere Anteile an Hilfefällen nach § 41 SGB VIII an den Hilfefällen HzE. Die Falldichte ist 

durchschnittlich. 

Entwicklung Hilfe für junge Volljährige nach § 41 SGB VIII 

Kennzahlen 2017 2018 2019 2020 

Aufwendungen nach § 41 SGB 
VIII je EW von 18 bis unter 21 
Jahren in Euro 

581 476 522 694 

Aufwendungen nach § 41 SGB 
VIII je Hilfefall in Euro 

23.940 22.539 28.027 37.884 

Ambulante Aufwendungen nach § 
41 SGB VIII je Hilfefall in Euro 

4.588 4.848 6.487 6.777 

Stationäre Aufwendungen nach § 
41 SGB VIII je Hilfefall in Euro 

40.778 41.751 50.174 56.525 

Hilfefälle § 41 SGB VII je 1.000 
EW von 18 bis unter 21 Jahre 
(Falldichte) 

24,27 21,12 18,63 18,33 

Im Jahresvergleich zeigt sich, dass die Aufwendungen für die Hilfen nach § 41 SGB VIII gestie-

gen sind. Die einwohnerbezogenen Aufwendungen haben sich von 2017 bis 2020 um rund 19 

Prozent erhöht. Die Aufwendungen je Hilfefall sind um rund 58 Prozent gestiegen. Sowohl die 

ambulanten als auch die stationären Aufwendungen je Hilfefall haben sich stark erhöht. Bei den 

ambulanten Aufwendungen beträgt die Steigerung rund 48 Prozent. Lediglich die einwohnerbe-

zogene Falldichte ist im Betrachtungszeitraum um rund 25 Prozent gesunken. 

Ziel der Hilfe für junge Volljährige ist es, diese in ihrer Persönlichkeitsentwicklung altersentspre-

chend zu entwickeln. Sie sollten bei Beendigung der Hilfe über Fähigkeiten und Fertigkeiten 

verfügen, die für eine eigenverantwortliche Lebensführung notwendig sind. Die Verselbstständi-

gung sollte durch das Jugendamt intensiv begleitet und unterstützt werden. Die Stadt Detmold 

hat sich deshalb entschiedenen einen Spezialdienst für die Verselbstständigung bzw. Hilfe für 

junge Volljährige zu installieren.  

Grundsätzlich gelten auch für die Hilfen nach § 41 SGB VIII die allgemeinen Standards der Hil-

feplanung. Außerdem hat das Jugendamt die Prozesse des Spezialdienstes im „Handbuch zu 

den Verfahrensabläufen im Kommunalen Sozialdienst der Stadt Detmold - „Hilfen zur Verselbst-

ständigung für junge Volljährige““ definiert. Neben der Beschreibung von Schnittstellen und da-

mit auch der Fallübergabe an den Spezialdienst, enthält das Handbuch Vorgaben für die Hilfe-

planung mit jungen Volljährigen. Der Spezialdienst arbeitet u. a. mit einem Ressourcen-Check 

um den Grad der Verselbstständigung zu ermitteln und daraus Ziele sowie Maßnahmen für die 

Hilfeplanung abzuleiten. Es ist vorgeschrieben, dass Hilfeplanfortschreibungen alle drei Monate 
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durchgeführt werden. Darüber hinaus knüpft die Stadt Detmold die Hilfe für junge Volljährige 

konsequent an die Bereitschaft der aktiven Mitarbeit der jungen Volljährigen. 

Bei der Trägerauswahl für stationäre Hilfen greift das Jugendamt in der Regel auf ortsnahe Ein-

richtungen mit Verselbständigungsbereichen wie Apartments zurück. Außerdem arbeiten die 

Fachkräfte mit der Agentur für Arbeit, dem Jobcenter, den Bildungswerken und weiteren Part-

nern zusammen, um Jugendliche beispielsweise bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz 

zu unterstützen. Nach den Angaben des Jugendamtes beläuft sich die durchschnittliche Ver-

weildauer bei den Hilfen nach § 41 SGB VIII auf rund ein Jahr. Die tatsächliche Hilfedauer ist 

von den Umständen des Einzelfalls abhängig. Sofern es für die Zielerreichung und somit Ver-

selbstständigung hilfreich ist, kann auch eine längere Hilfedauer sinnvoll ist. Das Jugendamt hat 

bereits vor der zwischenzeitig in Kraft getretenen Reform des SGB VIII die Prozesse im Spezial-

dienst analysiert und sich auf die neue Rechtslage vorbereitet. 

Die Entwicklung der Aufwendungen und Fallzahlen stellen wir in der Zeitreihe der Jahre 2017 

bis 2020 in der Tabelle 4 im Anhang zu diesem Berichtsteil dar. 

3.7.3 Unbegleitete minderjährige Ausländer 

Unbegleitete minderjährige Ausländer (UMA) erhalten im Anschluss an eine vorläufige Inobhut-

nahme nach § 42a SGB VIII bzw. sich anschließender Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII ent-

sprechend ihrem „erzieherischen Bedarf“ Hilfe zur Erziehung nach §§ 27 ff. SGB VIII. Diese Hil-

fen sind in den zuvor dargestellten Hilfen zur Erziehung berücksichtigt, soweit UMA Hilfen erhal-

ten haben. 

Hilfen zur Erziehung für unbegleitete minderjährige Ausländer nach §§ 27 ff. SGB 2019 

Kennzahlen Detmold Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert  

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Aufwendungen für UMA 
je Hilfefall in Euro 

44.932 18.607 31.351 44.271 48.551 85.736 18 

Anteil Hilfefälle UMA an 
den Hilfefällen HzE in 
Prozent 

3,51 1,44 3,15 3,71 4,82 7,64 18 

Die Aufwendungen für UMA je Hilfefall in Euro bei der Stadt Detmold fallen im Jahr 2019 

durchschnittlich aus. Der Anteil der Hilfefälle UMA an den Hilfefällen HzE liegt unter dem Me-

dian der Vergleichsstädte. 

Die Stadt Detmold hat in 2015 einen Spezialdienst eingerichtet, um den besonderen Herausfor-

derungen der Betreuung dieses Personenkreises gerecht zu werden. Die Entwicklung der Fall-

zahlen im Bereich der UMA ist mittlerweile stark rückläufig. In 2020 erhalten noch 14 UMA Hil-

fen zur Erziehung durch das Jugendamt der Stadt Detmold. 

Die Unterbringung der UMA hat die Stadt zunächst vor Herausforderungen gestellt. Unter ande-

rem fehlten zunächst personelle Ressourcen für die Bearbeitung der Hilfeplanfälle, sodass Lei-

tungskräfte unterstützend eingreifen mussten. Die kurzfristige Einrichtung des Spezialdienstes 

hat hier zu einer deutlichen Verbesserung der Situation geführt. Aus Sicht des Jugendamtes ist 



�  Stadt Detmold  �  Hilfe zur Erziehung  �  050.010.030_02348 

Seite 170 von 225 

eine Spezialisierung auch sinnvoll, um eine Einheitlichkeit in der Betreuung sicherzustellen und 

Hindernissen bei der Fallbearbeitung (z. B. aufgrund von Sprachbarrieren, kulturellen Unter-

schieden, usw.) vorbeugend zu begegnen. Die Unterbringung der UMA erfolgte in der Regel in 

stationären Einrichtungen oder bei Verwandten. Von 2016 bis 2018 hat das Jugendamt dabei 

auf spezielle Clearinggruppen zurückgegriffen. Die fallbezogenen Aufwendungen waren ver-

gleichbar mit den Aufwendungen für eine Inobhutnahme und somit deutlich höher als in regulä-

ren Jugendhilfeeinrichtungen. Aufgrund der abnehmenden Nachfrage wurden die meisten spe-

zialisierten Einrichtungen nach und nach geschlossen. Die UMA wurden dann in die bestehen-

den Jugendhilfesysteme eingegliedert. Auch die Verwandtenpflege musste nach den Aussagen 

vielfach intensiv durch das Jugendamt betreut werden und es waren zusätzliche ambulante Hil-

fen zur Erziehung erforderlich. 

Die Entwicklung der Aufwendungen und Fallzahlen stellen wir in der Zeitreihe der Jahre 2017 

bis 2020 in der Tabelle 4 im Anhang zu diesem Berichtsteil dar. 
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3.8 Anlage: Ergänzende Tabellen  

Tabelle 1: Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2021 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Strukturen 

F1 

Die Stadt Detmold ist mit vielen präventiven Angeboten für verschiedene Al-
ters- und Zielgruppen gut aufgestellt. Die Stadt arbeitet an dem Ausbau einer 
Präventionskette im Sinne des Landesprojekts „kinderstark – NRW schafft 
Chancen“. 

127 E1 

Die Stadt Detmold sollte wie geplant die kommunale Präventionskette 
weiter ausbauen. Sie sollte diese mit den bereits vorhandenen Netzwer-
ken und Akteuren verknüpfen und im Sinne einer präventiven Ge-
samtstrategie weiterentwickeln. 

128 

Organisation und Steuerung 

F2 

Die Stadt Detmold hat sehr gute Grundlagen für das Finanzcontrolling im 
Aufgabengebiet der Hilfen zur Erziehung geschaffen. Im Haushalt sind 
Grund- und Kennzahlen festgelegt und es ist ein regelmäßiges Berichtswe-
sen installiert. Die Arbeit mit steuerungsrelevanten Kennzahlen kann aber 
noch weiter ausgebaut werden. 

133 E2 
Die Stadt Detmold sollte das vorhandene Finanzcontrolling auf Grundlage 
der bisherigen Werkzeuge wie geplant um weitere steuerungsrelevante 
Daten und Kennzahlen ergänzen. 

134 

F3 
Das Jugendamt der Stadt Detmold hat ein fallübergreifendes Fachcontrolling 
eingerichtet. Es entwickelt zurzeit ein Berichtswesen und legt Qualitätsstan-
dards für die Hilfegewährung fest. 

134 E3 

Das Jugendamt sollte regelmäßige, fallübergreifende Auswertungen nach 
Trägern, Hilfearten sowie Laufzeiten vornehmen. Die Erkenntnisse sollten 
aufbereitet und im geplanten Gesamtbericht Hilfe zur Erziehung mit dem 
Finanzcontrolling zusammengeführt werden. 

135 

Verfahrensstandards 

F4 

Die Verfahrensstandards des Jugendamtes der Stadt Detmold bieten gute 
Voraussetzungen für eine qualifizierte und einheitliche Sachbearbeitung. Das 
Jugendamt arbeitet laufend an der Weiterentwicklung der Qualitätsstan-
dards. 

135 E4 
Die Stadt Detmold sollte die bereits vorhandenen Regelungen und Stan-
dards wie geplant ergänzen und weiterentwickeln. 

136 

F5 
Das Jugendamt der Stadt Detmold hat die schriftlichen Verfahrensstandards 
analog in der Fachsoftware umgesetzt. Eine elektronische Akte gibt es noch 
nicht. 

136 E5 
Die Einführung einer elektronischen Akte sollte forciert werden, um die 
Arbeitsabläufe noch weiter zu verbessern. 

137 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

F6 

Die Wirtschaftliche Jugendhilfe der Stadt Detmold wird frühzeitig in das Hilfe-
planverfahren eingebunden. Sie prüft Kostenerstattungsansprüche für alle 
Hilfeplanfälle. Schriftliche Verfahrensstandards für diese Prüfung gibt es ak-
tuell nicht. 

141 E6 

Die Stadt Detmold sollte auch für die Prüfung von Kostenerstattungsan-
sprüchen durch die Wirtschaftliche Jugendhilfe Verfahrensstandards ent-
wickeln. Ziel sollten standardisierte Prozesse sein, die vorhandenes 
Fachwissen auch bei Personalwechsel erhalten und qualitativ gleichblei-
bende Sachbearbeitung sicherstellen. 

142 

Personaleinsatz 

F7 
Das Jugendamt hat die Personalbemessung in der Wirtschaftlichen Jugend-
hilfe zuletzt in 2016 überprüft. Die Wirtschaftliche Jugendhilfe ist intensiv in 
das Hilfeplanverfahren eingebunden. Das bindet zeitliche Ressourcen. 

146 E7 
Die Stadt Detmold sollte die Personalbemessung für die Wirtschaftliche 
Jugendhilfe aktualisieren. Dafür sollte sie die Tätigkeiten der Wirtschaftli-
chen Jugendhilfe beschreiben und Zeitanteile für diese definieren. 

146 

Leistungsgewährung 

F8 

Die Stadt Detmold verzeichnet im interkommunalen Vergleich hohe Aufwen-
dungen und Fallzahlen je Jugendeinwohner für die sozialpädagogische Fa-
milienhilfe nach § 31 SGB XIII. Die Aufwendungen je Hilfefall fallen dagegen 
sehr niedrig aus. Sowohl die Aufwendungen je Jugendeinwohner als auch je 
Hilfefall sind seit 2017 stark angestiegen. 

158 E8 
Die Stadt Detmold sollte über das Fachcontrolling die Hilfen nach § 31 
SGB VIII analysieren und versuchen den gestiegenen Aufwendungen ge-
genzusteuern. 

159 

F9 

Die Aufwendungen je Hilfefall für die Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII sind 
bei der Stadt Detmold überdurchschnittlich hoch. Dieses Ergebnis hängt 
auch mit dem hohen Anteil an Pflegekindern in Westfälischen Pflegefamilien 
zusammen. Aktuell gibt es kein ausreichendes Angebot an geeigneten Pfle-
gefamilien. 

159 E9 
Die Stadt Detmold sollte wie geplant ihre Akquise und Werbung für geeig-
nete Pflegefamilien verstärken, um mehr Kinder und Jugendliche in Voll-
zeitpflege unterbringen zu können. 

161 

F10 
Die Stadt Detmold hat sehr hohe Aufwendungen für die Heimerziehung nach 
§ 34 SGB VIII. Das wirkt sich belastend auf den Fehlbetrag aus. Auch die 
Falldichte ist sehr hoch. 

161 E10 

Die Stadt Detmold sollte über das Fachcontrolling die Ursachen für die 
hohen Aufwendungen und Fallzahlen bei der Heimerziehung ermitteln 
und analysieren. Sie sollte versuchen den gestiegenen Aufwendungen 
und Fallzahlen gegenzusteuern. 

163 

F11 
Die Stadt Detmold hat überdurchschnittliche fallbezogene Aufwendungen für 
die Integrationshilfe/Schulbegleitung. 

166 E11 
Vor dem Hintergrund der überdurchschnittlichen fallbezogenen Aufwen-
dungen für Integrationshilfe/Schulbegleitung sollte die Stadt Detmold an 
der weiteren Umsetzung von Poollösungen arbeiten. 

167 
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Tabelle 2: Bevölkerungsentwicklung zum 31.12. nach IT.NRW 

Kennzahlen 2017 2018 2019 2020 

Einwohner gesamt  73.899 74.353 74.388 74.254 

Einwohner von 0 bis unter 18 Jahre 13.299 13.478 13.464 13.491 

Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre 15.867 16.078 16.050 16.014 

Tabelle 3: Einflussfaktoren Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung 

Kennzahlen 2017 2018 2019 2020 

Aufwendungen Hilfe zur Erziehung in Euro 

Aufwendungen HzE gesamt in Euro 12.349.919 12.359.581 13.113.630 13.975.874 

Aufwendungen HzE je EW von 0 bis unter 21 Jahre in Euro 778 769 817 873 

Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro 21.755 21.734 25.074 26.246 

Ambulante Aufwendungen HzE gesamt in Euro 2.554.258 2.584.330 2.597.896 2.785.402 

Ambulante Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro 7.674 7.865 9.052 9.736 

Stationäre Aufwendungen HzE gesamt in Euro 9.795.662 9.775.251 10.515.735 11.190.471 

Stationäre Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro 41.714 40.717 44.621 45.412 

Falldichte HzE  

Hilfefälle je 1.000 Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre (Falldichte 
HzE) 

35,78 35,37 32,59 33,25 

Anteil ambulanter Hilfen in Prozent 

Anteil ambulante Hilfefälle an den Hilfefällen HzE in Prozent 58,63 57,78 54,88 53,72 

Anteil der Vollzeitpflegefälle in Prozent 

Anteil Vollzeitpflegefälle nach § 33 SGB VIII an den stationären Hil-
fefällen HzE in Prozent 

39,56 41,69 45,40 47,38 
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Tabelle 4: Hilfen zur Erziehung §§ 27 ff. SGB VIII 

Kennzahlen 2017 2018 2019 2020 

Erziehungsbeistand § 30 SGB VIII 

Aufwendungen Erziehungsbeistand gesamt in Euro 394.814 390.655 255.770 241.764 

Hilfefälle 75 78 54 48 

Sozialpädagogische Familienhilfen § 31 SGB VIII 

Aufwendungen sozialpädagogische Familienhilfen gesamt in Euro 1.091.325 1.118.406 1.178.921 1.364.277 

Hilfefälle 182 175 160 168 

Vollzeitpflege § 33 SGB VIII 

Aufwendungen Vollzeitpflege gesamt in Euro 1.506.009 1.525.804 1.679.436 1.888.200 

Hilfefälle 90 96 104 114 

Heimerziehung, sonst. betreute Wohnform § 34 SGB VIII 

Aufwendungen Heimerziehung gesamt in Euro 6.778.971 6.911.103 7.226.977 7.167.904 

Hilfefälle 108 114 102 100 

Eingliederungshilfe für seel. behinderte Kinder und Jugendliche § 35a SGB VIII 

Aufwendungen Eingliederungshilfe für seel. behinderte Kinder und Jugendliche gesamt in Euro 527.471 665.306 922.655 1.064.949 

Hilfefälle gesamt 26 31 33 37 

Hilfe für junge Volljährige § 41 SGB VIII 

Aufwendungen Hilfe für junge Volljährige gesamt in Euro 1.492.178 1.237.838 1.350.042 1.752.154 

Hilfefälle gesamt 62 55 48 46 

Hilfefälle § 41 SGB VII je 1.000 EW von 18 bis unter 21 Jahre (Falldichte § 41 SGB VII) 24,27 21,12 18,63 18,33 

Hilfe zur Erziehung für unbegleitete minderjährige Ausländer 

Aufwendungen für UMA in Euro 967.557 759.875 824.053 567.453 

Hilfefälle 38 k.A. 18 14 
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4. Bauaufsicht 

4.1 Managementübersicht  

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Detmold im Prüfgebiet Bau-

aufsicht stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Ob und inwieweit sich die Corona-Pandemie auf die Bautätigkeit in 2020 ausgewirkt hat, be-

rücksichtigen wir individuell auf Basis der Besprechungsergebnisse mit der jeweiligen Kom-

mune in unseren Ausführungen. 

Bauaufsicht 

Das im Rahmen der überörtlichen Prüfung näher betrachtete Baugenehmigungsverfahren der 

Stadt Detmold liefert keine Hinweise, die an der Rechtmäßigkeit des Verwaltungshandelns 

Zweifel aufkommen lassen. Die Bauaufsicht bearbeitet vollständige Anträge in kurzer Zeit. Bis 

zur vollständigen Vorlage von Bauanträgen vergeht in Detmold oft viel Zeit. Die Anzahl der un-

erledigten Fälle hat in den Jahren 2019 und 2020 zugenommen. 

Das Fallaufkommen je Vollzeit-Stelle ist in der Bauaufsicht der Stadt Detmold höher als in drei 

Viertel der bisher erfassten Vergleichskommunen. Je Fall wenden die Bediensteten der Bauauf-

sicht der Stadt Detmold durchschnittlich weniger Zeit auf als die meisten anderen großen kreis-

angehörigen Kommunen. Bei den einfachen Baugenehmigungsverfahren ist die Laufzeit in Det-

mold von den bisher erfassten Daten der Vergleichskommunen am kürzesten. Jedoch werden 

diese guten Ergebnisse durch die Zunahme der unerledigten Fälle begünstigt. Daher ist es von 

besonderer Wichtigkeit, die Personalbelastung weiter zu analysieren. Fehlentwicklungen in 

Form von Über- bzw. Unterlastung des Personals sind durch gegensteuernde Maßnahmen 

frühzeitig auszuschließen. 

Die Bauaufsicht der Stadt Detmold bearbeitet die Bauanträge noch mittels der Papierakte. Die 

Stadt beabsichtigt eine neue Fachsoftware einzuführen, die auch die Annahme von digitalen 

Bauanträgen zulässt. Damit soll das Genehmigungsverfahren vollständig digital abgewickelt 

werden. Diese Form der Bearbeitung bietet Potenzial für die weitere Beschleunigung der Ge-

nehmigungsverfahren. So können beispielsweise Beteiligungsverfahren gleichzeitig und stern-

förmig durchgeführt werden. Die Archivierung der Bauakten und ein späterer Zugriff werden er-

heblich erleichtert.  

Optimierungspotenzial besteht durch klare und nachvollziehbare Regelungen über Verantwor-

tungsbereiche und Entscheidungsbefugnisse. Eindeutige Grundlagen für Ermessenentschei-

dungen gewährleisten rechtssichere und einheitliche Verfahren. Die erzielten Ergebnisse im 



�  Stadt Detmold  �  Bauaufsicht  �  050.010.030_02348 

Seite 176 von 225 

Rahmen von Teamgesprächen sollten schriftlich festgehalten werden. Sie können als zukünf-

tige Entscheidungsgrundlagen genutzt werden, um den umfangreichen Wissensschatz zu be-

wahren. 

Zum Teil bereits vorhandene Checklisten unterstützen die Bediensteten bei der Bearbeitung der 

Genehmigungsanträge. Die Sachbearbeitung wird so in Teilbereichen Schritt für Schritt durch 

das Prüfverfahren geleitet. Mit Ergänzungen und der Einpflege in die Bearbeitungssoftware ent-

wickelt die Stadt Detmold eine zentrale Arbeitsanleitung, die den Bediensteten Handlungssi-

cherheit bietet.  

Die Stadt Detmold hat eine zentrale Bauberatungsstelle eingerichtet, die mit vergleichsweise 

geringen Personaleinsatz eine umfassende Beratung der Bauwilligen bietet. Ein breit gefächer-

tes digitales Angebot liefert einen Zugang zu allen notwendigen Bauformularen bis hin zu den 

digitalen Bauleitplänen. Dieses gute Informationsangebot trägt zu dem geringen Anteil zurück-

genommener Anträge bei. Jedoch ist der Anteil der Ablehnungen in der Stadt Detmold hoch. 

Jeder 14. Antrag musste in 2020 abgelehnt werden.  

Schon heute erstellt die Stadt Detmold quartalsmäßig Berichte, die auch Kennzahlen beinhal-

ten. Mit der Fortschreibung der im Rahmen dieser Prüfung erhobenen Kennzahlen hat sie die 

Möglichkeit, die Tätigkeiten der Bauaufsicht transparent darzustellen. Durch die Definition von 

Zielen und deren Überprüfung durch einen Soll-Ist-Vergleich können weitere Indikatoren für not-

wendige Steuerungsmaßnahmen geschaffen werden.  

4.2 Inhalte, Ziele und Methodik 

In dem Handlungsfeld Bauaufsicht befassen wir uns hauptsächlich mit den Baugenehmigungen. 

Daneben beziehen wir auch die Freistellungsverfahren sowie die förmlichen Bauvoranfragen 

und Vorbescheide mit ein. Ziel der gpaNRW ist es, auf Steuerungs- und Optimierungspotenzi-

ale hinzuweisen und Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen.  

Für die Analyse arbeitet die gpaNRW unterstützend mit Kennzahlen. Der Kennzahlenvergleich 

schafft den notwendigen Überblick und ermöglicht eine Standortbestimmung innerhalb der gro-

ßen kreisangehörigen Kommunen in NRW. Die Daten erheben wir für die Jahre 2019 und 2020, 

dabei ist 2020 unser interkommunales Vergleichsjahr. 

Den Prozessablauf im einfachen Baugenehmigungsverfahren stellen wir transparent dar und 

vergleichen diesen mit anderen Bauaufsichten. Ergeben sich Optimierungsansätze, weisen wir 

darauf hin. 

Darüber hinaus hat die gpaNRW mit den Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartnern der 

Kommune im Handlungsfeld Bauaufsicht die Themen Rechtmäßigkeit, Geschäftsprozesse, Di-

gitalisierung, Personaleinsatz und Bauberatung sowie Transparenz erörtert. Um Anhaltspunkte 

zu erhalten, inwieweit die Kommunen in diesen Bereichen die Vorgaben erfüllen, hat die 

gpaNRW in allen Kommunen im Rahmen eines Interviews einheitliche Fragen gestellt.  

Für die Ermittlung der Kennzahlen zum Personaleinsatz hat die gpaNRW die tatsächliche unter-

jährige Ist-Situation der Stellenbesetzung in der Sachbearbeitung erfasst. Dabei erheben wir 

alle vollzeitverrechneten Stellenanteile, die für die definierte Aufgabe eingesetzt sind. 
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4.3 Baugenehmigung 

Mittelpunkt unserer Betrachtung sind die gestellten Anträge und das Genehmigungsverfahren. 

4.3.1 Strukturelle Rahmenbedingungen 

Die Anzahl der „Fälle“ setzt sich in diesem Kapitel aus den Fällen zusammen, die dem/ der An-

tragstellenden eine Bautätigkeit ermöglichen. Die Anteile der einzelnen Arten stellen wir verteilt 

auf die unterschiedlichen Verfahren dar. Berücksichtigt werden hier somit die Anträge im nor-

malen Genehmigungsverfahren, Anträge im einfachen Genehmigungsverfahren und die Vorla-

gen im Freistellungsverfahren.  

Strukturkennzahlen Bauaufsicht 2020 

Kennzahlen Detmold Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Fälle je 10.000 EW 68 33 43 53 64 97 25 

Fälle je qkm 3,92 2,41 3,49 4,22 5,77 7,40 25 

Anteil der Vorlagen 
im Freistellungsver-
fahren an den Fällen 
in % 

5,33 0,00 1,43 2,99 8,45 36,89 25 

Anteil der Anträge im 
einfachen Genehmi-
gungsverfahren an 
den Fällen in % 

81,46 50,46 72,08 81,46 88,7 96,58 17 

Anteil der Anträge im 
normalen Genehmi-
gungsverfahren an 
den Fällen in % 

13,21 2,93 8,65 11,96 13,60 18,57 17 

In der Stadt Detmold mit ihren 27 Ortsteilen leben insgesamt rd. 74.300 Einwohner18. Das Fall-

aufkommen bezogen auf die Einwohnerzahl ist in der Stadt Detmold höher als in drei Viertel der 

Vergleichskommunen. Insgesamt stiegen die Fallzahlen von 2019 nach 2020 um 21 Prozent. 

2019 betrug das Fallaufkommen noch 56 Fälle je 10.000 Einwohner.  

Detmold hat eine Gebietsfläche von insgesamt rd. 129 qkm und gehört damit zu dem Viertel der 

Vergleichskommunen mit der größeren Stadtgebietsfläche. Mehr als 70 Prozent dieser Fläche 

 

18 lt. Kommunalprofil Detmold von IT.NRW, Stand 29.10.2020 
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werden als land- und fortwirtschaftliche Fläche genutzt. Sie gehören fast ausschließlich dem 

bauplanungsrechtlichen Außenbereich an, auf denen eine Bebauung nur ausnahmsweise zu-

lässig ist. Diese besondere strukturelle Gegebenheit erklärt auch die geringe Fallzahl bezogen 

auf den qkm.  

Rund 13,2 Prozent der Gemeindeflächen sind als Wohnungsbau-, Industrie- und Gewerbeflä-

chen ausgewiesen. Damit ist die baulich nutzbare Fläche etwas größer als im Landesdurch-

schnitt, der 10,2 Prozent19 beträgt.  

Die Bauaufsicht der Stadt Detmold bearbeitet mehr normale Genehmigungsverfahren als die 

Hälfte der Vergleichskommunen. Ein solches Verfahren ist vorgeschrieben, soweit kein einfa-

ches Baugenehmigungsverfahren bzw. eine Vorlage im Genehmigungsfreistellungsverfahren 

genutzt werden kann. Die Prüfung eines normalen Genehmigungsantrages ist umfangreicher 

als bei den übrigen genannten Verfahren und damit im Regelfall auch zeitaufwändiger.  

Der Anteil der einfachen Genehmigungsverfahren20 ist in 2020 im Vergleich zu den anderen 

Kommunen durchschnittlich. Meistens ist die Bearbeitungszeit des einfachen Verfahrens auf 

Grund des geringeren Prüfumfanges kürzer als bei den normalen Bauanträgen. Auf die Ge-

samtlaufzeiten der Genehmigungsverfahren geht die gpaNRW noch im Kapitel 5.3.8 dieses Be-

richtes näher ein.  

Vorlagen im Genehmigungsfreistellungsverfahren können eingereicht werden, wenn das Bau-

vorhaben Wohnzwecken dient und den Festsetzungen des Bebauungsplanes entspricht. Im 

Rahmen dieses schnellen Verfahrens kann die Kommune innerhalb eines Monats die Durchfüh-

rung eines Genehmigungsverfahrens verlangen. Andernfalls kann nach Ablauf der Monatsfrist 

mit dem Bauvorhaben begonnen werden. Grundsätzlich gibt es keinen gesetzlichen Prüfauftrag 

für die Kommune. Die Verantwortung für die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften 

liegt beim Entwurfsverfasser und dem Bauherrn. Der Anteil dieser Antragsform ist in der Stadt 

Detmold höher als bei der Hälfte der bisher erfassten Vergleichskommunen.  

Die Bauaufsicht der Stadt Detmold berichtet über eine aktuell hohe Nachfrage nach Bauflächen, 

insbesondere für den Wohnungsbau. Das derzeitige Angebot ist jedoch knapp. Neue Bauge-

biete sind nach Aussage der Bauaufsicht augenblicklich nicht vorhanden.  

Die Stadt Detmold hat auf ihrem Geoportal ein Baulandkataster veröffentlicht, in dem freie Bau-

flächen für Wohn- und Gewerbevorhaben dargestellt werden. Mit einem Klick auf das jeweilige 

Grundstück sind weitere Informationen verfügbar, wie Erschließungszustand, Bodenrichtwert, 

Größe und Lagebeschreibung. Die Informationsplattform liefert den Bauinteressierten einen gu-

ten Überblick von baulich nutzbaren Grundstücken. Entfernungsangaben zu Infrastruktureinrich-

tungen wie Schule, Kindertageseinrichtung, Bushaltestelle und Verbrauchermarkt runden die 

Informationen gut ab.  

� Das Baulandkataster der Stadt Detmold bietet eine gute Grundlage für Bauinteressierte, 

Bauflächen für Wohn- und Gewerbevorhaben zu finden.  

 

 

19 Fläche am 31.12.2019 nach Nutzungsarten von IT.NRW, Landesdatenbank, Stand: 29.10.2020 

20 die neue Bauordnung NRW 2021 führt wieder den Begriff „vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren“ ein.  
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Entwicklung der Fallzahlen der Stadt Detmold 

Grundzahlen 2019  2020 

Vorlagen im Freistellungsverfahren 19 27 

Summe Bauanträge 400 480 

davon Bauanträge im einfachen Genehmi-
gungsverfahren 

337 413 

davon Bauanträge im normalen Genehmi-
gungsverfahren 

63 67 

Im Betrachtungszeitraum der überörtlichen Prüfung ist eine Erhöhung der Fallzahlen aller Ge-

nehmigungsverfahren festzustellen. Besonders deutlich nahm die Anzahl der einfachen Geneh-

migungsverfahren zu (+ 76 Fälle oder rd. 23 Prozent). 

4.3.2 Rechtmäßigkeit 

� Feststellung 

Die betrachteten Baugenehmigungsverfahren der Stadt Detmold lassen auf rechtmäßiges 

Verwaltungshandeln schließen. Klare und nachvollziehbare Vorgaben für Ermessensent-

scheidungen könnten die Verwaltungsverfahren noch weiter optimieren. Der mögliche Ge-

bührenrahmen wird auf Grund veralteter Vorgaben nicht ausgeschöpft. Zusätzliche Doku-

mentationen könnten die Rechtssicherheit weiter verbessern. 

Eine rechtmäßige Aufgabenerfüllung zeichnet sich durch die Einhaltung der gesetzlichen Frist- 

und Prüfvorgaben sowie eine verursachungsgerechte Aufwandsdeckung aus. Zudem sollte das 

eingesetzte Personal rechtssicher agieren können.  

Im Rahmen der überörtlichen Prüfung wurde die Einhaltung der zeitlichen Vorgaben der Bauge-

nehmigungsverfahren näher betrachtet. So hat die Bauaufsicht die eingehenden Anträge inner-

halb einer Frist von zwei Wochen auf Vollständigkeit und Mangelfreiheit zu prüfen. Nach Aus-

sage der Stadt Detmold hält die Bauaufsicht diese Frist immer ein. 

Für die Bearbeitung eines einfachen Baugenehmigungsverfahrens sieht die BauO NRW eine 

Bearbeitungsfrist von bis zu sechs Wochen vor. Die Frist beginnt zu laufen, sobald der Antrag 

vollständig eingereicht ist. Das Verfahren setzt voraus, das es sich um ein Vorhaben im Gel-

tungsbereich eines Bebauungsplanes handelt oder für das Bauvorhaben bereits ein Vorbe-

scheid erteilt wurde. Auch diese Frist hält die Bauaufsicht der Stadt Detmold fast immer ein. Die 

seltenen Fristüberschreitungen sind in den meisten Fällen auf weitere notwendige Beteiligungs-

verfahren zurückzuführen.  

Für derartige Fälle eröffnet die Landesbauordnung des Landes NRW den Bauaufsichtsbehör-

den die Möglichkeit, die Bearbeitungsfrist um weitere sechs Wochen zu verlängern. Diese Frist-

verlängerung nimmt die Stadt Detmold nur selten in Anspruch. Im Bedarfsfall ist es aktuelle Ver-

waltungspraxis, diese Fristverlängerung direkt mit dem Antragsteller bzw. seinem Entwurfsver-

fasser zu besprechen. Auf eine formelle Abwicklung bzw. schriftliche Dokumentation wird in der 

Regel verzichtet.  
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� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte zur Verbesserung der Rechtssicherheit erforderliche Fristverlänge-

rungen ausreichend dokumentieren.  

Im Zuge der Baugenehmigungsverfahren beteiligt die Stadt Detmold zunächst die internen Stel-

len. Erst danach holt sie Entscheidungen und Stellungnahmen berührter externer Stellen ein. 

Die gleichzeitige Beteiligung der externen Stellen ist nur möglich, wenn genügend Antragsaus-

fertigungen zur Verfügung stehen. Der Grund hierfür ist es, dass die Beteiligungen noch mittels 

der Papierakte erfolgen. Häufig wird die erforderliche Anzahl an Antragsausfertigungen bereits 

im Rahmen der Bauberatung mit dem Antragsteller besprochen. Im Einzelfall werden fehlende 

Ausfertigungen direkt bei der Bauaufsicht vervielfältigt. So ist es nach Aussage der Bauaufsicht 

nur in wenigen Fällen notwendig, die externen Beteiligungsverfahren nacheinander durchzufüh-

ren.  

In bestimmten Fällen schreibt die BauO NRW vor, die Eigentümer angrenzender Grundstücke 

vor Erteilung von Befreiungen und Abweichungen zu beteiligen. In der Stadt Detmold nehmen 

zumeist die Antragsteller diese vorgeschriebene Beteiligung vor. Auf diese Möglichkeit weist die 

Bauaufsicht bereits bei Bauberatungen hin. So fallen für den Antragsteller keine zusätzlichen 

Verwaltungsgebühren an. Es entsteht kein zusätzlicher Verwaltungsaufwand bei der Bauauf-

sichtsbehörde. Eine Beteiligung des Nachbarn durch die Bauaufsicht kommt daher nur in selte-

nen Fällen vor. Für dieses Verwaltungshandeln erhebt die Bauaufsicht die nach der Allgemei-

nen Verwaltungsgebührenordnung vorgesehene Verwaltungsgebühr, die nach Aussage der 

Stadt den Aufwand nicht immer deckt.  

Die Gültigkeit von Baugenehmigungen beträgt nach § 75 BauO NRW drei Jahre. Die Bauge-

nehmigung verliert ihre Gültigkeit, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Genehmigung mit 

dem Bauvorhaben begonnen worden ist oder die Bauausführung länger als ein Jahr unterbro-

chen wurde.  

Die Bauaufsicht der Stadt Detmold überwacht generell den Baubeginn der genehmigten Bau-

vorhaben. Sie prüft ferner, ob für das Bauvorhaben ein qualifizierter Bauleiter benannt wurde. 

Damit hat die Stadt Detmold jederzeit einen Überblick über die bestandskräftigen Genehmi-

gungsbescheide. Die Bauaufsicht informiert die Antragsteller nicht immer über drohende Ab-

läufe, da sie nach eigenen Angaben dazu personell nicht in der Lage sei.  

Eine Verlängerung der Baugenehmigung ist nur möglich, wenn bis zum Ablauf der Gültigkeit ein 

entsprechender Antrag gestellt wurde. Die Bauaufsicht muss dann nur prüfen, ob zum Zeitpunkt 

der Entscheidung das Bauvorhaben noch den öffentlich-rechtlichen Vorschriften entspricht. 

Diese Prüfung ist mit einem erheblich geringeren Aufwand verbunden als ein neues Genehmi-

gungsverfahren. Daher ist die Information des Bauherrn über den drohenden Ablauf nicht nur 

bürgerfreundlich, sondern trägt auch zur Reduzierung des Genehmigungsaufwandes bei.  

Die Bauaufsicht der Stadt Detmold führte bis zur Pandemie wöchentlich Teamsitzungen durch. 

Zudem wurden an zwei festen Terminen in der Woche schwierige und bedeutsame Antragsver-

fahren besprochen. Häufig ging es um Ermessensentscheidungen. Eine Dokumentation über 

die getroffenen Entscheidungen erfolgte bisher nicht. Es gibt daher aktuell keine schriftlichen 

Grundlagen für derartige Ermessensentscheidungen. Die regelmäßigen Teamsitzungen finden 

zwischenzeitlich wieder statt.  
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� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte für die einheitliche und rechtssichere Ausübung von Ermessensent-

scheidungen klare Entscheidungsgrundlagen, z.B. in Form eines Kriterienkatalogs, erarbei-

ten. Getroffene Entscheidungen sollten dokumentiert und an zentraler Stelle für die Bediens-

teten vorgehalten werden. 

Die Stadt Detmold hat 2012 zur Optimierung der Baugenehmigungen Regelungen in Form von 

Zielvereinbarung getroffen. Diese enthalten Vorgaben zur einheitlichen Bearbeitung der Geneh-

migungsanträge sowie Gebührenfestsetzungen. 

Diese Vorgaben entsprechen nicht mehr den aktuellen Regelungen der Allgemeinen Verwal-

tungsgebührenordnung21. Teils hat sich der obere Gebührenrahmen verdoppelt. 

� Empfehlung 

Die Bauaufsicht der Stadt Detmold sollte den vorgegebenen Gebührenrahmen für eine mög-

lichst verursachergerechte Aufwandsdeckung nutzen. Die internen Vorgaben sollten an die 

geänderten rechtlichen Rahmenbedingungen angepasst werden. 

Die Stadt Detmold erhebt aktuell bereits die Kennzahl „Deckungsgrad Aufwand zu Genehmi-

gungsgebühren“. Sie ist damit regelmäßig über die Deckungsgrad der Gebühren zum entstan-

denen Aufwand informiert. Der 4. Quartalsbericht für 2020 weist beispielsweise für den Bereich 

der Bauaufsicht ein Defizit von knapp 630.000 Euro aus, obwohl ein überplanmäßiges Gebüh-

renaufkommen entstanden war. Die Zahlen belegen die Unterdeckung des Aufwandes, was bei 

der jeweiligen Festsetzung der Gebühren berücksichtigt werden sollte. Um einen hohen Kosten-

deckungsgrad zu erreichen, sollte möglichst der vorgegebene Gebührenrahmen ausgeschöpft 

werden. Nur so ist eine verursachergerechte Aufwandsdeckung möglich.  

Auf die Ausführungen im Kapitel 5.3.9 zum Thema Transparenz dieses Berichtes wird verwie-

sen.  

4.3.3 Geschäftsprozesse 

� Feststellung 

Die Bediensteten der Bauaufsicht erhalten teilweise durch Checklisten Unterstützung bei der 

Prüfung der Genehmigungsverfahren. Optimierungspotenzial besteht durch die Vervollstän-

digung und Weiterentwicklung der Checklisten in Prozessschritte, die in die Bearbeitungs-

software integriert werden. Die Bearbeitung mittels Papierakte erschwert einen effektiven 

Prozessablauf. Es fehlen eindeutige Regelungen für die Entscheidungsbefugnisse und Ver-

antwortungsbereiche.  

Die klare Regelung von Arbeitsabläufen und Entscheidungsbefugnissen beeinflusst den Pro-

zess. Für das Genehmigungsverfahren sollte die Bauaufsichtsbehörde deshalb eindeutige Pro-

zessschritte festlegen. In diesen Prozessschritten sollten die Schnittstellen auf das notwendige 

Maß beschränkt sein, da dies die Bearbeitungsdauer optimiert. Dabei sollte der Gesamtprozess 

möglichst ohne Medienbrüche durchlaufen werden können.  

 

21 44. Verordnung zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung vom 08. Juli 2021 



�  Stadt Detmold  �  Bauaufsicht  �  050.010.030_02348 

Seite 182 von 225 

Die Bauaufsicht der Stadt Detmold bearbeitet neben den Baugenehmigungsverfahren auch die 

Vorlagen in der Genehmigungsfreistellung. Die zum Teil schon über Jahre in der Bauaufsicht 

tätigen Bediensteten bearbeiten die eingehenden Vorgänge mit Hilfe ihres umfassenden Fach-

wissens. Nach Aussage der Bauaufsicht erfolgt die Bearbeitung vielfach routinemäßig. 

Mit Checklisten erhalten die Bediensteten einer Bauaufsicht eine Richtschnur für die Bearbei-

tung der Bauanträge. Jeder einzelne Verfahrensschritt wird vorgegeben und kann so nicht ver-

gessen werden. Idealerweise werden die Checklisten in die vorhandene Software eingepflegt. 

Mit der Integration in die Software steht den Bediensteten ein zentrales Hilfsmittel direkt zur 

Verfügung. Besonders neue Mitarbeiter erhalten so eine zusätzliche Unterstützung für eine si-

chere Bearbeitung der Bauanträge. Die Checklisten erleichtern die Einarbeitung und tragen zur 

Beschleunigung der Verfahren bei.   

Die Bauaufsicht der Stadt Detmold arbeitet teilweise Prüfungsverfahren mit Hilfe von Checklis-

ten ab, die in analoger Form vorliegen. Sie unterstützen die Bediensteten bei der Genehmi-

gungsprüfung, beispielsweise bei der Prüfung der Vollständigkeit oder gesicherten Erschlie-

ßung. Die Bediensteten werden in den mit Checklisten abgedeckten Teilgebieten Schritt für 

Schritt durch die Prüffelder geleitet. Zum Teil erhalten sie durch diese Arbeitsanleitungen Hin-

weise, beispielsweise ob weitere Stellen zu beteiligen sind. Nach der Bearbeitung einzelner 

Prüffelder trifft der Sachbearbeiter Teilfeststellungen. Die Vorgehensweise sichert eine einheitli-

che Vorgehensweise und gewährleistet eine Qualitätssicherung. Zudem wird die Anwendung 

des „Vier-Augen-Prinzips“ erheblich vereinfacht, indem der Zweitbetrachter bzw. die Zweitbe-

trachterin die Dokumentation der Teilfeststellungen für eine zweite rechtliche Überprüfung nut-

zen kann. So ist ein effektiver Beitrag zur Korruptionsprävention möglich. Auf die weiteren Aus-

führungen zur Korruptionsprävention im nachfolgenden Kapitel wird hingewiesen.  

Jedoch decken die in Detmold vorhandenen Checklisten noch nicht die gesamten Prüfbereiche 

ab. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte Entscheidungsprozesse durch Checklisten/Arbeitshilfen unterstüt-

zen, um einheitliche und rechtssichere Genehmigungsprozesse zu gewährleisten. Die vor-

handenen Checklisten können dazu als Grundlage dienen. Die einzelnen Arbeitsschritte soll-

ten in die eingesetzte Fachsoftware integriert werden. 

Die Stadt Detmold bearbeitet die Bauanträge mittels der Papierakte. Erforderliche Stellungnah-

men holt die Bauaufsicht ein, indem sie eine Antragsausfertigung an den Beteiligten übersen-

det. Die beteiligten Stellen antworten zumeist in analoger Form. So ist es erforderlich, die Stel-

lungnahmen in die parallel eingesetzte Fachsoftware einzugeben. Eine direkte Übernahme ist 

nur in den seltenen Fällen möglich, wenn die beteiligte Stelle ihre Stellungnahme digital abgibt. 

In einem solchen Fall kopiert die Bauaufsicht diese und fügt sie in die vorhandene Fachsoftware 

ein. Eine generelle medienbruchfreie Bearbeitung ist in Detmold durch den Einsatz der Papier-

akte nicht möglich und bindet unnötig Personalressourcen.  

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte die Baugenehmigungsverfahren medienbruchfrei bearbeiten und 

die dafür notwendigen Schritte einleiten. 
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Die Bauaufsicht vervielfältig teilweise Antragsunterlagen, wenn die eingereichten Antragsaus-

fertigungen für die Beteiligungsverfahren nicht ausreichen. Diese Vorgehensweise bindet zu-

sätzliche Personalressourcen. Der Versand der Unterlagen auf dem Postweg verlängert die Be-

arbeitungszeit. Durch eine frühzeitige Digitalisierung der Bauantragsunterlagen könnten diese 

zusätzlichen Zeiten eingespart werden. Zudem können die notwendigen Beteiligungsverfahren 

gleichzeitig und sternförmig vorgenommen werden. Das Genehmigungsverfahren würde erheb-

lich beschleunigt. Auch die Archivierung von Papierakten erfordert hohe räumliche und perso-

nelle Kapazitäten, die mit einem frühen Einscannen der Papierunterlagen eingespart werden 

könnten.  

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte alle in Papierform eingehenden Antragsunterlagen zu einem mög-

lichst frühen Zeitpunkt einscannen. 

Für die sichere Bearbeitung von Anträgen ist eine eindeutige Festlegung der Verantwortungs-

bereiche und Entscheidungsbefugnisse unabdingbar. Dieser Grundsatz gilt für die Bauauf-

sichtsbehörden auf Grund der zahlreich zu treffenden Entscheidungen in besonderem Maße. 

Die rechtssichere und einheitliche Bearbeitung von Anträgen ist nur möglich, wenn auch klare 

Regelungen bestehen. So sind klare Regelungen zu Unterschrifts- und Entscheidungsbefugnis-

sen erforderlich.  

Die Stadt Detmold hat für die Binnenstruktur im Fachbereich der Stadtentwicklung, wozu auch 

die Bauaufsicht gehört, in 2003 eine Organisationsverfügung erlassen. Danach liegt die Ent-

scheidungs- und Unterschriftsbefugnis sowie die Verantwortung der Kundenkontakte bei den für 

das zugeordnete Produkt zuständigen Bediensteten.  

Weitergehende Konkretisierungen enthält die Organisationsverfügung nicht. Die Verfügung ent-

hält ungenaue Formulierungen, die zu Unsicherheiten bei den Unterschrifts- und Entschei-

dungsbefugnissen führen.  

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte in einer Dienstanweisung oder Organisationsverfügung eindeutig 

regeln, wer welche Entscheidungsbefugnisse und Verantwortungsbereiche hat.  

4.3.4 Prozess des einfachen Baugenehmigungsverfahrens 

Die gpaNRW hat den Prozess des einfachen Baugenehmigungsverfahrens für alle Kommunen 

nach einem einheitlichen Layout dargestellt. Dadurch zeigen wir die verwaltungsinternen Ab-

läufe transparent auf und vereinfachen den Vergleich mit anderen Kommunen. Unterschiede 

sind bei der Betrachtung so leichter erkennbar. 

� Feststellung 

Der Prozess des einfachen Baugenehmigungsverfahrens ist in der Stadt Detmold durch we-

nige Schnittstellen effektiv gestaltet. Er bietet daher nur wenig Optimierungspotenzial. Die 

Bauaufsicht wendet das Vier-Augen-Prinzip nicht konsequent an.  

Im Baugenehmigungsverfahren sollte eine Kommune ein einheitliches Vorgehen sicherstellen 

und die Beschäftigten im Wege der Korruptionsprävention schützen, damit diese die Verfahren 

rechtssicher abwickeln können. Schnittstellen sollte eine Kommune auf ein Minimum reduzieren 
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und notwendige Beteiligungen in möglichst kurzer Zeit abschließen. Zudem sollte sie mehrfache 

Vollständigkeitsprüfungen oder unnötige Beteiligungen vermeiden, um das Verfahren zu be-

schleunigen.  

Das Verfahren des einfachen Baugenehmigungsverfahrens der Stadt Detmold ist durch we-

nige Schnittstellen gekennzeichnet. Im Wesentlichen bearbeitet die Sachbearbeitung weitge-

hend eigenständig die Genehmigungsverfahren. Lediglich zu Beginn sowie stichprobenartig am 

Ende des Genehmigungsverfahrens sichtet der Vorgesetzte die Verfahren. Bei dieser zeitspa-

renden Arbeitsweise wird zum Teil das „Vier-Augen-Prinzip“ nicht angewandt. Jedoch sollte bei 

jeder Entscheidung der Bauaufsicht konsequent das „Vier-Augen-Prinzip“ angewandt werden. 

So wird ein großer Beitrag zur Korruptionsprävention geleistet. Zudem führt diese Vorgehens-

weise zur Qualitätssicherung. Auf die weiteren Ausführungen im vorrangegangenen Kapitel 

5.3.3 wird verwiesen. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens generell das „Vier-

Augen-Prinzip“ zur Korruptionsprävention und zum Schutze der Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter einführen. 

Die Bearbeitung der Bauantragsverfahren erfolgt in Detmold mittels der Papierakte. Zunächst 

erfolgt die Einholung der internen Stellungnahmen. Sollten bereits in Rahmen dieser Beteili-

gungsverfahren negative Stellungnahmen abgegeben werden, führen diese nach erfolgter An-

hörung in der Regel zu einer Ablehnung. Weitere externe Stellungnahmen zum Bauantrag holt 

die Bauaufsicht dann nicht mehr ein. Diese Verwaltungspraxis stellt eine effektive Bearbeitungs-

weise dar. Denkbar sind jedoch auch Fälle, bei denen durch die Einholung der externen Stel-

lungnahmen noch weitere Entscheidungsgrundlagen für eine Ablehnung geliefert werden. Diese 

zusätzlichen Gründe tragen zur Verbesserung der Rechtssicherheit der Ablehnung bei und soll-

ten genutzt werden. 

Zudem erfordern die nacheinander und mit der Papierakte stattfindenden Beteiligungsverfahren 

mehr Bearbeitungszeit. Fehlende Antragsausfertigungen müssen gefertigt bzw. angefordert 

werden. Daher sollte die Bearbeitung mittels digitaler Unterlagen durchgeführt werden. Einge-

scannte Antragsunterlagen erleichtern die Bearbeitungsschritte erheblich.  

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte die erforderlichen Beteiligungsverfahren parallel mittels digitaler Un-

terlagen durchführen.  

Neben der Art der Beteiligungsverfahren ist auch die Anzahl der einzuholenden Stellungnah-

men für die Bearbeitungszeit eines Genehmigungsverfahrens entscheidend. Auf die nach der 

Prozessdarstellung abgebildete Tabelle „Stellungnahmen Bauaufsicht 2020“ wird besonders 

hingewiesen. 

Nachfolgend wird seitens der gpaNRW das einfache Baugenehmigungsverfahren in 2020 der 

Stadt Detmold auf Grundlage der Bauordnung 2018 abgebildet.  
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Stellungnahmen Bauaufsicht 2020 

Kennzahlen Detmold Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Eingeholte bauauf-
sichtliche Stellung-
nahmen je Bauantrag  

5,11 2,12 3,14 3,99 5,46 9,68 20 

Intern eingeholte 
bauaufsichtliche Stel-
lungnahmen je Bau-
antrag  

4,50 1,94 2,74 3,80 4,57 9,09 17 

Extern eingeholte 
bauaufsichtliche Stel-
lungnahmen je Bau-
antrag  

0,61 0,20 0,41 0,59 0,83 1,63 17 

Die Anzahl der einzuholenden Stellungnahmen beeinflusst im erheblichen Maße die Dauer des 

Genehmigungsprozesses. Daher sollten die Beteiligungsverfahren auf das notwendige Mindest-

maß begrenzt bleiben. Eine Beeinflussung durch die örtliche Bauaufsicht ist jedoch nur in gerin-

gem Maße möglich. Oft bestimmen örtliche Strukturen die vorzunehmenden Beteiligungsverfah-

ren. Dazu gehören beispielsweise Gewässer, Überschwemmungsgebiete, Wasserschutzge-

biete, Naturparks, Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Denkmäler, Abgrabungsflä-

chen, Altlasten. All diese aufgeführten strukturellen Besonderheiten sind im Gebiet der Stadt 

Detmold vorhanden. 

Trotzdem schafft es die Stadt Detmold, die Anzahl der extern einzuholenden Stellungnahmen 

auf einem durchschnittlichen Niveau zu halten. Mit dem Wert von 0,61 positioniert sich Detmold 

nahe des Medians.  

Anders sieht es bei der Anzahl der internen Beteiligungsverfahren aus. Die hierzu ermittelte 

Kennzahl belegt, dass die Bauaufsicht der Stadt Detmold durchschnittlich mehr interne Stel-

lungnahmen einholt als die Hälfte der Vergleichskommunen. 

Generell werden in der Stadt Detmold folgende interne Stellen beteiligt: 

 Baulastenverzeichnis, 

 Feuerwehr, 

 Bauplanung und 

 Tiefbauamt zur Prüfung der gesicherten Erschließung. 

Wie bereits ausgeführt, erfolgen diese Beteiligungsverfahren mittels Papierakte. Schon die in-

ternen Beteiligungsverfahren erfordern mehr Ausfertigungen als es die Standardvordrucke für 

die Baugenehmigungsverfahren vorsehen (dreifach). Daher sollte die Anzahl der internen Stel-

lungnahmen auf ein Minimum reduziert werden. Beispielsweise könnte das Baulastverzeichnis 

digitalisiert werden, so dass die Sachbearbeitung des Baugenehmigungsverfahrens eine direkte 

Einsichtnahme vornehmen kann. Damit wäre eine Beteiligung auf die Fälle beschränkt, in de-

nen tatsächlich Baulasteneinträge für die jeweiligen Baugrundstücke vorliegen. 
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� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte die internen Beteiligungen auf das erforderliche Mindestmaß redu-

zieren. Erweitere Informationsgrundlagen für die Bauaufsicht können zum Teil zeitauf-

wendige Beteiligungsverfahren vermeiden.  

4.3.5 Digitalisierung 

� Feststellung 

Die Stadt Detmold nutzt die Vorteile der digitalen Bearbeitung der Baugenehmigungsverfah-

ren nur zum Teil. Sie beabsichtigt die Einführung der digitalen Bauakte, womit neben einer 

größeren Unterstützung der Mitarbeiter auch die weitere Beschleunigung der Verfahren er-

möglicht wird.  

Ein einheitliches Dokumentenmanagement erleichtert die Fallbearbeitung und Auskunftsertei-

lung. Geeignete spezifische Softwarelösungen sollten die Sachbearbeitung unterstützen. 

Das Onlinezugangsgesetz (OZG) verpflichtet Bund und Länder, alle rechtlich und tatsächlich 

geeigneten Verwaltungsleistungen auch elektronisch über Verwaltungsportale anzubieten und 

sie miteinander zu einem Portalverbund zu verknüpfen. Dies bedeutet, dass z.B. Baugenehmi-

gungen und Bauvorbescheide bis zum 31. Dezember 2022 digitalisiert sein müssen. Perspekti-

visch sollen die 212 unteren Bauaufsichtsbehörden in NRW ein digitales Baugenehmigungsver-

fahren nutzen. Dafür hat das Land NRW in 2018 ein Modellprojekt gestartet. Sechs Modellkom-

munen unterschiedlicher Struktur und Größe wirken an diesem Projekt mit. In den Prozess be-

zieht das MHKBG22 auch die drei kommunalen Spitzenverbände und die beiden Baukammern 

ein. Ziel soll es sein, dass 

 Postlaufzeiten wegfallen, 

 auf Dokumente schneller zugegriffen, 

 parallel sternförmig alle notwendigen Ämter informiert und 

 unmittelbar digital auf Pläne und Akten zugegriffen werden kann. 

Die Bearbeitung der Baugenehmigungsverfahren erfolgt in der Stadt Detmold noch ausnahms-

los in Papierform. Parallel dazu wird eine Fachsoftware eingesetzt, die den Verfahrensablauf so 

nur zum Teil unterstützt. Andere interne am Genehmigungsverfahren beteiligten Fachämter be-

sitzen Leserechte für die eingesetzte Software. So kann beispielsweise das Tiefbauamt direkt 

auf die gespeicherten Informationen zum Bauantrag zugreifen und die Stellungnahme in die 

Software eingeben. Andere Rückläufe müssen in die Fachsoftware eingepflegt werden und ver-

ursachen dadurch zusätzlichen Arbeitsaufwand. Das Programm liefert so nur eine einge-

schränkte Unterstützung für die Bediensteten.  

Die Annahme von digitalen Bauanträgen ist in der Bauaufsicht der Stadt Detmold mit den zur-

zeit eingesetzten Softwareprodukten nicht möglich. Es entsteht durch die Bearbeitung mittels 

konventioneller Bauakte und der Fachsoftware teils doppelter Erfassungsaufwand.  

 

22 Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nordrhein-Westfalen 
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Die Vorteile einer digitalen Archivierung der Bauakten hat die Stadt Detmold bereits erkannt. 

Sie hat fast alle bestehenden Altakten nachträglich digitalisiert. Die erzeugten Daten der digitali-

sierten Verfahrensakten können schon mittels der eingesetzten Fachsoftware eingesehen wer-

den. 

Die Stadt Detmold nutzt zum Auffinden der Akten die in der Fachsoftware hinterlegten Aktenzei-

chen. Dort ist auch der Ablageort der jeweiligen Akte gespeichert. Die laufenden Verfahren wer-

den als Papierakte im Büro des jeweiligen Sachbearbeiters in alphabetischer Reihenfolge auf-

bewahrt. Die eingesetzte Fachsoftware ermöglicht durch verschiedene Filtermöglichkeiten das 

Auffinden der Akten. 

Die Bauaufsicht der Stadt Detmold hat für eine möglichst gleichmäßige Belastung der Sachbe-

arbeiter ein Excel-Tool entwickelt. Das Programm ermittelt den aktuellen Belastungsgrad und 

ordnet mit diesen Informationen die neuen Fälle den jeweiligen Bediensteten zu. Eine Spezifi-

zierung der Antragsarten berücksichtigt das Programm jedoch noch nicht. Diese berücksichtigt 

der Teamleiter individuell, wenn er die Zuständigkeit festlegt. Diese Vorgehensweise unterstützt 

die Korruptionsprävention. Ein Außenstehender weiß nicht schon im Vorhinein, wer den Bauan-

trag bearbeiten wird. 

� Der Einsatz des Programm-Tools fördert eine gleichmäßige Arbeitsbelastung des eingesetz-

ten Personals. Zudem leistet es einen Beitrag zur Korruptionsprävention.  

 

Die Stadt Detmold prüft aktuell mit Unterstützung des Kommunalen Rechenzentrums (KRZ) den 

Einsatz einer neuen Fachsoftware. Ziel ist es, Bauanträge digital anzunehmen und zu bearbei-

ten. Die neue Software soll die heute eingesetzte Fachsoftware ablösen. Über die Möglichkei-

ten der favorisierten Fachsoftware hat sich die Stadt Detmold bereits informiert. In den am KRZ 

angeschlossen Bauaufsichtsbehörden soll in Kürze ein Probebetrieb stattfinden. Mit dem neuen 

Programm soll die digitale Bauakte eingeführt werden.  

Das Land NRW bietet aktuell den Bauaufsichtsbehörden an, sich dem Bauportal NRW anzu-

schließen. Es handelt sich dabei um einen webbasierenden Antragsassistenten, mit dem Bau-

anträge auf elektronischen Wege an die zuständige Bauaufsichtsbehörde versandt werden kön-

nen. Den Kommunen stehen verschiedenste Angebotsoptionen für die Unterstützung durch das 

Bauportal NRW zur Verfügung.  

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte ihren eingeschlagenen Weg zur Schaffung aller Voraussetzungen 

zur Annahme von digitalen Bauanträgen und zu deren digitale Bearbeitung zeitnah umset-

zen. Sie sollte dabei die Angebote des Bauportals des Landes NRW berücksichtigen.   

4.3.6 Personaleinsatz 

Die gpaNRW betrachtet das gesamte Personal, das für die Bearbeitung von Baugenehmigun-

gen im weiteren Sinne eingesetzt ist – auch wenn die Kommune es organisatorisch selbst nicht 

direkt der Baugenehmigungsbearbeitung zugeordnet hat. Dies beinhaltet auch das Personal, 

das die förmlichen Bauvoranfragen bearbeitet oder Bauberatungen durchführt. Diese aufgaben-

orientierte Personalerfassung macht die Daten vergleichbar.  
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� Feststellung 

Das Fallaufkommen je Vollzeit-Stelle in der Bauaufsicht der Stadt Detmold ist hoch. Anders 

ausgedrückt wenden die Bediensteten der Bauaufsicht weniger Zeit je Fall auf als in den 

meisten anderen Kommunen. Die Zunahme der unerledigten Fälle ist mögliche Folge des 

hohen Fallaufkommens je Vollzeit-Stelle. 

Grundsätzlich sollte eine Kommune auf veränderte Rahmenbedingungen, wie z. B. die Verän-

derung der zu bearbeitenden Fälle, reagieren. Bei sinkenden Antragszahlen sollte sie dem Per-

sonal ggf. andere Aufgaben zuweisen. Wenn die Antragszahlen ansteigen, sollte sie die Perso-

nalbelastung nachhalten, um bei drohender Überlastung ggf. weiteres Personal unterstützend 

einsetzen oder z. B. ablauforganisatorisch reagieren zu können. 

Die Anzahl der „Fälle“ setzt sich in diesem Kapitel aus den Anträgen und Vorlagen zusammen, 

die die Sachbearbeitung aus dem Bereich Baugenehmigung inklusive förmliche Bauvoranfra-

gen/ Vorbescheide und Bauberatung zu bearbeiten hat. Berücksichtigt werden hier somit die 

Anträge im normalen Genehmigungsverfahren, Anträge im einfachen Genehmigungsverfahren 

und die Vorlagen im Freistellungsverfahren sowie die förmlichen Bauvoranfragen.  

Fälle je Vollzeit-Stelle Sachbearbeitung Bauaufsicht inkl. Bauberatung 2020 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 24 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Die Stadt Detmold hat im interkommunalen Vergleich das zweithöchste Fallaufkommen je Voll-

zeit-Stelle. Sie wendet somit gegenüber den meisten Vergleichskommunen weniger Zeit für die 
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Bearbeitung des jeweiligen Genehmigungsverfahrens auf. Für die Berechnung der Kennzahl 

sind in 2020 insgesamt 3,66 Vollzeit-Stellenanteile eingeflossen.  

Bei dieser Kennzahl betrachtet die gpaNRW nur die Belastung durch neue Falleingänge. Wenn 

die Anzahl der unerledigten Fälle weitgehend gleichbleibt, verzerrt dieses die Kennzahl nicht. 

Bei der Stadt Detmold hat jedoch die Anzahl der unerledigten Fälle zugenommen. Waren zum 

01. Januar 2019 insgesamt 72 Fälle unbearbeitet, nahm deren Anzahl im Laufe des Jahres um 

13 Fälle zu. Auch im Folgejahr nahm die Anzahl der unbearbeiteten Fälle um 92 Fälle zu. So 

lagen der Bauaufsicht der Stadt Detmold zum 01. Januar 2021 insgesamt 177 unbearbeitete 

Fälle vor. 

Allein dieser Umstand verbessert die gebildete Kennzahl um rd. 25 Fälle je Vollzeit-Stelle in 

2020. Um diese Verzerrungen besser beurteilen zu können, ermittelt die gpaNRW weitere 

Kennzahlen, die in der nachfolgenden Tabelle abgebildet werden. 

Weitere Kennzahlen 2020 

Kennzahlen Detmold Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Bescheide je Vollzeit-
Stelle Sachbearbei-
tung Bauaufsicht 
(inkl. Bauberatung) 

118 43 61 83 112 163 22 

Verhältnis unerledig-
ter Bauanträge zum 
01.01. zu den neuen 
Bauanträgen in Pro-
zent 

18 7 23 29 56 230 14 

Die Leistungskennzahl „Bescheide je Sachbearbeitung Bauaufsicht“ der Stadt Detmold belegt, 

dass in der dortigen Bauaufsicht mehr Fälle beschieden werden, als in drei Viertel der anderen 

Vergleichskommunen. Daran ändert auch nicht die zuvor dargestellte Zunahme der unerledig-

ten Fälle. 

Deren Verhältnis ist in Detmold 2020 noch geringer, als in drei Viertel der anderen Kommunen. 

Der Anteil stieg jedoch im Laufe des Jahres 2020 von 18 Prozent auf 37 Prozent zum 01. Ja-

nuar 2021.  

Der in der Stadt Detmold geringere Zeitaufwand für die Bearbeitung der Genehmigungsanträge 

spiegelt sich in den ermittelten Gesamtlaufzeiten der Genehmigungsverfahren wider. Auf Ein-

zelheiten hierzu geht die gpaNRW in Kapitel 5.3.8 dieses Berichtes näher ein.   

Im Übrigen beeinflussen in der Regel auch die Verfahrensarten die Bearbeitungsdauer. So neh-

men die normalen Bauanträge häufig mehr Zeit in Anspruch als einfache Genehmigungsverfah-

ren. Genehmigungsfreistellungsverfahren haben dagegen grundsätzlich keinen gesetzlich vor-

geschriebenen Prüfumfang und erfordern nur einen geringen Bearbeitungsaufwand.  

Die gebildete Kennzahl ist daher unter Berücksichtigung der einzelnen besonderen Parameter 

näher zu betrachten.  
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So wird das hohe Fallaufkommen je Vollzeit-Stelle in der Stadt Detmold durch vergleichsweise 

zahlreichen Vorlagen im Genehmigungsfreistellungsverfahren begünstigt. Auf die Ausführungen 

im Kapitel 5.3.1 wird hingewiesen.  

Im Jahr 2020 veränderten sich in der Bauaufsicht der Stadt Detmold zwei wesentliche Parame-

ter. Zum einen verringerte sich der Personaleinsatz für die Baugenehmigungsverfahren um eine 

Viertelstelle, zum anderen stieg das Fallaufkommen um 80 Fälle gegenüber 2019 (+ 16,2 Pro-

zent). Auf die Tabelle im Kapitel 5.3.1 dieses Berichts wird verwiesen. 

Die Bauaufsicht der Stadt Detmold berücksichtigt bei der Stellenbemessung die Fallzahlen und 

Bearbeitungszeiten. Schwierig stellt sich die Besetzung von Arbeitsplätzen dar. So erforderte 

die Besetzung einer offenen Stelle mehrere Ausschreibungsverfahren, bevor eine Neubeset-

zung erfolgen konnte. Eine seit 2020 offene Stelle konnte erst jetzt besetzt werden. 

Neben den betrachteten Vollzeit-Stellen der Sachbearbeitung wurde auch der eingebrachte 

Overhead-Anteil der Genehmigungsverfahren näher untersucht. Dabei wird lediglich der Anteil 

an Overhead-Aufwand berücksichtigt, der für Leitungs- und Führungsaufgaben im Baugenehmi-

gungsverfahren anfällt. Für das Baugenehmigungsverfahren macht das einen Anteil von rd. 14 

Prozent aus. Mit diesem Wert gehört Detmold zu der Hälfte der bisher erfassten Kommunen mit 

den geringeren Anteilen. Es ist ein Anteil von 0,6 einer Vollzeit-Stelle in die Berechnung dieser 

Kennzahl eingeflossen.  

Das Team der Bauaufsicht der Stadt Detmold setzt sich aus Architekten, Bauingenieuren, ei-

nem Techniker und Verwaltungswirten zusammen. Zum großen Teil sind langjährige und erfah-

rene Mitarbeiter in der Bauaufsicht eingesetzt, die teils mehr als 25 Jahre dort tätig sind. Die 

kürzeste Zugehörigkeit beträgt aktuell sechs Jahre. Die Stadt Detmold strebt an, die Ausbildung 

für den gehobenen technischen Verwaltungsdienst anzubieten. Dieses geschieht nach Aussage 

der Bauaufsicht auch, um freiwerdende Stellen einfacher neu besetzen zu können.  

Im Rahmen der überörtlichen Prüfung hat die gpaNRW auch Anteile der Vollzeit-Stellen für 

förmliche Bauvoranfragen abgefragt, getrennt für Sachbearbeitung und Overhead. Der Stadt 

Detmold war es nicht möglich, diese Stellenanteile separat zu ermitteln. Eine weitere Aufschlüs-

selung und Analyse der Daten für Detmold ist daher nicht möglich. 

Personaleinsatz förmliche Bauvoranfragen/Vorbescheide 2020 

Förmliche Bauvoranfragen je Vollzeit-Stelle Sachbearbeitung förmliche Bauvoranfragen/Vorbe-

scheide 2020 

In den interkommunalen Vergleich sind sieben Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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Vorbescheide je Vollzeit-Stelle Sachbearbeitung förmliche Bauvoranfragen/Vorbescheide 

In den interkommunalen Vergleich sind sieben Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Auch wenn die Stadt Detmold die Werte für die förmlichen Bauvoranfragen nicht ermitteln 

konnte, werden die Vergleichswerte zur Information und Orientierung für mögliche zukünftige 

Auswertungen mit aufgeführt. Da noch keine ausreichende Anzahl an Werten vorliegt, erfolgt 

die Darstellung als Streudiagramm. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte die Personalkennzahlen weiter fortschreiben. Bei einem anhalten-

den Trend der Zunahme der unerledigten Bauanträge sollten gegensteuernde Maßnahmen 

ergriffen werden, um Laufzeiten der Genehmigungsanträge nicht zu verlängern. Die Empfeh-

lungen zur Beschleunigung der Verfahren sollten umgesetzt werden, um die Sachbearbei-

tung zu entlasten. 

Die Datenerhebung für 2019 und 2020 zeigt, dass die förmlichen Bauvoranfragen in der Stadt 

Detmold durchaus einen relevanten Anteil haben. So wurden in beiden Jahren jeweils 94 förmli-

che Bauvoranfragen eingereicht. Für 2020 bedeutet das einen Anteil von knapp 16 Prozent vom 

Gesamtfallaufkommen. 

4.3.7 Bauberatung 

� Feststellung 

Stadt Detmold hat eine zentrale Bauberatung eingerichtet, die im Vergleich zu anderen Kom-

munen mit geringen Personalaufwand betrieben wird. Die Bauaufsicht bietet den Bauwilligen 

zahlreiche Möglichkeiten, sich umfassend zum Thema „Bauen“ zu informieren. Der Anteil zu-

rückgenommener Anträge ist in Detmold gering. Der Anteil der Ablehnungen ist so hoch wie 

in keiner anderen Kommune. 

Eine Kommune sollte durch gute Vorabinformationen - beispielsweise im Internet oder im Wege 

der Bauberatung - versuchen, die Anteile der zurückgenommenen Bauanträge gering zu halten. 

So kann sie die Verfahrensdauer optimieren und bürgerfreundlich agieren. 
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Zurückgenommene und abgelehnte Bauanträge 2020 

Kennzahlen Detmold Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Anteil zurückgenom-
mener Bauanträge 
an den Bauanträgen 
in %  

3,96 0,73 4,12 6,68 10,50 20,58 22 

Anteil Ablehnungen 
an den Bescheiden 
in % 

7,39 0,00 1,06 2,61 4,62 7,39 23 

Im interkommunalen Vergleich werden in der Stadt Detmold weniger Anträge zurückgenom-

men als in drei Viertel der anderen Vergleichskommunen. Dieser Wert lässt grundsätzlich auf 

eine gute Bauberatung schließen. 

Jedoch lehnt die Bauaufsicht der Stadt Detmold mehr Anträge ab als alle anderen bisher er-

fassten Vergleichskommunen. Knapp jeder 14. Bauantrag konnte seitens der Bauaufsicht im 

Vergleichsjahr 2020 nicht genehmigt werden.  

Die Bearbeitung von unvollständigen und mangelhaften Anträgen wie auch von Verfahren, die 

nicht genehmigungsfähig sind, binden unnötige Personalressourcen. Sie bedeuten für den An-

tragsteller wie auch für die Bauaufsichtsbehörde einen Aufwand, der zumindest teilweise ver-

meidbar ist. Diese Verfahren sollten daher durch geeignete Maßnahmen ausgeschlossen bzw. 

minimiert werden. Dazu trägt im großen Maße eine gute Vorabinformation bei. 

Für die Information der Bauinteressierten hat die Stadt Detmold eine zentrale Bauberatung ein-

gerichtet. Sie steht Bauwilligen, Investoren und Architekten für erste Auskünfte über planungs-

rechtliche Grundlagen zur Verfügung. Sie ist durch einfache Suchbegriffe über die üblichen 

Suchmaschinen des Internets auf der Homepage der Stadt erreichbar. Über eine Verlinkung 

zum Geoportal der Stadt können Bebauungspläne und der Flächennutzungsplan eingesehen 

werden. Mit dem Anklicken des Plangebietes öffnet sich der dazugehörige Bebauungsplan mit 

seinen textlichen und zeichnerischen Festsetzungen.  

Das Baubüro ist morgens von 8.30 bis 12.00 Uhr (außer mittwochs) und zusätzlich donnerstags 

von 14.00 bis 17.00 Uhr geöffnet. Auf der Seite der Bauberatung sind die wesentlichen rechtli-

chen Vorgaben des Baurechts verlinkt (BauO NRW, BauNVO, BauGB)23. 

Über eine weitere Verlinkung erhalten die Bauwilligen die erforderlichen Bauantragsformulare in 

der aktuellen Fassung. Die Auskunftssuchenden werden auf die Seite des Bauportals des Lan-

des NRW geleitet.  

Bereits im Kapitel 5.3.1 wurde auf die anteilig großen Außenbereichsflächen der Stadt Detmold 

eingegangen, die mehr als 70 Prozent der gesamten Gemeindeflächen ausmachen. Bei nähe-

rer Betrachtung der baulichen Nutzung sind zahlreiche Splittersiedlungen erkennbar. Gerade in 

derartigen Gebieten ist es häufig auf Anhieb schwierig, die baurechtliche Nutzungsmöglichkeit 

eindeutig festzustellen, da zahlreiche öffentliche Belange zu prüfen sind. Eine parzellenscharfe 

 

23 Bauordnung NRW, Baunutzungsverordnung, Baugesetzbuch 
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Abgrenzung zwischen planungsrechtlichen Innenbereich und Außenbereich ist häufig nicht auf 

Anhieb möglich. Das ist nach Aussage der Bauaufsicht ein Grund für die hohe Zahl an förmli-

chen Bauvoranfragen. Im interkommunalen Vergleich gehört Detmold zu dem Viertel der Ver-

gleichskommunen mit dem höchsten Anteil dieser Antragsart. 

Diese besondere städtebauliche Situation erklärt den aktuell hohen Anteil an Ablehnungen. Es 

sollten jedoch weitere Untersuchungen für mögliche Ursachen der zahlreichen Ablehnungen er-

folgen, um den damit verbundenen aber ggf. vermeidbaren Verwaltungsaufwand zu reduzieren.  

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte die Kennzahlen zu den Ablehnungen und zurückgenommen Anträ-

gen weiter fortschreiben und analysieren. Ziel sollte sein, die hohe Zahl nicht genehmigungs-

fähiger Anträge zu reduzieren.  

Im Rahmen der Datenerhebung konnte die Stadt Detmold die Anteile für die Bauberatung ermit-

teln. Sie sind in das folgende Streudiagramm mit 0,4 Vollzeit-Stellen eingeflossen. 

Wir haben elf großen kreisangehörigen Kommunen die Stellenanteile in der Bauberatung erhal-

ten. Die absoluten Zahlen verteilen sich wie folgt: 

Vollzeit-Stellen Sachbearbeitung Bauberatung 2020 

 

Von den bisher erhobenen Daten der großen kreisangehörigen Kommunen wendet die Detmold 

den geringsten Personaleinsatz für die Bauberatung auf.  

4.3.8 Dauer der Genehmigungsverfahren 

� Feststellung 

Die Bauaufsicht der Stadt Detmold bearbeitet die Bauanträge in kurzer Zeit. Häufig wird für 

die Vervollständigung der Antragsunterlagen mehr Zeit aufgewandt als für die eigentliche 

Genehmigungsprüfung. Die Umstellung auf die vollständige digitale Bearbeitung bietet wei-

teres Beschleunigungspotenzial. 

Die Orientierungsgröße für eine durchschnittliche Gesamtlaufzeit in Höhe von zwölf Wochen (= 

84 Kalendertage) sollte eine Kommune ab dem 01. Januar 201924 bei den Bauanträgen nach 

Antragseingang nicht überschreiten. 

 

24 Seit dem 01. Januar 2019 gelten die Regelungen der Landesbauordnung (BauO NRW 2018). 
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Die vorgenannte durchschnittliche Gesamtlaufzeit orientiert sich an der maximalen Dauer der 

einfachen Genehmigungsverfahren, die § 64 Abs. 2 BauO NRW 2018 vorsieht. Als Durch-

schnittswert sollte diese Zielgröße aus Sicht der gpaNRW erreichbar sein. Nach den bisherigen 

Erfahrungen der gpaNRW wird der Durchschnittswert weniger von der Art der Verfahren beein-

flusst, sondern hängt vielmehr von den vorgegebenen Regeln, z. B. zur Beteiligung politischer 

Gremien, des Umgangs mit zu beteiligenden Behörden etc. ab. Die Gesamtlaufzeit wird zusätz-

lich maßgeblich von der Fristsetzung bei der Nachforderung von Unterlagen beeinflusst. Wir 

zählen bei der Erfassung einheitlich für alle Kommunen die Kalendertage (nicht Arbeitstage) 

und bereinigen weder Stopp- noch Ruhezeiten o. ä. Bearbeitungsunterbrechungen.  

Die gpaNRW hat die durchschnittliche Dauer für das einfache und das normale Genehmigungs-

verfahren in jeweils zwei Varianten erhoben: 

 Als „Gesamtlaufzeit“ ab dem Antragseingang bis zur Erteilung des Genehmigungs- oder 

Ablehnungsbescheides und 

 als „Laufzeit“ ab dem Zeitpunkt, zu dem der Bauantrag seitens des Antragstellers bzw. 

der Antragstellerin mängelfrei und vollständig der Bauaufsicht vorgelegt wurde bis zur Er-

teilung des Genehmigungs- oder Ablehnungsbescheides. 

Da wir die Dauer der Genehmigungsverfahren bis zur Genehmigung oder Ablehnung betrach-

ten, fließen zurückgenommene Anträge bei der Ermittlung der Durchschnittszeiten nicht mit ein. 

Gesamtlaufzeit in Kalendertagen von Bauanträgen (einfaches Genehmigungsverfahren) 2020 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 14 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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Gesamtlaufzeit in Kalendertagen von Bauanträgen (normales Genehmigungsverfahren) 2020 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 14 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Einfache Genehmigungsverfahren 2020 

In der Stadt Detmold beträgt die Gesamtlaufzeit des einfachen Baugenehmigungsverfahrens, 

also die Zeit vom Antragseingang bis zur Genehmigung, 74 Tage. Dabei wird auch die Zeit in 

Kalendertagen berücksichtigt, die für eine Vervollständigung des Antrags benötigt wird. Im inter-

kommunalen Vergleich gehört Detmold zu dem Viertel der Vergleichskommunen mit der ge-

ringsten Gesamtlaufzeit. Die Bauaufsicht der Stadt Detmold unterschreitet damit den Orientie-

rungswert der gpaNRW um zehn Tage.  

Im Rahmen der überörtlichen Prüfung hat die gpaNRW auch die Laufzeiten, also die Zeit ab 

vollständiger Antragseinreichung bis zur Genehmigung, abgefragt. Für 2020 ergibt sich in Det-

mold für das einfache Genehmigungsverfahren eine Laufzeit von 30 Kalendertagen. Damit bil-
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det die Stadt Detmold im Rahmen des interkommunalen Vergleichs das Minimum. Anders aus-

gedrückt werden vollständige Genehmigungsanträge in Detmold so schnell bearbeitet wie in 

keiner bisher erfassten Vergleichskommune. 

Die hohe Differenz von 44 Tagen zwischen Gesamtlaufzeit und Laufzeit macht deutlich, dass 

der durchschnittliche Zeitraum für die Genehmigungsprüfung kürzer ist als für die Vervollständi-

gung des Antrages. Der Gesamtlaufzeit mit 74 Tagen steht einer Laufzeit von 30 Tagen gegen-

über. 

Normale Genehmigungsverfahren 2020 

Die Betrachtung der Gesamtlaufzeit des normalen Genehmigungsverfahrens zeigt sich eine ge-

samte Bearbeitungszeit von 136 Tagen. Im interkommunalen Vergleich gehört Detmold mit die-

sem Wert zu der Hälfte der bisher erfassten Kommunen mit den kürzeren Gesamtlaufzeiten.  

Die ermittelte Laufzeit dagegen beträgt in der Stadt Detmold nur 85 Kalendertage. Im interkom-

munalen Vergleich gehört Detmold mit diesem Wert zu der Hälfte der Vergleichskommunen mit 

der kürzeren Laufzeit. Sie positioniert sich nahe des Medians. Auch bei dieser Verfahrensart ist 

ein langer Zeitraum notwendig, bis ein vollständiger Antrag vorliegt. 

Die im interkommunalen Vergleich geringeren Bearbeitungszeiten der Bauaufsicht der Stadt 

Detmold erklären auch die höheren Fallzahlen je Vollzeit-Stelle, wie sie im Kapitel 5.3.6 darge-

stellt sind. Durch die geringeren Laufzeiten sind mehr Fälle je Vollzeit-Stelle möglich. Die Zu-

nahme der unerledigten Fälle führt zu geringeren durchschnittlichen Laufzeiten, da weniger 

Fälle mit langen Laufzeiten in die Berechnung einfließen. Der Abbau von unerledigten Fällen 

führt zwangsweise zu höheren Laufzeiten, da mehr Fälle mit langen Zeiträumen berücksichtigt 

werden. 

Bauanträge, die über einen langen Zeitraum unvollständig sind, erzeugen häufig einen höheren 

Arbeitsaufwand. Die Sachbearbeitung muss sich mehrfach in den Fall einarbeiten. Die Stadt 

Detmold sollte daher alle Möglichkeiten nutzen, die Anzahl unvollständiger Baugenehmigungs-

anträge so gering wie möglich zu halten und den Zeitraum für die Vervollständigung der Unter-

lagen zu verkürzen.  

Eine beeinflussbare Größe ist die bei mangelhaften oder unvollständigen Anträgen zu setzende 

Frist für die Nachbesserung. Die Frist sollte einen angemessenen Rahmen nicht überschreiten, 

um nicht unnötig die Gesamtlaufzeit zu verlängern. Dabei kann die Stadt sich nach Ansicht der 

gpaNRW sehr wohl entgegenkommend zeigen, wenn  

 nachvollziehbare Gründe vorliegen, 

 eine Fristverlängerung angemessen ist sowie 

 die zunächst eingeräumte Frist noch nicht abgelaufen ist. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte ihre rechtlichen und sonstigen Möglichkeiten nutzen, die Anzahl der 

unvollständigen Anträge zu reduzieren. Für die Vervollständigung der Unterlagen sollte mög-

lichst kurze, aber angemessene Fristen gesetzt werden.  
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Auch gelten notwendige Zustimmungen, Einvernehmens- und Benehmensherstellungen ande-

rer Körperschaften, Behörden oder Dienststellen als erteilt, wenn sie nicht innerhalb von zwei 

Monaten nach Eingang des Ersuchens verweigert wurden (§ 71 Abs. 2 BauO NRW). Besonders 

bei den normalen Genehmigungsverfahren handelt ist sich häufig um komplexe Verfahren, für 

die eine längere Bearbeitungszeit von den Beteiligten beansprucht wird. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte bei der Einholung von Stellungnahmen die gesetzliche Zwei-Mo-

nats-Frist nutzen, um die Verfahren zu beschleunigen.  

Mit der Einführung der digitalen Bauakte ist mit einer weiteren Beschleunigung des Genehmi-

gungsverfahrens zu rechnen. Dies gilt insbesondere, wenn die notwendigen Beteiligungsverfah-

ren gleichzeitig und sternförmig, unabhängig von der Anzahl der eingereichten Antragsunteral-

gen, stattfinden können. 

4.3.9 Transparenz und Steuerung 

� Feststellung 

Die Stadt Detmold nutzt bereits einige Zielwerte und bildet Kennzahlen ab. Im Zuge von 

quartalsmäßigen Berichten werden Soll-Ist-Vergleiche vorgenommen. Damit stehen zum Teil 

bereits Indikatoren für notwendige Steuerungsmaßnahmen zur Verfügung.  

Transparent aufbereitete Informationen und Daten sowie Kontrollmechanismen sind Basis für 

eine gute Steuerung. Dafür sollte eine Kommune Zielwerte definieren, Qualitätsstandards vor-

geben und aussagekräftige Kennzahlen bilden. Diese sollte die Kommune über ein Berichtswe-

sen regelmäßig auswerten und das „Soll“ mit dem „Ist“ abgleichen.  

Die Stadt Detmold nutzt ihren Produkthaushalt dazu, klare Definitionen des Soll-Zustandes 

darzustellen. Im Zuge von quartalsmäßig erscheinenden Berichten wird diesem Soll-Zustand 

das Ist-Ergebnis gegenübergestellt. So besteht ein „Frühwarnsystem“ notwendige Steuerungs-

maßnahmen bei Fehlentwicklungen zeitnah einzuleiten. Stärken und Schwächen der Bauauf-

sichtsbehörde werden in Teilbereichen mit den ermittelten Kennzahlen offengelegt.  

Aktuell werden für die Bauaufsicht folgende Kennzahlen abgebildet: 

 Gesamtzahl der bauordnungsrechtlichen Bescheide, 

 durchschnittliche Laufzeit eines Baugenehmigungsverfahrens, 

 Genehmigungsquote (genehmigte Bescheide / eingereichten Anträge), 

 Quote erfolgreicher Klagen gegen die Stadt Detmold / Gesamtzahl der bauordnungs-

rechtlichen Bescheide, 

 Deckungsgrad Aufwand zu Genehmigungsgebühren, 

 Laufzeit eines Gewerbeantrages und 

 durchschnittliche Anzahl Anträge /Stelle.  



�  Stadt Detmold  �  Bauaufsicht  �  050.010.030_02348 

Seite 200 von 225 

Mit der Bildung zusätzlicher Kennzahlen können weitere Indikatoren für notwendige Steue-

rungsmaßnahmen geschaffen werden. Daher sollten mindestens die im Rahmen dieses Be-

richts verwandten Kennzahlen fortgeschrieben werden, beispielsweise die weitere Aufschlüsse-

lung der eingesetzten Vollzeit-Stellen für die förmlichen Bauvoranfragen.  

Zudem hat sich die Stadt Detmold weitere allgemeine Ziele gesetzt. Dazu gehört die  

 Sicherstellung der Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften und 

 die bürgernahe und schnelle Bearbeitung der eingereichten Anträge. 

Weitere messbare und überprüfbare Zielwerte hat die Stadt Detmold für die Bauaufsicht bisher 

noch nicht schriftlich festgelegt.  

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte mindestens die im Rahmen dieses Berichts ermittelten Kennzahlen 

fortschreiben. Sie sollte weitere eigene Ziele definieren und das Erreichen dieser Ziele regel-

mäßig mittels einem Soll-Ist-Vergleich überprüfen. 

In vielen überörtlichen Prüfungen hat die gpaNRW die Erfahrung gesammelt, dass stark 

schwankende Fallzahlen in den einzelnen Aufgabengebieten bedarfsgerechte Steuerungsmaß-

nahmen erschweren. Mit Hilfe von Kennzahlen und Zielwerten lassen sich die Quantität und 

Qualität der Arbeit einer Organisationseinheit messen. Mit dessen Hilfe können notwendige 

Steuerungsmaßnahmen erkannt und durchgeführt werden. Daher wird seitens der gpaNRW die 

Auffassung vertreten, dass jede Kommune Zielwerte und Qualitätsstandards zur Wirtschaftlich-

keit und Rechtmäßigkeit der Aufgabenerledigung definieren sollte. Folgende Kennzahlen sind 

dafür grundsätzlich geeignet, qualitätsverbessernde Steuerungsgrundlagen für die Bauaufsicht 

zu erhalten: 

Kennzahlart Kennzahlbeispiel  

Fallzahlen 
Anzahl Anträge im einfachen Genehmigungsverfahren 
Anzahl Anträge im normalen Genehmigungsverfahren 

Bearbeitungszeiten 

Gesamtlaufzeit einfaches Baugenehmigungsverfahren ab Antragseingang 
Gesamtlaufzeit normales Baugenehmigungsverfahren ab Antragseingang 
Laufzeit vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren ab Vollständigkeit und Män-
gelfreiheit der Unterlagen 
Laufzeit normales Baugenehmigungsverfahren ab Vollständigkeit und Mängelfrei-
heit der Unterlagen 

Finanzkennzahlen 
Ergebnis pro Einwohner 
Verhältnis Aufwand Personalkosten zu den Einnahmen 
Grundaufwand je Mitarbeiter je Vollzeit-Stelle 

Wirtschaftlichkeitskennzahlen 
Kostendeckungsgrad 
Aufwandsdeckungsgrad bauaufsichtliche Verfahren in Prozent 

Personal-/Leistungskennzahlen 

Verzeichnete Anträge je Vollzeit-Stelle Sachbearbeitung 
Fälle je Vollzeit-Stelle 
Fristgerecht erteilte Baugenehmigungen in Prozent 
Fristgemäße Bearbeitung von Bauanträgen in Prozent 

Rechtmäßigkeit des Handelns 
Klagequote insgesamt in Prozent 
Quote der „verlorenen“ Klagen in Prozent 
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4.4 Anlage: Ergänzende Tabellen  

Tabelle 1: Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2021 - Bauaufsicht 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Baugenehmigung 

F1 

Die betrachteten Baugenehmigungsverfahren der Stadt Detmold lassen auf 
rechtmäßiges Verwaltungshandeln schließen. Klare und nachvollziehbare Vor-
gaben für Ermessensentscheidungen könnten die Verwaltungsverfahren noch 
weiter optimieren. Der mögliche Gebührenrahmen wird auf Grund veralteter 
Vorgaben nicht ausgeschöpft. Zusätzliche Dokumentationen könnten die 
Rechtssicherheit weiter verbessern. 

179 E1.1 
Die Stadt Detmold sollte zur Verbesserung der Rechtssicherheit erforder-
liche Fristverlängerungen ausreichend dokumentieren. 

180 

   E1.2 

Die Stadt Detmold sollte für die einheitliche und rechtssichere Ausübung 
von Ermessensentscheidungen klare Entscheidungsgrundlagen, z.B. in 
Form eines Kriterienkatalogs, erarbeiten. Getroffene Entscheidungen soll-
ten dokumentiert und an zentraler Stelle für die Bediensteten vorgehalten 
werden. 

181 

   E1.3 

Die Bauaufsicht der Stadt Detmold sollte den vorgegebenen Gebühren-
rahmen für eine möglichst verursachergerechte Aufwandsdeckung nut-
zen. Die internen Vorgaben sollten an die geänderten rechtlichen Rah-
menbedingungen angepasst werden. 

181 

F2 

Die Bediensteten der Bauaufsicht erhalten teilweise durch Checklisten Unter-
stützung bei der Prüfung der Genehmigungsverfahren. Optimierungspotenzial 
besteht durch die Vervollständigung und Weiterentwicklung der Checklisten in 
Prozessschritte, die in die Bearbeitungssoftware integriert werden. Die Bear-
beitung mittels Papierakte erschwert einen effektiven Prozessablauf. Es fehlen 
eindeutige Regelungen für die Entscheidungsbefugnisse und Verantwortungs-
bereiche. 

181 E2.1 

Die Stadt Detmold sollte Entscheidungsprozesse durch Checklisten/Ar-
beitshilfen unterstützen, um einheitliche und rechtssichere Genehmi-
gungsprozesse zu gewährleisten. Die vorhandenen Checklisten können 
dazu als Grundlage dienen. Die einzelnen Arbeitsschritte sollten in die 
eingesetzte Fachsoftware integriert werden. 

182 

   E2.2 
Die Stadt Detmold sollte die Baugenehmigungsverfahren medienbruchfrei 
bearbeiten und die dafür notwendigen Schritte einleiten. 

182 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

   E2.3 
Die Stadt Detmold sollte alle in Papierform eingehenden Antragsunterla-
gen zu einem möglichst frühen Zeitpunkt einscannen. 

183 

   E2.4 
Die Stadt Detmold sollte in einer Dienstanweisung oder Organisationsver-
fügung eindeutig regeln, wer welche Entscheidungsbefugnisse und Ver-
antwortungsbereiche hat. 

183 

F3 

Der Prozess des einfachen Baugenehmigungsverfahrens ist in der Stadt Det-
mold durch wenige Schnittstellen effektiv gestaltet. Er bietet daher nur wenig 
Optimierungspotenzial. Die Bauaufsicht wendet das Vier-Augen-Prinzip nicht 
konsequent an. 

183 E3.1 
Die Stadt Detmold sollte im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 
generell das „Vier-Augen-Prinzip“ zur Korruptionsprävention und zum 
Schutze der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einführen. 

184 

   E3.2 
Die Stadt Detmold sollte die erforderlichen Beteiligungsverfahren parallel 
mittels digitaler Unterlagen durchführen. 

184 

   E3.3 

Die Stadt Detmold sollte die internen Beteiligungen auf das erforderliche 
Mindestmaß reduzieren. Erweitere Informationsgrundlagen für die Bau-
aufsicht können zum Teil zeitaufwendige Beteiligungsverfahren vermei-
den. 

188 

F4 

Die Stadt Detmold nutzt die Vorteile der digitalen Bearbeitung der Baugeneh-
migungsverfahren nur zum Teil. Sie beabsichtigt die Einführung der digitalen 
Bauakte, womit neben einer größeren Unterstützung der Mitarbeiter auch die 
weitere Beschleunigung der Verfahren ermöglicht wird. 

188 E4 

Die Stadt Detmold sollte ihren eingeschlagenen Weg zur Schaffung aller 
Voraussetzungen zur Annahme von digitalen Bauanträgen und zu deren 
digitale Bearbeitung zeitnah umsetzen. Sie sollte dabei die Angebote des 
Bauportals des Landes NRW berücksichtigen. 

189 

F5 

Das Fallaufkommen je Vollzeit-Stelle in der Bauaufsicht der Stadt Detmold ist 
hoch. Anders ausgedrückt wenden die Bediensteten der Bauaufsicht weniger 
Zeit je Fall auf als in den meisten anderen Kommunen. Die Zunahme der uner-
ledigten Fälle ist mögliche Folge des hohen Fallaufkommens je Vollzeit-Stelle. 

190 E5 

Die Stadt Detmold sollte die Personalkennzahlen weiter fortschreiben. Bei 
einem anhaltenden Trend der Zunahme der unerledigten Bauanträge soll-
ten gegensteuernde Maßnahmen ergriffen werden, um Laufzeiten der 
Genehmigungsanträge nicht zu verlängern. Die Empfehlungen zur Be-
schleunigung der Verfahren sollten umgesetzt werden, um die Sachbear-
beitung zu entlasten. 

193 

F6 

Stadt Detmold hat eine zentrale Bauberatung eingerichtet, die im Vergleich zu 
anderen Kommunen mit geringen Personalaufwand betrieben wird. Die Bau-
aufsicht bietet den Bauwilligen zahlreiche Möglichkeiten, sich umfassend zum 
Thema „Bauen“ zu informieren. Der Anteil zurückgenommener Anträge ist in 
Detmold gering. Der Anteil der Ablehnungen ist so hoch wie in keiner anderen 
Kommune. 

193 E6 
Die Stadt Detmold sollte die Kennzahlen zu den Ablehnungen und zu-
rückgenommen Anträgen weiter fortschreiben und analysieren. Ziel sollte 
sein, die hohe Zahl nicht genehmigungsfähiger Anträge zu reduzieren. 

195 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

F7 

Die Bauaufsicht der Stadt Detmold bearbeitet die Bauanträge in kurzer Zeit. 
Häufig wird für die Vervollständigung der Antragsunterlagen mehr Zeit aufge-
wandt als für die eigentliche Genehmigungsprüfung. Die Umstellung auf die 
vollständige digitale Bearbeitung bietet weiteres Beschleunigungspotenzial. 

195 E7.1 

Die Stadt Detmold sollte ihre rechtlichen und sonstigen Möglichkeiten nut-
zen, die Anzahl der unvollständigen Anträge zu reduzieren. Für die Ver-
vollständigung der Unterlagen sollte möglichst kurze, aber angemessene 
Fristen gesetzt werden. 

198 

   E7.2 
Die Stadt Detmold sollte bei der Einholung von Stellungnahmen die ge-
setzliche Zwei-Monats-Frist nutzen, um die Verfahren zu beschleunigen. 

199 

F8 

Die Stadt Detmold nutzt bereits einige Zielwerte und bildet Kennzahlen ab. Im 
Zuge von quartalsmäßigen Berichten werden Soll-Ist-Vergleiche vorgenom-
men. Damit stehen zum Teil bereits Indikatoren für notwendige Steuerungs-
maßnahmen zur Verfügung. 

199 E8 

Die Stadt Detmold sollte mindestens die im Rahmen dieses Berichts er-
mittelten Kennzahlen fortschreiben. Sie sollte weitere eigene Ziele defi-
nieren und das Erreichen dieser Ziele regelmäßig mittels einem Soll-Ist-
Vergleich überprüfen. 

200 
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5. Verkehrsflächen 

5.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Detmold im Prüfgebiet Ver-

kehrsflächen stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Verkehrsflächen 

Die Stadt Detmold hat die wesentlichen Grundlagen für die Steuerung der Verkehrsflächenflä-

chenerhaltung geschaffen. Mit Blick auf ein an wirtschaftlichen Maßstäben orientiertes, strategi-

sches Erhaltungsmanagement kann die Stadt noch weitere Optimierungen vornehmen. So 

sollte sie ein strategisches und langfristig ausgerichtetes Erhaltungskonzept aufbauen. Eine Dif-

ferenzierung nach Straßenarten und den verschiedenen Erhaltungsmaßnahmen ermöglicht 

eine genauere Analyse und einen zielgerichteten Einsatz der zur Verfügung stehenden Mittel. 

Hierzu ist es auch erforderlich, eine Gesamtstrategie zu entwickeln, wie und nach welchen Ziel-

vorgaben die Verkehrsflächen erhalten werden sollen.  

Wesentliche Voraussetzung für eine systematische Erhaltung der Verkehrsflächen ist die in 

Detmold bereits vorhandene Straßendatenbank. Mit der Integration der Straßenunterhaltung in 

die Straßendatenbank im Jahr 2022 sollte die Stadt auch noch die Daten aus dem Straßenbau-

programm und die entsprechenden Kosten für die Erhaltung implementieren. Informationen zu 

den aus den Aufbrüchen resultierenden Erkenntnissen werden bereits in der Straßendatenbank 

gesichert. 

Die Stadt Detmold hat zuletzt in den Jahren 2016/2017 eine Zustandserfassung und –bewer-

tung durchführen lassen. Die Ergebnisse der Zustandserfassung wurden für die körperliche In-

ventur genutzt und sind damit auch in die Anlagenbuchhaltung eingeflossen.  

Seit 2008 ist in Detmold ein kontinuierlicher Vermögensverzehr bei den Verkehrsflächen von in-

zwischen 18 Mio. Euro bzw. 14 Prozent des ursprünglichen Bilanzwertes zu verzeichnen. Die 

Investitionen waren geringer als die Abschreibungen. Die gpaNRW bewertet es kritisch, dass 

die Stadt Detmold bisher nicht die Gesamtinvestitionen nach Neuinvestitionen und Reinvestitio-

nen in das bestehende Verkehrsflächen-Vermögen unterscheiden kann. 

Die Unterhaltungsaufwendungen liegen unterhalb der für eine wirtschaftliche Unterhaltung emp-

fohlenen Richtwerte. Die Straßenzustände zeigen aber, dass die Aufwendungen zumindest in 

den vergangenen Jahren ausgereicht haben: Trotz eines steigenden Durchschnittsalters ist 

nach einer in den Jahren 2016/2017 durchgeführten Zustandserfassung das Verhältnis von äl-

teren Verkehrsflächen zu jüngeren Verkehrsflächen noch weitgehend ausgewogen. 
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Dauerhaft niedrige Reinvestitionen und Unterhaltungsaufwendungen können jedoch zu Risiken 

für den Erhalt des Verkehrsflächenvermögens führen. Dieses sollte die Stadt Detmold im Blick 

behalten. 

5.2 Inhalte, Ziele und Methodik 

Die gpaNRW untersucht in diesem Prüfgebiet wie die Kommunen mit ihren Verkehrsflächen 

und dem entsprechenden Vermögen umgehen.  

Die Verkehrsfläche definiert sich dabei abschließend aus den folgenden Anlagenbestandteilen: 

 Fahrbahnen (Fahrstreifen, Mehrzweckstreifen, befestigte Wirtschaftswege, Fußgängerzo-

nen, Busspuren), 

 sonstigen Verkehrsflächen (Geh- und Radwege, Radfahrstreifen, Parkstreifen, Park-

plätze, Parkbuchten, Busbuchten, Plätze, Trennstreifen und Inseln (befestigt)) und  

 sonstigen Anlagenteilen (Bankette, Gräben/Mulden, Durchlässe, Regenwasserkanäle 

(nur Straßenentwässerung), Straßenabläufe, Markierung, Poller, Schutzplanken). 

Ziel der gpaNRW ist es, auf Steuerungs- und Optimierungspotenziale hinzuweisen und Risiken 

für den Haushalt und den Zustand der Verkehrsflächen aufzuzeigen. Die Darstellung der Kenn-

zahlen zu den Verkehrsflächen schafft Transparenz und sensibilisiert die Kommunen für einen 

bewussten und zielgerichteten Umgang mit ihrem Verkehrsflächenvermögen.  

Dazu untersucht die gpaNRW zunächst die Steuerung der Erhaltung der Verkehrsflächen. Ein 

besonderes Augenmerk richten wir dabei auf den Prozess des Aufbruchmanagements und die 

Schnittstellen zwischen Finanzmanagement und Verkehrsflächenmanagement. 

Die örtlichen Strukturen und die Bilanzkennzahlen bilden die Ausgangslage für die nachfol-

gende Analyse der einzelnen Einflussfaktoren auf die Erhaltung der Verkehrsflächen. Die drei 

wesentlichen Einflussfaktoren Alter, Unterhaltung und Reinvestitionen analysiert die gpaNRW 

dazu einzeln wie auch in ihrer Wirkung zueinander. Bei diesen Kennzahlen ist die Analyse der 

individuellen Situation in der Kommune und der Vergleich zu den definierten Richtwerten ent-

scheidend. Daher verzichtet die gpaNRW hier auf die Darstellung der interkommunalen Verglei-

che. Diese sind in der Anlage des Berichtes informatorisch aufgeführt. 

5.3 Steuerung 

Die Erhaltung der Verkehrsflächen ist eine Aufgabe, die nicht mit dem Blick auf einen kurz- oder 

mittelfristigen Zeitraum betrachtet werden darf. Eine nachhaltige, systematische und somit auch 

wirtschaftliche Erhaltung muss sich auf den gesamten Lebenszyklus der Verkehrsfläche erstre-

cken. Bei den Verkehrsflächen muss insofern ein Zeitraum von mindestens 30 bis 60 Jahren in 

den Blick genommen werden. Allein dieser zeitliche Aspekt wie aber auch die Bedeutung der 

Verkehrsflächen und die Komplexität der Einflussfaktoren auf die Erhaltung machen eine be-

wusste und zielgerichtete Steuerung unabdingbar. 
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Ziel muss es daher sein, die wirtschaftlich sinnvollste Handlungsweise zum Werterhalt und zur 

Sicherstellung der Gebrauchstauglichkeit der Verkehrsflächen unter den individuellen Rahmen-

bedingungen der Kommune zu finden. Gerade die Haushaltslage zwingt die Kommunen ver-

stärkt dazu, die Wirtschaftlichkeit des eigenen Handelns nachzuweisen und zu dokumentieren. 

5.3.1 Datenlage 

� Feststellung 

Die Stadt Detmold verfügt über Daten zu ihren Verkehrsflächen, mit denen sie ein Erhal-

tungsmanagement zielgerichtet aufbauen kann. Der aktuelle Planungszeitraum umfasst 

noch nicht den Lebenszyklus der Verkehrsflächen. 

Eine Kommune muss die für die Steuerung erforderlichen Informationen wie Flächen und Fi-

nanzdaten verwaltungsweit einheitlich und aktuell vorliegen haben. 

In der Stadt Detmold liegt die zentrale Produktverantwortung für die Verkehrsflächen im Fach-

bereich 5 – Tiefbau und Immobilienmanagement. Die Bereiche Planung, Bau und Unterhaltung 

stimmen sich untereinander ab.  

Die Stadt Detmold hat die in ihrer Unterhaltungspflicht liegenden Straßen und Wirtschaftswege 

in der Straßendatenbank erfasst. Die Daten aus den Zustandserfassungen aus 2012 und 

2016/2017 sind fortgeschrieben worden.  

Die Finanzdaten kann die Stadt Detmold nur auf Ebene der Verkehrsflächen insgesamt darstel-

len. Eine systematische Erhebung der Aufwendungen und Investitionen nach den Straßenkate-

gorien gibt es bislang nicht.  

� Empfehlung 

Das bisherige Planung von Bauprogrammen sollte die Stadt Detmold um Erhaltungsstrate-

gien zu den unterschiedlichen Straßenkategorien ergänzen. Um diese entsprechend steuern 

zu können, sollten die Aufwendungen auch nach diesen Straßenkategorien getrennt erfasst 

werden. Dies ermöglicht im operativen Erhaltungsmanagement das Controlling der strategi-

schen Ausrichtung und die Überprüfung, ob die gesetzten Ziele erreicht werden konnten. 

Eine tiefergehende Betrachtung der Zielsetzung in Bezug auf die Verkehrsflächen erfolgt im Ka-

pitel „Strategische Ausrichtung und operatives Controlling“. 

5.3.2 Straßendatenbank 

� Feststellung 

Die Stadt Detmold führt aktuell zwei Straßendatenbanken. Im Zuge der Umstellung auf die 

ausschließliche Nutzung der aktuellen Straßendatenbank hat sie sich zum Ziel gesetzt, noch 

fehlende Informationen wie zum Beispiel Aufbau- und Erneuerungsdaten ebenfalls zu integ-

rieren. 
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Die Straßendatenbank bildet die wesentliche Voraussetzung, um die Erhaltung der Verkehrsflä-

chen systematisch und nachhaltig zu steuern. Um die Straßendatenbank im Sinne eines Erhal-

tungsmanagements nutzen zu können, bedarf es neben dem Aufbau mit den wesentlichen In-

formationen zu den Flächen auch einer regelmäßigen Pflege und Fortschreibung der Daten. 

Aktuell betreibt die Stadt Detmold parallel zwei Straßendatenbanken. Die bis 2014/2015 ange-

wendete Datenbank wird derzeit nur noch für den operativen Betrieb der Straßenunterhaltung 

genutzt. Momentan laufen Umstellungsarbeiten, so dass ab dem Frühjahr 2022 auch der Be-

reich der Straßenunterhaltung in die aktuelle Straßendatenbank eingebunden sein wird.  

Alle übrigen Daten wie z.B. Leit-, Funktions-, Querschnitts-, Zustands- und Inventardaten zu 

den Verkehrsflächen werden bereits in der aktuellen Straßendatenbank geführt. Andere Infor-

mationen wie z.B. Verkehrsdaten liegen nicht vor. Informationen über den Aufbau der Verkehrs-

flächen sind bislang nur teilweise bekannt, sofern vorhanden, jedoch in der Straßendatenbank 

eingepflegt. Die Stadt Detmold hat es sich zum Ziel gesetzt, bei Aufbrüchen sukzessive den je-

weiligen Aufbau zu ermitteln und in der aktuellen, dann ausschließlich angewendeten, Straßen-

datenbank zu hinterlegen. So strebt sie auch hier eine umfassende Datenlage an. Über die vor-

handenen Daten erfolgt ein regelmäßiger Austausch aller Beteiligten.  

Inventardaten sind zwar teilweise bekannt, jedoch noch nicht immer in der Straßendatenbank 

hinterlegt.  

Weitere Informationen zu den Verkehrsflächen wie z.B. Höchstgeschwindigkeit, Nutzung durch 

ÖPNV, Lärm, Bedeutung stadtweit oder überregional, Feinstaubbelastung und Unfalldaten er-

fasst die Stadt Detmold separat und nicht in der Straßendatenbank. 

� Empfehlung 

Eine möglichst umfassende Kenntnis der Einflussfaktoren auf die Verkehrsflächen ermög-

licht es, eine zukunftsfähige Strategie zur Erhaltung zu entwickeln. Daher sollte die Stadt 

Detmold prüfen, welche Daten sie zukünftig noch bei der Planung der Unterhaltung berück-

sichtigen möchte und diese in die Straßendatenbank integrieren. 

Positiv zu bewerten ist, dass die Stadt Detmold bei ihren Planungen zur Erhaltung der Ver-

kehrsflächen immer die weitere Infrastruktur wie z.B. Ingenieur-Bauwerke, Verkehrsleiteinrich-

tungen, Straßenzubehör und die Entwässerung einbezieht.  

Für die Kontrollen und Begehungen der Straßen gibt es in Detmold verbindliche Vorgaben. Die 

Erkenntnisse hieraus werden erfasst und an die zuständigen Stellen im FB 5 – Tiefbau und Im-

mobilienmanagement weitergeleitet. Im Anschluss gewährleistet der Bauhof mit betrieblichen 

und baulichen Unterhaltungsmaßnahmen, also kleinflächigen Arbeiten, die weitere Verkehrssi-

cherheit. Der Bauhof leitet dann die Informationen an den Bereich Tiefbau weiter.  

Um ein vollständiges Bild über die Verkehrsflächen und deren Unterhaltungsbedarf zu erhalten, 

ist es von Vorteil, wenn eine Kommune auch Erhaltungs- und Verkehrsdaten im Zusammen-

hang betrachten kann. Erneuerungen an den Verkehrsflächen wie bspw. Art, Umfang und Jahr 

der letzten Maßnahmen sind bereits in der Straßendatenbank hinterlegt. Allerdings sind die 

Kosten für die Erhaltungsmaßnahmen und die verfügbaren Haushaltsmittel in separaten Listen 

zusammengestellt. Ein Erhaltungsmanagement bietet jedoch den Vorteil, dass deutlich wird, 

wie sich durchgeführte Maßnahmen hinsichtlich Zustand und Vermögenswert ausgewirkt ha-

ben. Zudem können hierüber strategische Szenarien abgebildet werden. 
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Solche Szenarien können z. B. die gegenseitigen Abhängigkeiten von Budget und Straßenzu-

stand langfristig deutlich machen. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte mit Hilfe der Straßendatenbank ein Erhaltungsmanagement auf-

bauen, um die nach Schadensbild der Verkehrsflächen geeigneten und dabei wirtschaftlich 

sinnvollen Maßnahmen zum richtigen Zeitpunkt ergreifen zu können. Auch bei begrenzten 

Mitteln wird hiermit Transparenz über deren zielgerichteten Einsatz und die weitere Entwick-

lung der Verkehrsflächen geschaffen. 

5.3.3 Kostenrechnung 

� Die Stadt Detmold hat eine funktionsfähige Kostenrechnung für die Unterhaltung der Ver-

kehrsflächen aufgebaut. Zukünftig soll die Kostenrechnung auch den Bereich der Erneue-

rung abbilden. 

Für die interne Steuerung benötigt eine Kommune eine Kostenrechnung, die den Ressourcen-

einsatz für die Verkehrsflächen vollständig und transparent abbildet. Die Struktur der Kosten-

rechnung und der Straßendatenbank sollte aufeinander abgestimmt sein. 

Die Stadt Detmold verfügt über eine Kostenrechnung im Bereich der Unterhaltung ihrer Ver-

kehrsflächen in der bisherigen Datenbank. Die Kostenrechnung ist nach den verschiedenen An-

lageteilen differenziert. Im Zuge der Umstellung auf die neue Datenbank hat die Stadt sich zum 

Ziel gesetzt, die Kostenrechnung weiter auszubauen. Perspektivisch möchte sie auch für die in-

terne Steuerung eine Kostenrechnung über den Bereich der Erneuerung einrichten.  

5.3.4 Strategische Ausrichtung und operatives Controlling 

� Feststellung 

Die Stadt Detmold hat für die Verkehrsflächen keine strategische Ausrichtung mit begleiten-

dem Controlling definiert. 

Eine Kommune sollte eine Gesamtstrategie mit Zielvorgaben zur Erhaltung und Erneuerung ih-

rer Verkehrsflächen formulieren. Die Leitziele wie Verkehrssicherheit, Leistungsfähigkeit/ Be-

fahrbarkeit, Substanzerhalt und Umweltverträglichkeit ergeben sich aus dem § 9 Straßen- und 

Wegegesetz NRW (StrWG NRW) in Verbindung mit § 75 Abs. 1 GO NRW. Diese Leitziele sollte 

eine Kommune individuell konkretisieren. Im Rahmen des operativen Controllings sollte sie die 

Ziele über Kennzahlen messbar machen und steuern.  

Zur Optimierung der Steuerung der Verkehrsflächen der Stadt Detmold bedarf es strategischer 

Zielvorgaben. Diese Zielvorgaben sollten durch die Verwaltungsführung formuliert und doku-

mentiert werden. Hieraus sollte die Stadt Detmold operative Ziele ableiten.  

Die letzte Zustandserfassung aus dem Zeitraum 2016/2017 bildet die Grundlage für Entschei-

dungen zur Erhaltung der Verkehrsflächen der Stadt Detmold.  

Auf Grundlage dieser Erkenntnisse plant die Stadt Detmold nach eigener Aussage die erforder-

lichen Maßnahmen in einem Drei-bis Fünf-Jahres-Zeitraum.  
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� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte den bestehenden drei- bis fünfjährigen Planungszeitraum auswei-

ten, um ein strategisches Erhaltungsmanagement aufzubauen. Hierzu sollte sie die gesam-

ten Lebenszyklen der Verkehrsflächen berücksichtigen. 

Die Stadt Detmold verfolgt u.a. die Ziele, die „Funktionserhaltung der Straßen“ sicherzustellen 

und die „Erhaltung der Verkehrssicherheit“ zu gewährleisten. Diese Ziele hat sie im Produktplan 

festgeschrieben.  

Hierbei handelt es sich eher um allgemein gehaltene Ziele. Zunächst sollte die Stadt Detmold 

eine Gesamtstrategie für ihre Verkehrsflächen definieren. Es sollte deutlich werden, was die 

Stadt erreichen möchte. Anschließend sollte sie für sich dieses strategische Ziel konkreter fas-

sen. Um zu überprüfen, ob die Stadt Detmold dann ihre Ziele erreicht, sollte sie passende 

Kennzahlen definieren. Hier bieten sich folgende Kennzahlen an: 

 jährliche Instandsetzung von X Prozent der Flächen in Zustandsklasse X 

 Das Qualitätsniveau aller Verkehrsflächen soll im Durchschnitt besser als der Zustands-

wert X sein.  

 Verkehrsflächen in den jeweiligen Zustandsklassen von „X“-Prozent. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte die systematische Steuerung der Verkehrsflächen aufbauen, indem 

sie strategische und operative Ziele festlegt und deren Erreichung anhand eines Controllings 

überprüft. Zu diesem internen Controlling zählen auch Kennzahlen und ein Berichtswesen. 

5.4 Prozessbetrachtung 

5.4.1 Aufbruchmanagement 

Aufbrüche von Verkehrsflächen gehören zwar zum kommunalen Alltag, sie sind aber immer ein 

Eingriff in das Gesamtbauwerk und bieten damit eine Angriffsfläche für langfristige Folgeschä-

den. Damit steigt durch Aufbrüche - insbesondere, wenn sie nicht fachgerecht wiederhergestellt 

werden - das Risiko eines erhöhten Erhaltungsbedarfs oder sogar einer dauerhaften Wertmin-

derung. Um die Substanz des Verkehrsflächenvermögens möglichst zu erhalten, bedarf es da-

her eines professionellen Aufbruchmanagements. 

� Feststellung 

Das Aufbruchmanagement der Stadt Detmold ist mit den erforderlichen Prozessen gut struk-

turiert. Die Stadt koordiniert die Aufbrüche regelmäßig gemeinsam mit den Versorgungsträ-

gern. Die Kontrollen der Aufbrüche führt die Stadt sowohl während der Bauphase als auch 

bei Mängeln und bei der Gewährleistungsabnahme stichprobenhaft durch. Mit der Integra-

tion des Aufbruchmanagements in die Straßendatenbank können die Prozesse weiter digita-

lisiert und optimiert werden. 
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Ein Aufbruchmanagement setzt einen systematisch strukturierten und organisierten Ablaufpro-

zess voraus. Die Anzahl der Aufbrüche soll möglichst gering gehalten werden. Dazu sollte eine 

Kommune in enger Abstimmung mit allen Beteiligten die Aufbrüche koordinieren und bündeln 

und mit eigenen Erhaltungs- und Erneuerungsmaßnahmen kombinieren. Zudem muss sie die 

Kontrolle und Übernahme der Aufbrüche bis hin zur Gewährleistungsabnahme in den Prozess 

integrieren, um so die ordnungsgemäße und fachgerechte Wiederherstellung des Aufbruchs si-

cher zu stellen. Dieser Prozess sollte optimaler Weise digital über die Straßendatenbank mit ei-

nem webbasierten Portal ablaufen, zu dem alle Beteiligten Zugang haben.  

Die Grafik zeigt die einzelnen Teilprozesse des Aufbruchmanagements. Die gpaNRW hat in 

dieser Prüfung den Schwerpunkt auf die Kontrolle und Übernahme sowie die Gewährleistungs-

abnahme gelegt. Die Koordinierung der Aufbrüche und deren Genehmigung haben wir als we-

sentliche Voraussetzung in die Betrachtung einbezogen. 

Teilprozesse des Aufbruchmanagements 

 

 

Die Stadt Detmold führt regelmäßige jährliche Koordinierungs-Gespräche mit den lokalen Ver-

sorgungsträgern. Die Ergebnisse aus der Abstimmung von geplanten Aufbrüchen werden sei-

tens der Stadt in einem Koordinierungsplan festgehalten. Auf diese Ergebnisse haben die Betei-

ligten über ein Online-Portal Zugriff.  

Die Informationen aus dem Koordinierungsplan werden jedoch bislang nicht in die Straßenda-

tenbank eingepflegt bzw. integriert. Hierzu ist keine Schnittstelle eingerichtet. Dadurch können 

bislang nicht die geplanten Aufbrüche in der Straßendatenbank aufgerufen und mit anderen 

Maßnahmen in der Planung verknüpft werden. Dies geschieht bislang in einer separaten Datei. 

Die Stadt Detmold möchte jedoch zukünftig über web-basierte Lösungen auch Informationen zu 

den Aufbrüchen in die Straßendatenbank übertragen. 
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� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte entscheiden, ob sie den Koordinierungsplan zu den Aufbrüchen mit 

der neuen Straßendatenbank verknüpfen möchte. So könnte sie die vorliegenden Informatio-

nen zu den geplanten Aufbrüchen in einem zentralen System abrufen. 

Die Genehmigung von Aufbrüchen erfolgt durch den Bereich Tiefbau im Fachbereich 5 – Tief-

bau und Immobilienmanagement der Stadt Detmold. Der Abgleich mit dem Koordinierungsplan 

ist sichergestellt. Die Stadt Detmold versagt oder verschiebt Aufbrüche, sofern dies erforderlich 

ist.  

Zu der Genehmigung des Aufbruches erhält der Maßnahmenträger konkrete Wiederherstel-

lungsvorgaben. Hierzu nutzt die Stadt Detmold einheitliche Vordrucke. Die Kontrolle der Aufbrü-

che wird durch den Aufbruchmanager aus dem o.g. Fachbereich sichergestellt.  

Der Vorhabenträger ist in Detmold nicht verpflichtet, den Baubeginn schriftlich anzuzeigen. Die 

Stadt Detmold schätzt dieses Vorgehen jedoch als praktikabel ein, da es ihr bei den regelmäßi-

gen Kontrollen der Verkehrsflächen auffallen würde, wenn der Genehmigungszeitraum nicht 

eingehalten wird. 

Eine gemeinsame Begehung mit dem Vorhabenträger und die Abstimmung der Wiederherstel-

lung des Aufbruchs finden bei größeren Maßnahmen statt. Die Stadt Detmold nutzt diese Orts-

termine, um den Ausgangszustand durch schriftliche Aufzeichnungen und Fotos zu dokumen-

tieren. Diese Informationen pflegt sie in die Straßendatenbank ein. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte überprüfen, ob sie die Vorhabenträger mit der Genehmigung ver-

pflichtet, den Ausgangszustand zu dokumentieren. Dies bietet zudem den Vorteil, dass die 

für die Abnahme und Gewährleistung erforderlichen Informationen vorliegen. 

Die Stadt Detmold kontrolliert die Arbeiten an den Aufbrüchen in eigenem Ermessen stichpro-

benhaft. Bei den Kontrollen dokumentiert sie die vorgefundene Situation und überträgt dies 

auch in die Straßendatenbank. Bei Mängeln bei der Wiederherstellung des Aufbruchs wird der 

Vorhabenträger dazu aufgefordert, diese zu beseitigen. Die Beseitigung der Mängel wird kon-

trolliert. 

Die Dokumentation im Rahmen der Aufbrüche nutzt die Stadt Detmold, den Informationsstand 

in der Straßendatenbank bezüglich der Aufbaudaten sukzessive zu verbessern und so das Er-

haltungsmanagement weiter zu optimieren. 

Die Vorhabenträger sind verpflichtet, formell die Fertigstellung nach dem Ende der Baumaß-

nahme anzuzeigen. Die Abnahme erfolgt durch einen Vorort-Termin der Stadt Detmold. Die 

Stadt Detmold protokolliert die Abnahme. Dieses Protokoll wird durch die ausführende Firma 

bzw. den Versorgungsträger unterschrieben. Gegebenenfalls fordert die Stadt schriftlich den 

Vorhabenträger auf, etwaige Mängel zu beseitigen. Die Dokumentation der Abnahme des Auf-

bruches wird bislang nicht in die Straßendatenbank eingepflegt. Aktuell prüft die Stadt, welche 

Informationen sie zukünftig noch zur Abnahme des Aufbruches in die neue Datenbank integrie-

ren möchte.  

Die Stadt Detmold überprüft und protokolliert im Anschluss die Beseitigung der Mängel. 
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Während der Gewährleistungsfrist kontrolliert die Stadt Detmold die Aufbrüche über die Stra-

ßenbegehung im Rahmen der Verkehrssicherheitskontrolle. Die Mängel werden dokumentiert, 

dem Vorhabenträger angezeigt und die Mängelbeseitigung abschließend kontrolliert. 

Zum Ende der Gewährleistungsfrist erfolgt dann die endgültige Gewährleistungsabnahme. 

Hierzu kontrolliert die Stadt Detmold die Aufbrüche erneut auf Mängel. Ein Protokoll über die 

Gewährleistungsabnahme wird erstellt. Die Dokumentation der festgestellten Mängel leitet sie 

dann an den Vorhabenträger mit einer Frist zur Beseitigung der Mängel weiter. Auch hier kon-

trolliert und protokolliert die Stadt die Mängelbeseitigung. Im Bedarfsfall kann die Stadt Detmold 

auch Kernbohrungen durchführen. 

5.4.2 Schnittstelle Finanz- und Verkehrsflächenmanagement 

� Das Finanz- und Verkehrsflächenmanagement stimmen sich gut untereinander ab und be-

ziehen buchhalterische Auswirkungen auf den Haushalt in die Überlegungen und Entschei-

dungen in Bezug auf die Verkehrsflächen mit ein. 

Ein wirtschaftliches Erhaltungsmanagement der Verkehrsflächen setzt voraus, dass insbeson-

dere finanzwirtschaftliche und technische Aspekte im Sinne einer ganzheitlichen Betrachtung 

eng miteinander abgestimmt und verbunden sind. Hierzu ist es notwendig, dass die organisato-

rischen Schnittstellenprozesse zwischen Finanz- und Verkehrsflächenmanagement in einer 

Kommune eindeutig geregelt sind und in der Praxis entsprechend bedient werden. 

Die nachfolgende Grafik zeigt die einzelnen Schnittstellenprozesse, die eine Kommune organi-

sieren sollte: 
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Schnittstellenprozess 
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Bei der Stadt Detmold stimmen die Anlagegüter der Straßendatenbank mit der Anlagenbuch-

haltung überein. Da die Anlagenbuchhaltung und Straßendatenbank miteinander verbunden 

sind, können die erforderlichen Arbeiten ab dem Jahresabschluss 2020 über die Straßendaten-

bank erledigt werden. Die Kämmerei der Stadt Detmold hat entsprechende Rechte, um auf die 

Straßendaten zugreifen können. 

Den Zustand der Verkehrsflächen hat die Stadt Detmold zuletzt 2016/2017 durch ein externes 

Unternehmen erfassen lassen. Diese Informationen hat der Bereich Tiefbau genutzt, um das 

Verkehrsflächenvermögen zu bewerten. Ein Abgleich zwischen dem tatsächlichen Vermögens-

wert und dem Buchwert ist erfolgt. Somit hat die Stadt Detmold auch eine körperliche Inventur 

durchgeführt.  

Der Bereich Tiefbau hinterlegt in der Straßendatenbank Informationen zum Zustand, die hieraus 

resultierende Restnutzungsdauer und die Dokumentation der Ergebnisse der Zustandserfas-

sung und -bewertung. 

Die Stadt Detmold bezieht die buchhalterischen Auswirkungen auf den Haushalt in die Überle-

gungen und Entscheidungen hinsichtlich anstehender Baumaßnahmen ein. 

Bei allen Entscheidungen bzw. aktuellen Erkenntnissen über Maßnahmen im Bereich der Ver-

kehrsflächen müssen sich der Bereich Tiefbau und die Kämmerei eng miteinander abstimmen. 

Diese Abstimmung ist von großer Bedeutung, um neben der technischen Sicht bei Entscheidun-

gen zu Erhaltungsmaßnahmen auch die haushalterischen Auswirkungen zu berücksichtigen. 

Hier bestehen nach Einschätzung der Stadt Detmold keine Optimierungspotenziale, da der 

beidseitige Austausch sowohl im persönlichen Gespräch als auch über technischen Schnittstel-

len reibungslos läuft.  

5.5 Ausgangslage für die Verkehrsflächenerhaltung 

5.5.1 Strukturen 

� Die Stadt Detmold ist geprägt von einer eher geringen Bevölkerungsdichte. Die große Ge-

meindefläche der Stadt Detmold und die ländliche Ausprägung sind besondere Struktur-

merkmale. Das große Stadtgebiet wirkt sich dabei tendenziell als belastender Faktor aus, da 

viel Verkehrsfläche erforderlich ist, um das gesamte Stadtgebiet mit den insgesamt 27 Orts-

teilen zu erschließen. Weitere besonders be- oder entlastende Strukturmerkmale lassen sich 

für Detmold nicht feststellen. 

Strukturelle Rahmenbedingungen kann eine Kommune in der Regel nicht steuern oder ändern. 

Diese Strukturen können aber begünstigenden wie belastenden Einfluss auf die Erhaltung der 

Verkehrsflächen nehmen. Daher macht die gpaNRW die Strukturen transparent und greift mög-

liche individuelle Besonderheiten auf. 
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2019 lebten in Detmold 74.263 Einwohner auf einer Gemeindefläche von rund 129 qkm. Im in-

terkommunalen Vergleich zählt die Stadt Detmold zu dem Viertel der Kommunen mit der größ-

ten Fläche. Das Stadtgebiet ist jedoch dünner besiedelt als beim Großteil der Kommunen der-

selben Größenklasse (vgl. Bevölkerungsdichte in Einwohner je qkm). 

Strukturkennzahlen Verkehrsflächen 2019 

Kennzahlen Detmold Minimum 
1.  

Viertelwert 

2.  
Viertelwert 
(Median) 

3.  
Viertelwert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Bevölkerungsdichte in 
Einwohner je qkm 

574 379 631 846 1.339 2.102 35 

Verkehrsfläche in qm 
je Einwohner 

41,13 21,88 31,55 35,18 42,18 66,31 14 

Auf dem Stadtgebiet verteilen sich 27 Ortsteile. Die große Fläche der Stadt hat Auswirkungen 

auf die Verkehrsinfrastruktur. Sie wirkt sich tendenziell als belastender Faktor aus, da viel Ver-

kehrsfläche je Einwohner erforderlich ist, um das gesamte Stadtgebiet mit den insgesamt 27 

Ortsteilen zu erschließen 

Auf die rund drei Millionen Quadratmeter Verkehrsfläche entfallen bereits 2,9 Millionen Quadrat-

meter Straßen. Dies entspricht einem Anteil von fast 96 Prozent. Der hohe Anteil der Straßen 

kann sich tendenziell belastend auf den erforderlichen Finanzbedarf für die Erhaltung auswir-

ken. Denn Straßen rufen im Vergleich zu Wirtschaftswegen grundsätzlich höhere Unterhal-

tungsaufwendungen hervor. 

Neben der Verkehrsfläche insgesamt kann auch die Straßenkategorie Einfluss auf die Erhal-

tung nehmen. 

Die Straßenfläche wurde nach unterschiedlichen Straßenkategorien in Wohn-/Anliegerstraßen, 

Hauptverkehrsstraßen und Haupterschließungsstraßen (Industrie-/Gewerbestraßen, Sammel-

straßen, Verbindungsstraßen) aufgeteilt. 

Nach aktueller Verteilung entfällt mit 56 Prozent der hauptsächliche Anteil der Straßenfläche auf 

die Anliegerstraßen. Der Anteil der Hauptverkehrsstraßen liegt bei 19 Prozent, auf die Haupter-

schließungsstraßen entfällt ein Anteil von etwa 24 Prozent. Die Hauptverkehrsstraßen und 

Haupterschließungsstraßen unterliegen im Vergleich zu den Anliegerstraßen einer größeren 

Verkehrsbelastung, insbesondere auch durch den Schwerlastverkehr. Der Anteil von 43 Pro-

zent insgesamt kann einen erhöhten Ressourceneinsatz für die Erhaltung erforderlich machen.  
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5.5.2 Bilanzkennzahlen 

� Der Bilanzwert der Verkehrsflächen hat sich in den vergangenen Jahren verringert. Die Ab-

schreibungen waren höher als die Investitionen. 

Bilanzkennzahlen Verkehrsflächen (inklusiv Anlagen im Bau) 2019 

Kennzahlen Detmold Minimum 
1.  

Viertelwert 

2.  
Viertelwert 
(Median) 

3.  
Viertelwert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Verkehrsflächenquote 
in Prozent 

15,61 7,14 11,02 12,84 15,87 28,24 15 

Durchschnittlicher  
Bilanzwert je qm Ver-
kehrsfläche in Euro 

37,38 16,62 23,92 26,98 34,07 37,72 13 

Die Verkehrsflächenquote zeigt den Anteil des Verkehrsflächenvermögens (Bilanzwert Ver-

kehrsflächen einschließlich Anlagen im Bau) an der Bilanzsumme der Stadt Detmold.  

Damit machen die Verkehrsflächen einen großen Anteil an der städtischen Bilanz aus. Der Bi-

lanzwert der Verkehrsflächen lag zur Eröffnungsbilanz 2008 bei 137 Millionen Euro. Bis 2019 

hat sich das Vermögen der Verkehrsflächen um 14 Prozent auf 119 Mio. Euro verringert.  

Abschreibungen und Anlagenabgänge mindern den Vermögenswert. Demgegenüber stehen In-

vestitionen und Zuschreibungen, die den Vermögenswert erhöhen. Die Abschreibungen als re-

gelmäßiger Werteverzehr haben das Vermögen in der Stadt Detmold also stärker verringert als 

durch Investitionen ein Vermögenszuwachs zu verzeichnen war. 

5.6 Erhaltung der Verkehrsflächen 

Die Verkehrsflächen sind Teil des Infrastrukturvermögens der Kommunen. Die Kommune muss 

den Zustand und damit auch den Wert dieses Vermögens langfristig erhalten. Inwieweit sie die-

ses Ziel erreicht, hängt im Wesentlichen von den durchgeführten Unterhaltungsmaßnahmen 

und Reinvestitionen in die Verkehrsflächen ab. Entscheidend ist ebenso die aktuelle Ausgangs-

position bezogen auf Alter und Zustand des Vermögens. 

Für diese drei Einflussfaktoren bildet die gpaNRW Kennzahlen, die sie dann Richtwerten ge-

genüberstellt. Die Richtwerte sind als Orientierung für eine wirtschaftliche Erhaltung der Ver-

kehrsflächen über den gesamten Lebenszyklus hinweg zu betrachten. 

Für die Unterhaltungsaufwendungen je qm Verkehrsfläche liegt ein Wert von 1,30 Euro je qm 

zugrunde. Er basiert auf dem in dem Merkblatt der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 

Verkehrswesen ermittelten Finanzbedarf der Straßenerhaltung in Kommunen (M FinStrKom – 

Ausgabe 2019). Für die Reinvestitionsquote hat die gpaNRW einen Richtwert von 100 Prozent 

angesetzt. Dieser Wert beruht darauf, dass über die gesamte Nutzungsdauer der Verkehrsflä-

chen die erwirtschafteten Abschreibungen vollständig reinvestiert werden.  
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Der Richtwert für den Anlagenabnutzungsgrad liegt in der Stadt Detmold bei 50 Prozent. Die-

ser ist als Durchschnittswert aller Verkehrsflächen über ihren gesamten Lebenszyklus zu ver-

stehen.  

In dem nachfolgenden Netzdiagramm haben wir die Kennzahlenwerte der Stadt Detmold den 

Richtwerten gegenübergestellt. 

Einflussfaktoren 2019  

Kennzahlen Richtwert Detmold 

Unterhaltungsaufwendungen  je qm Verkehrsfläche in Euro 1,30 0,93 

Reinvestitionsquote in Prozent 100 k.A. 

Anlagenabnutzungsgrad in Prozent 50,00 58,17 

Die Stadt Detmold wendet für die Unterhaltung zwar mehr auf als ein Großteil der Vergleichs-

kommunen. Die Unterhaltungsaufwendungen liegen jedoch unterhalb des Richtwertes. Dauer-

haft zu niedrige Unterhaltungsaufwendungen können ein Risiko für den Haushalt und die Bilanz 

darstellen. Für diese Prüfung konnte die Stadt Detmold nicht die in die bestehenden Verkehrs-

flächen getätigten Gesamtinvestitionen nach Reinvestitionen und Neuinvestitionen differenzie-

ren. Der Anlageabnutzungsgrad liegt hingegen in der Nähe des Richtwertes. Dennoch deutet 

dieser Wert bereits auf eine beginnende Überalterung hin. Zurzeit ist der Zustand der Straßen 

jedoch noch recht gut (vgl. nachfolgenden Abschnitt). 

5.6.1 Alter und Zustand 

� Feststellung 

In der Stadt Detmold ist das Verhältnis von älteren Verkehrsflächen zu noch jüngerem Ver-

mögen noch weitgehend ausgewogen. Nach der Zustandseinteilung befinden sich in Det-

mold aktuell mehr als die Hälfte der Verkehrsflächen in einem sehr guten bis mittleren Zu-

stand. Der Anteil schlechter Straßen ist im Vergleich zu 2012 deutlich reduziert worden.   

Die Altersstruktur des Verkehrsflächenvermögens sollte ausgeglichen sein. Dies ist der Fall, 

wenn der Anlagenabnutzungsgrad über alle Verkehrsflächen hinweg bei 50 Prozent liegt. Ent-

sprechend zur buchhalterischen Kennzahl sollte auch der tatsächliche Zustand der Verkehrsflä-

chen eine ausgewogene Verteilung aufweisen. 

Die durchschnittliche Gesamtnutzungsdauer für Neubauten von Verkehrsflächen hat die Stadt 

Detmold seit 2009 auf 45 Jahre festgelegt. Für ältere Verkehrsflächen liegt die Gesamtnut-

zungsdauer bei 60 Jahren. Dies entspricht dem zulässigen Rahmen der NKF-Rahmentabelle. 

Der Wert von rund 58 Prozent deutet – wie zuvor beschrieben - auf eine beginnende Überalte-

rung hin. In 2014 lag er noch bei knapp 50 Prozent.  

Beim Anlagenabnutzungsgrad ist allerdings zu beachten, dass es sich um einen rechnerisch 

gemittelten Wert handelt. Er sollte dem tatsächlichen Zustand der Verkehrsflächen entspre-

chen. So sind die erforderlichen Erhaltungsmaßnahmen vom tatsächlichen Zustand und nicht 

vom rechnerischen Alter der Verkehrsflächen abhängig.  
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Die Stadt Detmold hat in 2016/2017 den Zustand der Verkehrsflächen mit Hilfe eines externen 

Unternehmens neu ermittelt. Auf Grundlage dieser Zustandserfassung hat sie ihre Verkehrsflä-

chen in fünf Zustandsklassen eingeteilt. 

 Zustandsklasse 1: sehr guter Zustand (Zustandswert bis 1,5) 

 Zustandsklasse 2: guter Zustand (Zustandswert 1,5 bis 2,5) 

 Zustandsklasse 3: mittlerer Zustand (Zustandswert 2,5 bis 3,5) 

 Zustandsklasse 4: schlechter Zustand (Zustandswert 3,5 bis 4,5) 

 Zustandsklasse 5: sehr schlechter Zustand (Zustandswert ab 4,5) 

Verteilung der Zustandsklassen nach der Verkehrsfläche in Prozent für 2012 und 2017 

 

Verteilung der Zustandsklassen nach der Verkehrsfläche in m² 2012 und 2017 

Jahr 
Zustands-
klasse 1 

Zustands-
klasse 2 

Zustands-
klasse 3 

Zustands-
klasse 4 

Zustands-
klasse 5 

Verkehrsflä-
che gesamt 

in m² 

2012 109.711 561.344 602.206 528.249 829.192 2.630.702 

2017 359.736 1.428.589 759.811 305.948 2.579 2.856.663 

Nach der Zustandseinteilung befinden sich in Detmold aktuell mehr als die Hälfte der Verkehrs-

flächen in einem sehr guten bis mittleren Zustand. Der Anteil schlechter Straßen ist im Vergleich 

zu 2012 deutlich reduziert worden.  

Ein Grund in der Verbesserung der Zustandsklassen liegt nach Auskunft der Stadt in veränder-

ten Bewertungskriterien für die Anliegerstraßen. Bei der Erfassung für 2012 wurden die Krite-

rien für Bundes- und Landstraßen angewendet. Hiermit erklärt sich der hohe Anteil der Straßen 

in Zustandsklasse 5 in 2012. Hierauf aufbauend hat die Stadt veränderte Kriterien festgelegt, 
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die sie für die Zustandsbewertung von Anliegerstraßen seitdem anwendet. Hieraus erfolgte eine 

nachvollziehbare Verschiebung von Anliegerstraßen in bessere Zustandsklassen. 

Als weiteren Grund für die Zustandsverbesserung nennt die Stadt Detmold die zahlreichen Er-

neuerungen von Kanälen in den Verkehrsflächen. So konnte sie bei der Wiederherstellung die 

Oberflächen und damit die Zustände der Verkehrsflächen verbessern.  Dennoch sollte sie die 

308.527 qm bzw. elf Prozent der Verkehrsflächen in den schlechtesten Zustandsklassen vier 

und fünf in den nächsten Jahren verstärkt in ihre Maßnahmenplanung einbeziehen.  

5.6.2 Unterhaltung 

� Feststellung 

Den nach dem Richtwert der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen für 

eine langfristig wirtschaftliche Unterhaltung erforderlichen Finanzbedarf deckt die Stadt zu 

etwas mehr als zwei Drittel ab. Die Straßenzustände zeigen, dass die Aufwendungen zumin-

dest in den vergangenen Jahren ausgereicht haben.  

Um die festgesetzte Gesamtnutzungsdauer der Verkehrsfläche zu erreichen ist eine entspre-

chende auskömmliche Unterhaltung erforderlich. Wie hoch die Unterhaltungsaufwendungen im 

Einzelfall sein müssen, ist von vielen verschiedenen Faktoren abhängig. Eine Orientierung bie-

tet der Richtwert von 1,30 Euro je qm. 

Die Unterhaltungsaufwendungen der Stadt Detmold betragen 2019 mit 0,93 Euro je qm nur gut 

zwei Drittel des Richtwertes, der für eine langfristig wirtschaftliche Unterhaltung notwendig 

wäre. Der Durchschnittswert für die Unterhaltung betrug für die Jahre 2016 bis 2019 0,96 Euro 

je qm. Die Aufwendungen für die Unterhaltung sind in der Stadt Detmold somit recht konstant.  

Trotz der unterhalb des Richtwertes liegenden Unterhaltungsaufwendungen zeigt die Verteilung 

der Flächen auf Schadenklassen einen guten Zustand. Ein Grund kann sein, dass bei neueren 

Verkehrsflächen geringere Unterhaltungsaufwendungen erforderlich sind als bei älteren Ver-

kehrsflächen. Die Stadt Detmold sieht einen weiteren Grund darin, dass sie in den vergangenen 

Jahren den Schwerpunkt auf die vollflächige Oberflächenbehandlung mit Reparaturzügen ge-

legt hat. Dies ist nach ihrer Einschätzung eine geeignete Möglichkeit, um den Substanzerhalt 

bei den Verkehrsflächen zu gewährleisten. Sie begründet hiermit den überwiegend guten bis 

sehr guten Zustand der Straßenkörper. 

Neben der tatsächlichen absoluten Höhe der Unterhaltungsaufwendungen ist für eine  

Mittel- und langfristig birgt ein ggf. nicht ausreichender Ressourceneinsatz für die Unterhaltung 

das Risiko, dass die veranschlagte Nutzungsdauer nicht erreicht werden kann. Ein vorzeitiger 

Substanzverlust droht und damit auch das Risiko von außerplanmäßigen Abschreibungen oder 

Verlusten aus Anlageabgängen. 

� Empfehlung 

Die Stadt Detmold sollte überprüfen, ob die Höhe der eingesetzten Unterhaltungsaufwen-

dungen auch dauerhaft ausreicht, die Nutzungsdauern der Verkehrsflächen zu erreichen. 
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Ein nachhaltiges Erhaltungsmanagement setzt voraus, dass der Ressourceneinsatz für die Un-

terhaltung langfristig, also über den gesamten Lebenszyklus der Verkehrsflächen, geplant wird. 

Somit sollte der Planungszeitraum, wie oben bereits dargestellt, ausgedehnt werden. Nur so 

können aktuell noch junge Verkehrsflächen langfristig auch in der aufzustellenden Strategie 

zum Erhalt einbezogen werden. Im Vordergrund sollte dabei der wirtschaftliche und bautechni-

sche Bedarf stehen, der mit dem gesamtstädtischen haushalterischen Handlungsspielraum ab-

geglichen werden muss. Geringere Unterhaltungsaufwendungen entlasten zwar den Haushalt 

kurzfristig, auf lange Sicht führt dies jedoch in der Regel zu Mehrbelastungen. Umfangreichere 

Maßnahmen werden erforderlich oder Maßnahmen müssen früher durchgeführt werden. 

Dadurch ist der Haushalt langfristig stärker belastet. 

Der Bauhof der Stadt Detmold erbringt Leistungen für die betriebliche Erhaltung. Die Instand-

haltung und Instandsetzung wird fast vollständig von Fremdunternehmen erledigt; lediglich 

kleinste Flächen werden selbst bearbeitet, sofern die eigenen Mittel und Fähigkeiten bei dem 

Bauhof der Stadt Detmold vorhanden sind. Positiv ist, dass der Bauhof sich auf diese Erhal-

tungsmaßnahmen beschränkt. Grundsätzlich sollte aber auch hier regelmäßig überprüft wer-

den, ob diese Leistungen nicht durch private Dritte wirtschaftlicher erbracht werden können und 

die vorhandenen finanziellen Mittel effizienter eingesetzt werden können. 

5.6.3 Reinvestitionen 

� Feststellung 

Die Stadt Detmold kann die Gesamtinvestitionen nicht nach Reinvestitionen und Neuinvesti-

tionen differenzieren. Selbst die Gesamtinvestitionen haben jedoch nicht ausgereicht, um 

dem Werteverzehr entgegenzuwirken.  

Über den gesamten Lebenszyklus hinweg sollen die erwirtschafteten Abschreibungen vollstän-

dig über Reinvestitionen wieder in die Verkehrsflächen fließen. Das heißt, dass die Reinvestiti-

onsquote über den gesamten Lebenszyklus aller Verkehrsflächen 100 Prozent betragen sollte. 

Die Stadt Detmold kann die getätigten Gesamtinvestitionen nicht nach Reinvestitionen und 

Neuinvestitionen in ihre Verkehrsflächen differenzieren. Hilfsweise haben wir deshalb die Ge-

samtinvestitionen den Abschreibungen gegenübergestellt. 

Zeitreihe Abschreibungen und Gesamtinvestitionen für die Jahre 2016 bis 2019 

 2016 2017 2018 2019 

Abschreibungen Verkehrs-
flächen in Euro 

4.430.222 4.341.841 4.285.227 4.439.668 

Auszahlungen für Investiti-
onen - Verkehrsflächen 

1.689.454 1.644.828 4.417.487 6.468.737 

Die Tabelle zeigt, dass die Abschreibungen auf die Verkehrsflächen der Stadt Detmold auf ei-

nem konstanten Niveau liegen. Außerplanmäßige Abschreibungen fielen im betrachteten Zeit-

raum nicht an. Die Gesamtinvestitionen waren in den Jahren 2016 bis 2019 geringer als die Ab-

schreibungen. Der Schwerpunkt der Gesamtinvestitionen lag nach Auskunft der Stadt auf ver-

stärkten Neubaumaßnahmen bei den Verkehrsflächen. So gibt es in Detmold neue Straßen 

durch die Erschließung von Neubaugebieten und durch Erweiterungen von Industriegebieten. 
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Dennoch zeigt der Werteverlust seit der Eröffnungsbilanz 2008, dass die Investitionen im ge-

samten Zeitraum nicht ausreichten, um die Abschreibungen aufzufangen. Auch der seit 2014 

gestiegene Anlagenabnutzungsgrad deutet auf die beginnende Überalterung des Verkehrsflä-

chenvermögens hin. 

Gleichwohl ist es der Stadt Detmold mit den bisherigen Maßnahmen zur Erhaltung ihrer Ver-

kehrsflächen gelungen, die Straßenzustände sogar zu verbessern. Auf lange Sicht können sich 

aus niedrigen Reinvestitionen in die bestehenden Verkehrsflächen für Detmold jedoch Risiken 

für den Zustand und auch die Bilanz der Verkehrsflächen ergeben. Zu geringe Reinvestitionen 

können zu außerplanmäßigen Abschreibungen führen. Dies ist immer dann der Fall, wenn Bi-

lanzwert und Zustand der Verkehrsfläche nicht mehr übereinstimmen. 

In jedem Jahr, in dem die Abschreibungen höher als die Reinvestitionen sind, entsteht ein 

Delta, dass im weiteren Lebenszyklus der Verkehrsflächen ausgeglichen werden muss. Zeit-

weise kann eine Reinvestitionsquote von unter 100 Prozent sinnvoll und technisch gerechtfertigt 

sein. Hierfür muss die Stadt Detmold allerdings eine Strategie verfolgen, in denen sie optimale 

Sanierungszeitpunkte festlegt. So können unter Umständen dann auch in mehreren Jahren nur 

wenige Verkehrsflächen erneuert werden. 

� Empfehlung 

Um den Werterhalt der Verkehrsflächen zu sichern, sollte die Stadt Detmold Kenntnis über 

ihre Reinvestitionen haben. Diese Informationen sollten in das Erhaltungsprogramm einflie-

ßen und mit einer langfristigen Investitionsstrategie verknüpft werden. Es muss erkennbar 

sein, welche Maßnahmen wann und in welchem Umfang im Lebenszyklus der Verkehrsflä-

chen notwendig werden, um einer beginnenden Überalterung zu begegnen. 
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5.7 Anlage: Ergänzende Tabellen  

Tabelle 1: Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2021 – Verkehrsflächen 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Steuerung 

F1 
Die Stadt Detmold verfügt über Daten zu ihren Verkehrsflächen, mit denen sie 
ein Erhaltungsmanagement zielgerichtet aufbauen kann. Der aktuelle Pla-
nungszeitraum umfasst noch nicht den Lebenszyklus der Verkehrsflächen. 

179 E1 

Das bisherige Planung von Bauprogrammen sollte die Stadt Detmold um 
Erhaltungsstrategien zu den unterschiedlichen Straßenkategorien ergän-
zen. Um diese entsprechend steuern zu können, sollten die Aufwendun-
gen auch nach diesen Straßenkategorien getrennt erfasst werden. Dies 
ermöglicht im operativen Erhaltungsmanagement das Controlling der 
strategischen Ausrichtung und die Überprüfung, ob die gesetzten Ziele 
erreicht werden konnten. 

180 

F2 

Die Stadt Detmold führt aktuell zwei Straßendatenbanken. Im Zuge der Um-
stellung auf die ausschließliche Nutzung der aktuellen Straßendatenbank hat 
sie sich zum Ziel gesetzt, noch fehlende Informationen wie zum Beispiel Auf-
bau- und Erneuerungsdaten ebenfalls zu integrieren. 

181 E2.1 

Eine möglichst umfassende Kenntnis der Einflussfaktoren auf die Ver-
kehrsflächen ermöglicht es, eine zukunftsfähige Strategie zur Erhaltung 
zu entwickeln. Daher sollte die Stadt Detmold prüfen, welche Daten sie 
zukünftig noch bei der Planung der Unterhaltung berücksichtigen möchte 
und diese in die Straßendatenbank integrieren. 

182 

   E2.2 

Die Stadt Detmold sollte mit Hilfe der Straßendatenbank ein Erhaltungs-
management aufbauen, um die nach Schadensbild der Verkehrsflächen 
geeigneten und dabei wirtschaftlich sinnvollen Maßnahmen zum richtigen 
Zeitpunkt ergreifen zu können. Auch bei begrenzten Mitteln wird hiermit 
Transparenz über deren zielgerichteten Einsatz und die weitere Entwick-
lung der Verkehrsflächen geschaffen. 

182 

F3 
Die Stadt Detmold hat für die Verkehrsflächen keine strategische Ausrichtung 
mit begleitendem Controlling definiert. 

183 E3.1 

Die Stadt Detmold sollte den bestehenden drei- bis fünfjährigen Pla-
nungszeitraum ausweiten, um ein strategisches Erhaltungsmanagement 
aufzubauen. Hierzu sollte sie die gesamten Lebenszyklen der Verkehrs-
flächen berücksichtigen. 

184 



�  Stadt Detmold  �  Verkehrsflächen  �  050.010.030_02348 

Seite 223 von 225 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

   E3.2 

Die Stadt Detmold sollte die systematische Steuerung der Verkehrsflä-
chen aufbauen, indem sie strategische und operative Ziele festlegt und 
deren Erreichung anhand eines Controllings überprüft. Zu diesem inter-
nen Controlling zählen auch Kennzahlen und ein Berichtswesen. 

184 

Prozessbetrachtung 

F4 

Das Aufbruchmanagement der Stadt Detmold ist mit den erforderlichen Pro-
zessen gut strukturiert. Die Stadt koordiniert die Aufbrüche regelmäßig ge-
meinsam mit den Versorgungsträgern. Die Kontrollen der Aufbrüche führt die 
Stadt sowohl während der Bauphase als auch bei Mängeln und bei der Ge-
währleistungsabnahme stichprobenhaft durch. Mit der Integration des Auf-
bruchmanagements in die Straßendatenbank können die Prozesse weiter digi-
talisiert und optimiert werden. 

209 E4.1 

Die Stadt Detmold sollte entscheiden, ob sie den Koordinierungsplan zu 
den Aufbrüchen mit der neuen Straßendatenbank verknüpfen möchte. So 
könnte sie die vorliegenden Informationen zu den geplanten Aufbrüchen 
in einem zentralen System abrufen. 

211 

   E4.2 

Die Stadt Detmold sollte überprüfen, ob sie die Vorhabenträger mit der 
Genehmigung verpflichtet, den Ausgangszustand zu dokumentieren. Dies 
bietet zudem den Vorteil, dass die für die Abnahme und Gewährleistung 
erforderlichen Informationen vorliegen. 

211 

Erhaltung der Verkehrsflächen 

F5 

In der Stadt Detmold ist das Verhältnis von älteren Verkehrsflächen zu noch 
jüngerem Vermögen noch weitgehend ausgewogen. Nach der Zustandseintei-
lung befinden sich in Detmold aktuell mehr als die Hälfte der Verkehrsflächen 
in einem sehr guten bis mittleren Zustand. Der Anteil schlechter Straßen ist im 
Vergleich zu 2012 deutlich reduziert worden. 

217    

F6 

Den nach dem Richtwert der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen für eine langfristig wirtschaftliche Unterhaltung erforderlichen Fi-
nanzbedarf deckt die Stadt zu etwas mehr als zwei Drittel ab. Die Straßenzu-
stände zeigen, dass die Aufwendungen zumindest in den vergangenen Jahren 
ausgereicht haben. 

219 E6 
Die Stadt Detmold sollte überprüfen, ob die Höhe der eingesetzten Unter-
haltungsaufwendungen auch dauerhaft ausreicht, die Nutzungsdauern 
der Verkehrsflächen zu erreichen. 

219 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

F7 
Die Stadt Detmold kann die Gesamtinvestitionen nicht nach Reinvestitionen 
und Neuinvestitionen differenzieren. Selbst die Gesamtinvestitionen haben je-
doch nicht ausgereicht, um dem Werteverzehr entgegenzuwirken. 

220 E7 

Um den Werterhalt der Verkehrsflächen zu sichern, sollte die Stadt Det-
mold Kenntnis über ihre Reinvestitionen haben. Diese Informationen soll-
ten in das Erhaltungsprogramm einfließen und mit einer langfristigen In-
vestitionsstrategie verknüpft werden. Es muss erkennbar sein, welche 
Maßnahmen wann und in welchem Umfang im Lebenszyklus der Ver-
kehrsflächen notwendig werden, um einer beginnenden Überalterung zu 
begegnen. 

221 

Tabelle 2: Einflussfaktoren Erhaltung der Verkehrsflächen 2019 

Kennzahlen Detmold Minimum 
1.  

Viertelwert 

2.  
Viertelwert  
(Median) 

3.  
Viertelwert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Anlagenabnutzungsgrad in Prozent 58,17 54,76 65,43 71,23 72,61 88,30 12 

Unterhaltungsaufwendungen je qm in Euro 0,93 0,44 0,52 0,65 1,10 1,39 13 

Unterhaltungsaufwendungen im 4-Jahres-
Durchschnitt je qm in Euro *) 

0,96 ./. ./. ./. ./. ./. ./. 

Reinvestitionsquote in Prozent *) k.A. ./. ./. ./. ./. ./. ./. 

Reinvestitionsquote im 4-Jahres-Durchschnitt 
in Prozent *) 

k.A. ./. ./. ./. ./. ./. ./. 

* nicht ausreichend Vergleichswerte vorhanden 
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 Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Shamrockring 1, Haus 4, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 

t  0 23 23/14 80-0 

f  0 23 23/14 80-333 

e  info@gpa.nrw.de 

DE-e Poststelle@gpanrw.de-mail.de 

i  www.gpa.nrw.de 
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